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Medienpolitik
Wie sehr verändert die Digitalisie-
rung die Medienwelt? Welche neu-
en Geschäftsmodelle entstehen?
Wie wird sich der öffentlich-recht-
liche Rundfunk positionieren? Mit
diesen Fragen setzen sich u.a. Kurt
Beck, Bernd Neumann und Hans-
Joachim Otto auseinander.

Seiten 1 bis 9

Auswärtige Kulturpolitik
Ist Auswärtige Kulturpolitik mehr Kul-
turpolitik oder mehr Auswärtige Poli-
tik? Welche Rollen spielen die Mittler-
organisationen? Diese Fragen stehen
im Mittelpunkt bei Max Fuchs, Klaus-
Peter Böttger, Kurt-Jürgen Maaß, Clau-
dia Schwalfenberg, Wilfried Grolig und
Christian Höppner.

Seiten 10 bis 14

Föderalismusreform
Wie beurteilen Experten die geplan-
te Föderalismusreform? Wird Verän-
derungsbedarf im Bildungs- und Kul-
turbereich gesehen? Welche Chancen
werden aus der Föderalismusreform
erwartet, welche Risiken werden be-
fürchtet? Wie wird sich die Föderalis-
musreform auf die Kultur auswirken?

Seiten 1, 15 bis 16

Staatsziel Kultur
Was bringt ein Staatsziel Kultur? Ist
es überflüssig, weil die Länder aus-
reichend für die Kultur sorgen oder
ist es ein wesentliches Bekenntnis
des Staates zu Kunst und Kultur?
Hiermit setzen sich auseinander:
Max Fuchs, Ulrich Karpen und Karl
Ermert.

Seiten 18 bis 21

Kultur Kompetenz Bildung
Welchen Beitrag leistet die Breiten-
kultur zur kulturellen Bildung? Sind
Laienverbände eine Brücke zwi-
schen Breitenkultur und Hochkul-
tur? Ist Brauchtumspflege zeitge-
mäß? Welchen Stellenwert hat die
kulturelle bei der Entwicklung der
Ganztagsschule?

Beilage Seiten 1 bis 8

Kultur-Mensch
Klaus Staeck

Foto: Inge Zimmermann

Editorial
Unfair

+ Beilage

Kultur Kompetenz Bildung

Weiter auf Seite 2

Die Wahl von Klaus Staeck als Präsident der Akademie der Künste galt vielerorts als Überraschung. Seit Jahren wurde
erstmals kein Schriftsteller zum Präsidenten der Akademie gewählt. Klaus Staeck steht in der Nachfolge von Autoren wie
Walter Jens, Heiner Müller, György Konrád und Adolf Muschg. Dass Klaus Staeck, obwohl sein künstlerisches Aus-
drucksmittel die Plakat-Kunst ist, wortgewaltig ist, stellt er immer wieder unter Beweis. Er gehört zu den Künstlern, die
sich einmischen, deren Kunst politisch ist und die Kulturpolitik als wichtiges Handlungsfeld sehen. Der Deutsche Kultur-
rat hat Klaus Staeck auf Grund der Verbindung von Politik und Kunst in seinem Werk im Jahr 1999 mit dem Kulturgro-
schen des Deutschen Kulturrates ausgezeichnet.
Klaus Staeck steht vor der Aufgabe die Akademie der Künste an ihrem neuen, alten Ort am Pariser Platz in Berlin zu profilieren
und zugleich den Streit zwischen den Kollegen zu schlichten bzw. erneut ein Klima der Zusammenarbeit zu schaffen. Klaus
Staeck ist ein streitbarer Geist, er wird sicherlich auch in der Akademie der Künste für produktive Unruhe sorgen.

E ine Föderalismusreform, die den
Namen verdient hätte, hätte die

Idee des föderalen Wettbewerbes als
eine der entscheidenden Triebfe-
dern für Fortschritt in Deutschland
ernst nehmen müssen. Doch die Sie-
ger des immer wieder beschworenen
Wettstreites unter den Bundesländern
stehen doch längst fest: Bayern, Ba-
den-Württemberg, Nordrhein-West-
falen und Hessen gehen mit einem
solch großen Vorsprung an den Start,
dass Länder wie Rheinland-Pfalz,
Brandenburg, Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern oder gar
die Länder Bremen, Berlin und das
Saarland sich eigentlich gar nicht erst
zum Start aufstellen müssten. Zu groß
ist der Unterschied zwischen den klei-
nen und den großen, den finanzstar-
ken und den finanzschwachen Län-
dern. Nur eine grundlegende Neuglie-
derung der Länder hätte es vermocht,
einigermaßen vergleichbare Startbe-
dingungen für einen wirklich fairen
Wettbewerb zu schaffen.

Schon in der ersten Sitzung der Fö-
deralismuskommission im Oktober
2003 sagte der damalige Bürgermeis-
ter von Bremen, Hennig Scherf, dass
man hier über alles reden könne aber
nicht über eine Neugliederung der
Länder. Und dabei ist es leider weit-
gehend auch geblieben. Eine sehr an-
erkennenswerte Ausnahme machen
seit einiger Zeit nur Schleswig-Holst-
ein und Hamburg mit ihrer Diskussi-
on um einen „Nordstaat“. Manche
träumen gar vom „Küstenstaat Nord-
deutschland“ von Cuxhaven über Lü-
neburg bis Flensburg mit der Haupt-
stadt Hamburg. Natürlich sind solche
Veränderungen nicht einfach zu errei-
chen. Der gescheiterte Zusammen-
schluss von Berlin und Brandenburg
wiegt immer noch schwer und muss
bald, im Interesse der beiden Länder,
korrigiert werden.

Gerade die Ergebnisse der Föde-
ralismusreform werden den Abstand
zwischen den Ländern noch einmal

vergrößern. Die starken Länder wer-
den den Wettbewerb im Bildungs-,
Wissenschafts- und Kulturbereich, bei
den Kindergärten und Schulen in der
Zukunft noch klarer für sich entschei-
den. Die Länder haben nämlich bei
der ersten Lesung Föderalismusre-
form im März im Bundesrat, nur mit
Enthaltung des Ministerpräsidenten
von Mecklenburg-Vorpommern, ein-
stimmig dafür votiert, den Bund durch
eine Änderung des §104b des Grund-
gesetzes so weit wie irgend möglich
aus der Mitfinanzierung herauszuhal-
ten. Das man nun, vernünftigerweise,
bei den Hochschulen ein Auge zudrü-
cken will, liegt einfach daran, dass
selbst die starken Länder den Ansturm
von Studierenden in den nächsten
Jahren ohne Bundeshilfe nicht werden
Schultern können und ändert nichts
grundsätzliches am angestrebten Ko-
operationsverbotes zwischen Bund
und Ländern. Dass Bayern, Baden-
Württemberg und zum Beispiel auch
Nordrhein-Westfalen den Bund zu-
rückdrängen wollen, um damit ihren
Vorsprung vor den finanzschwachen
Ländern auszubauen, ist zwar nicht
besonders fair, leuchtet aber ein. Aber
was um Himmelswillen versprechen
sich denn die Habenichtse unter den
Ländern von einer solchen Beschnei-
dung des Bundes?

Die Föderalismusreform ist ge-
scheitert! Sie ist gescheitert, weil eine
wirkliche Reform mit einer bundes-
weiten Neugliederung der Länder
nicht gewollt wurde und weil der nun
angestrebte kleinste gemeinsame
Nenner auch noch schädlich, gerade
auch für den Schul- und Kulturbe-
reich, ist. Das Mehr an Freiheit, das der
Bund bei der Gesetzgebung gegenü-
ber den Ländern durch die Föderalis-
musreform gewinnen wird, werden
die Bewohner der finanzschwachen
Bundesländer teuer bezahlen müssen.

Olaf Zimmermann, Geschäftsführer
des Deutschen Kulturrates 

Medienpolitik in der digitalen Welt
Rundfunk ist Ländersache � Von Kurt Beck

Die Digitalisierung der Medien,
nicht zuletzt im Rahmen der allge-
meinen Globalisierung der Märkte,
schafft neue Herausforderungen für
die Medienpolitik. Dass wir heute
schon den 9. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag schließen, hat nichts
mit Regulierungslust zu tun. Viel-
mehr belegt dies eindrucksvoll, dass
die Ländergemeinschaft willens und
in der Lage ist, zeitnah auf Entwick-
lungen zu reagieren und notwendi-
ge Rahmenbedingungen zu schaffen.
Anders als manche glauben machen
wollen: Föderalismus heißt nicht Blo-
ckade oder Stillstand. Kooperativer
Föderalismus, wie wir ihn bei den
Medien praktizieren, heißt aktive Zu-
kunftsgestaltung. Der im Grundge-
setz verankerte Satz �Rundfunk ist
Ländersache� ist daher nicht nur blo-
ße Zuständigkeitsverteilung. Er ist
vielmehr durch die Ländergemein-
schaft gestaltete Kompetenz. Aus
gutem Grund haben wir deshalb auch
diesen Satz gemeinsam mit dem
Bund erweitert: Nicht nur Rundfunk,
sondern alle Inhalte der Medien, das
heißt auch der Telemedien sind Län-
dersache. Der Bund bleibt hier
lediglich für die allgemeinen Ge-
setze, zum Beispiel das Telekommu-
nikationsgesetz, das Wettbewerbs-
recht oder das neue Telemedienge-
setz in der Verantwortung.

I ch stelle ausdrücklich klar: Nicht
theoretische Diskussionen um

die Abgrenzung des Rundfunkbe-
griffs führen an dieser Stelle weiter.
Die Länder haben die Medieninhal-
teregelungskompetenz und sind ge-
rade nicht auf eine bloße Rundfunk-
regulierungskompetenz beschränkt.
Die ganzheitliche Betrachtung fußt
natürlich auf der bewährten Praxis,
dass Medieninhalte gleich über wel-
che Übertragungswege sie zum Nut-
zer gelangen, untrennbar etwas mit
Meinungsbildung, Vielfalt und mit
Kultur zu tun haben. Deshalb liegt es

nahe, dass der Kulturgesetzgeber
eben auch insgesamt für Medien zu-
ständig ist. Und es ist in einem föde-
ralen Staat nur folgerichtig, dass im
Außenverhältnis die Verhandlungs-
führung für solche Fragen auch bei
dem jeweiligen Kompetenzträger
liegt. Die Neufassung von Artikel 23
des Grundgesetzes im Rahmen der
Föderalismusreform ist daher aus
meiner Sicht zwingend.

Vor diesem Hintergrund stellt sich
angesichts der Digitalisierung der
Medien eine Vielzahl von Fragen, die
die Medienpolitik kurzfristig aufgrei-
fen muss. Hieraus möchte ich nur ei-
nige schwerpunktmäßig skizzieren:
Die deutsche Medienordnung im wei-
teren Sinne verstanden, ist sehr aus-
differenziert. Die Ansatzpunkte sind
das klassische Medienrecht der Län-
der für Rundfunk und Presse sowie
Telemedien (einschließlich des Medi-
enkonzentrationsrechts für Fernse-
hen) sowie das Wirtschaftsrecht des
Bundes, insbesondere das Kartellrecht
und das Telekommunikationsrecht
des Bundes. Diese isolierte Betrach-
tung war lange Zeit richtig, ob sie auch
in Zukunft richtig ist, müssen wir über-
prüfen. Bisher hat es genügt, die Naht-
stellen zu definieren und sich in Rand-
bereichen abzustimmen. Ob dies
auch in Zukunft genügt, ist für mich
offen.
Dies gilt insbesondere dann, wenn
Akteure auftreten, die in mehreren
dieser Segmente eine dominante Stel-
lung haben. Ich erwähne etwa den Fall
Presse zu Rundfunk (Springer/Pro7/
Sat1), aber auch den Auftritt der Tele-
kommunikationsunternehmen als
Plattformbetreiber und als Inhaltean-
bieter. Gleiches gilt im Übrigen auch
für die Kabelunternehmen, die ver-
mehrt Inhalte verbreiten. Man sollte
jedoch vor vorschnellen Änderungen
der Gesamtsystematik prüfen, ob das
vorhandene Instrumentarium nicht
reicht beziehungsweise wo es im Ein-
zelnen verbessert werden kann.

Für mich stehen dabei im Medien-
recht der Länder zwei Fragen im Vor-
dergrund:
Plattformanbietern kommt eine
Schlüsselfunktion zu. Früher war ent-
scheidend, wer die Inhalte produziert.
Heute ist viel wichtiger, wer den Mix
der Inhalte zusammenstellt. Die vor-
handenen Instrumentarien des Wirt-
schaftsrechts des Bundes (Kartellrecht
und Telekommunikationsrecht) ver-
mögen die Meinungsvielfalt in diesem
Bereich allein nicht zu sichern. Inso-
fern ist es nur folgerichtig, über eine
eigens ausgestaltete medienrechtliche
Zulassung für Plattformanbieter nach-
zudenken. Diese wird sich von der
klassischen Zulassung und den dort
geltenden Regelungen aber deutlich
unterscheiden müssen.
Der zweite große Themenbereich be-
trifft die Verschlüsselung von Pro-
grammen. Hier muss sichergestellt
werden, dass Anbieter, die unver-
schlüsselt ausstrahlen wollen, weiter
über diese Plattform verbreitet wer-
den können. Einen Zwang zur Ver-
schlüsselung darf es nicht geben. Dies
betrifft insbesondere die Programme
und Angebote des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks.

Dabei wird man neben dem ma-
teriellen Recht natürlich auch eine
Veränderung der Aufsichtsstrukturen
vorurteilsfrei prüfen müssen.
Dies sollte jedoch losgelöst von dem
aktuell diskutierten Fall Springer/
Pro 7/Sat 1 mit Weitblick erörtert
werden. Hier wird gerne und schnell
die Aufsicht durch eine Behörde, das
heißt Aufsicht aus einer Hand gefor-
dert. Eine solche Mammutbehörde,
die alle Bereiche prüft, ist für mich
jedoch eher ein Horrorbild, denn
eine Verheißung. KEK, Bundeskar-

Ministerpräsident Kurt Beck
Foto: SPD-Parteivorstand
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tellamt und Bundesnetzagentur ha-
ben sich aus meiner Sicht jeweils in
ihrem Gebiet ein hohes fach-
spezifisches Know How angeeignet,
das man nicht ohne Not über Bord
werfen sollte. Auch gibt es hier ver-

Medienpolitik in der
digitalen Welt

fassungsrechtliche Hürden. Die
Kompetenzzuweisung des Grundge-
setzes auf Bund und Länder lässt sich
nur durch eine Verfassungsänderung
verschieben. Dies gilt für das materi-
elle Recht ebenso, wie für dessen Voll-
zug. Allerdings ist es in diesen Gren-
zen schon mein Ziel, zu einer weite-
ren Vereinheitlichung und Synchroni-
sation zu gelangen. Ich verhehle
nicht, dass für mich eine Medienan-
stalt aller Länder der beste Weg wäre.

Dort könnte man neben dem Ju-
gendschutz (KJM), der Konzentrati-
onskontrolle (KEK) die Aufsicht auch
etwa in dem Bereich Werbung ansie-
deln. Ein weiterer Punkt  wären für
mich bundesweite Kapazitätszuwei-
sungen, gerade auch im Bereich der
neuen Dienste. Wir werden sehen
müssen, ob es gelingt, die Wider-
stände in einigen Ländern gegen ei-
ne solche Lösung zu überwinden.
Damit zeigt sich: Der 8. Rundfunk-

staatsvertrag ist zum 1. April 2005 in
Kraft getreten, der 9. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag wird in den
derzeitigen Planungen und vorbehalt-
lich der entsprechenden politischen
Zustimmungen am 1. März 2007 fol-
gen.  Mit den hier aufgeworfenen Fra-
gen steht dann nunmehr auch bereits
der 10. Rundfunkänderungsstaatsver-
trag am Horizont. Damit zeigt sich: Wir
leben in spannenden Zeiten. Die Me-
dienpolitik hat noch viel vor sich. Ich

freue mich auf diese neuen Aufgaben
und bin zuversichtlich, dass die Län-
der auch in diesen Fragen zu ange-
messenen und ausgewogenen Lösun-
gen gelangen.

Der Verfasser ist Ministerpräsident
des Landes Rheinland-Pfalz und

Vorsitzender der SPD und seit
Oktober 1994 Vorsitzender
der Rundfunkkommission

der Länder 

Medienpolitische Aspekte der Konvergenzentwicklung
�Triple play� verändert Wertschöpfungskette und Unternehmensstrukturen � Von Bernd Neumann

In der aktuellen Debatte über die
Zukunft der Medien ist �Konver-
genz� ein Schlüsselbegriff. Die Fol-
ge des Zusammenwachsens der �
im analogen Zeitalter technisch,
wirtschaftlich und rechtlich getrenn-
ten � Kommunikationsnetze, Medi-
en-inhalte und Geräte ist, dass prak-
tisch alle Dienste auf allen Endge-
räten genutzt werden können. Inter-
netfernsehen wird erheblich zuneh-
men. Neue Kooperationsmodelle
und Perspektiven für Breitbandan-
gebote und Datendienste auf mo-
bilen Endgeräten rücken näher. Da-
mit verändern sich Wertschöpfungs-
ketten und Unternehmensstruktu-
ren grundlegend. Die überkomme-
ne Trennung von Inhalteanbietern
und Netzbetreibern steht in Frage.
Netzbetreibern � wie den großen Te-
lekommunikationsunternehmen �
wächst die Rolle von Inhalteanbie-
tern zu, während klassische Inhal-
teanbieter wie Verlage oder Rund-
funkveranstalter sich die Frage stel-
len lassen müssen, wie sie ihr An-
gebot angesichts dieser neuen Kon-
kurrenz-situation künftig marktfähig
gestalten können.

A nschaulich wird diese Entwick-
lung am Beispiel des soge-

nannten „Triple Play“, das heißt der
Vernetzung von Internet, Telefon
und Rundfunk. So können Filme auf
der Festplatte gespeichert und zu je-
dem beliebigen Zeitpunkt ange-
schaut werden. Wer einen Film an-
sieht, bekommt zum Beispiel auf
dem Bildschirm angezeigt, wenn
eine erwartete E-Mail eingetroffen
ist. Statt wie bisher an den Computer
zu gehen, kann der Nutzer die Nach-
richt per Fernbedienung auf dem
Fernsehschirm öffnen und lesen. Der
Film wird in der Zwischenzeit gespei-
chert und kann ohne Zeitverlust wei-
ter gesehen werden. Elektronische
Programmführer oder interaktives
Fernsehen zum Mitmachen sind
ebenso möglich wie eine schnelle, bei-
läufige Recherche mittels Suchma-
schine. Videos werden im Zeitalter des
„Triple Play” aus der Online-Video-
thek ausgesucht und in Echtzeit ange-
schaut. Musik wird aus dem Netz
herunter geladen und direkt zur Mu-
sikanlage gesendet. Die Steuerung des
heimischen Netzes übernimmt der
Personalcomputer, der ständig mit
dem Internet verbunden ist.

Die wirtschaftlichen Folgen die-
ses Wandels sind beträchtlich.
Immerhin übertrifft die Wertschöp-
fung in der Medienwirtschaft schon
jetzt diejenige in vielen anderen
klassischen Wirtschaftsbereichen.
Und es ist zu erwarten, dass die Kon-
vergenz weitere beachtliche Wachs-
tumspotentiale generieren wird.
Zudem nehmen die internationalen
Verflechtungen auf dem Medien-
markt rasant zu. Deshalb wird die
aktuelle Medienentwicklung häufig
stark unter ökonomischen Gesichts-
punkten diskutiert. Trotz ihrer wirt-
schaftlichen Bedeutung sind und
bleiben Medien allerdings in erster
Linie Kulturgüter. Vor allem aber
kommt den Medien für die Entfal-
tung der individuellen und gesell-
schaftlichen Persönlichkeit des
Menschen eine hohe, ja wachsende
Bedeutung zu. So hat das Bundesver-

fassungsgericht Presse und klassi-
schen Rundfunk bereits vor Jahr-
zehnten als unverzichtbar für den
demokratischen Meinungsbildungs-
prozess bezeichnet. Und es würde
mit Sicherheit eine ähnliche Ein-
schätzung heute für die neuen Kom-
munikationsmedien – zum Beispiel
das Internet – treffen.

Die Medienpolitik muss daher
von den Interessen der Bürgerinnen
und Bürger ausgehen und im Kon-
text der kulturellen und kommuni-
kativen Bedürfnisse unserer demo-
kratischen Gesellschaft gestaltet
werden. Die Bürgerinnen und Bür-
ger erwarten zu Recht ein vielfälti-
ges, qualitativ hochwertiges Ange-
bot. Ein Angebot, das neben Politik
Bildung und Unterhaltung, Informa-
tion und Kultur umfasst, das mas-
senattraktive Programme von hoher
Qualität mit solchen mischt, die
auch Interessen von Minderheiten
bedienen. Dieses Angebot ist auf al-
len Ebenen zu fördern. Wir müssen
dabei den sich ändernden Nutzerge-
wohnheiten Rechnung tragen. Zwar
ist das Fernsehen immer noch das
Leitmedium. Aber: Das Nutzungs-
verhalten verändert sich entschei-
dend, vor allem bei Jugendlichen
und jungen Erwachsenen. Die Nut-
zung insbesondere von Printmedien
ist rückläufig, neue Medien rücken
zunehmend in den Mittelpunkt.
Hierfür müssen geeignete Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden. Dazu
gehören Sicherungen, die – zum Bei-
spiel im Bereich des Jugendschutzes
und der Menschenwürde – unser Wer-
tesystem schützen. Hier ist aber auch
die originäre Verantwortung der Me-
dienanbieter gefordert. Nötig sind –
last, but not least – Vorkehrungen, die
auf Anbieter- und Meinungsvielfalt
zielen. Wichtig sind aber vor allem fi-
nanzielle Rahmenbedingungen, die
hohe Qualität möglich machen: ein
sicheres Finanzierungssystem für die
öffentlich-rechtlich organisierten Me-
dien und gute Wirtschaftsbedingun-
gen für die privaten Anbieter. Dies be-
rührt eine Vielzahl von Einzelfragen,
von denen ich hier nur einige wenige
kurz aufgreifen kann:

Der aktuelle Wandel im Rund-
funk- und Onlinebereich erfordert
eine Fortentwicklung des europäi-
schen Rechtsrahmens, die Revision
der EU-Fernsehrichtlinie. Die tech-
nischen Veränderungen zeigen: Wir
brauchen eine funktionale Begriffs-
definition – wie sie auch die Gene-
raldirektion Medien und Informa-
tionsgesellschaft der EU-Kommissi-
on will: Diese Definition muss dyna-
misch, entwicklungsoffen und tech-
nologieneutral sein. Inhalte – und
nicht in erster Linie technische Platt-
formen und Übertragungswege – ste-
hen im Mittelpunkt. Deshalb müssen
die audiovisuellen Abrufdienste des
Internet (also so genannte nicht-line-
are Dienste) in eine „Inhalte-Richtli-
nie“, die neue „Richtlinie über audi-
ovisuelle Mediendienste“ aufgenom-
men werden – wie es die EU-Kom-
mission vorschlägt. Wir brauchen
einen kohärenten europäischen
Rechtsrahmen für die Medien,
gleichgültig, auf welchen Übertra-
gungswegen oder Plattformen sie
verbreitet werden. Der mit der Kon-
vergenz einher gehende quantitati-

ve Zuwachs an Angeboten ist allein
kein Garant für eine bessere Infor-
mation der Bürgerinnen und Bürger.
Er ruft vielmehr ein neues, sehr ernst
zu nehmendes Bedürfnis nach Ori-
entierung im Nirwana der Informa-
tionsüberfülle hervor. Deshalb muss
eine „kommunikative Basisversor-
gung“ auch bei den neuen Medien
realisiert werden. Nötig sind mithin
vertrauenswürdige Angebote, die
den Nutzern strukturierte und die
gesellschaftliche Diskussion reprä-
sentativ abbildende Inhalte darbie-
ten und zugleich benutzerfreundlich
und technisch sicher sind. Klar ist,
dass diese Basisversorgung anders
zu gestalten sein wird als beim klas-
sischen Rundfunk. Rundfunkregulie-
rungen dürfen nicht einfach überge-
stülpt werden. Wir wollen nicht
durch Überregulierung, insbeson-
dere bei den Werbebestimmungen,
neue Hemmnisse für die Entwick-
lung wettbewerbsfähiger Online-
Medien schaffen. Doch: Auch in
weltweiten Netzen ist es nötig und
möglich, dass Angebote für Qualität,
Objektivität und Sorgfalt stehen,
dass Minderjährige geschützt wer-
den. Und: Solche Angebote schaffen
sicher neue Wachstumschancen,
weil sie auf eine hohe Nachfrage
rechnen dürfen. Wir werden uns des-
halb auch dem Thema „Qualität und
Vertrauen als Motor der Informati-
onsgesellschaft“ während der Zeit
unserer EU-Präsidentschaft im
nächsten Jahr besonders widmen.

Reichsstagsgebäude und neue Flaniermeile am Spreeufer                                                                            Foto: Anna-Louise Wewer

Hier liegt ein Schlüssel für die posi-
tive gesellschaftliche Bedeutung der
neuen Medienangebote und zu-
gleich eine wichtige Bedingung für
ihren wirtschaftlichen Erfolg. Ver-
braucher honorieren Qualität und
Sicherheit. Wir werden schon in die-
sem Jahr versuchen, ein Bündnis zu
schmieden, dass gute Inhalte für
Kinder und Jugendliche fördert und
auffindbar macht. Es ist nicht akzep-
tabel, dass solche Angebote eher ver-
mindert denn vermehrt werden. Kin-
der brauchen kindgerechte Inhalte
und sie schützende Suchmaschinen.
Hier gibt es bereits ganz beachtliche
Initiativen. Sie zusammenzubringen
und ihnen Möglichkeiten der Fort-
entwicklung zu verschaffen, ist akti-
ver und positiver Jugendschutz im
Zeitalter der Konvergenz. Daran soll-
ten alle Anbieter im Internet ein gro-
ßes Interesse haben.

Für die Erschließung der unge-
heuren Informationsflut des Internet
sind Suchmaschinen unverzichtbar.
Dem System von Suchmaschinen
fehlt aber derzeit noch das für eine
demokratische Informationsgesell-
schaft notwendige Maß an Transpa-
renz. Teilweise ist es weder neutral
noch objektiv. Wo aber Transparenz
fehlt, gehen auch Vielfalt und Demo-
kratie verloren. Es ist indessen kaum
anzunehmen, dass am Ende der Ge-
setzgeber ein solches Problem be-
friedigend lösen kann. Wichtig ist,
dass die Unternehmen selbst für
Transparenz sorgen. Hier dürfte die

Selbstregulierung durch die Markt-
akteure das richtige Steuerungsin-
strument sein. Nur wenn die Bran-
che selbst aktiv wird, lässt sich das
Vertrauen der Nutzer gewinnen.

Trotz der aufgezeigten Entwick-
lung des Verhaltens junger Nutzer-
gruppen gehen wir nicht davon aus,
dass die Printmedien marginalisiert
oder gar vom Markt verdrängt wer-
den. Denn die Geschichte der Medi-
en hat immer wieder gezeigt, dass
neue Angebote vorhandene zwar
zunächst durchaus bedrängen, aber
letztlich doch nie verdrängen konn-
ten. Der anfänglich stets angenom-
mene Substitutionswettbewerb führ-
te stets zu einer weiteren, meist al-
lerdings mit schmerzlichen Anpas-
sungsprozessen einhergehenden
Ausdifferenzierung der etablierten
Angebote und schließlich zur fried-
lichen Koexistenz von neuen und –
gewandelten – alten Medien. Diese
Gesetzmäßigkeit wird nach unserer
Einschätzung trotz aller Unkenrufe
auch durch die digitale Revolution
nicht aufgehoben. Die Printmedien
erleben heute eine Neuauflage die-
ses Prozesses, müssen ihn aber ak-
tiv gestalten, wollen sie als Gewinner
daraus hervorgehen. Dabei wird sie
die Medienpolitik unterstützen.

Der Verfasser ist Mitglied des
Deutschen Bundestags, Staatsminis-

ter bei der Bundeskanzlerin  und
Beauftragter der Bundesregierung

für  Kultur  und  Medien 
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Stärkung von Innovation und Wettbewerb
Zu den Aufgaben der Medienpolitik � Von Hans-Joachim Otto

Der Medienmarkt � dazu zählen
Zeitschriftenverlage genauso wie
Online-Auktionshäuser, Rundfunk-
veranstalter wie Filmproduzenten,
Softwareunternehmen wie Buchver-
lage und Telekommunikationsanbie-
ter � ist eine der wichtigsten Zu-
kunftsbranchen in Deutschland.
Das wirtschaftliche Potential, das
diesem Sektor innewohnt, ist im-
mens und könnte einen wichtigen
Beitrag zur Wiederbelebung der
Wirtschaft in Deutschland und Eur-
opa leisten.

L aut Branchenverband BITKOM
hat allein der ITK-Markt, also

die Informationstechnik und die Tele-
kommunikation, in Deutschland ein
Marktvolumen von aktuell 137,4 Mil-
liarden Euro. Die Entwicklungspoten-
tiale des ITK-Markes werden deutlich,
wenn man die Entwicklung des Markt-
volumens betrachtet, das von 2003 mit
127,7 Milliarden Euro auf zu erwarten-
de 140,1 Milliarden Euro im Jahr 2007
gewachsen sein wird.

Das Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) ermittelte
jüngst, dass die Informations- und
Telekommunikationsbranche in Eu-
ropa den Spitzenplatz der innovati-
ven Wirtschaftssektoren – noch vor
der Elektronik- und Maschinenbau-
branchen – einnimmt. Die politisch
Verantwortlichen wären gut beraten,
die politischen und rechtlichen Rah-
menbedingungen für den Medien-
standort Deutschland optimal aus-
zugestalten. Die Bundesrepublik,
bekanntlich arm an Rohstoffen, aber
reich an Ideen, hat das Potential, im
Bereich der Informations- und Tele-
kommunikationswirtschaft eine
führende Rolle einzunehmen.

Es gibt durchaus Anzeichen für eine
positive Entwicklung des Medien-
marktes in Deutschland. Bei über 65
Prozent der Unternehmen der ITK-
Branche stieg laut BITKOM der Um-
satz im Vergleich zum ersten Quar-
tal 2005. Der technische Fortschritt
führt zu immer neuen Angeboten
innovativer Dienste und Produkte.
Auch der Anpassungsbedarf, den der
technische Fortschritt insbesondere
im Bereich der klassischen Medien
auslöst, führt zu innovativen Ideen
und Geschäftsmodellen. Gerade das
Internet hat schon jetzt die strategi-
sche Planung fast aller im Medien-
bereich tätigen Unternehmen nach-
haltig beeinflußt. Erst jüngst kündig-
te der Axel-Springer-Konzern seine
verstärkten Bemühungen um die
Schaffung attraktiver Online-Platt-
formen an. Man darf zudem davon
ausgehen, dass der Axel-Springer-
Konzern auch nach der gescheiter-
ten Übernahme von Pro Sieben Sat
Eins anstreben wird, den klassischen
Printmedienbereich um audiovisu-
elle Angebote zu erweitern. Ein wei-
teres Beispiel für den rasanten Wan-
del und die zunehmende Konver-
genz der Medien wird bei der Fuß-
ball-WM zu beobachten sein: Sie
können die Spiele nicht nur im Ra-
dio oder im Fernsehen über Anten-
ne, Kabel oder Satellit verfolgen,
sondern ebenso im Internet, im
Fernsehen als IPTV oder per Handy-
TV via DMB (Digital Multimedia
Broadcasting) – alles selbstverständ-
lich live.

Dies sind nur zwei Beispiele für
die aktuelle fortschreitende Entwick-
lung. Leider gibt es auf der anderen
Seite viele Fälle, in den entweder der
Staat oder auch die Wirtschaft selbst
eine wirklich innovative, wirtschaft-

lich kraftvolle und effiziente Entwick-
lung hemmen. Viele Normen im Be-
reich des Medienrechts sind seit lan-
gem nicht mehr zeitgemäß und müs-
sen dringend angepasst werden, um
die Innovations- und Investitions-
kraft der Wirtschaft nicht weiter zu
bremsen. Hinzu kommen aktuelle
Vorhaben der Bundesregierung, die
eher dazu geeignet sind, den Medi-
enmarkt zu behindern, als Innovati-
onen und Wettbewerb zu befördern.

Ein Beispiel hierfür ist die Novelle des
Telekommunikationsgesetzes. Es ist
zu befürchten, dass die von der Bun-
desregierung geplante Regulierungs-
freistellung der Telekom beim Aufbau
ihres VDSL-Netzes letztlich den Di-
gitalisierungsprozess in Deutschland
bremsen wird. Die Mittelfeldpositi-
on Deutschlands im Bereich der
Breitbandversorgung, die vor allem
mit den ehemaligen Monopolstruk-
turen in diesem Bereich zusammen-

hängt, ist ein Indiz dafür. Eine aktu-
elle Studie von Dialog-Consult im
Auftrag des Verbandes der Anbieter
von Telekommunikations- und Mehr-
wertdiensten (VATM) kommt zu dem
Schluss, dass ein Regulierungsmora-
torium bis zum Jahr 2010 die Breit-
bandpenetration in Deutschland um
sechs Prozentpunkte sinken lassen

Weiter auf Seite 4

Deutschland im WM-Fieber    Foto: Anna-Louise Wewer
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Stärkung von Innovation
und Wettbewerb

könnte. Dies wäre ein klarer Wettbe-
werbsnachteil für den Standort
Deutschland und die innovative ITK-
Branche.

Auch die heimische Filmbranche
hat im internationalen Vergleich mit
einigen Wettbewerbsnachteilen zu
kämpfen. Die im Hinblick auf den
internationalen Standortwettbe-
werb gebotenen Steuererleichterun-
gen bei der Finanzierung von Pro-
duktionen über private Fonds wur-
den aus fiskalpolitischen Gründen
abgeschafft. Die Streichung der
Rechtsgrundlage für die Medien-
fonds, die vor allem in Produktionen
im Ausland investierten, war durch-
aus gerechtfertigt. Es wurde dabei
jedoch versäumt, im gleichen Zuge
alternative Anreizmodelle zu schaf-
fen, die für die Generierung von pri-
vatem Kapital dringend notwendig
wären. Offenbar wird das kreative
und wirtschaftliche Potential der
Filmbranche in Deutschland noch
immer unterschätzt. Beispiele aus

Kanada, Australien und Ungarn deu-
ten darauf hin, dass in der deutschen
Filmbranche mehrere zehntausend
neue Arbeitsplätze entstehen könn-
ten. In Kanada stieg infolge der Im-
plementierung eines Anreizsystems
für Filmproduktionen im Jahr 1990
die Zahl der im audiovisuellen Be-
reich Beschäftigten von damals
60.000 auf heute 140.000.

Ein drittes Beispiel zeigt, dass die
technische Entwicklung den Gesetz-
geber überholt hat. Die Konvergenz
der Medien ist in aller Munde. „Klas-
sische“ und „Neue“ Medien ver-
schmelzen immer mehr und sind
teilweise nicht mehr voneinander zu
trennen. Das bereits angesprochene
Handy-TV ist nur ein Fall. Der Ge-
setzgeber hat in diesem Zusammen-
hang die Aufsicht und Regulierung
dieser Bereiche in die Hände einer
Vielzahl von Akteuren gelegt. Da-
durch ist sie nicht mehr effektiv und
häufig schwer nachvollziehbar und
unfair. Und nicht zuletzt schreckt
dieses System wegen unklarer Zu-
ständigkeiten potentielle Investoren
aus dem In- und Ausland ab. Es muss
deshalb in einem ersten Schritt ver-
sucht werden, Aufsicht und Regulie-
rung unter ein Dach zu bringen. Das

wäre effektiv und würde Ungleich-
behandlungen ausschließen. Auch
die öffentlich-rechtlichen Medien
sollten unter diese Aufsicht fallen.
Spätestens die jahrelang unentdeck-
te rechtswidrige Praxis von Product
Placement und Schleichwerbung bei
den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten hat bewiesen, dass das
System der Selbstkontrolle hier nicht
funktioniert. Als Modell für eine zen-
trale Aufsichts- und Regulierungsbe-
hörde könnte die britische OFCOM
dienen.

Auch bei der Föderalismusreform
steht zu befürchten, dass der Weg zu
einer zukunftsfähigen Medienord-
nung eher verbaut als gefördert wird.
Die zunehmende Entflechtung der
Zuständigkeiten zwischen Bund und
Ländern ist in vielen Bereichen sinn-
voll und geboten. Für den Medienbe-
reich gilt dies jedoch nicht. In der
Anhörung u.a. zum Thema Medien in
der Föderalismusreform sagte die
Sachverständige Antje-Karin Pieper,
Medienrätin der Medienanstalt Ber-
lin-Brandenburg: „Der globale Medi-
enzug fährt in entgegengesetzter
Richtung zur Föderalismusreform,
bei uns bleibt er dann irgendwann in
der Kleinstaaterei hängen“.

Schließlich möchte ich noch auf eine
weitere dunkle Wolke am medien-
rechtlichen Horizont hinweisen, die
sich als handfestes Unwetter über der
Privatwirtschaft ausbreiten könnte.
Am Ende dieses Jahres läuft das Mo-
ratorium im Rundfunkgebühren-
staatsvertrag aus, welches die Gebüh-
renpflicht von Computern mit Inter-
netzugang momentan noch aussetzt.
Ab 2007 sind PCs und andere, so ge-
nannte „neuartige Rundfunkemp-
fangsgeräte“ gebührenpflichtig, was
insbesondere kleinen und mittel-
ständigen Unternehmern schaden
wird. Die Gebührenpflicht für Inter-
net-PCs dokumentiert die Kapitula-
tion des Gesetzgebers vor dem tech-
nischen Fortschritt und zeigt nicht
zuletzt, dass das bestehende, gerä-
tebezogene System der Finanzie-
rung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks nicht mehr zeitgemäß ist.
Wie wird denn die GEZ damit um-
gehen. wenn die TV-Funktion eine
Standardfunktion bei Mobiltelefo-
nen wird? In wenigen Jahren wird die
TV-Funktion so selbstverständlich
sein wie heute die vor wenigen Jah-
ren noch unbekannte Photo-Funkti-
on. Daher führt kein Weg daran
vorbei, die Finanzierung des öffent-

lich-rechtlichen Rundfunks endlich
auf eine transparente, faire und vor
allem geräteunabhängige Grundlage
zu stellen. Beispielsweise wäre das
durch das Ersetzen der Rundfunkge-
bühr durch eine allgemeine Medien-
abgabe für alle erwachsenen Bürger
möglich, die in ihrer Höhe deutlich
unterhalb der Rundfunkgebühr lie-
gen müsste (und nach unabhängigen
Berechnungen auch liegen würde).

Das Potential des Medienstandor-
tes Deutschland ist gewaltig, die fort-
schreitende technische Entwicklung
und Konvergenz schafft große Mög-
lichkeiten – gerade in einem ressour-
cenarmen, aber innovationsstarken
Land wie Deutschland. Voraussetzung
dafür, dass sich dieses Potential ent-
falten kann, ist allerdings, dass die Po-
litik hierfür einen zeitgemäßen, wett-
bewerbs- und innovationsfreundli-
chen Rahmen schafft.

Der Verfasser ist Rechtsanwalt und
Notar in Frankfurt am Main und

Mitglied des Deutschen Bundestags,
Vorsitzender der FDP-Kommission

für Internet und Medien und
Vorsitzender des Ausschusses für

Kultur und Medien des Deutschen
Bundestages. 

Das Tempo zieht weiter an
Medien- und Kommunikationsordnung im Zeitalter der Globalisierung � Von Christoph Pries

Die europäische Medien- und Kom-
munikationslandschaft befindet sich
in einem Prozess tief greifender
Veränderungen: Auf Grundlage von
Globalisierung und weltweiter Ver-
netzung sowie der fortschreitenden
Digitalisierung in Verbindung mit
hohen Steigerungsraten bei Rech-
ner- und Übertragungskapazitäten
vollzieht sich das Zusammenwach-
sen von Medienunternehmen und
Märkten in rasantem Tempo.

D ie Transformation der Medien-
und Kommunikationsland-

schaft wird begleitet durch eine fort-
schreitende Konvergenz, einer An-
nährung der unterschiedlichen
Techniken und Übertragungswege.
„Schachtelpolitiken“ – wie sie Peter
Glotz nannte –, die sorgsam bei-
spielsweise zwischen Medien- und
Telekommunikationspolitik trenn-
ten, sind nicht mehr zeitgemäß. Auf-
grund der Konvergenztendenzen
verschwimmen die früher eindeuti-
gen Abgrenzungsbereiche immer
stärker. Der Konvergenz der Technik
und Inhalte muss daher eine Konver-
genz des Rechts folgen. Dies gilt
insbesondere für Deutschland, wo
die Kommunikationsordnung ge-
prägt ist durch eine starke sektorale
Regulierung und entsprechend zer-
splitterte Aufsichtsstrukturen.

Sowohl in Deutschland als auch
auf EU-Ebene wird mit Nachdruck
an einer Reform der Rahmenbedin-
gungen für elektronische Medien
und Kommunikationsdienste gear-
beitet. Hierbei stehen Rechtssicher-
heit für Rundfunk- und Dienstean-
bieter sowie Verbraucher, technik-
neutrale und zukunftsoffene Rah-
menvorgaben und die Sicherung von
Pluralität und Meinungsvielfalt in
den Medien im Vordergrund.

Zu beachten ist bei einer Neu-
konzeption zudem die Frage nach der
Durchsetzbarkeit der Regularien an-
gesichts der Tatsache, dass das Inter-
net regionale oder nationalstaatliche
Schranken und Gesetze genauso we-
nig kennt wie getrennte Märkte.
Staatliche Möglichkeiten zur Durch-
setzung rechtlicher Normen stoßen
daher schnell an ihre Grenzen.

In den nächsten Jahren wird sich
die Umwälzung der Informations-,
Kommunikations- und Medienwelt
noch beschleunigen. Der Kauf der
Bundesligaübertragungsrechte durch
das Kabelunternehmen Arena und
die zunächst verkündete Allianz von
Deutscher Telekom AG und Premie-

re AG sind Vorboten einer Entwick-
lung, die neue Herausforderungen
an das bestehende Recht stellt. Hin-
zu kommen Problemstellungen aus
so unterschiedlichen Bereichen wie
Datensicherheit und Datenschutz,
Informationsfreiheit, Jugendschutz,
Verbraucherschutz und Urheber-
recht.

Mit der beschlossenen Reform
des Jugendmedienschutzes und der
anstehenden Reform des Daten-
schutzes in elektronischen Medien
wurden erste Reformschritte umge-
setzt bzw. eingeleitet.

In Deutschland war und ist vor-
dringliche Aufgabe, die zersplitter-
ten Aufsichtsstrukturen und unter-
schiedlichen Kompetenzen zwischen
Bund und Ländern neu zu ordnen.
Für viele Anbieter ist häufig nicht
mehr erkennbar, welchem Regel-
werk ihre jeweilige Dienstleistung
unterliegt.

Mit dem Telemediengesetz, das
nach der Sommerpause in den Bun-
destag eingebracht und beraten wird
und voraussichtlich am 01.01.2007
in Kraft tritt, werden die Regulie-
rungsstrukturen in Deutschland er-
heblich vereinfacht und die Zuord-
nungen erleichtert. Das neue Gesetz
sieht vor, die bisherigen Regelungen
des Teledienstegesetzes, des Tele-
dienstedatenschutzgesetzes und des
Mediendienste-Staatsvertrages wei-
testgehend zusammenzuführen.

Aufgrund der nach wie vor heraus-
ragenden Bedeutung des Rundfunks
für die freie, individuelle Meinungsbil-
dung bleibt die bestehende regulati-
ve Abgrenzung zwischen Rundfunk
und Telemedien unverändert.

Einen umfassenden und nachhal-
tigen Anspruch an eine Medien- und
Kommunikationsordnung der Zu-
kunft erfüllt auch das Telemedienge-
setz noch nicht – es ist aber ein wich-
tiger Schritt in die richtige Richtung.

Bei der Konzeption einer neuen
Medienordnung kommt es noch
stärker als bisher auf die Einbindung
in ein internationales System an.
Eine zu stark ausgeprägte national-
staatliche Regulierung wird in einem
weltweiten Medien- und Kommuni-
kationssystem, wofür das Internet
als Synonym steht, mittelfristig in
eine Sackgasse führen. Bund und
Länder müssen sich daher zukünf-
tig verstärkt international, insbeson-
dere im Rahmen der Europäischen
Union, für eine abgestimmte Ent-
wicklung der Rahmenordnung ein-
setzen.

Zu einem Schlüsselwort der Diskus-
sion über Alternativen bzw. Ergän-
zungen der traditionellen hoheitli-
chen Steuerungsformen ist – aktuell
bei der Diskussion hinsichtlich der
Revision der EU-Fernseh-Richtlinie
– der Begriff „Co-Regulierung“ ge-
worden. Bei diesem Modell setzt der
Staat rechtliche Rahmenbedingun-
gen und etabliert eine Auffangver-
antwortung, auf deren Grundlage
eine Selbstkontrolle der Medienun-
ternehmen und Nutzer aufbaut.

Sicherlich reicht ein derartiges
System nicht in allen Fällen aus und
ist auch nicht in allen Bereichen
sinnvoll. Gleichwohl könnte Co-Re-
gulierung helfen, die Medien- und
Kommunikationsordnung offener
und flexibler zu gestalten. Welche
Bereiche gegebenenfalls im Sinne
einer Co-Regulierung zu gestalten
sind, sollte meines Erachtens Gegen-
stand wissenschaftlicher und politi-
scher Prüfung sein. Nicht zuletzt im
Hinblick auf die angesprochene Co-
Regulierung, kommt einem weiteren
Gesichtspunkt, der Förderung von
Medienkompetenz, herausragende
Bedeutung zu. Medienkompetenz
dient nicht nur dazu, sich sicher im

Internet zu bewegen. Vielmehr trägt
sie dazu bei, eine neue digitale Spal-
tung („Digital Divide“)  zwischen
denjenigen zu verhindern, die an der
„digitalen Revolution“ teilhaben und
solchen, die dies aufgrund von Wis-
sensdefiziten oder mangelnden fi-
nanziellen Möglichkeiten nicht kön-
nen. Medienkompetenz meint
letztlich aber mehr – und dies wird
im Zeitalter des Internet immer
wichtiger: die Kompetenz, relevan-
te Informationen zu finden, zu filtern
und richtig zu bewerten.

Vor diesem Hintergrund sind das
Sicherstellen eines umfassenden ge-
sellschaftlichen Zugangs zu Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien sowie der freie Zugang zu
relevanten Inhalten von grundlegen-
der Bedeutung.

Die Politik muss Medienkompe-
tenz fördern und verhindern, dass
aus einer digitalen eine soziale Spal-
tung erwächst. Zahlreiche Initiativen,
so z.B. die Bundesinitiative „Jugend
ans Netz“, versuchen entsprechende
Grundlagen zu vermitteln. Auch beim
UN-Weltgipfel zur Informationsge-
sellschaft spielte die Frage eine ent-
scheidende Rolle, wie eine weltweite

digitale Spaltung der modernen Me-
dien-, Informations- und Wissensge-
sellschaft verhindert werden könne
und welche Instrumentarien hierfür
entwickelt werden müssen.

Sicherlich ist aus wirtschaftlicher
Sicht die Forderung nach einer mög-
lichst wenig regulierten „Internet-
Welt“ nachvollziehbar. Gleichwohl
muss die Politik auch die Befürch-
tungen berücksichtigten, das die
ungebremste Entwicklung der Neu-
en Medien die Abnahme sozialer
Kontakte, die Zunahme der Internet-
Kriminalität sowie das Herausbilden
einer Wissenselite und damit eine
neue Spaltung der Gesellschaft nach
sich ziehen würde.

Eine zukunftsorientierte Kommu-
nikations- und Medienordnung muss
angesichts des umfassenden Struktur-
wandels daher beide Seiten – die wirt-
schaftlichen Chancen und die gesell-
schaftlichen Herausforderungen – im
Auge behalten und versuchen, sie
miteinander in Einklang zu bringen.

Der Verfasser ist Mitglied des
Deutschen Bundestags und Vorsit-
zender des Unterausschusses Neue

Medien des Deutschen Bundestags 

ARD-Hauptstadtstudio am Spreeufer    Foto: Anna-Louise Wewer
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Für das Gemeinwohl – gegen die mediale Klassengesellschaft
Die deutsche Medienlandschaft im Umbruch � Von Thomas Gruber

Die deutsche Medienlandschaft
befindet sich in einer Situation des
Umbruchs.  Verantwortlich dafür ist
das Zusammenwirken mehrerer
Faktoren. In erster Linie ist es die
technische Entwicklung, die für die
Zukunft Möglichkeiten eröffnet, die
vor wenigen Jahren noch unabseh-
bar waren. Die klare Konturierung
der elektronischen Medien Hörfunk,
Fernsehen und Internet gehört an-
gesichts der Digitalisierung zuneh-
mend der Vergangenheit an. Daraus
ergeben sich gleichermaßen Chan-
cen und Risiken.

D er öffentlich-rechtliche Rund-
funk sieht sich vor dem Hinter-

grund der Kommerzialisierung im
Medienbereich in zunehmendem
Maße Anfeindungen ausgesetzt. Das
ist wenig überraschend, weil die Ge-
meinwohlorientierung und Unab-
hängigkeit des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks, die durch die Rundfunk-
gebühr gewährleistet wird, den priva-
ten Anbietern und deren Lobbyisten
ein Dorn im Auge sein muss.

Die kommerziellen Rundfunkan-
bieter setzen alles daran, ihre Markt-
position weiter auszubauen. Das soll
keineswegs über eine Optimierung
der Inhalte geschehen. Laut nachge-
dacht wird vielmehr über eine Opti-
mierung der Verbreitungswege im
Dienste des Profits. Oder, anders ge-
sagt: Nicht das Programm soll bes-
ser werden – sondern die Abschöp-
fung des Gewinne.

Dabei ist es symptomatisch für
die veränderten Prioritätensetzun-
gen, dass technische Dienstleister
sich nun auch als Anbieter von In-
halten präsentieren.

Ende Mai 2006 erhielten zahlrei-
che deutsche Haushalte eine Rech-
nung über 78 Euro, ausgestellt von
einer bis dato unbekannten Firma
namens „euroSAT“. Der Betrag sei,
so der Text des Anschreibens, für den
Empfang von privaten Fernsehpro-
grammen via Satellit fällig geworden.

Rechnung und Betrag erwiesen
sich als frei erfunden, das Unterneh-
men als kriminelle Briefkastenfirma.
Pro7/SAT1 und die RTL-Gruppe
wandten sich an die Öffentlichkeit,
um auf die betrügerischen Absichten
dieses „Unternehmens“ hinzuwei-
sen, Polizei und Staatsanwaltschaf-
ten wurden eingeschaltet, die Pres-
se berichtete ausführlich.

Die Nepper, Schlepper und Bau-
ernfänger der digitalen Moderne
hatten sich eine Debatte zunutze
gemacht, die seit Monaten Politik,
Medien und Geräteindustrie glei-
chermaßen beschäftigt. Aufgrund
der sinkenden Renditen, so die Chef-
etagen der beiden großen kommer-
ziellen TV-Veranstalter in Deutsch-
land, bleibe gar keine andere Wahl,
als die bisher frei empfangbaren Pro-
gramme zu verschlüsseln und künf-
tig auch für die ASTRA-Satellitenver-
breitung von den Konsumenten eine
Art technische Grundgebühr zu er-
heben. Das Inkasso, auch dies eine
Novität im medialen Geschäftsgeba-
ren, solle der Satellitenbetreiber
übernehmen, der aus der so entste-
henden Adressierbarkeit des Publi-
kums seine Kundendaten generieren
und an die Veranstalter zur Vorberei-
tung künftiger kommerzieller Wert-
schöpfungsketten weiter geben kön-
ne. Als Mittel zum Zweck würden
neue Empfangsgeräte gebraucht, de-
ren proprietäre Verschlüsselungs-
technologie auch dem Pay-TV Unter-
nehmen Premiere über Lizenzen
zugute käme. Eine ausgeklügelte Stra-
tegie, bei der fast alle Beteiligten Ge-
winne einstreichen können – mit Aus-
nahme des Publikums, das für eben
diese Gewinne aufkommen soll.

Gelenkt und publizistisch beglei-
tet wird die Kampagne von den Lob-
byisten der Privatfunk-Vereinigung

VPRT, deren Chef Jürgen Doetz bei
dieser Gelegenheit gleich noch ein
weiteres, zentrales Anliegen der Ge-
winnmaximierer durchsetzen möch-
te: Auch die Öffentlich-rechtlichen
Sender sollen in die Grundverschlüs-
selung hineingezwungen werden.
Aus dem bisherigen Free-TV soll
prinzipiell ein allgemeines „Fee“-TV
werden, das in der Konsequenz die
gesetzlich legitimierte Gebühren-
pflicht irgendwann aushebeln wür-
de. Dann – so das Kalkül – wären
über den Weg der Digitalisierung
und im Verein mit Mobilfunkbetreib-
ern und Kabelgesellschaften die fet-
ten Wiesen bereitet, auf dem die in-
ternationalen „Private Equity“-Fir-
men, die über hunderte von Milliar-
den US-Dollar Investitionskapital
verfügen, ihre Cash-Kühe grasen las-
sen können.

Derzeit wird das Feld noch von
verschiedensten Protagonisten bela-
gert, deren Kämpfe und Allianzen für
reichlich Verwirrung sorgen, die aber
letztlich alle von derselben Motivati-
on getrieben sind. Ihr primäres Inte-
resse richtet sich nicht auf die ange-
botenen Inhalte, sondern auf die
technischen Vertriebswege. Gestrit-
ten wird darum, wer die Rechte an
den Plattformen der neuesten digita-
len Standards wie IP-TV, Handy-TV,
DVB-H, DMB – und wie sie alle hei-
ßen mögen – erwerben darf. Wenn
die Beute im Sinne der privaten Prot-
agonisten verteilt ist, werden die pro-
grammlichen Inhalte hinter den
kryptologischen Mauern eines medi-
alen Supermarktes verschwinden.
Dort wird der Kunde erst dann König,
wenn er Eintritt bezahlt – und danach
auch noch bereit ist, für die Ware in
den diversen Sparten-Regalen noch
einmal kräftig draufzulegen.
Es ist nicht verwunderlich, dass die
öffentlich-rechtlichen Sender in
Deutschland und ein Gesetzgeber,
der das Kulturgut Rundfunk nicht
gänzlich zur Ware verkommen lassen
will, in diesem digitalen Goldrausch
als lästige Störfaktoren empfunden
werden. Wenn ARD und ZDF darauf
beharren, dass ihre Inhalte das Pu-
blikum unverschlüsselt und diskri-
minierungsfrei erreichen müssen,
legen sie einem Marktmodell Zügel
an, das von sich aus weder Hem-
mungen noch Skrupel kennt.

Der Gesetzgeber hat bislang kei-
nen Zweifel daran gelassen, dass der
kulturelle Mehrwert, den die öffent-
lich-rechtlichen Programme für un-
sere Gesellschaft erbringen, prägend
und unentbehrlich ist. Wenn er die-
sen Kurs fortsetzt, die freie Empfang-

barkeit des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks weiterhin stützt und die
freie technische Entwicklung auf al-
len zur Verfügung stehenden Platt-
formen garantiert, ist den Begehr-
lichkeiten der Profiteure ein Riegel
vorgeschoben. Das von den Vertre-
tern der kommerziellen Medien-
konzerne in jammerndem Tonfall
vorgetragene Ansinnen, der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk müsse von
den modernen Vertriebswegen aus-
geschlossen werden, ist allzu durch-
sichtig und keineswegs neu. Ähnliche
Töne hörte man von interessierter
Seite schon bei der Einführung von
UKW, zu Beginn von Farbfernsehen
und Videotext oder beim Start der
Programmverbreitung via Satellit. Es
ist also wenig überraschend, wenn
die Privaten ein Monopol auf das In-
ternet, das Fernsehen, auf Handhelds
oder generell auf jede Weiterentwick-
lung in technischer und programm-
licher Hinsicht fordern. Dahinter
steckt nichts anderes als die stille
Hoffnung, das Publikum durch die
Zerstörung kostengünstiger Alterna-
tiven zur Kasse zwingen zu dürfen.

Dieser nachgerade vordemokra-
tischen und ausschließlich wirt-
schaftlichen Interessen verpflichte-
ten Haltung setzen die Öffentlich-
Rechtlichen ein klares Bekenntnis
zur Gemeinwohlorientierung entge-
gen. Für die ARD steht fest, dass sie
sich überall dort, wo die Grundprin-
zipien einer gemeinwohlorientier-
ten Medienordnung verletzt sind,
nicht beteiligen wird. Das trifft vor
allem auf die von den Privaten her-
beigesehnte „Grundverschlüsse-
lung“ zu. Übrigens ist schon der Be-
griff eine grobe Irreführung. Es gibt
keine „Grundverschlüsselung“: Pro-
gramme sind entweder frei emp-
fangbar oder eben nicht. Es gibt auch
keinen sachlichen Grund für eine
Verschlüsselung – abgesehen von
den Renditeerwartungen irgendwel-
cher Hedge-Fonds. Auch technisch
besteht dazu weder Anlass noch
Notwendigkeit. Argumente wie die
bessere Adressierbarkeit des End-
kunden oder ein Digitales Rechte-
management – das im Endeffekt
sogar die Anfertigung privater Kopi-
en unterbindet – sind Argumente
zugunsten kommerzieller Interessen
und zuungunsten der Nutzer. Aus
Sicht des Öffentlich-rechtlichen
Rundfunks sind diese vermeintli-
chen Gründe für die Verschlüsselung
schlagkräftige Argumente gegen die
Verschlüsselung. Sie würde zu einer
Abschottung der Inhalte vom weni-
ger zahlungskräftigen Publikum und

zur Monopolisierung führen, womit
den Menschen keinesfalls gedient
ist. Die ARD sieht sich in der Pflicht,
gegen solche Bestrebungen ein wirk-
sames gemeinwohlorientiertes Ge-
gengewicht zu bieten. Der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk muss für
jeden frei, ohne zusätzlichen wirt-
schaftlichen oder technischen Auf-
wand empfangbar sein. Aus diesem
Grund bemühen wir uns intensiv,
auf allen digitalen Plattformen nicht
nur vertreten zu sein, sondern auch
mit eigenen Sendestandorten und
Frequenzen für die freie Informati-
onsverbreitung zu kämpfen. Dort,
wo uns die Provider, seien es nun
Kabelgesellschaften oder Mobilfun-
ker, die ungehinderte und von Zu-
satzkosten freie Zuleitung zum End-
kunden gewähren und für die Zu-
kunft gewährleisten, sind wir – dem
gesetzlichen Auftrag des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks entspre-
chend – bereit, unsere Inhalte zur
Verfügung zu stellen. Dort, wo man
versucht, uns aus dem Markt zu

drängen, werden wir alles daran set-
zen, aus eigener Kraft für die Pro-
grammverbreitung zu sorgen.

Die derzeitige, vom großen Geld
infizierte Mediendebatte versucht mit
allen Mitteln, den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk in Frage zu stellen. Die
Programminhalte sollen nunmehr je-
nem Teil des Publikums zugänglich
sein, das willens und in der Lage ist,
tief in die Tasche zu greifen. Die Ge-
sellschaft wäre auf diese Weise scharf
in Informierte und Nichtinformierte
geschieden. Die langfristigen Folgen
einer solchen Konstellation für die
Politik und die Kultur unseres Landes
wären verheerend.

Es ist die Verpflichtung des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks die-
sen Entwicklungen  zusammen mit
der Politik und den gemeinwohlori-
entierten gesellschaftlichen Kräften
entschieden entgegenzutreten.

Der Verfasser ist Intendant des
Bayerischen Rundfunks und

Vorsitzender der ARD 

Die Digitale Revolution hat begonnen
 Radio und TV bald auch à la carte � Von Jürgen Doetz

Die Digitalisierung wird zu weitaus
größeren Umbrüchen der Medienland-
schaft führen als die Einführung des
dualen Rundfunksystems in Deutsch-
land vor 22 Jahren. Mancher Experte
sieht sogar Indizien dafür, dass sie
Erschütterungen in Kultur und Gesell-
schaft nach sich ziehen wird, die ver-
gleichbar mit der Erfindung des Buch-
drucks durch Johannes Gutenberg vor
rund 500 Jahren sind.

D ie Erfindung des Buchdrucks
mündete in der Aufklärung.

Wohin die Digitalisierung führen
wird, weiß heute noch niemand ganz
genau. Sicher ist nur, dass die digi-
tale Revolution mit dem raschen Zu-
sammenwachsen von Telefon, Fern-
sehen und Internet dafür sorgt, dass
uns eine Bilder- und Informations-
flut, die noch bis vor kurzem völlig
undenkbar schien, auf ganz ver-
schiedenen Plattformen erreicht.
Wichtige Weichen sind bereits ge-

stellt: Der Auf- und Ausbau sowie die
zunehmende Konvergenz von Über-
tragungswegen führt zu neuen Ange-
bots- und Nutzungsformen. So eröff-
net etwa die Kombination von Rund-
funk- und Mobilfunkangeboten ganz
neue Möglichkeiten. Parallel dazu
erfasst die Konvergenz auch Inhalte
und Empfangsgeräte. Die Kompres-
sions- und Speichertechnologie
macht große Fortschritte. Rundfunk,
Mediendienste, Onlineangebote, in-
teraktive Services, Telefonie – die
meisten Angebote werden zukünftig
über eine Vielzahl von Netzen und
Endgeräten nutzbar. Medieninhalte
werden zunehmend interaktiv.
Schon in naher Zukunft werden In-
halte – abgestimmt auf unterschied-
liche Bedürfnisse – abrufbar sein.

Der Trend geht zur Individualisierung
Das Fernsehen wird sich im Verhält-
nis zur alten analogen Welt verän-
dern. Die bewährte Fernsehroutine,

bei der wir uns bislang entspannt auf
die Couch legen, einschalten, zappen
und aus rund 30 Programmen etwas
aussuchen konnten, das uns gefällt,
wird herausgefordert werden. Bei der
Fernsehübertragung über den Satel-
liten und einer Auswahl von mehr als
800 Programmen gilt das schon heu-
te. Parallel starten hunderte neuer
TV-Kanäle im Internet. Online-An-
bieter bauen Film-Archive auf, so
dass sich Filmbegeisterte ihren Lieb-
lingsstreifen per Video-on-Demand
zu Hause auf den TV-Bildschirm la-
den können. Und auch auf dem Han-
dy ist das Fernsehen jetzt zu haben.

Das heißt, der Trend geht zur In-
dividualisierung. Nach dem Motto:
TV à la carte wird sich der interessier-
te Nutzer künftig seinen eigenen Mix
aus Nachrichten, Information und
Unterhaltung zusammenstellen kön-
nen – zu Hause auf dem Bildschirm
oder auch unterwegs. Ob Sportüber-
tragung auf dem HDTV-Großbild-

schirm, Nachrichten-Webcast auf
dem Computer, Mini-Thriller auf
dem Handy: In der multimedialen
Welt der Zukunft werden die Verbrau-
cher selber entscheiden können, was
sie wann und wo sehen möchten.

Die Digitalisierung verschärft den
Wettbewerb
Diese Entwicklung bedeutet aller-
dings auch, dass das klassische Fern-
sehen immer mehr Konkurrenz be-
kommt. Mit dem Markteintritt von
Internet-Diensten wie Google und
Yahoo, Telekommunikations-, Mobil-
funk- und Kabelunternehmen wird
sich der Anbietermarkt stark verän-
dern. Die privaten Programmveran-
stalter geraten angesichts der Viel-
zahl neuer Player im Markt zuneh-
mend unter Druck. Gab es bislang
mit den öffentlich-rechtlichen An-

Weiter auf Seite 6

Der Fernsehturm am Berliner Alexanderplatz mit WM-Dekoration
     Foto: Anna-Louise Wewer
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stalten auf der einen und den priva-
ten Rundfunkanbietern auf der an-
deren Seite klare Verhältnisse im
deutschen Medienmarkt, so kom-
men jetzt völlig neue und vor allem
finanzstarke Anbieter auf den Markt,
die auch in den Inhaltebereich drän-
gen. Die Digitalisierung schürt also
im Distributionsbereich für Inhalte
einen neuen, sehr viel schärferen
Wettbewerb.

Übergang in die digitale Welt erfor-
dert ein klares Umstiegsszenario
Gleichzeitig ist der rechtliche Rah-
men auf diese Situation noch nicht
vorbereitet und sehr unübersicht-
lich. Die ordnungspolitische Heraus-
forderung besteht darin, eine neue
Medienordnung auf den Weg zu
bringen, die die berechtigten Inter-
essen aller Marktteilnehmer berück-
sichtigt und zum Beispiel ein klares
Umstiegsszenario von Analog auf
Digital definiert, denn in diesem
Prozess gibt es eine Reihe von Gefah-
ren und Risiken. Dazu gehören Ka-
pazitätsengpässe im Kabel und in
der Terrestrik ebenso wie mögliche
Verluste technischer Reichweiten
beim Übergang zur digitalen Über-
tragung, die notwendige Neurege-
lung der Refinanzierung von Pro-
grammen sowie die bisher unzurei-

Fortsetzung von Seite 5

Digitale Revolution

chende Chancengleichheit und man-
gelnde Rechtssicherheit im Wettbe-
werb für private Medienanbieter.

Anders als ursprünglich ange-
nommen, drohen Kapazitätsengpäs-
se schon jetzt ganz konkret nicht nur
im analogen, sondern auch im digi-
talen Bereich. So ist entgegen frühe-
rer Versprechen beispielsweise im
digitalen Kabel für die ersten priva-
ten Sender schon heute kein Platz
mehr vorhanden. Zur Verknappung
führte die Entscheidung der Netzbe-
treiber für Triple-Play als Geschäfts-
modell. Die drei Dienste Rundfunk,
(IP-)Telefonie und Internet werden
mittels ein und derselben Technik
übertragen. Zudem soll hoch auflö-
sendes Fernsehen (HDTV) zum An-
gebot gehören. Diese Entwicklungen
erfordern einen weiteren bedarfsge-
rechten und zukunftsorientierten
Ausbau der Netze. Digitalisierung
stand einmal auch für Programm-
vielfalt und das Ende der analogen
Frequenzknappheit. Dieser Grund-
satz gilt nach wie vor, so dass ausrei-
chend Kapazitäten für Rundfunk
und Mediendienste zur Verfügung
gestellt werden müssen.

Rundfunkverbreitung: Gefahr der
Diskriminierung ist nicht gebannt
Für Kabelnetzbetreiber ist das The-
ma „Programmveranstaltung“ im
Wesentlichen eine Marketingmaß-
nahme. Denn sie können neue digi-
tale Anschlüsse nur dann verkaufen,
wenn sie dafür auch interessante,

möglichst exklusive Inhalte anbieten
können. Praktische Bedeutung er-
langte das Thema kürzlich durch den
Erwerb der hochattraktiven Fußball-
Bundesligarechte durch Arena, eine
Tochter des Kabelunternehmens
Unity Media, die die Kabelnetze in
Hessen (iesy) und Nordrhein-West-
falen (ish) betreibt. Arena hat in-
zwischen eine Rundfunklizenz er-
halten und wird zur nächsten Saison
starten. Die Landesmedienanstalten
hatten im Vorfeld versucht, durch
Auflagen sicherzustellen, dass eine
Diskriminierung von Programman-
bietern beim Zugang zum Kabelnetz
von Unity Media ausgeschlossen wer-
den kann. So soll der Betrieb der Ka-
belnetze vom Betrieb des Senders
„strukturell separiert“ werden. Wie
erfolgreich diese Strategie ist, wird
sich noch zeigen. Praktisch ist der
bislang geltende Trennungsgrundsatz
zwischen Netz und Programm hier
aufgehoben worden und es besteht
die Gefahr der Diskriminierung, denn
die Programminhalteanbieter sehen
sich einem monopolistischen Netz-
betreiber gegenüber, der den Zugang
zu Infrastruktur kontrolliert und nun
auch eigene Inhalte anbietet.

Zudem sind die Zugangs- und Wei-
terverbreitungsregeln, etwa im Rund-
funkstaatsvertrag oder auch im Tele-
kommunikationsrecht auf Fälle, die
nun etwa durch Arena zum ersten Mal
praktisch auf die Tagesordnung kom-
men, noch nicht ausgelegt. Hier be-
steht dringender Handlungsbedarf.

Entwicklung neuer Geschäftsmodel-
le wird vorangetrieben
Neben all den offenen technischen
und rechtlichen Fragen, ist vor allem
eine ganz wesentliche Frage bislang
noch nicht beantwortet: An welchen
neuen Angebotsformen ist der Ver-
braucher eigentlich interessiert?

Und für welche neuen Inhalte
und Programme ist er bereit zu zah-
len? Fakt ist, dass attraktive Inhalte
und vor allem der Zugang zu indivi-
dualisierten Angeboten jede Menge
Geld kosten. Geld, das die privaten
Programmveranstalter in einem hart
umkämpften Markt erst verdienen
müssen, um im Wettbewerb mit den
anderen bestehen zu können. Die
Refinanzierung attraktiver Inhalte
durch die Werbung allein wird – auch
wenn diese ein wesentliches Stand-
bein bleibt – künftig immer schwie-
riger werden. So droht etwa ein wei-
terer Rückgang der Werbeerlöse
durch die nicht mehr aufzuhaltende
Entwicklung hin zu neuen Angebo-
ten wie zum Beispiel Video-on-De-
mand und Near-Video-on-Demand-
Diensten, die dazu führt, dass der
TV-Zuschauer der Zukunft die Mög-
lichkeit haben wird, Programme
zeitversetzt und individuell abzuru-
fen. Vor diesem Hintergrund braucht
die Werbung zunächst einen zeitge-
mäßen, flexiblen und zukunftstaug-
lichen Rahmen. Zugleich müssen je-
doch dringend die Voraussetzungen
für die Erschließung neuer Erlös-
quellen geschaffen werden. Um dem

Verlust von Reichweite und Einnah-
men entgegen zu treten und ihre
Wettbewerbsposition in der digita-
len TV-Welt zu stärken, arbeiten die
privaten Programmanbieter mit
Hochdruck an der Etablierung neuer
Geschäftsmodelle. So starten einige
Privatsender im digitalen Kabel der-
zeit neue Spartenkanäle, die über
kurz oder lang auch über IP-TV emp-
fangbar sein sollen. Parallel dazu wer-
den interaktive Angebote für die Zu-
schauer weiterentwickelt. Um auf die
individuelle Nachfrage der Konsu-
menten eingehen zu können, vor al-
lem aber aus Gründen des Signal-
schutzes und des Rechteerwerbs ist
es unverzichtbar, die Signale der Pro-
grammanbieter in Zukunft zu ver-
schlüsseln. Nur über die Möglichkeit
der so genannten Adressierbarkeit
wird es privaten Anbietern möglich
sein, auch künftig hochwertige Inhal-
te zu erwerben, denn Filme oder die
Übertragung von Sportereignissen
werden zunehmend nur unter Aufla-
gen zum Digital Rights Management
(DRM) verkauft und vergeben.
Die aktuellen Entwicklungen stellen
die Medienunternehmen, Medien-
politik und Medienregulierung in je-
der Hinsicht vor große Herausforde-
rungen. Gewinner einer wachsenden
Programmvielfalt wird am Ende vor
allem der Medienkonsument sein.

Der Verfasser ist Präsident des
Verband Privater Rundfunk und

Telekommunikation (VPRT) 

Der Endkunde – König oder Bettelmann?
Von den Zusammenhängen zwischen Rundfunk und Demokratie � Von Norbert Schneider

Üblich war es bisher nicht. Möglich
war es schon immer. Nun ist es auch
wirklich. Ein technischer Dienstlei-
ster für Rundfunksignale, in diesem
Fall der Kabelnetzbetreiber Unity,
dem das Kabel in Nordrhein-West-
falen und Hessen gehört, der bisher
nicht mehr gemacht hat als die TV-
Signale Dritter wie ARD, RTL oder Vox
zu transportieren, hat sich zur Aus-
weitung seiner Geschäftstätigkeit
entschlossen. Demnächst vertreibt
er auch ein eigenes TV-Signal � mit
dem Inhalt Fußballbundesliga.

F ormal gesehen ist diese Auswei-
tung nichts anderes als etwa der

Entschluss eines Ladens, der bisher
verschiedene Sorten von Kaffeboh-
nen verkauft hat, nun selbst auch
Kaffee, von einer einzigen Bohnen-
sorte gebrüht, auszuschenken. So
eine Art Tschibo-Modell. Aber weil
Kaffee und Fernsehen, sieht man
einmal von suchterzeugenden Mo-
menten ab, sich auf die Entwicklung
einer demokratischen Gesellschaft
höchst unterschiedlich auswirken,
ist dies eben nicht ein kreuznorma-
ler Vorgang. Kein Modell Tschibo. Die
Entwicklung des Rundfunks wirkt
sich immer und überall auch auf die
Entwicklung der Demokratie aus.
Und hinter dem Schritt von Unity,
den kein Gesetz verbietet, steckt ein
Geschäftsmodell, dass, auf breiter
Front angewandt, das deutsche Me-
diengefüge inklusive der Medien-
machtverhältnisse, also das, was
man auch Rundfunklandschaft
nennt, völlig verändern wird.

Diese breite Front zeichnet sich
bereits ab. Nicht nur der Kabelnetz-
betreiber Unity entwickelt sich zu
einem Plattformbetreiber, bei dem
Inhalt, Verbreitung und Vermarktung
des Signals in einer Hand sind (und
der neben Fernsehen auch Telefon
und schnelles Internet anbieten
wird). Auch T-Mobile, bisher als TV-
Veranstalter nicht aufgefallen, geht
diesen Weg, wenn demnächst über
DSL ebenfalls das TV-Signal der Fuß-
ballbundesliga angeboten wird. Die
Telefonanbieter werden dazu über
weitere technische Plattformen,
etwa über DMB oder über UMTS In-
halte offerieren, die wie Fernsehen

aussehen oder tatsächlich Fernse-
hen, im Minimalformat, sind, und
das Internet wird als Verbreitungssys-
tem mit IP-TV folgen, eine Variante,
die vor allem in den USA präferiert
wird. Der Satellitenbetreiber SES As-
tra hat angekündigt, die Signale der
privaten TV-Veranstalter demnächst
zu verschlüsseln und für die Ent-
schlüsselung mittels einer Karte eine
Gebühr zu nehmen – eine Maßnah-
me, bei dem die beabsichtigte Wir-
kung die durch die vielleicht ebenfalls
beabsichtigte Nebenwirkung weit
übertroffen wird. Durch die Karte er-
reicht der Anbieter nämlich nicht nur
Signalschutz, sondern, worauf ja
auch Unity abhebt, auf einen Schlag
rund 16 Millionen Endkunden.

Denn er steht in der Mitte des
neuen Geschäftsmodells. Alles dreht
sich um den Endkunden. Er bzw.
sein nach oben offenes Medienbud-
get ist der Grund, weshalb plötzlich
die großen Finanzinvestoren sich bei
Plattformbetreibern einkaufen. Denn
alle diese Plattformbetreiber werden
ihr Angebot, dank der Digitalisierung
des Signals und des Signaltransports,
einzeln adressieren und damit auch
einzeln abrechnen können. Das Be-
kanntwerden des bisher einzeln un-
bekannte Wesens Endkunde bringt
die Dynamik in diese Entwicklung.
Der Vermarkter des Produkts – ob er
dies über Kabel, Satellit oder Tele-
fonleitung tut, macht keinen Unter-
schied – kann digital bis zu ihm
durchstoßen und seine individuellen
Bedürfnisse mit einem entsprechen-
den Angebot bedienen. Der Endkun-
de seinerseits kauft nicht mehr wie
bisher Fernsehen am Stück, sondern
er kauft – und bezahlt – nur das, was
er wirklich haben möchte.

Dass es zunächst und auf den
ersten Blick von Vorteil ist, aus der
Vielfalt des Angebots nur das auszu-
wählen, was einem zusagt, steht au-
ßer Frage. Dieser Vorteil entsteht
aber nur dann, wenn es sich wirklich
um das ganze verfügbare Angebot
handelt und nicht etwa nur um das,
was der Plattformbetreiber vermark-
ten möchte, aus welchen – in der Re-
gel wirtschaftlichen – Gründen auch
immer. Und hier könnte aus dem
Vorteil nun sehr schnell ein Nachteil

werden, der Nachteil, der entsteht,
wenn es zu so etwas wie vorherr-
schender Meinungsmacht kommt,
wenn also ein Anbieter zu einer Art
von Gatekeeper wird, der bestimmt,
was der Kunde zu hören und zu se-
hen bekommt; der den Zugang eng
hält und nur durchlässt, was ihm
passt – aus wirtschaftlichen Grün-
den oder eben auch aus politischen.

Es muss nicht, aber es kann so
kommen. Aus diesem Grund allein,
der schieren Möglichkeit wegen also,
dass Netz, Inhalt und Vermarktung in
einer Hand auch missbraucht werden
können, muss sich eine verantwort-
liche Medienpolitik, deren Basis Ar-
tikel 5 des Grundgesetzes ist, um die-
se Entwicklung kümmern. Wenn
dann geltendes Recht nicht ausreicht,
um Fehlentwicklungen aufzuhalten,
muss auch darüber geredet werden,
welches neue Recht man braucht, um
zweierlei zu sichern: die Vielfalt des
Angebots und der Nutzung und den
freien Zugang von Produzenten und
Rezipienten bzw. Endkunden zu ei-
nem Kommunikationssystem.

Denn der Teufel steckt nicht nur
im Detail, sondern auch in einem
harmlos scheinenden Anfang. Auch
wenn dieses Geschäftsmodell der-
zeit erst im Entstehen ist, stellt sich
schon heute die Aufgabe, über Vor-
kehrungen zu reden, die verhindern,

dass ein Plattformbetreiber dem-
nächst über eine Macht verfügt, über
die ein Rundfunkveranstalter derzeit
nie verfügen dürfte.

Kümmern müssen sich darum
die in Deutschland für den Rund-
funk zuständigen Länder. Sie haben
bisher die für die Zielvorstellungen
des Artikel 5 Grundgesetz nötigen
gesetzlichen Rahmen geschaffen und
müssen dies weiter tun. Es wird
freilich auch der Bund dabei sein
müssen, bei dem das Telekommuni-
kationsrecht ressortiert. Länder und
Bund sind gemeinsam aufgerufen,
die Probleme zu analysieren und Lö-
sungen zu verabreden. Und die müs-
sen sich im Korridor dessen bewegen,
was die einschlägigen Richtlinien der
EU, in denen es primär um den frei-
en Verkehr von Waren und Dienstleis-
tungen geht, zulassen. Einfach ist das
sicher nicht, aber es ist notwendig.

Die Meinungsmacht, die bisher
überwiegend beim Rundfunkveran-
stalter lag, ist dabei, zum Plattformbe-
treiber zu wandern, der dabei ist, eine
Art von ausgeweitetem Rundfunkver-
anstalter zu werden. Wenn das so ist,
dann braucht auch er, wie der Rund-
funkveranstalter bisher, so etwas wie
eine Lizenz, in der  festzuhalten wäre,
was in Ausfüllung von Artikel 5 Grund-
gesetz zur Wahrung der Rundfunkfrei-
heit gewährleistet werden muss.

Die bisher fundamentale Messgröße
für Medienmacht ist in Deutschland
der Marktanteil, vulgo: die Quote.
Kein Veranstalter darf derzeit im Jah-
resdurchschnitt mehr als 30 Prozent
Marktanteil haben. Wenn aber nicht
mehr der Anteil der im Marktanteil
aufgehenden Zahl der anonymen
Nutzer die entscheidende Größe ist,
sondern der Endkunde, könnte man
so etwas wie einen Endkundenanteil
als Messgröße einführen – alle Dif-
ferenzierungen eingeschlossen, auf
die hier zu achten wäre, weil beide
Messgrößen natürlich nicht auf einer
Ebene angesiedelt sind.

Von der inhaltlichen Seite könn-
te man – was heute im Ansatz schon
möglich wäre – das Angebot eines
Plattformbetreibers, sofern es sich
um Rundfunk handelt – aber was ist
demnächst noch Rundfunk? – unter
die Kategorie der möglichen Vielfalt
rücken und prüfen, ob es sie wirklich
gibt. Und in Fortentwicklung des ge-
genwärtigen Rechts könnte auch er-
wogen werden, welche spezifischen
vielfaltsichernden Maßnahmen zu
ergreifen wären, nach Art jener un-
abhängigen Dritten, die das gegen-
wärtige Rundfunkrecht vorsieht.
Nicht zu vergessen ist auch, dass

Weiter auf Seite 7

„Das Runde muss in das Eckige“ – Die WM 2006 macht es möglich...    Foto: www.pixelquelle.de
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Nummer Fünf lebt!
Vertriebswege und Medieninhalte in einer Hand: Urknall einer neuen Medienwelt? � Von Ulrich Timmermann

Sage niemand, man habe das nicht
wissen können. Seit Jahren verwie-
sen Experten (die schon wieder)
darauf, dass es bei der gewohnten
Zweiteilung der Einflusssphären in
der elektronischen Medienwelt
nicht bleiben werde. Hier die kom-
petenten Firmen, die sich auf den
rein technischen Transport von Me-
dienangeboten aller Art spezialisie-
ren, und da die Unternehmen der
Kultur- und Medienwirtschaft, die
die Inhalte herstellen und profitabel
vertreiben wollen. Das sei absehbar
vorbei, Großes werde geschehen,
�merging� sei das elektrisierende
Stichwort. Nun ja, geben wir es ru-
hig zu, angesichts der vielen geplatz-
ten Businesspläne auf dem Weg zum
digitalen Medienparadies haben
nicht wenige � vielleicht auch wir? �
das für einen wieder mal vom Grö-
ßenwahn getriebenen Investoren-
traum gehalten.

Und gab uns die Vergangenheit
nicht auch Recht? Hatten wir

nicht Leo Kirchs Fernsehmonopol,
angestrebt durch den von ihm allei-
nig vertriebenen Decoder „d-box“,
scheitern sehen? Und das Edelfern-
sehen HDTV, das digitale Radio DAB,
der Mobilfunkstandard UMTS, alles
hochgejubelt, „gehypt“ sagt die
Branche, als angeblich todsichere
Geschäfte mit der Lizenz zum Geld-
drucken. Und haben sie es nicht
selbst geglaubt, die big players, die
sich ein von heute aus betrachtet
wahnwitziges Wettbieten um die
UMTS-Lizenzen lieferten? (Dass sie
jetzt die horrenden Verluste steuer-
mindernd abschreiben können, und
somit indirekt doch die Steuerzah-
ler, also wir, den Flop bezahlen, steht
auf einem anderen Blatt.). Und was
war? Alles zunächst Flops, weil die
Kunden, also wir, es nicht wollten, es
uns schlicht zu kompliziert war,
nicht zuletzt zu teuer, und ganz oft
nicht mehr als erwartbar „more of
the same“.

Es war – in der Sprache des Mar-
ketings – kein „must have“, allenfalls
ein „nice to have“ und oft nicht mal
das.

Wie auch immer: Seit Jahren
schwebte das Wort Konvergenz über
allen Mediendebatten und -foren.
Gut, alles wird digital, und also wird
alles zukünftig durch Nullen und
Einsen transportiert. Wenn das Kon-
vergenz ist, ok. Aber Radio bleibt
Radio, Fernsehen bleibt Fernsehen,
irgendwie, und das Internet, ja, das
ist ein eigenes Medium, das aber
hauptsächlich aus Lesetexten und
Illustrationen besteht, vielleicht
noch mit einem Tondokument unten
dran. Und die Welt des Telefons war
schließlich durch das Handy bereits
genug revolutioniert worden.

Aber vor allem: Jeder bleibt bei
seinem Leisten, pardon, Business.
Der eine transportiert, über Kabel,
Satellit, die Luft, das jeweilige Netz,
der andere macht Programm, „con-
tent“. Jeder braucht den anderen,

keiner dominiert über die Maßen,
und die Medienaufsicht schaut ge-
nau hin, Medienmacht wird kritisch
beobachtet und reguliert, Meinungs-
vielfalt ist ein zentrales Kriterium
dabei.

Das, so muss man wohl sagen,
war einmal, jedenfalls wenn jetzt
nichts geschieht.

Zum einen gibt es neue attrakti-
ve Medienangebote mit Aussicht auf
Erfolg: zum Beispiel das bequeme
Herunterladen von Audio oder Video
zur zeitunabhängigen und mobilen
Nutzung, podcasting und vodcasting
genannt. Oder Fernsehen, Internet
und Telefonie aus einer Hand, Stich-
wort triple play. Das wird Medien-
nutzung insgesamt sicher verän-
dern. Vielleicht sogar dramatisch.

Zum anderen: Der Erwerb der
attraktiven Übertragungsrechte am
Bundesligafußball durch ein Unter-
nehmen, das sich bislang auf die
Weiterleitung von Angeboten Dritter
über Kabel beschränkte; ein medien-
politischer Urknall? Es war zumin-
dest, nach Aussage des Direktors der
Landesanstalt für Medien in NRW,
Norbert Schneider, nicht zu verhin-
dern, weil es kein Stück Papier gab,
auf dem der Gesetzgeber solches
geregelt, gegebenenfalls untersagt
oder sanktioniert hätte.

Der Fall ist also: Es gibt starke
Veränderungen bei Angeboten, Ver-
triebswegen und der Macht der wirt-
schaftlichen Akteure, aber keine ver-
bindliche Regelung für den sich ab-
zeichnenden großen Neuordnungs-
prozess der Medienlandschaft. Noch
nicht mal ein Modell. Die Politik
steht da, ohne rechtes Werkzeug.

Trotzdem aber tauchen neue Ak-
teure auf, oder vielleicht deshalb ge-
rade erst recht? Wer genauer hin
schaute, konnte es bereits vor eini-
ger Zeit erkennen: Die allgemeine
Ökonomisierung der Betrachtung
von Gesellschaft, weltweit, ist nicht
zuletzt auch Ausdruck einer Ent-
wicklung, die den einen harte Zeiten
beschert, den anderen aber Unmen-
gen von Geld. Das wiederum profi-
tabel angelegt sein will, damit es den
Usancen globalen Wirtschaftens ent-
spricht. Das ist man entweder sich
oder seinen Aktionären schuldig. Im
Klartext: Renditeorientierte Investo-
ren spähen seit langem auch den
Medienbereich aus. Sie sind fündig
geworden. Bereits die Übernahme
eines Teils der Zeitungen der Holtz-
brinck-Gruppe (u.a. Berliner Zeitung,
Hamburger Morgenpost) durch Fi-
nanzinvestoren um den Briten David
Montgomery zeigte: Eine neue Run-
de im Spiel um profitable Invest-
ments ist eingeläutet, mit höchsten
Erwartungen. Auch die öffentliche
Debatte um den lange angestrebten
Verkauf der Pro7Sat1-Media AG an
den Springer-Verlag belegte diese
Entwicklung: Es sortiert sich abseh-
bar im Großen etwas vollkommen
neu. Und zwar ohne, dass vorher
ausreichend diskutiert und dann ge-
regelt worden wäre, welche Kontur

Das ZDF präsentiert die Fussball-Weltmeisterschaft im Open Air-Studio am Potsdamer Platz    Foto: Anna-Louise Wewer

die Medienlandschaft insgesamt am
Ende haben soll.

Kürzlich dann: Potentes Kabel-
unternehmen kauft Sportrechte und
wird Programmanbieter.

Nun kommen wir zum Punkt:
Was eigentlich, so kann und sollte
man fragen, spricht gegen diese Ent-
wicklung? Stimmt es denn nicht,
dass im weltweiten Wettbewerb nur
derjenige gewinnt und besteht, der
sich auf allen Stationen der Medien-
produktion optimal aufstellt? Der
also auf allen Stationen handlungs-
fähig ist, vom Erwerb der Rechte
über die technisch-handwerkliche
Produktion und die Attraktivität der
Inhalte bis zur wichtigen Verschrän-
kung der verschiedenen Verbrei-
tungswege? Und am besten kann
man Kosten und Prozesse perma-
nent optimieren, wenn man eben
auf all dies dominierenden Einfluss
hat: Inhalte und Verwertungsrechte,
Produktionskapazitäten, Verbrei-
tungswege, und den direkten Zugang
zu jedem einzelnen Endkunden, den
vor allem.

Wer nur an die Rendite denkt,
wird also die gestellte Frage eindeu-
tig mit „Alles spricht dafür!“ beant-
worten müssen. Und genau da be-
ginnt es, schwierig zu werden: Den
Leserinnen und Lesern dieser Zei-
tung ist bekannt, dass man Medien-
produkte in ihrer Doppelnatur als
Ware und als Kulturgut sehen muss,
will man der Komplexität der Ver-
hältnisse gerecht werden. Aber ma-
chen wir uns nichts vor: Weder ei-
nem großen Teil des Publikums noch
diesen neuen Investoren, die auf der
Suche nach hochrentablen Geldan-
lagen sind (branchenüblich sollen
25% Rendite nach drei Jahren erwar-
tet werden, was im Mediengeschäft
in Deutschland nach Meinung vieler
Fachleute derzeit kaum seriös zu er-
zielen ist) ist dieser Gedanke allzu
gewärtig oder gar eine besondere
Verpflichtung. Das bisherige System
der einigermaßen sensibel regulier-
ten Verteilung von Macht und Ein-
fluss im Mediengeschäft gerät also
potenziell selbst in die Zange zwi-
schen der wurstigen Unbekümmert-
heit vieler Endkunden und der
Hemdsärmeligkeit global agierender
Investoren, die sich nicht mehr als
Publizisten mit Gewinnabsicht ver-
stehen, sondern eben schlicht als
das: Geldanleger.

Und was könnte da auf der Stre-
cke bleiben? Nun, Nummer Fünf

eben. Das, was Artikel Nummer Fünf
des Grundgesetzes so klar ausdrückt:
„Jeder hat das Recht, seine Meinung
in Wort, Schrift und Bild frei zu äu-
ßern und zu verbreiten und sich aus
allgemein zugänglichen Quellen un-
gehindert zu unterrichten. Die Pres-
sefreiheit und die Freiheit der Be-
richterstattung durch Rundfunk und
Film werden gewährleistet. Eine
Zensur findet nicht statt.“

Selbst wenn man den Strategien
der Investoren nicht unterstellt, sie
hätten genau dieses als Ziel, nämlich
die freie Meinungsäußerung und -bil-
dung manipulativ zu behindern – was
im Ernst ja wohl auch niemand tut – ,
am Ende könnte exakt das draus wer-
den: Eine erhebliche Verengung der
Informationsmöglichkeiten für die
Bürger, also uns, leider – sozusagen –
vom globalen Konkurrenzkampf der
Finanz- und Mediengiganten er-
zwungen. Und schließlich sichere es
auch Arbeitsplätze. Nun ja.

Übersetzen wir das mögliche
Szenario doch mal aus der Welt der
Medien in die Welt der körperlichen
Mobilität. Also, sagen wir, nur als
Beispiel: Daimler-Chrysler verkauft
nicht nur Autos, sondern durch ei-
nen investorischen Coup über-
nimmt der Konzern die bundesdeut-
schen Fernstraßen, um sie mit Ge-
winn zu vermarkten. Mobilität wird
zum Gesamtpaket: Auto plus Fern-
straßenberechtigung zum besonders
günstigen Paketpreis. Natürlich hat
Daimler-Chrysler kein besonderes
Interesse, etwa Ford-, Opel- oder
VW-Fahrer ähnlich günstig zu be-
handeln. Sie müssten entweder auf
langsame Landstraßen ausweichen
oder kräftig zusätzlich bezahlen,
möglicherweise im Kaufpreis des
Wagens versteckt. Kein Wunder,
wenn der Kunde diese höheren Kos-
ten für Mobilität vermeiden wollte
und gleich zum Mercedes griffe. Von
exotischen Fahrzeugen kleinerer
Anbieter ganz zu schweigen, sie hät-
ten aus Kostengründen kaum eine
Chance, auf den Daimler-Fernstra-
ßen flott bewegt zu werden.

Hinzu käme: Daimler-Chrysler
hätte über die bordeigene Elektro-
nik, die kontinuierlich und ohne Zu-
tun des Fahrers entlang der Strecke
abgefragt wird, jede Menge zusätzli-
che Informationen über seinen Kun-
den: Wann fährt er wo hin? Wo hält
sie an, was macht er da? Was hört er
im Autoradio? Was gefällt ihr, was
kauft er? Das wiederum gibt dem

Marketing die Möglichkeit, den Fah-
rern speziell zugeschnittene Ange-
bote zu machen, Urlaubsreisen, Ser-
viceangebote mit Vorteilen und so
weiter. Und alles quasi unter Aus-
schluß der Konkurrenz.

Und schon bei diesem Beispiel,
bei dem es ja „nur“ um das Befahren
von Fernstraßen geht, um zügig sein
Ziel zu erreichen, bleibt ein schaler
Geschmack: Der Kunde fühlt sich
möglicherweise optimal behandelt,
ja umsorgt, aber er hat vor lauter
Vollversorgung kaum eine Chance,
Alternativen kennenzulernen. Mit
dem Motorrad fahren wäre vielleicht
auch nicht schlecht. Aber Daimler-
Chrysler baut keine, weshalb sie im
Mobilitätspaket leider……….

Zurück zur Medienwelt: Es steht
einiges auf dem Spiel, heikle Balan-
cen drohen zu veritablen Schieflagen
zu werden, Pluralität und Vielfalt gar
zu Restkategorien einer entfesselten
Investorenrallye? Und bleibt dabei
der öffentlich-rechtliche Rundfunk
für alle beschränkungsfrei wahr-
nehmbar? Sein Auftrag und Wirken
im Sinne des Gemeinwohls wird in
diesem Szenario jedenfalls noch un-
verzichtbarer, solange die Teilhabe
aller am Gemeinwesen ein akzep-
tiertes Ziel bleibt.

Es ist keine Petitesse, wenn Ver-
wertungsketten jetzt bisherige Bar-
rieren überspringen und ungeniert
nach der totalen Kostenkontrolle
streben. Genau letztere wird auch
zum im Zweifel wichtigsten Ent-
scheidungskriterium der Unterneh-
men, was die Inhalte angeht. Aus
der inneren Logik der Unterneh-
menssicht eventuell sogar nachvoll-
ziehbar, gefährlich bleibt es den-
noch.

Demokratie besteht nicht aus ro-
ten und schwarzen Zahlen, sondern
aus ganz pragmatisch, aber umfas-
send realisierter Informationsfreiheit,
aus Dialog und Kontroverse, aus Streit
und Kompromiß, aus dem freien Aus-
druck der Kultur(en), kurz: aus Wahl-
freiheit bei den Inhalten, gerade auch
bei den unterhaltenden. All das müs-
sen Medien auch befördern, unbe-
dingt. Dafür muß jetzt gesorgt werden.
Damit Nummer Fünf lebt.

Der Verfasser ist Leiter des Medien-
magazins „Töne, Texte, Bilder“ im

Hörfunkprogramm WDR 5 und
betreut die Kontakte der ARD zum
Deutschen Kulturrat, u.a. als Gast

im Fachausschuss Medien.  

Zugangsbehinderungen nicht prin-
zipiell, aber faktisch sehr wohl beste-
hen können, wenn nämlich ein An-
gebot zu teuer wird. Gibt es dann
eine Verpflichtung für einen Platt-
formbetreiber, nicht nur die markt-
mächtigen Großen, sondern auch
die Kleinen zu vertretbaren Preisen
anzubieten? Und: Wie spielen die
öffentlich-rechtlichen Anstalten in
dieser Entwicklung eine angemesse-
ne Rolle, ohne gebundene Hände?

Über dieser ziemlich revolutio-
nären Entwicklung stehen keines-
wegs nur Begriffe wie Risiko, Bedro-
hung oder Gefahr. Die Modelle, die

Fortsetzung von Seite 6
sich zur Zeit entwickeln, bieten auch
eine Fülle schöner Möglichkeiten. Es
wird also darauf ankommen, auch
hier eine Abwägung zwischen Chan-
cen und Risiken so vorzunehmen,
dass das Erwünschte wachsen kann
und das Unerwünschte früh verdorrt.
Das wird umso leichter sein, je eher
und je mehr der Bürger seine Rolle als
Endkunde nicht nur spielt, sondern
auch durchschaut. Je genauer er
darüber Bescheid weiß, was die An-
bieter mit ihm machen wollen. Es
wird am Ende darauf ankommen, ob
der Endkunde seine Rolle als König
spielt oder nur als Bettelmann.

Der Verfasser ist Direktor der
Landesanstalt für Medien NRW 
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Direkte Kundenbildung – gläserner Nutzer
Wie reguliert die Politik den medialen Markt und Wettbewerb � Von Dieter Gorny

Die Medienlandschaft hat sich in-
nerhalb kurzer Zeit fundamental
verändert. Seit den Anfängen des
Privatfernsehens in Deutschland
sind erst 22 Jahre vergangen. Le-
diglich 16 Jahre ist es her, dass der
erste kommerzielle Internetprovider
an den Start ging. Noch jünger ist
das D-Netz, das 1992 seinen Re-
gelbetrieb aufnahm. Begleitet wur-
de diese dynamische Entwicklung
von einer lebhaften politischen und
gesellschaftlichen Diskussion, in
der die Chancen der neuen Techno-
logien und Medienangebote ebenso
thematisiert  wurden wie ihre Risi-
ken.

R esultat dieser Debatten waren
zumeist regulative Eingriffe sei-

tens der Politik. Für die elektroni-
schen Medien wurden Regeln ver-
einbart, die im Print-Bereich kein
Äquivalent hatten. So wurde den
Fernsehsendern vorgeschrieben,
wie viel Werbung den Zuschauern
zuzumuten sei. Liest der Bürger eine
Zeitschrift, traut der Gesetzgeber
ihm offenbar zu, dass er eine Rekla-
me nicht nur erkennt, sondern sie
bei Nichtinteresse auch überblättert.
Sieht er Fernsehen, geht ihm diese
Kompetenz offenbar schlagartig ver-
loren: Paralysiert sieht er zu, aus un-
erklärlichen Gründen will ihm nicht
einfallen, einfach das Programm zu
wechseln.

Für dieses Ungleichgewicht bei
der Beurteilung von Medien gibt es
zahlreiche Beispiele. Zeitungs- und
Zeitschriftenverleger genießen
schlicht und ergreifend den Vorteil,
dass der Buchdruck eine Jahrhun-
derte alte Technik ist – ganz im Ge-
gensatz zum Fernsehen, das die Po-
litik auf Grund seiner ungestümen
Jugendlichkeit vorsichtshalber ein
wenig enger an die Kandare nimmt.
Auch wenn es um ähnliche oder gar
identische Inhalte geht, führt die
politische Diskussion zu ganz unter-
schiedlichen Ergebnissen – je nach
Art, wie die Inhalte transportiert
werden.

Vor diesem Hintergrund ist die
gegenwärtige Zurückhaltung von
Medienpolitikern, Regulatoren und
anderen gesellschaftlichen Kräften
um so erstaunlicher. Die fortschrei-
tende Digitalisierung krempelt mit
Vehemenz die deutsche Medien-
landschaft um, verändert Transport-
wege, Inhalte und Machtgefüge,
bringt neue Player auf die Spielflä-
che und drängt alte Akteure ins Ab-
seits – und die Politik schaut dem
Treiben ein wenig ratlos zu und äu-
ßert sich im Vergleich mit vergange-
nen Diskussionen auffallend leise bis
gar nicht. Was, so fragt man sich ver-
wundert, ist da los?

Offenbar hat das Tempo, mit dem
der technologische Fortschritt vor-
anschreitet und neue Geschäftsmo-
delle ermöglicht, in einem Maße zu-
genommen, bei dem die Politik nicht
mehr mithalten kann. Zum Teil
scheint schlichtweg das Know-how
zu fehlen, um die Komplexität des
Themas durchdringen und die Fol-
gen für die Zukunft abschätzen zu
können. Sicher ist, dass die Waffen
der Regulatoren stumpf geworden
sind. Die Gesetze und Regeln für die
Medienlandschaft der 90er Jahre
passen nicht mehr zur Wirklichkeit
des neuen Jahrtausends. Und wäh-
rend in Fachkreisen über Vorschrif-
ten nachgedacht wird, schaffen die
Akteure des neuen Medienzeitalters
fröhlich Tatsachen.

Das Gerangel um die TV-Rechte
für die Live-Übertragungen von Fuß-
ballbundesliga-Spielen ist dafür ein
gutes Beispiel. Mit Arena bekam
nicht irgendein neuer Fernsehsen-
der den Zuschlag. Bei Arena handelt
es sich um eine hundertprozentige
Tochter des mächtigen Kabelnetzbe-

treibers Unity Media. Das ist bemer-
kenswert, denn bislang war es un-
denkbar, dass ein Unternehmen, das
Fernsehsendern die Transportwege
für ihre Inhalte zur Verfügung stellt,
auf einmal selbst Inhalte generiert
und dem Zuschauer anbietet. So un-
denkbar, dass in renommierten Zei-
tungen fälschlicher Weise vermutet
wurde, der Kauf der Bundesligarech-
te durch Arena sei ungesetzlich ge-
wesen.

Doch es kommt noch besser: Auf
einmal meldete sich mit Premiere
wieder ein „traditioneller Anbieter“
zu Wort – der Pay-TV-Sender, der von
Arena beim Wettbewerb um die Bun-
desliga-Rechte überboten worden
war. Gemeinsam mit der Telekom
plante der vermeintliche Verlierer,
nun ebenfalls live die Spiele der 1.
Liga anzubieten – übers Internet. Ob
die Bilder auf dem Bildschirm des
heimischen PC oder auf dem Fern-
seher landen, macht dabei technisch
kaum einen Unterschied. Arena aber
hat für Pay-TV-Rechte deshalb so viel
Geld ausgegeben, weil sie exklusiv
vergeben werden. Und die Telekom
erwarb die Rechte fürs Internet und
eigentlich nicht fürs Fernsehen.

Diese Trennung hat jedoch kei-
nen Sinn mehr. Schon der Name des
Verfahrens lässt daran keine Zweifel:
IPTV steht für Internet Protocol Te-
levision – Fernsehen via Internet. Ob
dieser neue Höhepunkt der Konver-
genz bei der Ausschreibung der Bun-
desliga-Live-Rechte schon inten-
diert war, darüber ist zu streiten. Fakt
ist: Durch die Vorstöße von Telekom,
Premiere und Arena ist die bisheri-
ge Vorstellung von der Art, wie und
von wem Fernsehen übertragen
wird, ein für allemal durcheinander
gewirbelt worden. Viele Akteure der
hiesigen Medienlandschaft waren
darauf nicht vorbereitet. Ratlosigkeit
und Unsicherheit machen sich breit.
Und in solchen Momenten schweigt
man halt lieber.

Sollte die Telekom tatsächlich die
Bundesliga-Spiele übertragen, nutzt
sie fraglos die lizensierte Plattform
eines alt eingeführten TV-Senders –
Premiere eben. Was aber hindert sie
daran, dem Beispiel von Unity Me-
dia zu folgen und selbst Programm-
Anbieter zu werden? Durch die Ex-
klusivität der Inhalte sollen potenzi-
elle Kunden von der Attraktivität des
jeweiligen Transportweges über-
zeugt werden. Die Programme von
ARD, RTL und Pro 7 übertragen kann
schließlich jeder.

Das Problem ist nur: Wer selbst
Programme anbietet, ist nicht mehr
länger neutraler Daten-Transpor-
teur. Er wird anfangen, andere Sen-
der als Konkurrenten anzusehen.
Und warum sollte man dem Konkur-
renten dabei helfen, seine Produkte
unters Volk zu  bringen? Zudem
braucht der Kabelnetzbetreiber Platz
für die eigenen Inhalte. Kleine Ni-
schensender werden da wohl das
Nachsehen haben: Sie behindern
den Warenfluss.

Programm als Ware, das ist 22
Jahre nach Start des Privatfernse-
hens gewiss keine neue Entwicklung.
Dennoch brachte das duale System
eine publizistische und inhaltliche
Vielfalt hervor, die nicht zuletzt
dadurch gedeihen konnte, dass ih-
nen der diskriminierungsfreie Zu-
gang zu den Daten-Transportwegen
ermöglicht wurde. Fällt dieser weg,
ist automatisch auch die Programm-
vielfalt gefährdet.

Noch unübersichtlicher wird die
gegenwärtige Lage durch eine wei-
tere technologische Entwicklung: Ab
2007 sollen bei der Ausstrahlung via
Satellit bislang frei empfangbare TV-
Signale digital verschlüsselt werden.
Für die Entschlüsselung benötigt der
Kunde eine Smart-Card und wird
dadurch einzeln erfassbar, was in

letzter Konsequenz auch das gesam-
te deutsche Rundfunkgebühren-Sys-
tem in Frage stellen könnte. Die pri-
vaten Programmanbieter setzen ihre
Hoffnungen indes auf ein neues Ge-
schäftsmodell, das die digitale Ver-
und Entschlüsselung mit sich bringt:
Die Sehgewohnheiten jedes einzel-
nen Kunden werden transparent,
und das gibt den Sendern die Gele-
genheit, ihm individuelle, auf seinen
Geschmack abgestimmte Inhalte
anzubieten.

Fernsehen wird in Folge dessen
eines Tages kein anonymes Massen-
geschäft mehr sein, dessen Erfolg in
Marktanteilen gemessen wird. In
den Vordergrund rückt vielmehr die
direkte Kundenbeziehung. Und das
nicht nur im Satellitenfernsehen,
sondern auch im digitalen Kabel-
netz.

Daten als Ware, Medien als gro-
ßes Geschäft – dagegen ist nichts
einzuwenden, solange die publizis-
tische Vielfalt erhalten bleibt, auch

kleinere Sender Zugang zu den wich-
tigen Verbreitungswegen haben und
die großen Player ihre Macht über
Inhalte und deren Transportkanäle
nicht politisch missbrauchen. Auch
sollte der Kunde zumindest wissen,
dass sein Sehverhalten durch das
Prinzip der Verschlüsselung und Ent-
schlüsselung in Zukunft offen liegen
wird. Dann kann er selbst entschei-
den, ob er das als Gefahr empfindet
oder als Chance, ein auf ihn abge-
stimmtes Programm empfangen zu
können.

Wichtig ist, dass der Zuschauer
die Auswahl zwischen verschiedenen
konkurrierenden Systemen hat. Das
gilt auch für die Programmanbieter.
Wenn sich ein Sender im digitalen
Kabelnetz diskriminiert fühlt, muss er
die Chance haben, auf einen anderen
Verbreitungsweg auszuweichen.

Hätte die Politik die Digitalisie-
rung rechtzeitig genug forciert, gäbe
es jetzt schon genug solide digital
ausgebaute Plattformen. Weil dies

nicht erfolgte, geht der Auf- und Aus-
bau von DVB-T, DVB-S, IPTV, digita-
lem TV-Kabelnetz und anderen Sys-
temen reichlich ungeordnet und im
unterschiedlichen Tempo voran.
Schon empfinden kritische Beob-
achter die Medienlandschaft als eine
Art Wilden Westen, wo der Starke tri-
umphiert und der Schwache man-
gels Verbreitungsmöglichkeiten auf
der Strecke bleiben wird. Der Politik
stellt sich somit die zentrale Aufga-
be, Chancengleichheit zwischen den
einzelnen digitalen Verbreitungssys-
temen herbeizuregulieren, um somit
Markt und Wettbewerb zu garantie-
ren. Darüber muss diskutiert wer-
den. Und zwar lauter, als es derzeit
der Fall ist.

Der Verfasser ist Executive Vice
President von MTV Networks

Europe, ist Gründer des Musiksen-
ders Viva und der PopKomm. Er ist
Mitglied im Fachausschuss Medien

des Deutschen Kulturrates. 

Wir dürfen nicht länger zusehen
Gewaltdarstellungen in den Medien vermüllen die Gehirne � Von Kathy Kaaf

Ein medienpolitisch höchst beunru-
higender Vorgang ist der Verkauf
der Bundesliga-TV-Übertragungs-
rechte an den Kabelnetzbetreiber
Unity Media, da hiermit zum ersten
Mal ein Kabelunternehmen auch
zum Lieferanten von Inhalten wur-
de. Die Folge wird sein, dass noch
mehr massenattraktive Programme
durch die nach rein wirtschaftlichen
Gesichtspunkten betriebenen Un-
ternehmen auf den Markt geworfen
werden. Welche Möglichkeiten sich
für die Kabelnetzbetreiber in Zu-
kunft bieten, zeigt der Ende Mai
2006 bekannt gegebene Plan der
drei großen Kabelunternehmen (Ka-
bel Deutschland, Kabel BW und Uni-
ty Media), die  Reichweite für digi-
tales Fernsehen, Internet und Tele-
fon (Triple Play) von zurzeit 6,2 Mil-
lionen Haushalten bereits bis Ende
2006 auf 13 Millionen auszubauen.
Hierfür sollen Investitionen von ei-
ner Milliarde Euro geleistet werden.

B ildschirme, stationär und porta-
bel, werden in Zukunft noch

mehr unser Leben bestimmen, als
sie dies bereits heute tun: Tagsüber
sitzen wir bei unserer Arbeit vor ih-
nen, in der verbleibenden mehr oder
weniger langen Freizeit hocken wir
ebenfalls davor. Die Miniaturisie-

rung der Technik beschert uns schon
heute Handy-TV. Die Menschen las-
sen sich berieseln, zappen von ei-
nem Sender zum anderen, wenn der
Kick ausbleibt oder die Bildfolge
nicht rasant genug erscheint. Schlim-
mer noch ist, wie viele Kinder und
Jugendliche unkontrolliert alleine
vor dem eigenen Fernsehapparat sit-
zen, die Programme nach Belieben
wählen und keine Möglichkeit ha-
ben, über Gesehenes zu reden und
die Bildeindrücke mit einem Gegen-
über verarbeiten zu können. Diese
jungen Menschen sehen im Durch-
schnitt in der Woche fünf Stunden
länger fern als Gleichaltrige ohne ei-
genes TV-Gerät.

Das Sitzen vor dem Bildschirm ist
mittlerweile bei Kindern die Haupt-
ursache für Übergewicht. Hoher
Fernsehkonsum wirkt sich ungüns-
tig auf die Entwicklung interner
Wahrnehmungsstrukturen aus, ist
der Grund für Konzentrations- und
Lesestörungen, führt zu Vereinsa-
mung und Angst. Ungleich verhee-
render ist der durch Studien und
Metastudien bewiesene, direkte Zu-
sammenhang zwischen Darstellung
von Gewalt und anschließender Ge-
waltbereitschaft bzw. real ausgeüb-
ter Gewalt durch Nachahmungstä-
ter. Am größten ist die Beeinflussung

durch die  Nachrichten und direkt
vorgeführte Gewalt, aber – und das
könnte überraschen – die Gewalt in
Kartoon-  und Comicfilmen rangiert
in ihren Auswirkungen noch vor der
Wirkung von Western und Krimis.
Vor diesem Hintergrund muss es
unverantwortlich erscheinen, dass
ein 3. Programm des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, der WDR die
umstrittene Berichterstattung über
die Geiselnahme in Gladbeck von
1988 noch einmal im Juni 2006 als
Reality TV aufrollt und zusätzlich
damals nicht gesendetes Filmmate-
rial zeigt.

In den USA verbringen bereits
Zweijährige durchschnittlich zwei
Stunden täglich vor dem Bildschirm.
Sendungen für kleine Kinder, die als
Heranführen an das Fernsehen be-
worben werden, vergleichbar mit
den in Deutschland gesendeten Te-
letubbies, wirken de facto als Ein-
stiegsdroge für die spätere Sucht
bzw. totale Abhängigkeit vom Bild-
schirm. Wahrnehmung, die über den
Bildschirm stattfindet, ist nicht ver-
gleichbar mit der gesunden Wahr-
nehmung, die reales Begreifen, Rie-
chen und Schmecken beinhaltet und

Weiter auf Seite 9

Gegenüber vom ARD-Hauptstadtstudio: Reuters, RTL und n-tv                   Foto: Anna-Louise Wewer
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damit die entsprechende Entwick-
lung im Gehirn voranbringt.

Immer wieder warnen von Sen-
dern und Firmen unabhängige Fach-
leute – wie beispielsweise der Medi-
ziner und Neurobiologe Manfred
Spitzer in seinem 2005 erschienenen
Buch „Vorsicht Bildschirm!“ – vor
den Gefahren und Auswirkungen
des Fernsehens vor allem bei Kin-
dern und Jugendlichen. Es müsste
jedem vernünftig denkenden Men-
schen einleuchten, dass aus dem Bil-
derchaos der Zapper nur Schäden an
Leib, Gehirn und Seele vor allem der
jungen Glotzer entstehen kann. Er-
wachsene, die ihre Kinder zunächst
einmal „ruhig gestellt“ sehen, unter-
schätzen die trügerische Stille ihrer
so abgeklärt und konzentriert zu-
schauenden Kleinen, so als könne
sich nichts wirklich Dramatisches
und für die Zukunft Unheilvolles im
Innern ihrer Kinder abspielen.

Es ist sicher nicht hilfreich, wenn
viele Leitfiguren der Kultur sich in
bisweilen arroganter Überheblich-
keit als Fernsehverweigerer outen
und auf die Bildsüchtigen und selbst
auf die dosiert Fernsehenden aus
ihrem intellektuellen Elfenbeinturm
herabblicken. Leider gehören zu die-
ser elitären Gruppe manchmal sogar
jene, z.B. Leiter von Bildungswerken,
die sich eigentlich kontinuierlich
darüber informieren müssten, was
„das Volk“ sieht, um mit ihren Pro-
grammen den ernst gemeinten Ver-
such eines Gegengewichts zu
Dummheit, Primitivität, Sensations-
gier, Perversion und Gewalt vieler
Fernsehprogramme zu leisten.

Es geht nicht darum, das Fernse-
hen schlechthin zu verteufeln, man
kann wahrscheinlich sogar jeden
Abend ein wertvolles TV-Programm
zusammenstellen, wenn man sich
im Dschungel der Fernsehlandschaft
auskennt. Denn auch die kommer-
ziellen Sender haben die Überra-
schungserfolge guter Programme bei
den Einschaltquoten entdeckt und
profitieren von dem daraus resultie-
renden Image für ihr so notwendiges
Stunden- und Minutenprofil bei der
Werbung. Für die Werbung ist das
Fernsehen schlechterdings das Me-
dium im Hinblick auf junge Leute.
Das wird ins Kalkül fürs Geschäft an
den Kleinen gezogen: 20 % der ge-
samten Werbung ist mittlerweile an
Kinder gerichtet.

Während bis vor einiger Zeit
Fernsehen das alleinige Bildschirm-
Medium war, kommen heute Inter-
net, Computerspiele, DVDs und Vi-
deofilme als zusätzliche Medien hin-
zu, was jedoch keineswegs zu einer
Reduzierung des Fernsehkonsums
geführt hat. Im Hinblick auf die Ge-
walt droht von den Computerspielen
die größte Gefahr, denn in ihnen
werden Gewaltbereitschaft und rea-
le Umsetzung von Gewalt aktiv ein-
geübt im Gegensatz zum passiven
Fernsehkonsum. Notwendig und
begrüßenswert ist die Initiative des
Deutschen Kulturrates, der sich in
einer adhoc-AG mit dem Thema
Computer und Konsolenspiele aus-
einandersetzt.

Amerika ist hierbei wieder ein
abschreckendes Beispiel, aber die
Entwicklung in Deutschland führt in
dieselbe Richtung, bzw. die Pro-
gramme werden gleich dort einge-
kauft. „In den USA“ – so konstatierte
Präsident Clinton bereits 1999 – „hat
das typische amerikanische Kind im
Alter von 18 Jahren Darstellungen
von rund 200 000 Gewalttaten und
40 000 Morden gesehen“, um dann
zu folgern: „Kinder werden davon
angezogen und stumpfen ab. Mit
dem zunehmenden Konsum von
Gewaltdarstellungen nimmt aber
auch, in einigen zutiefst beunruhi-
genden Fällen von anfälligen Kin-
dern, der Geschmack daran zu.“

„Wer hat unseren Kindern das
Töten beigebracht?“ lautet der pro-

vozierende Titel von Dave Gross-
manns Buch, übersetzt u. a. von dem
deutschen Experten für Videospiele,
Bruno Sandkühler. Der amerikani-
sche Ex-Elitesoldat Grossmann weist
den Zusammenhang auf zwischen
einschlägigen Computerspielen und
dem Trainieren zu reflexartigem Tö-
ten. „Töten ist keine einfache Sache,
sondern will gelernt, gedrillt sein“,
weiß Grossmann, der selbst nie ei-
nen Menschen zu Tode gebracht hat.
Heute sind interaktive Kampfsimu-
latoren bei amerikanischem und bri-
tischem Militär in Gebrauch, ver-
gleichbar den Flugsimulatoren für
Piloten, die ein Reiz-Reaktions-
Schema drillen, bis es automatisiert
ist.

Diese Trainingsmaschinen aber
haben ihre Wurzeln in der Unterhal-
tungsindustrie, sind Videospielen
nachgebaut. Kinder lernen so, in ei-
ner definierten Killzone ihre Opfer
zu töten, was bei der „erfolgreichen“
Umsetzung in die Realität selbst
Fachleute von Militär und Polizei
verwundert bis erschreckt. Von den

Videospielen, die auf dem Markt
sind, haben Eltern meist Null Ah-
nung. Es wäre für alle bereits auf-
schlussreich, die Werbetexte zu den
Spielen in den einschlägigen Maga-
zinen mit ihren menschen- vor allem
auch frauenverachtenden Inhalten
zu beachten, z.B. für das Videospiel
‚The Warriors’: „Was auf den ersten
Blick nach hirnloser Brutalo-Dre-
sche aussieht, erweist sich schon
bald als gehaltvolles Prügel-Sam-
melsurium.“ Bei immer realitätsge-
treueren Darstellungen im 3D-Ver-
fahren fließt das Blut in Strömen und
das Fleisch fliegt in Fetzen. Und was
tun die jungen Leute? „Wenn blutige
Gewaltszenen gezeigt werden, freu-
en sie sich, lachen und machen wei-
ter mit Popcornessen und Limona-
detrinken“, sagt Grossmann und
klagt: „Wir haben eine Generation
von Barbaren erzogen.“ Erschre-
ckend ist auch die zunehmende Bru-
talität und der Zynismus in der Spra-
che und im Verhalten, den man in
der der gesamten Bildschirmland-
schaft beobachten kann.

Erziehung ist machtlos, wenn Geset-
ze fehlen beziehungsweise nicht
ausreichen.

Mit dem Paragraph 131 des Straf-
gesetzbuchs von 1973 wurde nur auf
die Wirkung von Gewaltdarstellun-
gen in Medien abgehoben, 1985 wur-
de dieser Paragraph verschärft und
richtete sich gegen die Gewalttaten
selbst, legte aber keine Kriterien für
deren Bewertung fest. 1994 wurden
die Fernsehmacher in einem Antrag
der CDU/CSU, FDP und SPD aufge-
fordert, Strategien zu entwickeln,
wie „dem Summeneffekt von Gewalt
in der Vielzahl der Programme wirk-
sam begegnet werden kann“. Bereits
damals war also klar, dass die Men-
ge der gezeigten Gewalttaten eine
Grenze überschritten hat. Jedoch ist
es seither nicht zu einer deutlichen
Reduktion gekommen. Ein erster
Schritt in die notwendige Richtung
ist das 2004 in Kraft getretene neue
Jugendschutzgesetz sein, dem ge-
mäß Prüfer der Filmselbstkontrolle
(FSK) in der Unterhaltungssoftware-
Selbstkontrolle (USK) mitarbeiten

und zumindest die Bewertung der
Software nach Altersstufen (wie bei
Filmen und Videos) eingeführt wur-
de. Entscheidend aber wird sein, ob
die Erwachsenen weiterhin gleich-
gültig bleiben, sich um keine Infor-
mation zu den Inhalten der Spiele
und Videos bemühen und schon gar
nicht an die Konsequenzen der Ge-
hirnvermüllung  ihrer Kinder den-
ken.

Die Umweltverschmutzung sind
wir mit einigem Erfolg angegangen.
Wann werden alle Verantwortlichen
in Kultur und Politik sowie jeder Ein-
zelnen der Zivilgesellschaft ihre Auf-
gabe wahrnehmen, den Kampf ge-
gen die viel schlimmere Verschmut-
zung durch Bildmüll zu intensivie-
ren, eine weniger schöne, aber drän-
gende Pflicht? Wer zusieht und sich
nicht mit seinen Möglichkeiten en-
gagiert, macht sich schuldig.

Die Verfasserin ist freie Journalistin,
Präsidentin der GEDOK e.V. und

Mitglied im Fachausschuss Medien
des Deutschen Kulturrates 

Resolution
Aufhebung der Grenze zwischen Technik und

Inhaltsproduktion im Rundfunk führt zu
bedenklicher Regelungslücke

Deutscher Kulturrat fordert medienpolitische Debatte

Berlin, den 31.05.2006. Der Deut-
sche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, fordert eine
grundlegende medienpolitische De-
batte. Mit dem Verkauf der Bundes-
liga-Fernsehübertragungsrechte an
einen Kabelnetzbetreiber wurde
erstmals die bislang respektierte
Grenze überschritten: ein Verbrei-
tungsunternehmen kauft Inhalte ein
und wird damit auch Lieferanten von
Inhalten. Dieser Schritt ist ordnungs-
und kulturpolitisch ähnlich bedeut-
sam wie die Zulassung des kommer-
ziellen Rundfunks und die Einführung
des dualen Rundfunksystems in den
80er Jahren des letzten Jahrhun-
derts.

Die Einführung des dualen Rundfunks-
systems löste damals eine breite ge-
sellschaftliche Debatte über den Auf-
trag des Rundfunks, die Kommerzia-
lisierung des Rundfunks und die Qua-
lität der Rundfunkangebotes aus.
Inzwischen existiert - zusätzlich zum
öffentlich-rechtlichen Rundfunk - der
private Rundfunk seit mehr als zwan-
zig Jahren und hat einen festen Stel-
lenwert im Rundfunksystem.

Bei allen Unterschieden zwischen
dem öffentlich-rechtlichen und dem
privat-kommerziellen Rundfunk, was
die Finanzierung, den Auftrag und das
Programm betrifft, sind beide Rund-
funk im klassischen Sinn, d.h. sie
verbreiten für die Allgemeinheit be-
stimmte Informationen in Wort, Bild
und Ton. Rundfunkunternehmen pro-
duzieren Hörfunk- bzw. Fernsehsen-
dungen, d.h. Inhalte.

Diese Inhalte werden überwiegend über
Kabel bzw. Satellit verbreitet. Die Ver-
breitung erfolgt durch Breitbandkabel-
netzbetreiber bzw. Satellitenbetreiber.

Mit dem Schritt eines Kabelnetzbe-
treibers, die Rechte der Bundesliga-
fernsehübertragungen zu kaufen und
selbst auszustrahlen, wurde eine me-
dienpolitische Wende eingeleitet. Ein
Unternehmen, das sich zuvor ge-
schäftlich auf die technische Weiter-
leitung des Programms konzentrierte,

bietet nunmehr auch Inhalte an.

Der Deutsche Kulturrat hält es für drin-
gend erforderlich, dass über diese me-
dienpolitische Entwicklung, die bislang
vornehmlich in medienpolitischen Krei-
sen und kaum öffentlich debattiert
wurde, eine breite kulturpolitische Dis-
kussion beginnt.

Der Deutsche Kulturrat befürchtet, dass
die kulturelle Vielfalt in Deutschland
Schaden nimmt, wenn die spezifischen
Leistungen des Rundfunkprogramms
für große und kleine Zielgruppen in den
Hintergrund treten und es weit über-
wiegend nur noch darauf ankommt,
massenattraktive Inhalte anzubieten,
um die ökonomische Auslastung der
Netze sicherzustellen. Diese Befürch-
tung gilt selbst dann, wenn man dem
betreffenden Unternehmen und ande-
ren Akteuren für die Zukunft keine Ab-
sicht einer missbräuchlichen Nutzung
ihrer Markt- und Meinungsmacht un-
terstellt.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist
laut § 11 (Auftrag) des Rundfunkstaats-
vertrags zu Folgendem verpflichtet:

(1) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk
hat durch die Herstellung und Verbrei-
tung von Hörfunk- und Fernsehpro-
grammen als Medium und Faktor des
Prozesses freier individueller und öffent-
licher Meinungsbildung zu wirken. Er
kann programmbegleitend Druckwerke
und Mediendienste mit programmbe-
zogenem Inhalt anbieten.
(2) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk
hat in seinen Angeboten und Program-
men einen umfassenden Überblick
über das internationale, europäische,
nationale und regionale Geschehen in
allen wesentlichen Lebensbereichen
zu geben. Er soll hierdurch die inter-
nationale Verständigung, die europäi-
sche Integration und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in Bund und
Ländern fördern. Sein Programm hat
der Information, Bildung, Beratung
und Unterhaltung zu dienen. Er hat
Beiträge insbesondere zur Kultur anzu-
bieten.
(3) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk

hat bei Erfüllung seines Auftrags die
Grundsätze der Objektivität und Unpar-
teilichkeit der Berichterstattung, die
Meinungsvielfalt sowie die Ausgewo-
genheit der Angebote und Programme
zu berücksichtigen.

Der private Rundfunk ist auch aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen (Gewähr-
leistung des Grundstandards gleichge-
wichtiger Vielfalt) ebenfalls nicht frei in
seinem Angebot, sondern laut § 25
(Meinungsvielfalt, regionales Fenster)
Rundfunkstaatsvertrag zu Folgendem
verpflichtet:

(1) Im privaten Rundfunk ist inhaltlich
die Vielfalt der Meinungen im wesent-
lichen zum Ausdruck zu bringen. Die
bedeutsamen, politischen, weltan-
schaulichen und gesellschaftlichen
Kräfte und Gruppen müssen in den
Vollprogrammen angemessen zu Wort
kommen; Auffassungen von Minderhei-
ten sind zu berücksichtigen. Die Mög-
lichkeit, Spartenprogramme anzubie-
ten, bleibt hiervon unberührt.
(2) Ein einzelnes Programm darf die
Bildung der öffentlichen Meinung nicht
in hohem Maße ungleichgewichtig be-
einflussen.
(3) Im Rahmen des Zulassungsverfah-
rens soll die Landesmedienanstalt dar-
auf hinwirken, dass an dem Veranstal-
ter auch Interessenten mit kulturellen
Programmbeiträgen beteiligt werden.
Ein Rechtsanspruch auf Beteiligung
besteht nicht.

Das heißt, sowohl dem öffentlich-recht-
lichen als auch dem privaten Rundfunk-
anbieter wird vom Gesetzgeber aufer-
legt, ein Programm anzubieten, das
sich an die Allgemeinheit richtet und
bestimmte inhaltliche Mindeststan-
dards erfüllt. Dieses Programm muss
vielfältig sein und die öffentliche Mei-
nungsbildung unterstützen und fördern.
Speziell der öffentlich-rechtliche Rund-
funk hat zudem den Auftrag, Kultur
anzubieten. Kabelnetzbetreiber, die
spezifische Inhalte kaufen und anbie-
ten, sind an keinen Programmauftrag
gebunden. Vergleichbar mit einem
Fachgeschäft, das spezifische Produk-
te anbietet, haben sie spezielle Inhal-

te im Angebot. Sie können dem Nut-
zer auf ihn zugeschnittene Programm-
angebote präsentieren. Da es sich bei
den Kabelnetzbetreibern um privat-
wirtschaftlich orientierte Unterneh-
men mit einer entsprechenden Ren-
diteerwartung handelt, die überdies
teilweise von Investorengruppen, so
genannten Private Equities, dominiert
werden, die die besondere Bedeutung
der Medien oftmals nicht gebührend
anerkennen, werden voraussichtlich
vor allem solche Angebote präsentiert
werden, die auf eine große Nachfra-
ge treffen. Die erfolgreichen Beispie-
le werden bald Nachahmer finden.
Wird eine solche Entwicklung weiter-
gedacht, so wird dies zu einem Ver-
lust an Pluralität im Rundfunk und an
kultureller Vielfalt führen.

Der Deutsche Kulturrat fordert daher
die Politik, d.h. speziell die Minister-
präsidenten auf, sich stärker des The-
mas Medienentwicklung im privatwirt-
schaftlichen Bereich anzunehmen
und konkrete Konzepte für die Sicher-
stellung der Pluralität und der kultu-
rellen Vielfalt im Rundfunk der Zukunft
zu entwickeln. Ebenso sind die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestags
gefordert, innerhalb ihres medienpo-
litischen Zuständigkeitsbereichs zu
prüfen, ob die genannte Entwicklung,
dass ein Unternehmen, das bislang
Verbreiter der Netzinfrastruktur war,
zum Inhaltslieferanten wird, in ihren
potentiell vielfaltsbedrohenden As-
pekten genügend beachtet wurde. In
diesem Zusammenhang fordert auch
der Deutsche Kulturrat die Prüfung
sowohl der medien-, der telekommu-
nikations-  als auch der kartellrechtli-
chen Vorschriften.

Kulturelle Vielfalt gerade auch in den
elektronischen Medien ist ein hohes
Gut. Diese kulturelle Vielfalt zu si-
chern, ist angesichts der technischen
aber auch der ökonomischen Entwick-
lung eine wesentliche Herausforde-
rung der Zukunft. Der Deutsche Kul-
turrat fordert Politik und Öffentlichkeit
zu einer breiten Diskussion auf, wie
diese Herausforderung gemeistert
werden kann.

Fortsetzung von Seite 8
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Weiter auf Setie 11

Deutschlands Bild in der Welt
Anmerkungen zur Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik � Von Max Fuchs

Was weiß ein politisch informierter
Bürger über Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik? Eher selten wird sie
öffentlich debattiert. Vielleicht er-
innert man sich als kulturpolitisch
interessierter Mensch daran, dass
immer wieder rund um Bundestags-
wahlen die Frage auftaucht, ob man
sie nicht besser dem Staatsminis-
ter für Kultur und Medien zuschla-
gen sollte, was dann regelmäßig am
Widerstand des jeweiligen Außen-
ministers scheitert. Wer lässt sich
auch schon gerne Kompetenzen
wegnehmen. Doch welche Argumen-
te dafür oder dagegen sprechen,
wird man kaum erfahren. Zum Teil
liegt dies daran, dass man so ge-
nau nicht weiß, was man sich inhalt-
lich überhaupt darunter vorstellen
soll, um welche Ziele es geht, wel-
che Akteure eine Rolle spielen, wie
viele Mittel hier überhaupt verteilt
werden. Ein genauerer Blick in die-
ses Politikfeld lohnt sich also.

U nd dieser Blick wird aktuell er
leichtert durch ein neues

„Handbuch für Studium und Praxis“,
so der Untertitel, das Kurt-Jürgen
Maaß im Nomos-Verlag herausgege-
ben hat (Kultur und Außenpolitik.
Baden-Baden 2005). Wem vielleicht
anfangs nur die Goethe-Institute
eingefallen sind, mit denen dieses
Politikfeld in Erscheinung tritt, wird
bereits durch einen Blick in das Li-
teraturverzeichnis belehrt: Ordent-
lich getrennt in Nationale und Inter-
nationale Akteure wird in der ersten
Rubrik die öffentliche Seite vom
Bundestag über verschiedenste Mi-
nisterien bis zu den Gemeinden zu-
sammen mit Nichtregierungs- und
Mittlerorganisationen, Mittlerorga-
nisationen (neben den Goetheinsti-
tuten werden acht weitere vorge-
stellt: vom DAAD über das ifa, das
Maaß selbst leitet, die GTZ bis zum
„Bundesverwaltungsamt, Zentral-
stelle für das Auslandsschulwesen“)
aufgeführt. International tauchen
die üblichen Verdächtigen auf:
UNESCO, Europa-Rat, die EU. Hier
stutzt man allerdings ein wenig,
denn wichtige internationale Akteu-
re, an denen man sich seit Jahren
abarbeitet, fehlen: die Welthandels-
organisation etwa, ohne deren
GATS-Abkommen man das meiste
der nationalen Bundes-Kulturpolitik
schon nicht mehr verstehen kann,
oder die OECD mit ihrer PISA-Stu-
die. Doch wieso PISA, dies ist doch
Bildungspolitik? Nun ja, Auslands-
schulen sind ja schon aufgetaucht.
Der Herausgeber selbst spricht in
seiner Einleitung von dem „erweiter-
ten Kulturbegriff“, der nicht nur dem
Handbuch, sondern auch der Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungspoli-
tik zugrund liegt. Also gehören PISA
und die Bildung dazu. Auch ist die
GTZ in der Aufzählung erwähnt, die
man zurecht im Ministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
vermutet. Es fällt einem vielleicht
auch ein, dass es einen internationa-
len Jugendaustausch gibt, dass der
Verkehrsminister sich mit seinen
ausländischen Kollegen über Stra-
ßen und Flugrouten verständigt,
dass der Kulturstaatsminister mit
Russland über Beutekunst verhan-
delt. Und genau dies ist ein erstes
Ergebnis, zu dem bereits ein inter-
essierter Blick in das Inhaltverzeich-
nis sowie ein wenig Blättern führt:

1. Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik wird von vielen Akteu-
ren betrieben. Das zunächst als zen-
tral vermutete Auswärtige Amt (AA)
ist nur ein Akteur unter vielen. Je
nach inhaltlicher Abgrenzung ist es
selbst bei freundlichster Rechnung
nur für unter 50% des Gesamtetats
verantwortlich. Daneben gibt es wei-
tere Ministerien. Wer weiß, dass
nach unserem Grundgesetz jeder

Fachminister sein Ressort eigenver-
antwortlich verwaltet und gestaltet,
kommt zwangsläufig zu der Frage
nach Abstimmungsprozeduren,
vielleicht sogar nach einem kohä-
renten Konzept, das zumindest die
unterschiedlichen staatlichen Ak-
teure auf Bundesebene verbindlich
eint. Ein solches Konzept (Konzept
2000) hat zwar die erste Rot-Grüne
Koalition recht schnell vorgelegt.
Dieses ist jedoch lediglich ein Ar-
beitskonzept des AA. Es fehlt also
eine horizontale Koordinierung
schon alleine bei den Aktivitäten
derselben Regierung. Vor diesem
Hintergrund wundert es nicht, dass
ein umfassendes Konzept, das
zudem neben staatlichen Akteuren
auch nichtstaatliche Akteure ein-
schließlich der auch hier wichtigen
Kommunen einbezieht, das die in
Kultur- und Bildungsbereich wichti-
gen Länder und ihre internationalen
Aktivitäten erfasst, schon gar nicht
existiert. K. S. Schulte kommt daher
in einer der wenigen wissenschaft-
lichen Monographien zu diesem
Thema (Auswärtige Kulturpolitik im
politischen System der Bundesrepu-
blik Deutschland. Berlin 2000) zu ei-
nem kritischen Fazit: Das Feld ist
überaus fragmentiert, die Willensbil-
dung langwierig, wenn überhaupt
möglich oder gewollt, konzeptionell
heterogen und nur eingeschränkt
handlungsfähig (S. 111f.). Er sieht
quasi auf allen Steuerungsebenen
Probleme: in der Ressort-Koordinie-
rung auf Bundesebene, in der Bund-
Länder-Koordinierung, in der Koor-
dinierung der Länder untereinander,
bei der Koordinierung der Mittler
und der Koordinierung vor Ort im
Ausland. Und damit wäre die Ak-
teursseite internationaler kultureller
Aktivitäten erst ansatzweise erfasst.
Denn der bislang erwähnte Bereich
erfasst nur das, was überhaupt poli-
tisch gestaltet werden könnte. Da-
neben gibt es den gesamten priva-
ten, privat-gemeinnützigen und ge-
werblichen Austausch mit der
Welt, für den zwar Rahmenbedin-
gungen (ökonomische, rechtliche
oder solche, die durch Kulturabkom-
men ermöglicht werden) geschaffen
werden, der sich jedoch weitgehend
der unmittelbaren politischen Steu-
erung entzieht. Vor diesem Hinter-
grund, dass der gestaltbare Bereich
nur einen kleinen Ausschnitt des ge-
samten Kulturaustauschs ausmacht,
verwundert diese Konzeptionslosig-
keit doch sehr.

Doch was soll überhaupt geleis-
tet werden: Propaganda, Sympathie-
werbung, sachliche Informationen,
oder ist auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik nur ein anderes Wort
für Kulturbegegnung  und Kulturdia-
log, wobei die Gegenrichtung ins ei-
gene Land hinein genauso wichtig ist
wie die Darstellung nach draußen?
Zunächst einmal ist also nach den
Zielen und dem Inhalt zu fragen.
Durch alle Konzeptpapiere geistert
der „weite“ oder der „erweiterte Kul-
turbegriff“. Aus der Staatsrechtsdis-
kussion (etwa um das Staatsziel Kul-
tur, vgl. den Artikel „Um welche Kul-
tur geht es?“ in dieser Ausgabe) weiß
man, dass unterschiedliche Berufs-
gruppen unter „Kultur“ etwas
durchaus Verschiedenes verstehen.
„Kultur“ im weiten Sinne kann etwa
einfach eine additive Hinzufügung
von Bildung, Religion und Wissen-
schaft zur Kunst sein, es kann „Kul-
tur als Lebensweise“ sein, es kann
eine in Hinblick auf Teilhabe bzw.
Ausschluss sensible Kulturarbeit
sein. Maaß (S. 21) spricht davon,
dass zu dem „erweiterten Kulturbe-
griff“ Entwicklung, Krisenpräventi-
on, Konfliktbewältigung, System-
transfer und Systemaufbau, der glo-
bale Ausbildungsmarkt, die Interna-
tionalisierung und Qualifizierung

Den Blick nach außen gerichtet: Der Eingangsbereich des Auswärtigen Amtes in Berlin                Foto: Anna-Louise Wewer

des deutschen Ausbildungssystems
und die Auswirkungen der Globali-
sierung gehören. Bei dieser Aufzäh-
lung kann man nur noch hochbeein-
druckt schweigen, denn dies ist ein
auch in der nationalen Kultur(po-
litik)debatte bekannter klassischer
Fall eines stark entgrenzten Kultur-
begriffs, der zwar den Vorteil hat,
sehr umfassend zu sein und der
kaum eine Lebensäußerung aus-
lässt, der allerdings den Nachteil hat,
nicht nur völlig die Kontur verloren
zu haben, sondern auch politisch
nicht zu bewältigen ist, schon gar
nicht durch eine eher marginale Be-
reichspolitik. Meine These und ein
weiterer Ertrag unserer Erkundungs-
reise ist daher:

2. Wer von einem solchen „wei-
ten“ Kulturbegriff ausgeht, macht
ein kohärentes Konzept für ein ir-
gendwie noch abgrenzbares Politik-
feld von vornherein unmöglich. Er
sorgt zudem für heftige Verwirrung,
weil diese Rede vom „erweiterten
Kulturbegriff“ nur begrenzt kompa-
tibel ist mit Kulturdebatten im Rah-
men der (nationalen und internati-
onalen) Kulturpolitik. Offensichtlich
ist eine so verstandene auswärtige
Kultur- und Bildungspolitik ein Po-
litikfeld eigener Art.

Damit bin ich bei dem eingangs
erwähnten Punkt der Zuordnung
dieses Feldes angelangt: Was ist
denn nun AKP: Kultur- oder Außen-
politik? Für Maaß ist die Sache klar:
„Kultur ist ein Fundament der Au-
ßenpolitik. Sie wird als Instrument
genutzt, um außenpolitische Ziele zu
erreichen.“ (21). Immerhin wäre so
einiges zumindest formal geklärt:
Die Zuständigkeit des Bundes ge-
mäß Art. 32 GG, die Zuständigkeit
innerhalb des Kabinetts, die Zustän-
digkeit der Regierung (vor dem Par-
lament) sind unstrittig, da Außenpo-
litik traditionell eine Domäne der
Exekutive ist. Eine Überprüfung die-
ses Politikfeldes anhand von Theo-
rien der Außenpolitik liegt also nahe.
Doch bestätigt sich hier die Bewer-
tung von Maaß nicht: AKP passt
nicht in gängige Außenpolitiktheori-
en (vgl. den Handbuch-Beitrag von
Rittberger/Andrei).

Und dies verwundert auch nicht,
da jegliche Außenpolitik immer eine
klare Interessenspolitik ist. „Mit Hil-
fe der Außenpolitik setzt die im Na-
tionalstaat organisierte Gesellschaft

ihre Interessen gegenüber anderen
Staaten … durch“. (Nohlen, D. (Hg.):
Wörterbuch Staat und Politik. Mün-
chen/Zürich 1993, S. 29). Eine „drit-
te Säule“ der Außenpolitik soll AKP
neben Diplomatie- und Außenwirt-
schaftspolitik sein. Waren es früher
die Vorbereitung lukrativer Wirt-
schaftbeziehungen, so ist es heute –
wie bei der Beschreibung des „erwei-
terten Kulturbegriffs“ gesehen – die
Krisen- und Menschenrechtspolitik,
für die „Kultur“ ein Instrument sein
soll. Dieser instrumentelle Charak-
ter von „Kultur“ widerspricht jedoch
dem üblichen Verständnis von Kul-
tur in der Kulturpolitik, er ist mög-
licherweise noch nicht einmal ver-
fassungskonform (Art. 5 GG). Da-
mit kann ein weiteres Ergebnis fest-
gehalten werden:

3. Strukturell und konzeptionell
muss „Kultur“ mit Außenpolitik
zwangsläufig in ein Spannungsver-
hältnis geraten. Man kann dies sofort
erkennen, wenn man sich Prinzipi-
en staatlichen Handelns in der Kul-
turpolitik ansieht, u.a. Respekt vor
der Autonomie von Kunst und Kul-
tur, kulturpolitische Neutralität, To-
leranz, Staatsferne, Dominanz bür-
gerschaftlicher Organisationen. Die
Außenpolitik liegt dagegen fest in
der Hand der Exekutive, hat klare
Interessen zu verfolgen, kann gar
nicht anders, als Kultur in diesem
Sinne instrumentalisieren zu wollen.
Das schließt nicht aus, dass all die
vollmundigen Ziele der Konzeption
2000 (Friedenssicherung, Menschen-
rechte, Darstellung von Deutschland
als Kulturstaat etc.) eine Rolle spie-
len können. Doch zeigt die Ge-
schichte der Auswärtigen Kulturpo-
litik, dass die notwendige Offenheit
des Kulturellen recht schnell in der
Außendarstellung eingeschränkt
wird, wenn das schöne Deutschland-
bild in Gefahr geraten könnte.

Eine besondere Chance, aber
auch eine Gefahr bietet sich der AKP
durch den cultural turn, den auch
die Außenpolitische Theorienbil-
dung in den letzten Jahren erlebt hat.
Es geht um eine erheblich vergrößer-
te Relevanz von Deutungsmustern,
Einstellungen und Werthaltungen –
also dem, was man in der Politikwis-
senschaft „politische Kultur“ nennt
– auch für das Verständnis der Au-
ßenpolitik. Es geht dabei um min-
destens zwei Aspekte: zum einen um

den Einfluss, den diese „politische
Kultur“ bei der Konstituierung der
Außenpolitik spielt. Zum anderen
geht es darum, die Politiken anderer
Staaten auf der Basis ihrer jeweiligen
politischen Kultur zu verstehen. Ein
Beispiel: Bei der Suche nach Motiven
der US-Regierung, den Irak völker-
rechtswidrig mit einem Angriffskrieg
zu überziehen, gibt es geopolitische
Begründungen, es gibt ökonomische
Begründungen (Erdöl), es gibt aber
auch Begründungen mit der religiö-
sen Obsession und den Missionie-
rungsbestrebungen des US-Präsi-
denten. Man wird dabei davon aus-
gehen müssen, dass jede monokau-
sale Erklärung zu kurz greift. Die Le-
gitimität der Außenpolitik von Bush
im eigenen Land hängt auf Dauer
davon ab, inwieweit diese in Über-
einstimmung mit den Vorstellungen
und Einstellungen in der eigenen
Bevölkerung ist. Man weiß, dass es
hierbei Veränderungen gibt, die in
der Regel sehr langsam ablaufen.
Offensichtlich scheint sich zur Zeit
hier die Stimmung zu Ungunsten
von Bush zu ändern. Doch heißt das
nicht, dass er deshalb sofort seine
Politik ändern müsste: Regierungen
können durchaus eine Weile gegen
die „politische Kultur“ im eigenen
Lande regieren – oder sie können
versuchen, mit Methoden einer of-
fensiven Öffentlichkeitsarbeit diese
zu beeinflussen. Man weiß, wie en-
ergisch dies die Bush-Administrati-
on seit Jahren versucht, – etwa durch
Einflussnahme auf Medien, durch
verstärkte Geheimdienstoperatio-
nen gegen die eigene Bevölkerung
etc.

In Deutschland gab es einen
Wandel der AKP mit der oben be-
schriebenen erneuten Erweiterung
des Kulturbegriffs zu Beginn der ers-
ten Rot-Grünen Regierung. Man kann
davon ausgehen, dass man zum ei-
nen mit einem Rückhalt in der Bevöl-
kerung i.S. von Akzeptanz der Men-
schenrechte, der Konfliktvermeidung
etc. rechnen konnte. Zudem hat man
zusätzlich offensiv versucht – man
erinnere sich an die gemeinsamen
Auftritte des Verteidigungs- und des
Außenministers zur Zeit der letzten
Kosovo-Krise –, die Menschen-
rechtsrhetorik zulasten des Völker-
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rechtsprinzips der nationalen Sou-
veränität in den Vordergrund zu
schieben.

Außenpolitik und somit auch
AKP sind also zwar fest in der Hand
der Exekutive, aber letztlich abhän-
gig von der „außenpolitischen Kul-
tur“ in der Gesellschaft (vgl. den Bei-
trag von H. W. Maull in Korte/Wei-
denfeld (Hg.): Deutschland Trend-
buch. Opladen 2001). Und diese
wiederum ist durchaus politisch
beinfluss- und gestaltbar. Nationale
Kulturpolitik kann in diesem Zusam-
menhang durchaus als Mentalitäts-
politik verstanden werden, insofern
sie – auf indirekte Weise natürlich –
Wertbildungen und Einstellungen
beeinflusst. Auf diese Weise entsteht
ein enger Zusammenhang zwischen
Außenpolitik, AKP und nationaler
Kulturpolitik, der allerdings bislang
ebenfalls kaum untersucht ist, weil
es kaum Wirksamkeitsuntersuchun-
gen in der Kulturpolitik gibt.

Bei aller Vorläufigkeit kann man
aus den vorstehenden Überlegungen
einige Schlussfolgerungen herleiten:
1.Man sollte die strukturelle Wider-

ständigkeit von Außenpolitik und
Kultur(politik) nicht gering schät-
zen. Denn in nahezu jeder Dimen-
sion (Handlungsrationalitäten in
Kultur- bzw. Außenpolitik; Ziele;
Akteure; Rolle des Staates etc.) gibt
es mehr Spannungen als Gemein-
samkeiten.

2. Ein entgrenzter Kulturbegriff
macht scheinbar eine entspre-
chende „Kulturpolitik“ passfähig
für je aktuelle Paradigmen der Au-
ßenpolitik. Doch ist Preis dafür
ein Verlust an Vergleichbarkeit mit
nationalen Debatten der Kultur-
politik sowie auch an Kontur.

3. Mit der Entgrenzung von „Kultur“
in Richtung Kommunikation geht
eine Geringschätzung genuin kul-
tureller und kulturpolitischer
Möglichkeiten einher.

4. Eine wichtige Spannungsdimen-
sion ist die Rolle des Staates, vor
allem im Verhältnis zu zivilgesell-
schaftlichen Organisationen. Kul-
tur ist grundsätzlich staatsfern.
Die politisch-staatlich notwendi-
ge Steuerung in der Außenpolitik
– etwa der Mittlerorganisationen
– gerät in ein Spannungsverhält-
nis zu ihrem formalen Status als
„e.V.“, der kontrafaktisch eine zi-
vilgesellschaftliche Organisati-
onsform suggeriert.

5. Eine größere Kohärenz der staat-
lichen Seite der kulturellen Au-
ßenbeziehungen ist anzustreben.
Das heißt vor allem auch eine Ko-
ordinierung innerhalb der Bun-
desregierung und zwischen Bund
und Ländern.

6. Es ist insbesondere genauer zu
bestimmen, welche Rolle eine sol-
che staatliche Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik im Rahmen
aller internationalen (auch priva-
ten und gewerblichen) Kulturkon-
takte hat.

7. Ohne eine konzeptionelle Klä-
rung dessen, was Deutschland
von einer Präsenz im Ausland er-
wartet, lassen sich Einsparungen
bzw. geographische Schwerpunkt-
verlagerungen (etwa der Goethe-
Institute) nicht bewerten.

8. Aufgrund der Tatsache, dass sich
Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik weder problemlos in vor-
liegende Theorien der Außenpo-
litik noch in kulturpolitische The-
orien einordnen lässt, liegt es
nahe, von einer (relativen) Auto-
nomie dieses Feldes auszugehen.
Es lohnt sich daher, konzeptionel-
le oder sogar theoretische Energi-
en zu investieren.

Der Verfasser ist Vorsitzender
des Deutschen Kulturrates

und Vorsitzender des Fachaus-
schusses Europa/Internationales des

Deutschen Kulturrates 
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Das Goethe-Institut und seine Bibliotheken dürfen sich erneut neu aufstellen � Von Klaus-Peter Böttger

Festgelegte Personalreduzierungen
beim Goethe-Institut seit 1994,
neue Grundsätze 1997, Richtungs-
weisung 2006? � eine wiederkeh-
rende Diskussion und Überprüfung
mit Zukunftsaussichten?

W as im Qualitätsmanagement
als selbstverständlicher per-

manenter Motor der Orientierung,
Anpassung an Markt- und Kunden-
interessen und -verhalten gilt, be-
kommt im öffentlichen Handeln
häufig den Beigeschmack der Un-
freiwilligkeit zwecks Konsolidierung,
Einsparung oder Bewältigung struk-
tureller Krisen; Kürzungen sind es
allemal und für die Verantwortlichen
einer auswärtigen Kulturarbeit zu-
tiefst blamabel, auch wenn der Kahl-
schlag als Extremum geleugnet wird.
Zuweilen behilft man sich zunächst
mit Begriffen wie Umstrukturierung,
Restrukturierung, Anpassung oder
Optimierung, was die Ursache von
Krisen aber nur verbrämt. Seien es
hausgemachte strukturelle Nöte
und/oder von Dritten geplante Mit-
telreduzierungen, eine Antwort
muss gefunden werden, wie in Zu-
kunft Inhalt und Zielsetzung, Um-
fang und Akzentuierung, das Ver-
hältnis von Basis- und Projektarbeit
für eine auswärtige Kulturarbeit, die
Rollen von Bibliotheken und Lesesä-
len aussehen sollen. Es wird sich an-
gesichts der finanziellen Rahmenbe-
dingungen was ändern müssen!
Auch wenn die Ausgaben für das
Goethe-Institut sich im Bundes-
haushalt im Promille-Bereich bewe-
gen (es handelt sich um 4,4% des
Haushalts des Auswärtigen Amtes,
der gerade mal 0,87% der Gesamt-
ausgaben ausmacht), gestalten sich
Ziel- und dann anschließende Struk-
turdiskussionen in einem derart auf
Dezentralität angelegten Unterneh-
men mit 128 Instituten in 80 Ländern

an 438 Orten und über 3.000 Mitar-
beiterInnen als kein einfaches Un-
terfangen. Die Herausforderung ist
enorm, denn es gilt, ein Konzept zu
finden, das vielfältigen Kriterien ge-
recht werden muss: lokal und natio-
nal bedarfsorientiert – im internatio-
nalen Einklang – entwicklungsange-
passt - finanzverträglich – sozialver-
träglich – ausgerichtet auf eine Au-
ßenpolitik – unabhängig. Dies bedeu-
tet sicherlich auch für die Bibliothe-
ken und BibliothekarInnen erneut die
Frage nach der Funktion einer Goe-
the-Bibliothek im Ausland.

Dass trotz der Abhängigkeit von
Haushaltsplanentwürfen und politi-
schen Zielsetzungen eine langfristige
Grundsatzpositionierung entstehen
muss, die einen Haltbarkeitswert von
mehr als einem Haushaltsjahr oder
zumindest einer Legislaturperiode
hat, dürfte unbestritten sein und soll-
te auch Ziel des Auswärtigen Amtes
sein. Zumindest hat der Bundes-
außenminister Dr. Steinmeier im
Ausschuss für Kultur und Medien bei
der Vorstellung der Schwerpunkte der
Auswärtigen Kulturpolitik am
18.05.2006 ebendieser einen hohen
Stellenwert beigemessen.

Hilft es aber in dieser prekären Si-
tuation inhaltlich weiter, eine Diskus-
sion mit Antipoden zu besetzen wie
„altes Europa gegen Wirtschaftszu-
kunft Indien“, „x Institute in Italien
gegen y Institute in Ostasien“ oder
„Goethe-Institute gegen British Coun-
cil“? Meines Erachtens ist zu analysie-
ren, über welche Wirkungsmöglich-
keiten der elementarste Motor deut-
scher auswärtiger Kulturpolitik in ei-
ner vernetzten Gesellschaft verfügt
und in welche Richtung er sich wei-
terentwickeln soll. Das Goethe-Insti-
tut sieht sich konfrontiert – sollte bes-
ser heißen: ist bereit, sich damit aus-
einanderzusetzen – mit einem funkti-
onell verbundenen weltweiten Wirt-

schaftssystem, mit internationaler Ar-
beitsteilung und einem globalen
Transfer von Wissen und Problemlö-
sungen. Dieser Wissenstransfer pro-
duziert dennoch weiterhin eine Spal-
tung der Gesellschaft in Teilnehmer an
der Informationsgesellschaft und von
der Informationstechnologie Ausge-
schlossene.

Das Pfund, dass das Goethe-Ins-
titut und insbesondere seine Biblio-
theken, zuweilen lokal angepasst
unter gegebenenfalls sogar restrikti-
ven Rahmenbedingungen, für die
Informationsfreiheit steht sowie für
den freien Zugang zu Informationen
sollte nicht leichtfertig aufs Spiel ge-
setzt werden, sondern als wesentli-
ches Element zukünftiger Struktur
betont werden. Das internationale
Engagement des Bereichs Informa-
tion und Bibliothek in Belangen der
Informationspolitik beispielsweise
und insbesondere beim Weltgipfel
über die Informationsgesellschaft
(WSIS) in Genf und Tunis 2003 und
2005 http://www.goethe.de/wis/bib/
thm/pan/de1196047.htm) dokumen-
tieren deren Akzeptanz im globalen
Netzwerk. An diesem Beispiel wird
auch evident, wie politischen Ein-
schränkungen ein demokratisieren-
des Instrument Bibliothek entgegen-
und aufrecht erhalten werden muss.
Ebenso belegen auch der Informati-
onskanal in Form des Bibliothekspor-
tals Deutschland (www.goethe.de/
bibliotheksportal) als auch die star-
ke aktive und international bündeln-
de Rolle der Bibliotheken des Goethe-
Instituts deren internationale Positi-
on als kooperativer Vertreter deut-
scher Bibliothekspolitik, ebenso wie
als Sprachrohr einer internationalen
Zivilgesellschaft.

Wenn weltweite Impulse für die
Informationsstrukturen notwendig
sind, wenn aktiv Entwicklungen zu ei-
ner demokratischen Informationsge-

sellschaft unterstützt werden sollen,
dann ist das Goethe-Institut mit sei-
nen Bibliotheken ideales Netzwerk,
das aber hierfür zeitgemäße Präsenz-
formen finden muss. Über die klassi-
sche Bibliothek hinaus sind ziel-, orts-
und bedarfsorientierte Konzeptionen
zu entwickeln – Lesesäle, Dialogpunk-
te und Lernzentren waren in den ver-
gangenen Jahren bereits effiziente
Ansätze – dies aber bitte aus inhaltli-
cher Überzeugung und nicht aus Spar-
zwang. Dies mag dann dennoch zu
Spannungen führen, da es illusionär
erscheint, das derzeit bestehende
Netz an Bibliotheken auszudehnen,
sondern eher die Evaluierung des
Bestmöglichen vorweggenommen
werden muss. Das Problem bei derart
heterogenen Standorten bzw. Stand-
ortplanungen liegt sicherlich darin,
dass es keinen internationalen, trans-
parenten Gradmesser für die Effizienz
einer Bibliothek mit solch unter-
schiedlichen programmatischen Aus-
prägungen gibt. Dabei ist zu beden-
ken, dass bereits jetzt der Bibliotheks-
bereich eine weitgefächerte Palette
aufzuweisen hat. Sie reicht von der
Hightech-Vernetzung mit den örtli-
chen Informationsstrukturen bis zur
Freihandaufstellung, die in manchem
Land dieser globalisierten Welt als
nicht nur bibliothekarische Revoluti-
on gilt; sie erstreckt sich vom Dialog-
punkt ohne Institut bis zur ausgebau-
ten Institutsbibliothek. Es wird ausrei-
chend Fingerspitzengefühl und Krea-
tivität erforderlich sein, um eine neue
Karte des Bibliothekswesens der Goe-
the-Institute zu zeichnen, die mindes-
tens die Nachhaltigkeit und Wirkung
zeigt wie der jetzige Status.

Gerade der Bibliotheksbereich
hat sich als ein effektives Instrumen-
tarium zur Vertrauenswerbung erwie-
sen, weil mit geringen Mitteln, mit
zahlreichen Formen des Austausches
der Dialog initiiert oder aufrechter-
halten wird. Im Vergleich zu anderen
Kulturträgern muss es fast beschä-
mend klingen, dass mit den Biblio-
theken die Goethe-Institute im Ver-
gleich zu anderen Kulturträgern oft
über ein Alleinstellungsmerkmal ver-
fügen, damit wiederum nach außen
Informationsfreiheit signalisiert, vi-
sualisiert und praktiziert wird.

Deutsche Verortungen, insbe-
sondere im außereuropäischen Aus-
land, verfügen anscheinend über ei-
nen Vorteil gegenüber anderen aus-
ländischen Institutionen, sicherlich
auch bedingt durch eine in dieser
Hinsicht umsichtige Außenpolitik;
zum einen haben sie sich bislang
nicht selbst diskreditiert, zum ande-
ren belegen sie Verläßlichkeit, ein
deutscher Vorteil, der nicht zu unter-
schätzen ist, aber andererseits nicht
zum Umkehrschluss führen darf,
damit deutsche Kulturpräsenz in
Europa auf Null fahren zu dürfen.

Aus all dem ist langfristig ein
Konzept zu entwickeln, das eine
Kongruenz und effektiven Ausgleich
schafft zwischen Zielen und deren
Akzeptanz im In- und Ausland, Wert-
schätzung und Finanzierung. Dann
lässt sich nach dem Gestaltungs-
grundsatz des Bauhauses „Form fol-
lows function“ eine adäquate Struk-
tur bilden, in der Bibliotheken als
Orte der Sprache und Begegnung, als
Zugang und Brücke zur Informati-
onsfreiheit nach meiner Überzeu-
gung eine essentielle unverzichtba-
re Rolle in Goethe-Instituten spielen.

Nicht von Goethe, sondern von
Dante Alighieri: „Der eine wartet, dass
die Zeit sich wandelt, der andere packt
sie kräftig an und handelt.“ In diesem
Sinne, dem Goethe-Institut und sei-
nen Bibliotheken für eine Zukunft in
der Informationswelt und der aus-
wärtigen Kulturpolitik viel Erfolg!

Der Verfasser ist Leiter der Stadtbiblio-
thek der Stadt Mülheim an der Ruhr Das Auswärtige Amt von außen gesehen    Foto: Anna-Louise Wewer
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Jenseits klassischer Ressorts
Baukultur und auswärtige Politik � Von Claudia Schwalfenberg

Gleich eine doppelte Wende im Ver-
hältnis von Baukultur und auswär-
tiger Politik vollzog sich am 16. Mai
diesen Jahres in Berlin: Unter Fe-
derführung des Bundeswirtschafts-
ministeriums traf zum ersten Mal
der neu gegründete interministeri-
elle Arbeitskreis �Planen und Bau-
en im Ausland� zusammen. Mit dem
Arbeitskreis startete die Bundesre-
gierung nicht nur den Versuch, die
Maßnahmen des Bundeswirt-
schafts- und des Bundesbauminis-
teriums, von Auswärtigem Amt und
Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit systematisch
zu koordinieren. Der Arbeitskreis
zeigt vor allem, dass Planungsex-
port für die Politik inzwischen res-
sortübergreifend ein Thema ist.

D as ist keineswegs selbstver-
ständlich, denn nach dem

Zweiten Weltkrieg gab es in Deutsch-
land zwar eine große Offenheit für
ausländische Architekturbüros, teil-
weise sogar entgegen internationa-
ler Gepflogenheiten. Eine selbstbe-
wusste Darstellung deutscher Archi-
tektur und Ingenieurbaukunst im
Ausland oder eine strategisch ange-
legte Förderung des Exports von Pla-
nungsleistungen blieb aber lange
Zeit Mangelware.

In beiden Bereichen hat sich in
den letzten fünf Jahren viel getan.
Wichtige Impulse für diese Entwick-
lung gingen von der Ausstellung
„Neue Deutsche Architektur“ und
von der Gründung des Netzwerks
Architekturexport aus.

Von der Hamburgischen Archi-
tektenkammer in enger Abstim-
mung mit der Bundesarchitekten-
kammer konzipiert und realisiert,
öffnete die Ausstellung „Neue Deut-
sche Architektur. Eine Reflexive Mo-
derne“ im Juli 2002 erstmals ihre
Pforten, und zwar anlässlich des XXI.
Weltkongresses der Architekten in
Berlin. Seither befindet sich die Aus-
stellung – getragen vom Institut für
Auslandsbeziehungen – auf Welt-
tournee. Bisherige Stationen waren
Mailand, Hamburg, Kopenhagen,
Turin, Madrid, A Coruna, Sevilla, Val-
ladolid, Porto und São Paulo.

Im Mittelpunkt der Ausstellung
stehen 25 Beispiele zeitgenössischer
deutscher Architektur. Außerdem
vermittelt sie einen Überblick über
zehn herausragende Architekturbü-
ros, die in Deutschland seit 1975 prä-
gend waren: Behnisch & Partner,

Heinz Bienefeld, Gottfried Böhm,
von Gerkan, Marg und Partner, Her-
zog + Partner, Josef P. Kleihues, Da-
niel Libeskind, Karljosef Schattner,
Steidle + Partner und Oswald Mathi-
as Ungers.

Das Netzwerk Architekturexport
der Bundesarchitektenkammer ging
aus einer Veranstaltung im Februar
2001 hervor, an der auch ein Staats-
sekretär aus dem Bundeswirtschafts-
ministerium teilgenommen hatte.
Ziel des Netzwerkes ist es, den grenz-
überschreitenden Austausch von
Planungsleistungen zu erleich-
tern und die berufliche Mobilität von
Architekten und Stadtplanern zu er-
höhen. Zu diesem Zweck hat das
Netzwerk bereits zahlreiche Aktivi-
täten gestartet, unter anderem einen
umfassenden Online-Auftritt. Aktu-
ell läuft eine Reihe bilateraler Archi-
tektendialoge mit deutschen Archi-
tekten einerseits, russischen, polni-
schen oder französischen Architek-
ten andererseits.

Auch die Bundesregierung selbst
begann vor etwa fünf Jahren, der Ver-
mittlung deutscher Baukultur im
Ausland einen höheren Stellenwert
beizumessen. Nachdem die 7. Inter-
nationale Architekturbiennale in Ve-
nedig im Jahr 2000 noch mit einem
höchst umstrittenen Berliner Beitrag
beschickt worden war, berief das
Bundesbauministerium für die 8.
Architekturbiennale 2002 eine Jury
unter Beteiligung der maßgeblichen
Verbände, die die Berliner Architek-
tin Hilde Léon als Generalkommis-
sarin nominierte. Zwei Jahre später
folgte ihr die Journalistin und Kura-
torin Francesca Ferguson, inzwi-
schen Direktorin des Schweizeri-
schen Architekturmuseums in Basel.
Dieses Jahr verantworten die Berli-
ner Architekten Armand Grüntuch
und Almut Ernst die Konzeption und
Realisierung des deutschen Beitrags
auf der Biennale in Venedig. Die
Bundesregierung unterstützt die
Ausstellung mit rund 500.000 Euro.

Zusätzlich zum Engagement in
Venedig baute die Bundesregierung
ihre Präsenz auf internationalen Ar-
chitekturbiennalen 2005 weiter aus,
indem sie sich erstmalig auch an der
Internationalen Architektur- und
Design-Biennale in São Paulo betei-
ligte. Der vom Institut für Auslands-
beziehungen realisierte deutsche
Beitrag basierte auf der Ausstellung
„Neue Deutsche Architektur“. Für
die Biennale in São Paulo 2007 ist

bereits die Entwicklung eines eigen-
ständigen Beitrags geplant.

Der Rückgriff auf bereits vorhan-
dene Ausstellungen bewährte sich
auch in anderen Fällen als Einstieg
in ein dauerhaftes Engagement. So
zeigte das Institut für Auslandsbezie-
hungen anlässlich des XXII. Weltkon-
gresses der Architekten in Istanbul in
Zusammenarbeit mit der Bundesar-
chitektenkammer die bereits zuvor
erfolgreiche Ausstellung „Zwei deut-
sche Architekturen. 1949 bis 1989“.
Für den XXIII. Weltkongress der Ar-
chitekten in Turin 2008 bereiten bei-
de Partner nunmehr eine neue Aus-
stellung über junge, international
tätige Architekten und Stadtplaner
aus Deutschland vor.

Wie stark die Bundesregierung
die Förderung der Baukultur als För-
derung der planenden Berufe be-
greift, unterstreicht ein Blick auf die
anvisierte Bundesstiftung Baukultur.
Zum Gesetzentwurf, den die Bun-
desregierung am 3. Mai in die parla-
mentarische Beratung eingebracht
hat, heißt es: „Die Bundesregierung
beabsichtigt, die Möglichkeiten gu-

Im Foyer des Auswärtigen Amtes    Foto: Anna-Louise Wewer

ten Planens und Bauens als gesell-
schaftlichen Anspruch für lebendige
Städte einer breiten Öffentlichkeit
bewusst zu machen und die hohe
Leistungsfähigkeit von Architekten
und Ingenieuren in Deutschland
und auf dem Weltmarkt noch besser
darzustellen.“

Als Anschubfinanzierung stellt
der Bund in den Jahren 2006 bis 2009
rund sechs Millionen Euro für den
Aufbau und die Arbeit der Stiftung zur
Verfügung. Langfristig soll der Fi-
nanzbedarf der Stiftung auch von pri-
vaten Dritten wesentlich mitgetragen
werden. Das Gesetz zur Errichtung
der Bundesstiftung Baukultur soll
Ende des Jahres in Kraft treten.

Auch jenseits der eher baukultu-
rell zu verortenden Förderung von
Ausstellungen hat die Bundesregie-
rung bereits erste Hilfen für den Pla-
nungsexport bereitgestellt. Zu nen-
nen sind neben anderen Informati-
ons- und Vermittlungsdiensten etwa
die Broschüren der Bundesagentur
für Außenwirtschaft, einer Service-
stelle des Bundeswirtschaftsministe-
riums. Für Italien, Spanien, Frank-

reich, Norwegen und Mittelosteuro-
pa liegt jeweils eine Broschüre
„Markt für Architekturdienstleistun-
gen“ vor, für Norwegen, die Türkei,
Frankreich, Ungarn und die Tsche-
chische Republik eine Broschüre „In-
genieurdienstleistungen im Bausek-
tor“ und für Großbritannien eine
Broschüre „Markt für Architektur-
und Ingenieurdienstleistungen“.

Den Planungsexport vermehrt
interdisziplinär zu öffnen, ist des-
halb nicht nur ein Ziel des neu ge-
gründeten interministeriellen Ar-
beitskreises. Dieses Ziel verfolgt
auch Planned in Germany, eine Ini-
tiative der Bundesarchitektenkam-
mer, der Bundesingenieurkammer
und des Verbands Beratender Inge-
nieure, die bereits mehrere fremd-
sprachige Broschüren publiziert hat
und derzeit eine Veranstaltungsrei-
he „Architects and Engineers meet
Diplomats“ vorbereitet.

Die Verfasserin ist Stellvertretende
Vorsitzende des Deutschen Kultur-
rates und Sprecherin des Rates für

Baukultur 

Soft-Power-Kultur schafft Akzeptanz
Zur Renaissance von Kultur- und Außenpolitik � Von Kurt-Jürgen Maaß

Weiter auf Seite 13

Kultur und Außenpolitik � das The-
ma hat in den letzten Monaten eine
erstaunliche Renaissance erlebt.
Der neue Bundesaußenminister hat
durch sein Interesse dazu ebenso
beigetragen wie der Auswärtige
Ausschuss des Bundestages mit
seiner Rückkehr zu einem eigenen
Unterausschuss.  Ich möchte in die-
sem Beitrag begründen, warum die
Außenkulturpolitik untrennbar zur
Außenpolitik gehört und warum die
Erweiterung des Kulturbegriffes
durch die Konzeption 2000 richtig
war.

D ie deutsche Außenpolitik inte-
griert Kultur seit 100 Jahren in

ihre Tätigkeit.  Sie folgte dem Vorbild
Großbritanniens und Frankreichs,
die Kultur als  Instrument ihrer Au-
ßenpolitik im 19. Jahrhundert entwi-
ckelt hatten, um vor allem in den
Kolonien ihre Vormachtstellung ab-
zufedern und die Überlegenheit ih-
rer eigenen Kultur zu vermitteln.

Udo Metzinger hat in einer faszi-
nierend interessanten Dissertation,

die im letzten Jahr erschienen ist
(„Hegemonie und Kultur. Die Rolle
kultureller soft-power in der US-Au-
ßenpolitik“), nachgewiesen, dass
Kultur die zentrale Matrix für den
Aufstieg der USA als hegemoniale
Macht gewesen ist. Erst durch die
„soft power“ Kultur sei die Akzeptanz
der amerikanischen Vorherrschaft
gesichert worden, erst dadurch sei
die Vorherrschaft zur Hegemonie
geworden. Zu einem ähnlichen Er-
gebnis käme eine Untersuchung zur
Rolle der Kultur in der Außenpolitik
der früheren imperialen Kolonial-
mächte Frankreich und Großbritan-
nien. Allerdings stößt die „soft po-
wer“ dort an ihre Grenzen, wo sie
sich außerhalb ihres eigenen Kultur-
kreises bewegt. Metzinger stellt dies
noch als Frage,  die Erfahrungen im
Kulturaustausch mit der islamisch
geprägten Welt legen diesen Schluss
aber nahe.

Deutschland setzt seine Außen-
kulturpolitik nicht für hegemoniale
Zwecke ein. Sie soll dem Ausland
vielmehr ein modernes und wirk-

lichkeitsnahe Deutschlandbild ver-
mitteln, das Erlernen der deutschen
Sprache fördern und Begegnung mit
deutscher Kultur  ermöglichen. Sie
soll aber – und das ist neu seit der
Konzeption 2000 - auch die europäi-
sche Wertegemeinschaft sowie die
Vermittlung von Werten, Normen
und Prinzipien fördern und Entwick-
lungsprozesse einzelner Länder in
Richtung Demokratie und sozialer
Marktwirtschaft unterstützen, darü-
ber hinaus die Fähigkeit zur Bewäl-
tigung von Konflikten durch die För-
derung rechtsstaatlicher Strukturen,
Institutionen und partizipatorischer
Entscheidungsprozesse. Deutsch-
land zielt auch darauf ab, sich einen
Anteil am weltweiten Bewerbungs-
potential zu sichern und den eige-
nen künftigen Führungsnachwuchs
weltoffen zu qualifizieren und inter-
kulturelle Kompetenz zu vermitteln.
Schließlich muss man einen Blick
auf die schwierigen Beziehungen zu
Ländern der islamisch geprägten
Welt werfen, um zu verstehen, welch
vitale Rolle der Außenkulturpolitik

und dem Dialog der Kulturen dabei
zukommt.

Es gibt Stimmen, die die Außen-
kulturpolitik mit diesen vielfältigen
Zielen überfrachtet sehen und vor
allem den direkten oder indirekten
Beitrag zur Krisenprävention in der
Außenpolitik als nicht erfüllbar an-
sehen. Man würde aber die unglaub-
lich hohe Komplexität außenpoliti-
schen Handelns nicht richtig verste-
hen, wenn man diesen Zielkatalog
einschränken würde. Wer Angst vor
hochkomplexen Aufgaben hat, darf
nicht Außenpolitiker werden. Au-
ßenpolitik muss, wenn sie erfolg-
reich sein will, alle Möglichkeiten zu
ihrer Unterstützung nutzen. Es war
deshalb nur folgerichtig, dass die
vom damaligen Bundesaußenminis-
ter Fischer erarbeitete Konzeption
2000 erstmalig die Auswärtige Kul-
turpolitik mit außenpolitischen Zie-
len wie Friedenssicherung, Konflikt-
verhütung, Verwirklichung der Men-
schenrechte, Demokratieförderung
verknüpft hat. Und im Aktionsplan
der Bundesregierung „Zivile Krisen-

prävention, Konfliktlösung und Frie-
denskonsolidierung“ vom Mai 2004
heißt es zu Recht: “Interkulturelles
Verständnis und die Achtung ande-
rer Kulturen – innerstaatlich sowie
zwischenstaatlich – sind entschei-
dende Voraussetzungen zur Krisen-
prävention. Dazu gehören Dialog
und Austausch, aber auch eine kul-
tursensitive Weitervermittlung der
Werte und Instrumente der Krisen-
prävention sowie die Unterstützung
von Bildungssystemen, die den ge-
waltfreien Umgang mit Konflikten
fördern und unterschiedliche Pers-
pektiven, insbesondere auf zeitge-
schichtliche Unterrichtsinhalte zu-
lassen.“

Diese Weiterentwicklung des
Kulturbegriffes wird auch Bundes-
außenminister Steinmeier nicht
wieder auflösen, wenn er im Okto-
ber dieses Jahres auf einer großen
Fachkonferenz über eine mögliche
Fortschreibung der Konzeption 2000
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Die Köpfe und Herzen erreichen
Kultur- und Bildungsarbeit in der Außenpolitik � Von Wilfried Grolig

Die Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik ist integraler Bestand-
teil der Außenpolitik. Politische Phä-
nomene wie der Karikaturenstreit
machen schlaglichtartig deutlich,
dass sie in einer globalisierten Welt
immer stärker in den politischen
Kernbereich vorrückt. Seit Willy
Brandt sprechen wir von der �Drit-
ten Säule� der Außenpolitik. Man
könnte heute geneigt sein, auch ein
anderes Bild heranzuziehen: Außen-
beziehungen brauchen ein kulturel-
les Fundament, auf dem sie ruhen.
Dieses Fundament sind die persön-
lichen Netzwerke, die wir weltweit
mit Kulturaustausch, Spracharbeit,
Auslandsschulen, Stipendienpro-
grammen und Exzellenzförderung
schaffen. Mit keiner anderen Facet-
te unserer Arbeit erreichen wird die
Köpfe und Herzen der Menschen di-
rekter, nirgends können wir eine
ähnlich nachhaltige Wirksamkeit
entfalten wie mit unseren Kultur-
und Bildungsprogrammen im Aus-
land.

Es liegt im deutschen Interesse,
diese einzigartigen Möglichkei-

ten der Kultur- und Bildungsarbeit so
weit wie irgend möglich für unsere
außenpolitischen Ziele nutzbar zu
machen. Das galt gestern, das gilt
heute mehr denn je. Die Gründe sind
vielfältig:
· Der verschärfte globale Wettbe-

werb um die besten Köpfe: Noch
stehen wir hier im weltweiten Ver-
gleich gut da – Deutschland ist
nach den USA und Großbritannien
drittbeliebtestes Studienland –,
doch Stillstand hieße Rückschritt.

· Das Bestreben, auch in den neuen,
dynamisch sich entwickelnden
Weltregionen Zeichen zu setzen:
Insbesondere Wachstumsländer in
Asien, China und Indien, rücken
hier ins Blickfeld. Wir sind dort, ge-
messen an der Bedeutung der Re-
gion, kulturpolitisch noch zu wenig
präsent.

· Das Erfordernis, den europäischen
Integrationsprozess mit einer kul-
turellen Komponente zu unterfüt-
tern und damit dem Trend entge-
genzuwirken, dass vielen Menschen
der Bezug zur europäischen Idee
abhanden zu kommen scheint.
Auch in unseren traditionellen
Partnerländern bleibt also viel zu
tun.

· Die Notwendigkeit, den Dialog zwi-
schen den Kulturen, namentlich
mit der islamischen Welt, aufrecht
zu erhalten und auszubauen: Nach
dem 11. September ist die Bedeu-
tung der Kulturarbeit als wichtiger
Beitrag zur Eindämmung von Kon-
fliktpotential noch deutlicher ge-
worden.

Wird Kulturarbeit damit in unzuläs-
siger Weise instrumentalisiert? Nach
meiner Überzeugung beruht dieser
bisweilen zu hörende Vorwurf auf
einem Missverständnis. Auswärtige
Kulturpolitik orientiert sich in ihrem
Wirken an den übergreifenden au-
ßenpolitischen Zielen, andernfalls
würde sie ihrem Auftrag nicht ge-
recht. Andererseits muss sie aber
auch mit Blick auf ihren eigenstän-
digen Beitrag ernst genommen wer-

den. Es ist vor allem das Bewusstsein
von der einzigartigen Beschaffenheit
und Leistungsfähigkeit der Kulturar-
beit, die ihre Relevanz ausmacht. Sie
ist gerade dort unverzichtbar, wo
andere Ansätze versagen oder Nach-
haltigkeit vermissen lassen.

Die deutsche Außenpolitik steht
fest zur Tradition des Trägerpluralis-
mus. Dieser ist nach wie vor die ein-
zig zeitgemäße Organisation des
Kultur- und Bildungsaustauschs.
Rund 85% der finanziellen Mittel des
Kulturhaushalts des Auswärtigen
Amts fließen dementsprechend an
die großen Mittlerorganisationen:
das Goethe-Institut (mit 128 Aus-
landsinstituten), den Deutschen
Akademischen Austauschdienst, die
Alexander von Humboldt-Stiftung,
das Institut für Auslandsbeziehun-
gen, die Deutsche UNESCO-Kom-
mission sowie in das deutsche Aus-
landsschulwesen (mit weltweit 117
Schulen). In ihrer Programmgestal-
tung sind diese Mittlerorganisatio-
nen weitgehend frei. Natürlich geht
diese Buntheit in der Mittlerstruktur
gerade im Ausland oft mit der
Schwierigkeit einher, angemessen
sichtbar zu machen, wie vielfältig sich
Deutschland im Bereich Kultur und
Bildung in einem Land engagiert.
Doch ist dies ein Problem für die Öf-
fentlichkeitsarbeit, keine Grundsatz-
frage.

Wer Kultur- und Bildungsarbeit
sagt, fragt auch immer nach den fi-
nanziellen Möglichkeiten. Denn die-
ses kostbare Instrumentarium hat
nun mal seinen Preis. Dem Auswär-
tigen Amt stehen in diesem Jahr
knapp 550 Mio. € zur Verfügung. Da-
mit konnte das Niveau des Vorjahres
gehalten, ja sogar geringfügig gestei-
gert werden, obwohl übergreifende
Sparauflagen solidarisch mitgetra-
gen wurden. Vor allem ist es gelun-
gen, an dem Sonderprogramm der
Bundesregierung für Forschung und
Entwicklung maßgeblich teilzuha-
ben. Das ist aus unserer Sicht ein Er-
folg, aber kein Grund zur Euphorie.
Wir brauchen für die Bewältigung
der vielfältigen alten und neuen Auf-
gaben mehr Mittel.

Das macht nicht zuletzt die öf-
fentliche Diskussion um die Zukunft
des Goethe-Instituts deutlich. Ich
will hier nicht zu einzelnen Kom-
mentaren Stellung beziehen. In ih-
rer Summe zeigen sie aber doch fol-
gendes: Vom Goethe-Institut wird
zurecht erwartet, dass es in den tra-
ditionellen Schwerpunktregionen –
Europa und Amerika – voll aktions-
fähig bleibt, gleichzeitig aber in den
an Bedeutung gewinnenden neuen
Weltregionen Flagge zeigt. Ebenso ist
es aber auch eine Binsenweisheit,
dass jeder Euro nur einmal ausgege-
ben werden kann. Was also tun?

Die Antwort besteht aus zwei
Schritten. Sie gilt für das Goethe-In-
stitut im Besonderen, genauso wie
für die Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik als Ganzes. Zum einen
lassen wir nichts unversucht, um
Ziele durch Akzentsetzung und Ver-
schlankung – ohne Beschädigung
der Substanz – noch wirksamer zu
erreichen. Zum anderen werden wir
mit nicht geringerer Entschlossen-

heit auch um mehr Mittel werben.
Wir werden mit allem politischen
Nachdruck die Frage aufwerfen, was
uns unser weltweites außenkultur-
und bildungspolitisches Netz wert
sein soll.

Ein Drittes kommt hinzu: Wir
werden nicht nachlassen in dem Be-
mühen, noch mehr Partner für die
Belange der Auswärtigen Kultur- und
Bildungsarbeit zu gewinnen. Schon
heute gibt es zahlreiche erfolgreiche
Kooperationen, etwa mit privaten Stif-
tungen, wo im Sinne einer echten öf-
fentlich-privaten Partnerschaft Mehr-
wert für die Kultur- und Bildungsarbeit
geschaffen wurde. Ich möchte hier
beispielhaft das Projekt der Kulturma-
nager für Mittel- und Osteuropa nen-
nen, wo junge Menschen mit Hilfe der
Robert Bosch Stiftung in wichtigen
Zentren dieser Region zum Einsatz
kommen. Ich wäre dankbar, wenn das
Schule machen würde!

Alle traditionellen und künftigen
Partner möchten wir einladen, sich
aktiv an der Umsetzung unserer Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungspoli-
tik zu beteiligen. Damit dies wie aus
einem Guss geschehen kann, wollen
wir sie auch stärker an der Formu-
lierung der Politikansätze beteiligen.
Um diesen Prozess anzustoßen, wer-
den wir gegen Ende des Jahres eine
größere Konferenz zur Zukunft der
Auswärtigen Kultur- und Bildungs-

politik im Auswärtigen Amt ausrich-
ten. Sie soll weit über das übliche
Feld der traditionellen Mittlerorga-
nisationen hinaus Kulturschaffende,
Wissenschaftler, Wirtschaftsvertre-
ter und Politiker versammeln, um
gemeinsam an den großen Zu-
kunftsthemen der Auswärtigen Kul-
tur- und Bildungspolitik zu arbei-

ten. Ich würde mich freuen, wenn
dieses Projekt gerade auch unter der
einschlägig interessierten Leser-
schaft von politik und kultur auf
Interesse stieße.

Der Verfasser ist Leiter der Abteilung
Kultur und Bildung des

Auswärtigen Amtes 
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beraten will. Er gibt der Außenkul-
turpolitik eine klare strategische Auf-
gabe und möchte eher darüber
nachdenken, ob die Instrumente
richtig aufgestellt und die Schwer-
punkte richtig gesetzt sind.

Vor dem Hintergrund dieser Ana-
lyse der Außenkulturpolitik ist es
schon erstaunlich, dass von einigen
Kulturpolitikern während des  Bun-
destagswahlkampfes im letzten Jahr

gefordert worden ist, die Außenkul-
turpolitik aus dem Auswärtigen Amt
herauszubrechen und in ein Bun-
deskulturministerium zu verlagern.
Außenkulturpolitik unterstützt die
Außenpolitik. Das kann nicht von
einem innenpolitisch orientierten
Kulturstaatsminister oder Kulturmi-
nister geleistet werden. Die Struktu-
ren im Ausland, die für diese Arbeit
nötig sind, sind Strukturen der Au-
ßenpolitik, für die nach der Ge-
schäftsordnung der Bundesregie-
rung das Außenministerium (aus

guten Gründen) die Alleinzuständig-
keit hat. Kulturförderung im Inland
und Außenkulturpolitik sind deshalb
zwei völlig unterschiedliche Aufga-
bengebiete, und sie gehen auch von
einem ganz unterschiedlichen Kul-
turbegriff aus. Gemeinsame Werte,
Verhaltensweisen, Glaubens- und
Wertvorstellungen, Ordnungsfor-
men einer Gesellschaft, Deutungs-
formen der Menschen und viele an-
dere Aspekte gehören zum Kulturbe-
griff der Außenkulturpolitik. In der
Definition der Kultur, die ein inner-

staatlicher Kulturminister zu fördern
hätte, hätten diese Begriffe nichts zu
suchen.

Die Arbeitsteilung ist deshalb
richtig. Diskutiert werden könnte
höchstens über eine Verstärkung
interkultureller Aufgaben im In-
land (die ja der Außenminister
nicht fördern darf ). Unsere eigene
Kulturarbeit im Ausland gewinnt
ihre Glaubwürdigkeit gerade
daraus, wie stark wir uns im Inland
selbst für andere Kulturen interes-
sieren. Dies zu fördern, auch im

Sinne eines Dialogs der Kulturen,
wäre durchaus eine systematische
Aufgabe, auf die Außenminister
und Staatsminister für Kultur sich
verständigen könnten. Ob es dazu
kommt, werden die kommenden
zwölf Monate zeigen.

Der Verfasser ist Generalsekretär
des Instituts für Auslandsbeziehun-

gen und Herausgeber des 2005
erschienenen Sammelbandes

„Kultur und Außenpolitik“
(NOMOS-Verlag)  
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Auswärtige Kulturpolitik – Chance für Deutschland
Von Christian Höppner

Politik und Kultur verbinden sich
nicht erst seit dem Erscheinen der
gleichnamigen Zeitung zu einem
immer wieder neu kontrastierenden
und dennoch eng verwobenen Ge-
bilde. In dem Spannungsfeld von
L�art pour l�art und den Ansprüchen
gesellschaftlicher Verwertbarkeit
steht immer wieder die Frage der
Ausbalancierung dieser beiden ge-
gensätzlichen Pole � ein Prozess, der
stark vom Rollenverständnis der Kul-
turschaffenden und der Politiker-
innen und Politiker geprägt wird. Die-
ser Verortungsprozess gerät im Zeit-
alter der Ökonomisierung menschli-
chen Denkens und Handelns mehr
und mehr in die Verwertungsfalle,
weil sich eben nicht alle Grundlagen
menschlichen Daseins als Bestand-
teil einer Nahrungskette darstellen
lassen. Das Leitbild einer humanen
Gesellschaft kann die Plattform der
notwendigen Auseinandersetzung
bilden � eine Auseinandersetzung,
die stark von der Frage der Wahr-
nehmung gesellschaftlicher Verant-
wortung bestimmt wird. Dieses Be-
wusstsein gesellschaftlicher Mitver-
antwortung ist die Voraussetzung
für ein sich täglich erneuerndes
Miteinander. Dabei spielt der Blick
nach innen und außen eine zentra-
le Rolle � das Kerngeschäft der Aus-
wärtigen Kulturpolitik.

D ie Auswärtige Kulturpolitik war
in den vergangenen Jahren vor

allem in der Auseinandersetzung um
Ressourcen und Strukturfragen in
der öffentlichen Diskussion. Bun-
desaußenminister Frank-Walter
Steinmeier hat sehr frühzeitig, näm-
lich bei seiner Antrittsrede vor den
Mitarbeitern des Auswärtigen Am-
tes, klar gemacht, dass er die Aus-
wärtige Kulturpolitik als dritte Säule
der Außenpolitik stärken möchte.
Dieses klare Bekenntnis ist eine gute
Grundlage für den begonnenen Pro-
zess der inhaltlichen Neuorientie-
rung, zumal es sich mit dem An-
spruch des Ressourcenzuwachses
verbindet. Nach den Jahren der
schmerzlichen Kürzungen unter der
Regierung Schröder/Fischer, sollen

nun wieder mehr finanzielle  Mittel
in diese Arbeit investiert werden. Die
Konzeption 2000, inhaltliche Grund-
lage der Auswärtigen Kulturpolitik,
soll überprüft und – wo notwendig –
modifiziert bzw. erweitert werden;
unter anderem mit einem Kommu-
nikationsforum, dem Tag der Aus-
wärtigen Kulturpolitik im Herbst die-
sen Jahres.

Diesen Erkenntnis- und Bewusst-
seinsprozess zur Bedeutung der Aus-
wärtigen Kulturpolitik gilt es auch
von Seiten der Einrichtungen der Zi-
vilgesellschaft mit Rat und Tat kon-
struktiv-kritisch zu begleiten. Im
Zeitalter der Nivellierung und ihrer
Gegenbewegungen sind das Be-
wusstsein des eigenen Standtortes
und das Verstehen des Anderen
überlebensnotwendig für freiheitlli-
che Gesellschaftsordnungen. Nur
wer das Eigene kennt, kann das An-
dere erkennen und verstehen lernen;
d.h. interkultureller Dialog und kul-
turelle Identität bedingen einander.
Die zentralen Themen für viele Ge-
sellschaften, nämlich Migration und
demographische Entwicklung, rü-
cken die Fragen zur Identität und zur
Dialogbereitschaft und Dialogfähig-
keit faktisch in den Mittelpunkt der
Agenda, auch wenn dieses noch viel
zu selten in der öffentlichen Diskus-
sion sichtbar wird.

So wichtig in dem Prozess der
Neuorientierung der Auswärtigen
Kulturpolitik der Blick auf die dyna-
mischen Schwellenländer ist, er darf
im Bewusstsein und bei der Ressour-
cenverteilung nicht zu Lasten von
Europa gehen. Das Zusammenwach-
sen Europas wird, gerade nach dem
jüngsten Erweiterungsprozess, we-
sentlich mehr Mitteleinsatz in der
Auswärtigen Kulturpolitik benöti-
gen, weil Europa nur bestehen kann,
wenn es sich zuerst über seine Kul-
turen definiert.

Die auf geostrategische Überle-
gungen und kulturelle Ausschluss-
kriterien verengte Diskussion um
eine Vollmitgliedschaft oder privile-
gierte Partnerschaft der Türkei be-
legt beispielhaft, woran der europä-
ische Einigungsprozess krankt: am

unterentwickelten Dialog der Kultu-
ren. Dialog setzt Wissen und Begeg-
nung voraus. An beidem mangelt es.

Dabei ist die kulturelle Vielfalt
das größte Pfund, mit dem Europa in
einer Zeit globaler Normierungen
und der Liberalisierung der Märkte
wuchern kann, und das Fundament
für den Dialog.

Mit der UNESCO-Konvention zur
Kulturellen Vielfalt steht ein nach
innen und außen wirkendes Instru-
ment zur Verfügung. Zum einen wird
die Konvention, so der Ratifizie-
rungsprozess voran schreitet, völker-
rechtliche Verbindlichkeit erlangen.
Zum anderen ist die Konvention
bereits jetzt im Vorfeld der Beratun-
gen im Deutschen Bundestag ein
wichtiges Instrument, um das Be-
wusstsein für die Bedeutung kultu-
reller Vielfalt zu schaffen bzw. zu
stärken. Es wäre ein gutes Signal,
wenn Deutschland die UNESCO-

Konvention rasch verabschieden
würde, damit der WM Slogan „Zu
Gast bei Freunden“ auch in Zukunft
Wirkung nach innen und außen ent-
falten kann. Unsere Geschichte, das
föderale Bewusstsein und der Reich-
tum unterschiedlicher Kulturen sind
Aufforderung genug, den Ratifizie-
rungsprozess rasch voran zu treiben.
Am Beispiel dieser Konvention wird
deutlich, wie sehr die Auswärtige
Kulturpolitik als Querschnittsaufga-
be verstanden werden muss, wenn
sie denn den wachsenden Ansprü-
chen gerecht werden will. Ansprü-
che, die aus der gesellschaftlichen
Notwendigkeit der Verständigung
erwachsen. Die Konvention be-
schreibt nicht nur Standards zum
Schutz kultureller Vielfalt und wird
damit zum Beispiel Einfluss auf För-
derpraxen haben, sondern sie wird
uns auch im Bereich der Entwick-
lungshilfe Unterstützungsarbeit zu
eben diesem Schutz in anderen Län-
dern abverlangen.

Kulturelle Vielfalt lebt von der
Begegnung – denn erst in der Begeg-
nung kann Vielfalt sichtbar und er-
lebbar werden. Daraus ergibt sich
die Chance, im Sinne der Verständi-
gung diese Vielfalt als Reichtum ei-
ner humanen Gesellschaft und als
persönliche Bereicherung zu verste-
hen. Dieser Prozess unmittelbaren
Erlebens setzt aber Begegnung vor-
aus – von Angesicht zu Angesicht.
Hier gibt es in der Auswärtigen Kul-
turpolitik und ihren Mittlerorganisa-
tionen deutliche Defizite, denn nicht
überall, wo Begegnung drauf steht,
ist auch Begegnung drin. So wichtig
und unverzichtbar die Präsentation
kultureller Sahnehäubchen auch ist,
so bilden sie doch nur einen kleinen
Teil nachhaltiger Verständigung.

Der Musik kommt dabei als einer
sehr unmittelbaren und barrierefrei-
en Form der Begegnung und des Di-
alogs eine besonders herausgehobe-
ne Bedeutung zu. Die Millionen von
Botschaftern in der Laienmusiksze-
ne sind in den Begegnungsprogram-
men vollkommen unterrepräsen-
tiert. Wer selbst erlebt hat, wie prä-
gend die Begegnung mit anderen
Kulturen im In- und Ausland für die
eigene Entwicklung sein kann, der
kann nachvollziehen, dass insbeson-
dere Kinder und Jugendliche die bes-
ten Multiplikatoren für Offenheit
und Verständigung nach innen und
außen sein können. Hier gibt es in
der politischen Gewichtung und den
aktuellen Förderpraxen erheblichen
Nachholbedarf, wenn diese Schief-
lage korrigiert werden soll. Dazu ge-

hören auch die Mitwirkungsmög-
lichkeit und stärkere Einbeziehung
der umfassenden Beratungskompe-
tenz des Deutschen Musikrates. Das
dichte Netzwerk des professionellen
und nichtprofessionellen Musikle-
bens unter dem Dach des Deutschen
Musikrates eröffnet, nicht zuletzt
über die 16 Landesmusikräte, vielfäl-
tige Zugänge zu potentiellen Bot-
schaftern kultureller Vielfalt.

Entscheidend für den Erfolg Aus-
wärtiger Kulturpolitik wird die Vor-
bereitung und damit die Befähigung
zum Dialog sein. Ohne ein Basiswis-
sen der jeweils anderen Kultur im
Vorfeld von Begegnungen kann un-
ter Umständen mehr Schaden als
Nutzen entstehen. Dies gilt insbe-
sondere für jene Länder, bei denen
wir erst am Anfang sehr vielschich-
tiger Beziehungen stehen. So hat der
Deutsche Musikrat seinen vor kur-
zem begonnenen Dialog mit dem
Chinesischen Musikrat in enger Ab-
stimmung mit dem Auswärtigen Amt
eröffnet. Vor dem Hintergrund des
Umgangs mit den Menschenrechten
oder dem Schutz des geistigen Eigen-
tums – um nur zwei Beispiele zu nen-
nen – ist die Vorbereitung und Beglei-
tung von Verständigungsprozessen
ein noch auszubauender Beratungs-
bereich Auswärtiger Kulturpolitik, der
nicht nur die Kultur betrifft.

Deutschland steht in allen gesell-
schaftlichen Bereichen in einem
Maße vor Weichenstellungen, wie
schon seit langer Zeit nicht mehr.
Eine offensive Auswärtige Kulturpo-
litik kann dabei erhebliche Wir-
kungskräfte auch nach innen entfal-
ten und gerade in ihrem Engage-
ment für den Erhalt und Ausbau kul-
tureller Vielfalt nachhaltige Struktu-
ren, insbesondere in der kulturellen
Bildung von Kindern und Jugendli-
chen befördern – wenn sie die Be-
gegnung in den Mittelpunkt stellt.
Ohne die Möglichkeit prägender Bil-
dungs- und Kulturerfahrungen und
damit der Chance zu differenzierter
Selbstäußerung wäre jeder Dialog
zum Scheitern verurteilt. Das Recht
auf kulturelle Teilhabe lässt sich nur
mit einem breiten und qualifizierten
Bildungs- und Kulturangebot einlö-
sen. So gesehen ist die Auswärtige
Kulturpolitik nicht nur Teil einer na-
tionalen und regionalen Bildungs-
und Kulturpolitik, sondern auch ein
Stück Innenpolitik – eine große
Chance für Deutschland.

Der Verfasser ist Stellvertretender
Vorsitzender des Deutschen

Kulturrates 

JOURNALISTENPREIS 2006
politik und kultur, die Zeitung des Deutschen Kulturrates schreibt den �politik und kultur Journalistenpreis 2006� aus.
Damit wird zum dritten Mal die allgemeinverständliche Vermittlung kulturpolitischer Themen in den Medien
ausgezeichnet werden.

Der Preis wird an einzelne Journalisten oder Redaktionen vergeben. Es werden einzelne Beiträge oder auch Themen-
schwerpunkte ausgezeichnet. Eine Eigenbewerbung ist möglich. Alle Medien, d.h. sowohl Print- als auch Hörfunk-,
Fernseh- und Internetbeiträge in deutscher Sprache sind zugelassen. Das Erscheinungsdatum bzw. der Sendetermin
muss zwischen dem 01.11.2005 und dem 30.10.2006 liegen. Der undotierte Preis wird im Rahmen eines Konzertes
von DeutschlandRadio Kultur Anfang 2007 in der Berliner Philharmonie verliehen.

Printmedien: Zugelassen sind deutschsprachige Beiträge in Zeitungen und Zeitschriften sowie deutschsprachige
Zeitschriften. Bitte stellen Sie uns eine kopierfähige Vorlage des Beitrags/der Beiträge in Zeitungen oder Zeitschriften
zur Verfügung. Bitte stellen Sie uns bei ganzen Zeitschriften sieben Exemplare zur Verfügung.

Hörfunk: Zugelassen sind deutschsprachige Beiträge im Hörfunk. Bitte stellen Sie uns den Beitrag/die Beiträge auf
CD in siebenfacher Ausfertigung zur Verfügung.

Fernsehen: Zugelassen sind deutschsprachige Beiträge im Fernsehen. Bitte stellen Sie uns den Beitrag/die Beiträge
auf DVD in siebenfacher Ausfertigung zur Verfügung.

Internet: Zugelassen sind deutschsprachige einzelne Beiträge, die im Internet erschienen und dauerhaft abrufbar
sind. Bitte stellen Sie uns einen Ausdruck sowie den zugehörigen Link zur Verfügung.

Der Jury des politik und kultur Journalistenpreises 2006 gehören an: Gitta Connemann, Vorsitzende der Enquete-
Kommission des Deutschen Bundestags �Kultur in Deutschland�; Ernst Elitz, Intendant DeutschlandRadio; Prof. Dr.
Max Fuchs, Vorsitzender des Deutschen Kulturrates; Theo Geißler, Herausgeber der neuen musikzeitung und von
politik und kultur; Prof. Dr. h.c. Klaus-Dieter Lehmann, Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz; Staatsmi-
nister a.D. Dr. h.c. Hans Zehetmair; Olaf Zimmermann, Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Herausgeber
von politik und kultur.

Einsendeschluss: Vorschläge für den politik und kultur Journalistenpreis 2006 können bis zum 03.11.2006
gesendet werden an: politik und kultur, Deutscher Kulturrat, Chausseestraße 103, 10115 Berlin

Das Auswärtige Amt von außen gesehen    Foto: Anna-Louise Wewer
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v.l.n.r.: Otto Schily, MdB; Helmut Königshaus, MdB; Christoph Waitz, MdB; Felix Falk beim Parlamentarischen Mittag-
essen des Deutschen Kulturrates und des WDR am 31.05.2006    Foto: Anna-Louise Wewer

Kurz vor dem Ziel – doch der Zug fährt in die falsche Richtung
Zur Föderalismusreform � Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Am 15.05.2006 startete die längs-
te Anhörung und die erste gemein-
same Anhörung von Deutschem
Bundestag und Bundesrat zur größ-
ten und umfassendsten Grundge-
setzänderung seit Bestehen der
Bundesrepublik. In acht Anhörungen
wurden über hundert Expertinnen
und Experten befragt. Allein diese
Superlative zeigen, dass es bei der
anstehenden Föderalismusreform
um grundsätzliche und einschnei-
dende Veränderungen geht. Die An-
hörung endete am Nachmittag des
02.06.2006 mit der Anhörung zu
den Auswirkungen der Föderalis-
musreform auf den Kulturbereich.

D er Vorsitzende des Deutschen
Kulturrates Prof. Dr. Max Fuchs

wurde in der Kulturanhörung zu den
Auswirkungen auf den Kulturbereich
befragt. In seiner ausführlichen
Stellungnahme, nachzulesen unter
http://www.kulturrat.de/detail.php?
detail=769&rubrik=5, unterstrich er
die Verdienste der Länder im Aufbau
und Erhalt der kulturellen Infrastruk-
tur in Deutschland. Ebenso nach-
drücklich trug er aber auch die Be-
denken gegenüber der geplanten
Reform vor.

Kritische Stimmen überwiegen in
den Anhörungen zu Bildung und
Kultur
In den Anhörungen zu den geplan-
ten Änderungen im Bildungs- sowie
im Kulturbereich überwogen ganz
klar die kritischen Stimmen gegen-
über der Föderalismusreform. In der
Bildungsanhörung wurde auch in
den schriftlichen Stellungnahmen,
die im Internet unter http://
www.bundestag.de abzurufen sind,
in einer selten anzutreffenden Klar-
heit und deutlichen Sprache von der
Mehrzahl der Experten den geplan-
ten Änderungen eine Absage erteilt.
Der ehemalige Präsident der Hoch-
schulrektorenkonferenz Prof. Dr. Dr.
h.c. Klaus Landfried schreibt in sei-
ner Stellungnahme: „Veränderungs-
bedarf erkenne ich in Richtung auf
ein MEHR (Hervorhebung im Origi-
nal) nicht weniger Zusammenwirken
von Bund und Ländern bei Bildung
und Wissenschaft im Rahmen der fö-
deralen Ordnung. Ob letztere in der
historisch überlieferten Form über-
haupt geeignet ist, den Herausforde-
rungen zu begegnen, vor denen
Deutschland und Europa stehen, liegt
außerhalb der hier gestellten Fragen,
sollte die über die Verfassung reflek-
tierenden Personen aber mehr als be-
schäftigen. Es sollte allen Beteiligten
zu denken geben, dass ausgerechnet
die überaus föderal organisierte
Schweiz in diesen Tagen den umge-
kehrten Weg geht, nämlich ein stär-
keres und vor allem besser koordinier-
tes Zusammenwirken von Bund und
Kantonen bei Bildung und Wissen-
schaft in der Verfassung zu veran-
kern.“ Und auch Prof. Dr. Dr. h.c.
Hans-Peter Schneider weist in seiner
Stellungnahme darauf hin: „Das Er-
ziehungs- und Bildungswesen eignet
sich daher am allerwenigsten zu einer
strikten Trennung von Bundes- und
Landeskompetenzen. ... Der Anspruch
der Länder, im Rahmen ihrer Kultur-
hoheit die gesamten Zuständigkeiten
von der Vorschule bis zur Berufs- und
Erwachsenenbildung ausüben zu wol-
len, ist ohne Beispiel und nirgendwo
auf der Welt verwirklicht. Selbst in
Staaten mit einem stark dezentrali-
sierten Bildungs- und Erziehungswe-
sen (wie Australien, Kanada oder die
USA) wird die substanzielle Beteili-
gung der Zentralregierung, sei es in
Form von Richtlinien und Program-
men oder auch nur durch Mitfinan-
zierung bestimmter Aufgaben, nicht
ernsthaft in Frage gestellt.“

Im Bildungsbereich wurde be-
sonders scharf kritisiert, dass die

Gemeinschaftsaufgabe Hochschul-
bau aufgegeben wird. Diese Aufga-
be wurde vor mehr als 30 Jahren im
Zuge des Ausbaus der Hochschul-
landschaft eingeführt. Nunmehr be-
steht angesichts steigender Studie-
rendenzahl, was politisch gewünscht
ist, und des anstehenden Renovie-
rungsbedarf insbesondere in den
Hochschulbauten, die in den 70er
Jahren des letzten Jahrhunderts er-
richtet wurden, ein großer Finanzie-
rungsbedarf. Hier darf sich der Bund
künftig nach dem Auslaufen einer
Übergangsfinanzierung nicht mehr
engagieren. Von Seiten der Hochschu-
len wird befürchtet, dass die Länder
aus eigener Kraft nicht im Stande sein
werden, die erforderlichen Finanzmit-
tel aufzubringen und daher sich die
Unterschiede zwischen den Bundes-
ländern vertiefen werden. Der ehema-
lige niedersächsische Wissenschafts-
minister Dr. Johann-Tönjes Cassens
schreibt schlicht und ergreifend: „Auf-
grund des Tranfers von nur noch 70%
der bisherigen Bundesmittel stehen
auch die Verlierer fest: Es sind die
Hochschulen. Die knappen Länder-
ressourcen lassen einen konsekutiven
Ausgleich verloren gegangener Bun-
desmittel nicht erwarten.“

Dass dieses von Seiten zumindest
einiger Bundesländer auch durchaus
miteinkalkuliert wird, machte der
Vertreter des Landtags von Baden-
Württemberg Wolfgang Drexler, MdL
deutlich. Nach seiner Auffassung
können die Verhältnisse zwischen
Ostsee und Alpen nicht angeglichen
werden. Im Gegenteil er schreibt:
„Wer gegen die gefundenen Lösungen
im Föderalismuskompromiss das
Menekel der Ungleichheit an die
Wand malt, lehnt die Föderalismus-
reform im Kern ab. Denn Föderalis-
mus ist seinem Wesen nach auf Un-
gleichheit angelegt; wo Gleichheit
durch Ausgleichsmechanismen her-
gestellt wird, wird einerseits der Ver-
besserungsimpuls genommen und
stellt sich andererseits Lethargie ein
im Vertrauen darauf, dass Verschlech-
terung kompensiert wird.“

Als ganz besonders nachteilig ge-
radezu fatal wird von Seiten der Wis-
senschaft beschrieben, dass der Bund
zwar weiterhin Investitionen im Be-
reich der außeruniversitären For-
schung fördern darf an den Hoch-
schulen aber außen vor bleiben muss.
Dieses führt die Einheit von For-
schung und Lehre an den Hochschu-
len ad absurdum und wird die Hoch-
schulen gegenüber der außeruniver-
sitären Forschung weiter benachtei-
ligen, dass dieses letztlich auch nega-
tive Auswirkungen auf die Ausbildung
der Studierenden haben wird, wird
von den Befürwortern der Reform
vollkommen außer Acht gelassen.

Generell werden die Vorteile des
Wettbewerbsföderalismus von den
Befürwortern der Föderalismusre-
form immer wieder als Argument für
die geplanten Verfassungsänderun-
gen im Bildungsbereich herangezo-
gen. Das Institut der deutschen Wirt-
schaft, gewiss kein Verfechter von
Gleichheit, sondern im Gegenteil ein
Institut, das sich immer wieder den
Wettbewerb auf seine Fahnen
schreibt, beurteilt die geplante Fö-
deralismusreform als ein eindeuti-
ges Wettbewerbshemmnis der deut-
schen Wissenschaftslandschaft ge-
genüber ausländischen Konkurren-
ten. Hier wird klar formuliert, dass
es nicht um einen Wettbewerb zwi-
schen Bund und Ländern oder zwi-
schen den Bundesländern gehen
kann, sondern nur um einen Wettbe-
werb zwischen den Institutionen des
Bildungs- und Forschungsbereiches.
Den letzteren Wettbewerb, den zwi-
schen den Institutionen wollen auch
die Organisationen aus dem Wissen-
schaftsbereich gestärkt wissen. Sie
unterstreichen, dass gerade die bun-

desfinanzierten Programme und
Einrichtungen wie DFG, DAAD, Ale-
xander-von-Humboldt-Stiftung den
Wettbewerb stärken. Es wird in Zwei-
fel gezogen, dass die Länder bereit
und in der Lage wären, hier in die
Bresche zu springen.

Auch hinsichtlich der schuli-
schen Bildung, bei der bislang am
wenigsten Kritik an der Zuständig-
keit der Länder geäußert wurde,
sieht das Institut der deutschen Wirt-
schaft sowie der Bundeselternrat ei-
nen größeren Bedarf an Bundesenga-
gement, da das bisherige Bildungs-
system dysfunktional ist. In seiner
emotionslosen und sich strikt an öko-
nomischen Kriterien orientierenden
Analyse schreibt das Institut der
deutschen Wirtschaft, dass das bishe-
rige Bildungssystem zu viele Schüler-
innen und Schüler ohne einen adä-
quaten zur Berfsausbildung befähi-
genden Schulabschluss verlassen.
Daraus entstehende Folgekosten der
Nachqualifizierung werden der Ge-
meinschaft aufgebürdet. Das Institut
der deutschen Wirtschaft geht sogar
so weit, dass es den Bund in der Ver-
antwortung sieht eine Rahmenkom-
petenz für die schulische Bildung zu
übernehmen mit Sanktionsmöglich-
keiten gegenüber den Ländern.

Impulsgeber BLK
Die Modellvorhaben der Bund-Län-
der-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung
(BLK) wurden von verschiedenen
Sachverständigen als wichtiger Im-
pulsgeber für Bildung und Wissen-
schaft beschrieben. Dass Deutsch-
land bei der letzten PISA-Studie in
Mathematik besser abschnitt als bei
der vorherigen, wurde bereits bei
der Vorstellung der Studie mit dem
erfolgreichen BLK-Programm SI-
NUS in Verbindung gebracht. Die-
ses Modellvorhaben, das nach den
enttäuschenden Ergebnisse der
deutschen Schüler bei der interna-
tionalen Mathematikvergleichsstu-
die TIMSS aufgelegt wurde, zeigt
nun erste positive Ergebnisse. Die-
ser Erfolg sollte Mut machen für ein
weiteres Zusammenwirken von
Bund und Ländern. Denn dieses
wurde von allen Experten unisono
vertreten: wenn die BLK nicht mehr
existiert, werden die Länder nicht in
die Bresche springen und als Län-

dergesamtheit ähnliche Modellvor-
haben fördern.

Bei den Modellvorhaben der
BLK handelt es sich eben nicht um
Projekte in einem kleinen Rahmen
sondern in der Regel um große Pro-
jektverbünde, die wissenschaftlich
begleitet und ausgewertet werden.
Auch im Bereich der kulturellen Bil-
dung wurden in diesen Projekte
wichtige Impulse gesetzt und die
Entwicklung des Arbeitsfeldes kul-
turelle Bildung vorangetrieben. Das
gerade abgeschlossene Modellvor-
haben „Kulturelle Bildung im Medi-
enzeitalter“ (KUBIM) hat gezeigt,
welche Impulse dank der länder-
übergreifenden Kooperation freige-
setzt werden können. In diesem
Projektverbund wurde einmal mehr
deutlich, dass anhand eines konkre-
ten Vorhabens der Austausch unter
den Ländern befördert wird und
über das eigentliche Vorhaben hin-
aus der Weg zur Zusammenarbeit
geebnet wird. Dass die Modellvor-
haben überdies mit vergleichsweise
wenig Mitteln auf die Beine gestellt
wurden, wie der ehemalige bremi-
sche Staatsrat Prof. Dr. Reinhard
Hoffmann kritisch anmerkte, ist
einmal mehr ein Argument an die-
sem wichtigen Instrument festzu-
halten.

Übereinstimmend wurde geur-
teilt, dass der Aspekt der Bildungs-
planung von der BLK nicht mit Le-
ben erfüllt wurde und inzwischen
die Zeit der Planungseuphorie
vorbei ist. Daraus zu schließen, dass
die BLK überflüssig sei, greift aber
nach Meinung der Mehrzahl der an-
gehörten Experten zu weit. Prof. Dr.
Dr. h.c. Klaus Landfried sagt hierzu:
„Die BLK hat insgesamt gute Arbeit
geleistet. Dass das eine oder andere
Verfahren modernisiert gehört, sei
nicht bestritten. Für die weitere For-
schungsförderung von Bund und
Ländern ist sie ebenso unverzichtbar
wie für die Bildungsplanung. Die
Einrichtung wird im Ausland immer
wieder als vorbildlich gerühmt. Und
unsere Schreibtischreformer aus den
Staatskanzleien und Finanzministe-
rien wollen sie abschaffen. Schilda
lässt grüßen.“ Der DAAD urteilt über
die geplante Abschaffung der BLK:
„Der Wegfall der gemeinsamen Bil-
dungsplanung zugunsten internati-
onaler Bildungsvergleiche ist ein Ma-

nifest gesamtstaatlicher Planungslo-
sigkeit im Bildungsbereich.“

Kooperationsverbot oder rheinische
Lösung
Als roter Faden sowohl durch die
Bildungsanhörung als auch die Kul-
turanhörung zog sich das Thema Ko-
operationsverbot. Im neuen Artikel
104b GG soll geregelt werden, dass
der Bund künftig keine Finanzhilfen
mehr geben darf, wenn die aus-
schließliche Gesetzgebungskompe-
tenz der Länder betroffen ist. In der
Gesetzesbegründung wird explizit
auf das Ganztagsschulprogramm des
Bundes verwiesen. Solche Maßnah-
men sollen in der Zukunft nicht mehr
möglich sein. Gerade das Ganztags-
schulprogramm wiederum wurde in
der Bildungsanhörung immer
wieder als ein gelungenes Beispiel
der Zusammenarbeit von Bund und
Länder vorgestellt. Die Wahrneh-
mung von Fachwelt und einigen
Landespolitikern klaffen offenkun-
dig weit auseinander.

Dass das Kooperationsverbot
durchaus umgangen und dann mit
Phantasie wieder ein status quo ante
wieder hergestellt werden kann,
zeigt Staatsrat a.D. Prof. Dr. Reinhard
Hoffmann auf. Der ehemalige Chef
der bremischen Senatskanzlei lobt
den geplanten Hochschulpakt der
Bundesbildungsministerin Dr. An-
nette Schavan, mit dem ein zulässi-
ger Umweg zur Übernahme von Fi-
nanzierungslasten wie bei den frü-
heren Hochschulsonderprogram-
men durch den Bund möglich sein
soll. Diese Hintertüren werden von
der Hochschulrektorenkonferenz
scharf kritisiert. In deren Stellung-
nahme ist nachzulesen: „Nicht ein
Verbot der gemeinsamen Finanzie-
rung (das de facto ja auch ein Koope-
rationsverbot bedeutet), sondern die
ausdrücklich Ermöglichung ist der
sachlich richtige und zwingend not-
wendige Weg. Wenn die demografi-
sche Herausforderung der nächsten
15 Jahre und die Veränderungen am
Arbeitsmarkt tatsächlich als Chance
verstanden werden sollen, muss die
hierzu notwendige Stärkung der
Hochschulen konsequent erfolgen.
Die Suche nach „Hintertüren“ der
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Kurz vor dem Ziel

Förderung, wie sie gegenwärtig die
Diskussion beherrscht, wird der Be-
deutung der Aufgabe nicht gerecht.
Die Länder sollten sich im eigenen In-
teresse die Freiheit erhalten, in jeder
Sachlage zu prüfen, ob sie die Mög-
lichkeiten, die ihnen der Bund bieten
kann, nutzen wollen. Nur so können
sie ihre Verantwortung für die Wissen-
schaft glaubhaft wahrnehmen.“

Zwischen den Zeilen der Stel-
lungnahmen der Befürworter der
geplanten Föderalismusreform im
Bildungsbereich ist deutlich heraus-
zulesen, dass alles nicht so heiß ge-
gessen wird, wie es gekocht wird.
Wenn Bedarf ist, finden sich auch
Wege, wie der Bund künftig fördern
darf. Diese Einstellung kann treffend
mit rheinischer Lösung beschrieben
werden. Bestimmte Formen der Fi-
nanzierung durch den Bund sind
qua Grundgesetz zwar nicht erlaubt,
sie können aber dennoch umgesetzt
werden, weil, „wo kein Kläger ist, ist
auch kein Richter“ und bislang ist es
auch immer gut gegangen.

Und tatsächlich, wenn man sich
speziell aus dem Kulturbereich die
Liste der Institutionen anschaut, die
vom Bund teilweise seit Jahrzehnten
gefördert werden, so sind seit der
Einführung des Kulturstaatsminister
letztlich nur die Kulturstiftung des
Bundes und einige neue Institutio-
nen in Berlin hinzugekommen. Alle
anderen Förderungen bestehen
bereits seit vielen Jahren, teilweise
seit Jahrzehnten und die Länder ha-
ben sich bislang wenig beklagt, dass
der Bund z.B. das Deutsche Literatur-
archiv in Marbach (Baden-Württem-
berg), das Germanische Nationalmu-
seum in Nürnberg (Bayern), die Do-
kumenta (Hessen) oder die Ruhrfest-
spiele (Nordrhein-Westfalen) fördert.
D.h. die Kulturförderung des Bundes
fußt auf einer Tradition, die von Bun-
desseite spätestens seit dem Flurbe-
reinigungsabkommen aus dem Jahr
1969, das zwar nie formell vereinbart
wurde, aber dennoch eine Leitschnur
gerade bei der Kulturförderung des
Bundes war. Der Bund hat stets nur
dann die Finanzierung übernom-
men, wenn es sich um Vorhaben von
gesamtstaatlicher Bedeutung han-
delt. Alle Kulturstaatsminister von
Michael Naumann über Julian Nida-
Rümelin und Christian Weiss bis hin
zu Bernd Neumann haben nie eine
Zweifel daran gelassen, dass sie nur
solche Vorhaben fördern, die eine
gesamtstaatliche Bedeutung haben.
Insofern wäre es weitaus besser im
Gesetzestext gleich deutlich zu ma-
chen, dass vom so genannten Koo-
perationsverbot (Art. 104 b GG neu)
der Kultur- und Bildungsbereich
ausgenommen werden sollen als
dass nun Umwege gesucht werden,
wie der Bund in den genannten Be-
reichen weiterhin fördern darf. Es
wäre dann auch nicht mehr erforder-
lich, in der Gesetzesbegründung dar-
auf zu verweisen, dass künftig das so
genannte Eckpunktepapier zur Sys-
tematisierung der Kulturförderung
von Bund und Ländern aus dem Jahr
2003 die Grundlage für die künftige
Kulturförderung des Bundes sein
soll. Dieses Eckpunktepapier war für
den Bund unannehmbar. Nicht nur
weil dem Kulturbereich fremde Kri-
terien wie die Gleichbehandlung ver-
gleichbarer Förderfälle in allen Län-
der, die Festlegung von einheitlichen
Förderquote für einzelne Förderbe-
reiche, die Einführung einheitliche
Sitzlandquoten für einzelne Förder-
bereiche und die Festlegung von Min-
destbeträgen für Förderquoten ein-
geführt werden sollen, sondern vor
allem weil der Bund sich seine künf-
tige Kulturförderung erst durch die
Länder genehmigen lassen muss.
Dabei ist noch unklar, ob eine Förde-
rung abgelehnt werden darf, wenn
ein Land widerspricht, ob es drei sein

können oder ein Drittel der Länder.
In jedem Fall würde ein solches Vor-
gehen einen erheblichen Einschnitt
in die Haushaltsautonomie des Bun-
des und damit auch das Budgetrecht
des Deutschen Bundestags bedeu-
ten.

Herausforderung Europa
Der fortschreitende europäische Ei-
nigungsprozess bedingt, dass bun-
desdeutsche Regelungen in stärke-
rem Maße europatauglich gemacht
werden müssen. Dem zur Diskussi-
on stehenden Entwurf zur Föderalis-
musreform wird dieses von vielen
Experten abgesprochen.

So soll es den Ländern künftig
möglich sein, bei Hochschulab-
schlüssen Sonderregelungen zu tref-
fen. Nun bemüht man sich seit meh-
reren Jahren mehr oder weniger er-
folgreich einen europäischen Bil-
dungsraum zu schaffen, setzt mit
dem Bologna-Prozess Anreize für
europaweite vergleichbare Studien-
gänge und vor allem Abschlüsse und
in Deutschland wird darüber nachge-
dacht unterschiedliche Länderrege-
lungen zu zulassen. Dieses ist ange-
sichts einer stärkeren Europäisierung
und Internationalisierung der Hoch-
schulausbildung geradezu grotesk.

Dr. Johann-Tönjes Cassens kommt
zu dem Schluss: „Der Gesetzentwurf
zur Föderalismusreform erweckt den
Eindruck, dass die Europäisierung auf
dem Gebiet der Bildungs- und For-
schungspolitik, das gilt insbesondere
für die Folgen der intensiven Koordi-
nation und Kooperation im Mehrebe-
nensystem der Europäischen Union
weitgehend unberücksichtigt geblie-
ben ist.“

Der europäische Einigungsprozess
bedingt weiterhin, dass die Aushand-
lungsprozesse im europäischen Kon-
text an Bedeutung gewinnen. Es ist
geplant, dass künftig die Vertretung
der Bundesrepublik Deutschland im
EU-Kulturministerrat durch einen
Ländervertreter erfolgen muss, sofern
im Schwerpunkt ausschließlich Ge-
setzgebungskompetenzen der Länder
in den Bereichen Kultur, Schule und
Rundfunk betroffen sind. Die Befür-
worter dieser Regelung weisen stets
darauf hin, dass es doch ein großer
Gewinn sei, da die Länder in allen an-
deren Bereichen keine Vertretungs-
kompetenz mehr haben. Dieses wird
als Erweiterung des Handlungsspiels-
raums des Bundes verbucht. Dass die
Vertretung des Kulturbereiches dabei
Schaden nehmen könnte, wird als in
Kauf zu nehmender Kolleralschaden
angesehen. Hauptsache in allen ande-
ren Bereichen liegt die Vertretungs-
kompetenz beim Bund. Hinter dieser
Sichtweise steht eine Missachtung der
Bereiche Kultur, Schule und Rund-
funk. Der Verfassungsrechtler Prof. Dr.
Rupert Scholz präferierte in der Kul-
turanhörung das österreichische Mo-
dell, dass eine klare Außenvertretung
durch den Bund regelt und im inner-
staatlichen Verhältnis eine enge Ab-
stimmung unter den Ländern sowie
zwischen Bund und Ländern vorsieht.

In der schriftlichen Stellungnahme
zur Bildungsanhörung schreibt Dr. Jo-
hann-Tönjes Cassens unmissver-
ständlich: „Es grenzt allerdings an Hy-
bris zu glauben, jedes Bundesland kön-
ne die Bundesrepublik in Bildungsan-
gelegenheiten auf EG-Ebene besser ver-
treten als der Bund. Dass Teilstaaten
den Gesamtstaat im internationalen
Verkehr vertreten, erscheint schlicht
abwegig. Eine interne Bindung der Ver-
tretung durch den Bund an die Länder-
interessen ist machbar. Das Verfahren
nach Artikel 23, Abs. 6 GGE ist und
bleibt kleinmütig und provinziell.“
In allen Anhörungen wurden von den
Befürwortern der Regel keine Argu-
mente für die Neuregelung vorge-
bracht. Im Gegenteil fast schon ein
bisschen hilflos wurde darauf verwie-
sen, dass den Ländern doch eine Ver-
tretung auf EU-Ebene gegeben wer-
den musste, nach dem ihre Vertre-
tungskompetenzen unbestritten in al-
len anderen Politikfeldern zurückge-

stutzt werden. Es wird damit ansatz-
weise geheilt, dass sich die Länder die
Zustimmung zum Maastricht-Vertrag
durch starke Mitspracherechte bei
europäischen Entscheidungen abkau-
fen ließen. Jetzt soll das Rad zumindest
ansatzweise zurückgedreht werden,
damit der Bund in einem Europa mit
25 Mitgliedsstaaten handlungsfähig
bleibt. Dass dabei der Kulturbereich
auf der Strecke bleiben soll, ist nicht
akzeptabel.

Großer Wurf oder kleinmütige Re-
paraturen
An die Föderalismusreform werden
große Erwartungen gerichtet. Die
Umklammerung von Bund und Län-
dern sollte gelöst werden. Der Bund
sollte an Handlungsfähigkeit gewin-
nen. Hierzu wäre es erforderlich gewe-
sen, grundsätzlich über Sinn und
Zweck, Vor- und Nachteile des Föde-
ralismus nachzudenken. Zu dieser ra-
dikalen Kritik war niemand bereit. Am

v.l.n.r.: Fritz Pleitgen, Intendant des WDR; Max Fuchs, Vorsitzender des Deutschen Kulturrates; Olaf Zimmermann,
Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates beim Parlamentarischen Mittagessen des Deutschen Kulturrates und des WDR
am 31.05.2006     Foto: Anna-Louise Wewer

Aschaffenburger Erklärung
des Verbandes deutscher Musikschulen (VdM) zur Föderalismusreform

Mit großer Sorge verfolgt der Ver-
band deutscher Musikschulen, dass
der vom Bund im europäischen Kon-
text geförderte Dialog und das euro-
päische Zusammenwachsen im ei-
genen Staat gefährdet werden, in-
dem er notwendige Kompetenzen
abgibt oder sie ihm genommen wer-
den.

Bildung muss auch im Rahmen
der Föderalismusreform als zentra-
les gemeinsames Anliegen von
Bund, Ländern und Kommunen ver-
ankert werden. Bildung ist Voraus-
setzung für gesellschaftliche Teilha-
be und ein Schlüsselthema für die
weitere Entwicklung unseres Lan-
des. Kinder müssen daher best- und
frühestmöglich gefördert werden,
ohne dass die Herkunft eines Kindes
über seine Bildungs- und somit sei-
ne Lebenschancen entscheidet.

Bildung, besonders auch die mu-
sikalische Bildung, braucht den Dia-
log über Ländergrenzen hinweg mit
bundesweiter Vergleichbarkeit und
geltenden Standards. Diese müssen
länderübergreifend durch Schnittstel-
len auf Bundesebene vereinbart, ga-
rantiert und kommuniziert werden.

An über 4.000 Standorten sind
rund 950 öffentliche Musikschulen
im Verband deutscher Musikschulen
(VdM) vertreten und bilden damit
eine zentrale Schnittstelle im Be-
reich der Kultur-, Bildungs-, Jugend-
und Familienpolitik. Über eine Mil-
lion Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene werden Woche für Woche

an den öffentlichen Musikschulen
unterrichtet. Sie besuchen damit die
Bildungsinstitution, die die weitest-
gehende musikalische Breiten- und
Spitzenförderung in ganz Deutsch-
land bewirkt.

Es ist wissenschaftlich belegt und
allgemein anerkannt, dass Musizie-
ren den ganzen Menschen in seiner
Persönlichkeitsentwicklung positiv
prägt, besonders bereits im Kindes-
und Jugendalter. Mit den Richtlini-
en und Rahmenlehrplänen des VdM
sowie dem gemeinsamen Struktur-
plan bieten die öffentlichen Musik-
schulen im VdM bundesweit gleich-
artige, hohe Qualitätsstandards für
den Unterricht im Singen und Musi-
zieren. Es ist ihnen damit gelungen,
dass auch ein problemloser Wechsel
zu einer anderen öffentlichen Mu-
sikschule möglich ist – bundesweit,
ohne durch Ländergrenzen entste-
hende Unterschiede in den Lehrplä-
nen.

Kinder und Jugendliche haben
ein Recht auf kulturelle Bildung und
Teilhabe am kulturellen Leben. Der
Bund kann und darf sich trotz der
föderalistischen Struktur nicht aus
der Verantwortung ziehen, dieses
Recht deutschlandweit zu garantie-
ren und zu sichern. Als übergeord-
nete Instanz muss er sich dafür ein-
setzen, dass weder die soziale oder
wirtschaftliche Herkunft noch das
Bundesland, in dem ein Kind auf-
wächst, über seine Bildungs- und
damit auch Lebenschancen ent-

scheiden. Um dieses Ziel zu errei-
chen, muss als Schwerpunkt der Bil-
dungs- und Kulturpolitik die
deutschlandweite Vernetzung durch
die Bündelung von Kompetenzen
weiter ermöglicht und gesichert wer-
den.

Die öffentlichen Musikschulen
im VdM bieten als Erfolgsmodell seit
über 50 Jahren für Kinder, Jugendli-
che und auch Erwachsene in ganz
Deutschland Chancengleichheit und
Zugangsoffenheit für ein bundesweit
gleichwertig qualitätvolles Angebot
musikalisch-kultureller Bildung.

Angesichts der gegenwärtigen
Diskussion in Bundestag und Bun-
desrat appelliert der Verband deut-
scher Musikschulen gemeinsam mit
dem Deutschen Musikrat, dem
Deutschen Kulturrat, dem Kultur-
ausschuss und dem Schul- und Bil-
dungsausschuss des Deutschen
Städtetages an Bund und Länder, die
gemeinschaftliche Verantwortung
für die Bildungspolitik zu erhalten
und bundesweit geltende Bildungs-
standards zu schaffen. Nur eine ge-
samtstaatliche Bildungsplanung mit
der musikalischen Bildung als fes-
tem Bestandteil vermag vergleichba-
re Bildungs- und Lebenschancen für
alle Kinder in Deutschland zu ge-
währleisten.

Verabschiedet von der Bundesver-
sammlung des Verbandes deutscher
Musikschulen ( VdM) am 13. Mai
2006 in Aschaffenburg

wenigsten die Ministerpräsidenten,
deren Existenz und Profilierungsmög-
lichkeit an Handlungskompetenzen
der Länder gebunden. Es ist daher aus
deren Sicht durchaus schlüssig und
nachvollziehbar, dass zumindest in
zwei Politikfeldern für eigenständige
Kompetenzen gefochten wird, und
zwar Bildung und Kultur. Dieses hat
viel mit der Rekrutierung von Politi-
kern in den Parteien, viel mit Profilie-
rungsmöglichkeiten von Politikern,
viel mit Ideologie aber nur sehr wenig
mit rationalen Argumenten und einer
weitsichtigen Politik für die nächsten
Jahrzehnte zu tun.

Die Länder haben das Gespür
dafür, dass angesichts des europäi-
schen Einigungsprozesses und der
Globalisierung ihre Entscheidungs-
spielräume immer enger werden. Sie
haben aber nicht den Schneid dar-
auf mit einer Debatte über die Län-
derneugliederung oder eine neue
Finanzstruktur zwischen Bund und

Ländern zu reagieren. Insofern ist die
geplante Föderalismusreform stärker
von einem weiteren „Durchwursch-
teln“ als einem großen Wurf geprägt.
Zu beachten ist allerdings, dass von
den Ländern schlechterdings nicht
die Rede sein kann. Ein so monolithi-
scher Block wie die Länder sich
teilweise darstellen, sind sie keines-
wegs. Dafür sind die Unterschiede
zwischen den reichen und armen
Ländern, zwischen Nord und Süd
sowie zwischen Ost und West zu
groß. Im eigenen Interesse und dem
ihrer Bürgerinnen und Bürger wür-
den die Verlierer unter den Ländern
gut daran tun, sich die Zustimmung
zur Föderalismusreform noch
einmal gut zu überlegen.

Olaf Zimmermann ist Geschäftsfüh-
rer des Deutschen Kulturrates.

Gabriele Schulz ist Wissenschaftli-
che Mitarbeiterin des Deutschen

Kulturrates. 
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Am 2.6.2006 berieten der Rechts-
ausschuss des Deutschen Bundes-
tags und der Bundesrat die möglichen
Auswirkungen der Föderalismusre-
form im Kulturbereich. Die Enquete-
Kommission des Deutschen Bundes-
tags �Kultur in Deutschland� hat in
einer gutachterlichen Stellungnahme
zu den geplanten Änderungen im Kul-
turbereich durch die Föderalismusre-
form Stellung genommen. Der Stel-
lungnahme ging unter der Leitung der
Kommissionsvorsitzenden Gitta Con-
nemann eine engagierte Debatte in
der Enquete-Kommission voraus. Die
gutachterliche Stellungnahme wurde
nach dieser Debatte einstimmig ver-
abschiedet.
Der Enquete-Kommission �Kultur in
Deutschland� gehören an:
CDU/CSU: Dorothee Bär, MdB; Gitta
Connemann, MdB; Prof. Monika Grüt-
ters, MdB; Johann-Henrich Krumma-
cher, MdB; Wolfgang Börnsen, MdB;

Einen Ansprechpartner für Europa
Gutachterliche Stellungnahme der Enquete-Kommission �Kultur in Deutschland�

Marie-Luise Dött, MdB; Dr. Günter
Krings, MdB, Stephan Mayer, MdB
SPD: Siegmund Ehrmann, MdB; Stef-
fen Reiche, MdB; Simone Violka, MdB;
Lydia Westrich, MdB; Dr. Michael
Bürsch, MdB; Monika Griefahn, MdB;
Petra Merkel, MdB; Petra Weis, MdB
FDP: Hans-Joachim Otto, MdB; Chris-
toph Waitz, MdB
Die Linke: Dr. Lukrezia Jochimsen,
MdB; Dr. Hakki Keskin, MdB
Bündnis 90/Die Grünen: Undine Kur-
th, MdB; Katrin Göring-Echardt, MdB
Sachverständige Mitglieder: Prof. Dr.
Susanne Binas-Preisendörfer, Helga
Boldt, Heinz Rudolf Kunze, Prof. Dr.
Dieter Kramer, Dr. Oliver Scheytt, Prof.
Dr. Wolfgang Schneider, Prof. Dr. Dr.
Thomas Sternberg, Dr. Dieter Swatek,
Dr. Nike Wagner, Dr. h.c. Hans Zehet-
mair, Olaf Zimmermann.
politik und kultur dokumentiert im Fol-
genden die gutachterliche Stellung-
nahme im Wortlaut.

Problemstellung:

Der Gesetzentwurf der Großen Koa-
lition zur Änderung des Grundgeset-
zes zielt darauf ab, demokratie- und
effizienzhinderliche Verflechtungen
zwischen Bund und Ländern abzu-
bauen und wieder klare Verantwort-
lichkeiten zwischen Bund und Län-
dern zu schaffen.

Laut der geplanten Neuformulie-
rung soll Art. 23 Abs. 6 Grundgesetz
zukünftig wie folgt lauten: „Wenn im
Schwerpunkt ausschließliche Ge-
setzgebungsbefugnisse der Länder
auf den Gebieten der schulischen
Bildung, der Kultur und des Rund-
funks betroffen sind, wird die Wahr-
nehmung der Rechte, die der Bun-
desrepublik Deutschland als Mit-
gliedstaat der Europäischen Union

zustehen, vom Bund auf einen vom
Bundesrat benannten Vertreter der
Länder übertragen.“

Hiernach muss der Bund künftig
die Verhandlungsführung bei der EU
an einen Ländervertreter übertra-
gen, allerdings nur, wenn im Schwer-
punkt ausschließliche Gesetzge-
bungsbefugnisse der Länder auf den
Gebieten schulische Bildung, Kultur
und Rundfunk betroffen sind.

Schon nach der geltenden Rege-
lung des Art. 23 GG „ soll“ der Bund
den Ländern die Verhandlungsfüh-
rung überlassen in Vorhaben der EU,
die im Schwerpunkt Materien be-
treffen, die in ausschließlicher Ge-
setzgebungskompetenz der Länder
liegen (z.B. Rundfunkrecht). Durch
die Föderalismusreform soll der
Kreis möglicher EU-Vorhaben, die so

zu qualifizieren sind auf die Bereiche
„Rundfunk“, „Bildung“ und „Kultur“
beschränkt werden.

Die Kulturhoheit der Länder ist
unbestritten. Daneben bestehen
aber weitgehende Gesetzgebungs-
befugnisse des Bundes im Kulturbe-
reich. Die Rahmenbedingungen für
Kunst und Kultur, d.h. für die Künst-
ler, die Kultureinrichtungen, die Kul-
turvereine und die Kulturwirtschaft
werden in erster Linie vom Bund ge-
staltet. Exemplarisch stehen hierfür
die folgenden Rechtsgebiete:
· Urheberrecht,
· Steuerrecht inkl. Gemeinnützig-

keitsrecht,
· Arbeits- und Sozialrecht,
· Handelsrecht,
· Stiftungsrecht.

Dem Bund obliegt also im We-
sentlichen die ordnungspolitische
Gestaltung der Rahmenbedingun-
gen für Kunst und Kultur. Demge-
genüber erschöpft sich die Gesetz-
gebungskompetenz der Länder in
Kulturfragen vornehmlich in der
Haushaltsgesetzgebung für die Kul-
turförderung der Länder.

Daraus folgt, dass ein Länderver-
treter die Bundesrepublik Deutsch-
land nur dann im EU-Kulturminis-
terrat vertreten könnte, wenn es um
Fragen der Kulturförderung ginge. In
allen anderen Fragen müsste ein Ver-
treter des Bundes für die Bundesre-
publik Deutschland sprechen.

Da im EU-Kulturministerrat
vornehmlich Fragen der Rahmenbe-
dingungen verhandelt werden und
nur teilweise auf die Kulturförderung
eingegangen wird, würde die geplan-
te Grundgesetzänderung zu einer
nicht sachgerechten Verflechtung
führen. Diese Verflechtung würde
der Intention der geplanten Födera-
lismusreform entgegen laufen.

Die Bundesrepublik Deutschland
wäre dann im EU-Kulturministerrat
teilweise durch einen Vertreter der
Länder vertreten, wenn es um die
Kulturförderung ginge, und teilweise
durch einen Vertreter des Bundes,
wenn alle anderen kulturpolitischen
Fragen auf EU-Ebene betroffen wä-

ren. Dieses widerspricht nicht nur
der Intention der Föderalismusre-
form. Vielmehr besteht die Gefahr,
dass die Wahrnehmung nationaler
Kulturinteressen gegenüber den an-
deren EU-Mitgliedsstaaten dadurch
geschwächt werden könnte.

Da in einem Europa mit 25 Mit-
gliedsstaaten die Entscheidungswege
beschleunigt werden müssen und
künftig Paketverhandlungen anste-
hen, ist es sachgerecht, dass die Bun-
desrepublik Deutschland in diesen
Paketverhandlungen durch einen
Bundesvertreter sprachfähig ist. Die-
ses gilt auch mit Blick darauf, dass
in der EU-Verfassung abweichend
vom jetzigen EU-Vertragswerk
Mehrheits- statt Einstimmigkeits-
entscheidungen im Kulturbereich
geplant sind.

Wenn nach dem Inkrafttreten der
EU-Verfassung auch im Kulturbe-
reich Mehrheitsentscheidungen ge-
fasst werden können, würde eine Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutsch-
land durch einen Ländervertreter auf
Grund der erforderlichen Abstim-
mungen unter den Ländern sowie
zwischen Bund und Ländern, die
Bundesrepublik bei Entscheidungen
gegenüber anderen EU-Mitgliedstaa-

ten benachteiligen. Diese Benachtei-
ligung kann nicht im gesamtstaatli-
chen Interesse sein.

Lösung:

Kultur sollte aus der abschließenden
Nennung der Bereiche in Art. 23 Abs.
6 des Änderungsgesetzentwurfes
zum Grundgesetz, in denen die Bun-
desrepublik Deutschland durch ei-
nen Vertreter der Länder auf EU-Ebe-
ne vertreten wird, gestrichen werden.
Auf jeden Fall ist sicherzustellen, dass
· das Vorgehen von Bund und Län-

dern von einem Miteinander ge-
prägt bleibt;

· gegenseitige Information und Ab-
stimmung erfolgen muss und dass
der Bund nicht ohne die Länder in-
haltlich agieren kann und umge-
kehrt.

Vor diesem Hintergrund werden
Bund und Länder aufgefordert,
· dafür Sorge zu tragen, dass Deutsch-

land in EU-Verhandlungsprozessen
für die anderen Mitgliedsstaaten ei-
nen Ansprechpartner hat – ein Ge-
sicht für die Kultur. Daher braucht
Deutschland auf EU-Ebene eine ge-
meinsame Vertretung für den Kultur-
bereich.

Resolution
Rahmenfrist zum Bezug für Arbeitslo-

sengeld I den Anforderungen des
Kulturbereichs anpassen

Berlin, den 31.05.2006. Der Deut-
sche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, fordert die
Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tags und die Bundesregierung auf, die
Rahmenfristregelung für den Bezug
des Arbeitslosengeldes I (§ 123 SGB
III) für kurzfristig im Film- und Theater-
bereich Beschäftigte zu verändern.

Seit dem 01.02.2006 müssen An-
tragsteller für das Arbeitslosengeld I
360 Tage sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung innerhalb der letz-
ten zwei Jahre nachweisen. Zuvor
galten drei Jahre. Die Verkürzung die-
ser Frist bedeutet für kurzfristig be-
schäftigte Theater- und Filmschaffen-
de, dass sie de facto vom Bezug des
Arbeitslosengeldes I ausgeschlossen
werden, da sie die Anspruchsvoraus-
setzungen nicht erfüllen können. Die
neue Regelung würde für kurzfristig
beschäftigte Film- und Theaterschaf-
fende bedeuten, dass sie für jeden
zweiten Tag eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung nachweisen

müssten. Dieses können selbst sehr
gut Beschäftigte aus diesen Branchen
nicht erbringen.

An Theatern und im Filmbereich domi-
niert die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung. Die Mitarbeiter werden
aber vielfach für ein bestimmtes Vor-
haben, einen Film oder ein Stück,
zweckbestimmt beschäftigt. Wenn der
Film gedreht ist, endet das Arbeitsver-
hältnis. Auch bei Unterbrechungen der
Filmarbeiten auf Grund ungünstiger
Witterungsverhältnisse oder anderer
Unwägbarkeiten endet die Beschäfti-
gung. Die in dieser Branche Tätigen
sind daher auf das Arbeitslosengeld I
zur Überbrückung der Zeit zwischen
zwei Beschäftigungen angewiesen.

Der Deutsche Kulturrat fordert die Ab-
geordneten des Deutschen Bundestags
und die Bundesregierung auf, im Rah-
men der jetzt anstehenden gesetzge-
berischen Fortentwicklung der so ge-
nannten Hartz-Gesetze die Rahmen-
fristregelung für kurzfristig beschäftig-

te Film- und Theaterschaffende zu ver-
ändern.

Der Deutsche Kulturrat schlägt vor,
sich bei einer Neuregelung an der ge-
setzlichen Regelung in der Schweiz zu
orientieren. Danach sollten die ersten
30 Tage einer Beschäftigung in die-
sen Kulturberufen doppelt angerech-
net werden, um den unständig Be-
schäftigten die Möglichkeit einzuräu-
men, die Anwartschaft von 360 Tagen
in zwei Jahren zu erreichen. Diese Re-
gelung sollte für Kulturberufe wie Mu-
siker, Schauspieler, Sänger, Tänzer wie
auch freie künstlerische Mitarbeiter bei
Radio, Fernsehen oder Film, Film- oder
Tontechniker gelten, sofern sie unstän-
dig und kurzfristig beschäftigt werden.
Diese Beschäftigungsverhältnisse un-
terliegen der Sozialversicherungspflicht
und begründen somit einen Anspruch
auf Leistungen, der nicht durch An-
spruchsvoraussetzungen ausgeschlos-
sen werden darf, die wegen der be-
rufstypischen Besonderheiten nicht zu
erfüllen sind.

IM LABYRINTH
DER KULTURZUSTÄNDIGKEIT

EIN HANDBUCH
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Im Labyrinth der Kulturzuständigkeiten:
Ein Handbuch

Die Kulturverwaltung der Länder,
des Bundes und der Europäischen Union

Hg. v. Olaf Zimmermann, Gabriele Schulz,
Berlin 2005, 148 Seiten, 14,80 Euro

Wer ist für Kultur in den
Kommunalen Spitzenver-
bänden, in den Ländern,
beim Bund und in der Eu-
ropäischen Union zustän-
dig? In dem Buch �Im La-
byrinth der Kulturzustän-
digkeiten: Ein Handbuch�
sind die Namen und An-
schriften der für Kultur Ver-
antwortlichen zusammen-
gestellt. Das Buch stellt
Transparenz in den kompli-
zierten Strukturen der Kul-
turpolitik und Kulturförde-
rung in Deutschland her.

Bestelladresse: Deutscher Kulturrat, Chausseestraße 103, 10115 Berlin,
Fax: 030/24 72 12 45, Email: post@kulturrat.de

Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse, MdB beim Parlamentarischen Mit-
tagessen des Deutschen Kulturrates und des WDR am 31.05.2006

      Foto: Anna-Louise Wewer
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Debatte zum Staatsziel Kultur
Die Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestags �Kultur in Deutsch-
land� hat in ihrem Zwischenbericht im
Juni 2005 dem Deutschen Bundes-
tag die Handlungsempfehlung unter-
breitet, das Staatsziel Kultur im Deut-
schen Bundestag zu verankern. Emp-
fohlen wurde eine Ergänzung des
Grundgesetzes um einen Artikel 20 b
mit dem Wortlaut: Der Staat schützt
und fördert die Kultur.

In politik und kultur kamen in der Aus-
gabe 4/2005 die Befürworter und die
Gegner des Staatsziels Kultur zu Wort.
Autoren in dieser Ausgabe waren die
Verfassungsrechtler Peter Badura, Max-
Emanuel Geis, Ulrich Karpen und Bodo
Pieroth, die Bundestagsabgeordneten
Eckhardt Barthel, Wolfgang Gerhardt
und Angela Merkel sowie die Minister-
präsidenten Dieter Althaus, Ole von
Beust, Peter Müller, Jürgen Rüttgers

und Henning Scherf. Zur Bundestags-
wahl 2005 fragte der Deutsche Kultur-
rat die im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Parteien, ob sie sich für ein
Staatsziel Kultur in der nächsten Le-
gislaturperiode einsetzen werden.
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, FDP
und SPD sprachen sich klar für die Ver-
ankerung des Staatsziels Kultur aus,
CDU/CSU wollten die Pro- und Contra-
Argumente unvoreingenommen prüfen.

Die vollständige Antwort der Parteien
kann in der Ausgabe 5/2005 von poli-
tik und kultur nachgelesen werden. Alle
bereits erschienen Ausgaben können
unter http://www.kulturrat.de/puk_liste.
php?rubrik=puk von der Homepage
des Deutschen Kulturrates herunterge-
laden werden.

Da mit der Föderalismusreform eine
umfassende Grundgesetzänderung ge-

plant ist, fordern die Befürworter des
Staatsziels Kultur im Zuge dieser um-
fänglichen Verfassungsänderung das
Staatsziel Kultur mit zu verankern.

Zusammen mit der Bundesakademie
für kulturelle Bildung Wolfenbüttel hat
der Deutsche Kulturrat im Mai 2006
eine Tagung zum Staatsziel Kultur
durchgeführt, um der Debatte erneu-
te Schubkraft zu verleihen.

Über welche Kultur reden wir?
Beitrag zur Fachtagung �Staatsziel Kultur � Symbolpolitik oder mehr?� in Wolfenbüttel am 4. Mai 2006 � Von Max Fuchs

Zur Kulturdebatte in der
Kulturpolitik

Wenn die Forderung aufgestellt wird,
dass der Staat „die Kultur schützen
und fördern“ solle, dann ist es nicht
nur berechtigt, sondern auch not-
wendig, etwas präziser den Gegen-
stand der gewollten Förderung und
des geforderten Schutzes zu be-
schreiben. Ich werde mich den mög-
lichen Antworten auf die Frage
danach, was jeweils unter Kultur ver-
standen werden soll, schrittweise
annähern.
1. Es ist durchaus sinnvoll, mit den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern
der Fachtagung selbst zu beginnen,
die zwei Tage lang über das Staats-
ziel Kultur diskutieren wollen.
Schaut man sich die Arbeitsplätze
und Berufe dieser Teilnehmerinnen
und Teilnehmer an, so stellt man
fest, dass es überwiegend Kulturein-
richtungen bzw. Kulturberufe sind,
die hier vertreten sind. Auch wenn
dies in der Presse z.T. bösartig kom-
mentiert worden ist, so kann man
doch zunächst einmal feststellen,
dass eine ehrliche Antwort auf die
Frage, welche Kultur denn gefördert
und geschützt werden solle, diejeni-
ge ist, von der die Befürworter die-
ses Staatsziels leben. Es geht hierbei
um zweierlei: Es geht zum einen um
Menschen mit Kulturberufen, etwa
um Künstlerinnen und Künstler, es
geht zum anderen aber auch um In-
stitutionen und Projekte, die sich mit
Kultur befassen. Man kann all dies
durchaus „Betriebssystem Kultur“
nennen. Nun mag man fragen, ob
durch diese Annäherung nicht zu
stark das Bedeutungsfeld von Kultur
eingeschränkt wird, denn wir haben
es hier offensichtlich mit dem
zumindest im kulturpolitischen Dis-
kurs verpönten „engen Kulturbe-
griff“ zu tun, der Kultur auf die Küns-
te reduziert. Darauf wird zurückzu-
kommen sein. Zunächst aber ist zu
fragen, ob es für diese „Kultur“
bereits einen Schutz im Grundgesetz
gibt. Bei einer gründlichen Lektüre
des Grundgesetzes wird man diese
Frage verneinen müssen. Nein, ex-
plizit ist von einem Schutz und einer
Förderung von Kultur (im Sinne des
Betriebssystems Kunst) nicht die
Rede.

Nun steht das Grundgesetz nicht
alleine für sich, sondern es muss – hier
durchaus vergleichbar mit Kunstwer-
ken – gedeutet werden. Insbesondere
sind die höchstrichterlichen Ausle-
gungen durch das Bundesverfas-
sungsgericht relevant. Das vermut-
lich wichtigste Urteil in diesem Kon-
text ist eine Interpretation des be-
rühmten Kunstfreiheits-Artikels (Art.
5, Abs. 3 GG) in dem berühmt gewor-
denen „Schallplattenurteil“ vom 5.
März 1974. Dort heißt es:
„ Art. 5 Abs. 3 GG enthält zunächst
…ein Freiheitsrecht für alle Kunst-
schaffenden und alle an der Darbie-
tung und Verbreitung Beteiligten,
das sie vor Eingriffen der öffentli-
chen Gewalt schützt … Als objektive
Wertentscheidung für die Freiheit
der Kunst stellt sie den modernen

Staat, der sich im Sinne einer Staats-
zielbestimmung auch als Kulturstaat
versteht, zugleich die Aufgabe, ein
freiheitliches Kunstleben zu erhalten
und zu fördern.“ (zitiert nach Geis
1990, S.17)

Man kann also feststellen, dass
die Künste nicht bloß geschützt wer-
den müssen, sondern dass es zusätz-
lich auch einen staatlichen Förder-
auftrag gibt. Dieses Urteil ist auch
deshalb relevant, weil es eine der
sehr wenigen Fundstellen ist, in de-
nen explizit von einem „Kulturstaat“
(als Staatsziel) die Rede ist.

Man kann nunmehr fragen, wie-
so eine solche Schutz- und Förder-
klausel für Kunst existiert. Zum ei-
nen ist es hier sicherlich der Einfluss
der Tradition spätestens seit der Auf-
klärung, in der Kunst und Ästhetik
als eine von drei existentiell wichti-
gen Zugangsweisen des Menschen
zur Welt (neben einem erkennenden
und moralisch-ethischen Zugang)
einen systematischen Platz in der
Philosophie gefunden hat. Es ist na-
türlich auch die sozialhistorische
Erfolgsgeschichte von Kunst (und
Kunsteinrichtungen) bei der Ent-
wicklung des deutschen Bürgertums
im 19.Jahrhundert hinzuzuziehen.
Systematisch mag man unterstellen,
dass die – auch anthropologisch be-
gründbare – Einsicht, dass ohne
Kunst menschliches Leben ein un-
vollständiges Leben ist, vom Verfas-
sungsgeber respektiert wurde. Doch
wie steht es mit dem Vorwurf der
Selbstbedienung des Betriebssys-
tems Kunst und seiner Menschen?
Nun, ganz pragmatisch gesehen: Wie
soll denn Kunst funktionieren ohne
Menschen und Institutionen, die sie
produzieren, reproduzieren und ver-
teilen, wobei all dies nicht im luft-
leeren Raum, sondern nur in geeig-
neten Örtlichkeiten geschehen
kann? Man sieht: Bekennt man sich
zur Kunst, so muss man sich auch
dazu bekennen, dass Kunst perso-
nelle und gegenständliche Ressour-
cen braucht. Es bleibt allerdings eine
entscheidende Lücke: Kunst lebt nur
dann, wenn es Menschen gibt, die
sie rezipieren. Mit dem geeigneten
Begriff aus der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte (Art. 27.1):
Dem (geschützten und geförderten)
Angebot muss eine demokratische
kulturelle Teilhabe aller BürgerIn-
nen entsprechen.

Nun gibt es selbst unter jenen,
die in Kunsteinrichtungen arbeiten,
wie etwa freiberufliche KünstlerIn-
nen, ein gewisses Unbehagen an die-
ser Engführung des Kulturbegriffs.
Denn seit über 30 Jahren bestimmt
der „weite“ Kulturbegriff die kultur-
politische Debatte. Ich komme da-
her zu meinem zweiten Schritt:
2. Wenn man dieselben Menschen,
die man in dem ersten Teil nach ih-
rer beruflichen Tätigkeit befragt hat,
nach ihrem individuellem Kulturver-
ständnis fragt, so wird es überwie-
gend der „weite Kulturbegriff“ sein,
der als Grundüberzeugung angege-
ben werden wird. Wir sprechen jetzt
allerdings nicht mehr über die kul-
turelle Praxis, sondern über das the-

oretisch-ideologische Selbstver-
ständnis jedes einzelnen. Und dieses
wird entschieden durch diesen wei-
ten Kulturbegriff bestimmt. Dieser
weite Kulturbegriff ist immerhin so
wichtig, dass es einen Streit über das
Urheberrecht zwischen dem Euro-
pa-Rat und der UNESCO gibt. Die
offizielle Definition des weiten Kul-
turbegriffs geht auf die Weltkonfe-
renz über Kulturpolitik in Mexiko
1982 zurück.

Auch hier soll die Frage gestellt
werden, inwieweit dieser weite Kul-
turbegriff bereits jetzt durch das
Grundgesetz geschützt wird. Insbe-
sondere geht es um das Verständnis
von Kultur als Lebensweise. Wieder-
um muss man mit Nein antworten,
wenn man nach einer expliziten Er-
wähnung im Grundgesetz sucht.
Allerdings erfährt die Lebensweise
der Menschen den höchst mögli-
chen Schutz des Grundgesetzes,
nämlich in Art. 1, der sich mit der
Menschenwürde befasst. Dem
Grundgesetz liegt nämlich die Idee
eines Menschen zugrunde, der sein
Leben autonom und selbstbewusst
gestaltet. Diese autonome Lebens-
gestaltung – quasi der Kern der eu-
ropäischen kulturellen Moderne
(vgl. M. Fuchs: Persönlichkeit und
Subjektivität. Opladen 2001) – ist
nicht bloß durch das Grundgesetz
geschützt, sie kann sogar als dessen
höchste Rechtsnorm verstanden
werden.

Bevor man sich nunmehr ent-
spannt zurücklehnt, weil sowohl der
enge Kulturbegriff (Kultur als Kunst)
als auch der weite Kulturbegriff (Kul-
tur als Lebensweise) durch das
Grundgesetz einen Schutz erfahren,
sollte man sich einmal überlegen, ob
dieser weite Kulturbegriff wirklich

der operative Kulturbegriff der Kul-
turpolitik ist. Meine These läuft dar-
auf hinaus, dass es gerade dieser
weite Kulturbegriff ist, der die Kul-
turpolitik zwischen den Polen Grö-
ßenwahnsinn und Machtlosigkeit
pendeln lässt. Wenn sich die Kultur-
politik wirklich anmaßt, die Lebens-
weise der Menschen gestalten zu
wollen, so kann dieses anspruchs-
volle Ziel angesichts der Knappheit
der Ressourcen nur lächerlich wir-
ken. Wer allerdings denkt, dass die
von der Kulturpolitik ermöglichten
Kunstpraxen völlig wirkungslos sei-
en gegenüber den Vorstellungen, die
sich die Menschen über ihr Projekt
des guten Lebens machen, irrt
ebenfalls. Denn gerade hier entfalten
die Künste ihre entscheidende sozi-
ale und individuelle Wirkung.
3. In einem dritten Schritt will ich
nur kurz die aktuelle Debatte über
die „Leitkultur“ streifen. Offensicht-
lich gibt es im Moment zumindest
zwei Verständnisweisen dieses
schwierigen Begriffs: Im Verständnis
des Erfinders dieses Begriffs, näm-
lich Bassam Tibi, dem sich auch Jür-
gen Habermas angeschlossen hat,
wird mit Leitkultur die europäische
Leitkultur der Menschenrechte be-
zeichnet. Natürlich ist dieses Ver-
ständnis einer Leitkultur durch das
Grundgesetz geschützt, dieses kann
geradezu als die nationale Ausdiffe-
renzierung der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte verstan-
den werden. Ein zweites Verständnis
von „Leitkultur“ glaubt, Kultur kano-
nisieren und in Form von Fragebö-
gen überprüfen zu können. Dieses
Verständnis von Kultur widerspricht
nicht bloß allen Erkenntnissen über
kulturelle Entwicklung, sondern
kann auch unter keinen Umständen

durch das Grundgesetz abgedeckt
werden.

Zur Kulturdebatte außer-
halb der Kulturpolitik

Im ersten Teil konnte ich zumindest
andeuten, dass es selbst in dem pro-
fessionellen Feld der Kulturpolitik
gar nicht klar ist, was mit Kultur ge-
meint sein könnte. Dort, wo man am
präzisesten eine inhaltliche Füllung
des Kulturbegriffs angeben könnte,
nämlich in Bezug auf den Kunstbe-
trieb, auf die Künstlerinnen und
Künstler, auf die Entstehung, Vertei-
lung und Rezeption von Kunst, ent-
steht ein Unbehagen darüber, dass
dieser Kulturbegriff zu eng sein
könnte. Je weiter man allerdings den
Kulturbegriff fasst, umso schwieriger
wird es, ihn definitorisch eindeutig
zu klären. Dies dürfte insbesondere
in juristischen Kontexten – und um
einen solchen geht es bei der ange-
strebten Erweiterung des Grundge-
setzes – eine erhebliche Schwierig-
keit bereiten, da das Feld der Recht-
sprechung von der Klarheit der Be-
griffe geradezu lebt.

Ein noch größeres Problem soll in
diesem zweiten Teil angesprochen
werden. Kulturpolitikerinnen und
Kulturpolitikern müssen nämlich
zur Kenntnis nehmen, dass sie
überhaupt kein privilegiertes Deu-
tungsrecht darüber haben, was un-
ter Kultur verstanden werden könn-
te. Gerade eine Entwicklung der letz-
ten zwei Jahrzehnte, die oft genug im
Kulturbereich bejubelt worden ist,
die Tatsache nämlich, dass sehr vie-
le Einzeldisziplinen in den Wissen-

Herzog-August-Bibliothek in Wolfenbüttel, die Wirkungsstätte von Lessing                                          Foto: Anna-Louise Wewer
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schaften ihren cultural turn hinter
sich gebracht haben, entfaltet hier
eine für die Kulturpolitik missliche
Wirkung. In der Tat haben inzwi-
schen alle wissenschaftlichen Ein-
zeldisziplinen entdeckt, dass eine
kulturbezogene Herangehensweise
an die disziplinären Probleme zu
neuen Erkenntnissen führen kann.
Wenn man sich allerdings damit be-
schäftigt, in welcher Weise nunmehr
in den verschiedenen Disziplinen
Kultur reflektiert wird, wird man
feststellen müssen, dass die unter-
schiedlichen Diskurse nur einen
sehr geringen Überschneidungsbe-
reich haben. Man stellt vielmehr fest,
dass jede Disziplin einen eigenen
Kulturbegriff – oft sogar mehrere –
entwickelt hat. Bei einer Sichtung
der unterschiedlichen Kulturdebat-
ten (Fuchs 2006) kann man
möglicherweise feststellen, dass
vielleicht noch Herder und evtl. Kant
gemeinsam als Bezugspersonen her-
genommen werden. Man kann
zudem feststellen, dass der meistzi-
tierte Kulturtheoretiker der Ethnolo-
ge Clifford Geertz ist. Aber damit ist
die Einigkeit auch schon am Ende.
Über diese knappe Gemeinsamkeit
hinaus entwickeln sich die diszipli-
nären Kulturdiskurse bereichsspezi-
fisch mit eigenen Autoren und eige-
nen Theorieansätzen.

Das sehr verständliche Problem,
das nunmehr bei einem Staatsziel
Kultur entstehen könnte, ist nun,
dass jede Disziplin zunächst einmal
daran denkt, dass mit der „Kultur“
des Grundgesetzes das eigene Kul-
turverständnis gemeint ist. Dies
allerdings macht wenig Sinn. Für die
Kulturpolitik bedeutet dies, dass sie
sich mitten in einem Streit um das
Deutungsrecht über Kultur befindet
und dass sie in diesem Streit keine
privilegierte Position hat.

Es gibt allerdings eine Gruppe,
die diese privilegierte Position in
Bezug auf das Grundgesetz durchaus
hat, und das ist die Gruppe der
Staats- und Verfassungsrechtler. In
der Geschichte hat es immer wieder
große Debatten über ein mögliches
Staatsziel Kultur unter den Staats-
und Verfassungsrechtlern gegeben.
Zu erinnern ist etwa an die große
Debatte Anfang der 80er Jahre (Stei-
ner/Grimm 1984), es ist aber auch
daran zu erinnern, dass es im Zuge
der deutschen Einigung zu grundle-
genden Debatten über eine mögli-
che neue deutsche Verfassung ge-
kommen ist, bei der auch über das
Staatsziel Kultur verhandelt worden
ist. Zuletzt wurden Staatsrechtler
von der Enquête-Kommission „Kul-
tur in Deutschland“ des Deutschen
Bundetags angehört. Ein Teil dieser
Debatten bezog sich dabei nicht
bloß auf ein Staatsziel Kultur, man ver-
band dies auch mit einer Rede von ei-
nem „Kulturstaat“, so wie er auch in
der oben zitierten Urteilsbegründung
des Bundesverfassungsgerichts auf-
taucht. Gerade dann, wenn man sich
für eine Aufnahme eines Staatsziels
Kultur im Grundgesetz ausspricht,
kann einem der geistige und histori-
sche Hintergrund der verwendeten
Begrifflichkeiten nicht gleichgültig
sein. Denn „Kultur“ in fast allen Defi-
nitionen schließt ein historisches Be-
wusstsein – gerade sich selbst gegen-
über – ausdrücklich mit ein. Ebenso
wie es eine äußerst problematische
Herkunft des verbreiteten Begriffs der
Daseinsvorsorge gibt (vgl. meinen Ar-
tikel „Kultur als Daseinsvorsorge“ in
politik und kultur 1/2004), hat der Kul-
turstaatsbegriff Wurzeln, die einer par-
lamentarischen Demokratie definitiv
nicht entsprechen.

Unter Staats- und Verfassungs-
rechtlern gibt es eine intensive Dis-
kussion zum Staatsziel Kultur, wobei
insbesondere an die Jahrestagung
1982 zu erinnern ist. Ich greife aus
dieser komplexen Debatte den Bei-
trag von Dieter Grimm heraus, der

damals einen der beiden Grundsatz-
vorträge gehalten hat. Dieter Grimm
liefert eine für unsere Zwecke bis
heute taugliche Definition dessen,
was „Kultur“ bedeuten kann:

„Kultur ist als ein überpersona-
les System von Weltdeutungen, Sinn-
stiftungen, Wertbegründungen und
-überlieferungen samt deren sym-
bolischen Ausdrucksformen zu ver-
stehen, dessen soziale Funktion in
der ideellen Reproduktion der Ge-
sellschaft liegt.“

„Die Bedeutung der so verstan-
denen Kultur besteht für den Einzel-
nen in der Sicherung eines Grund-
vorrats an Wissen, Sinnerleben und
Ausdrucksformen, den er mit ande-
ren teilt und der intersubjektive Ver-
ständigung und sinnhaftes soziales
Handeln erst ermöglicht.“

„Für die Gesamtheit stellt die
Kultur die Grundlagen kollektiver
Identität und sozialer Integration
bereit, auf der auch die Integrations-
leistung des Staates basiert, dessen
Institutionen und Aktivitäten selbst
kulturell gegründet sind und kultu-
reller Legitimation bedürfen.“

„Im kulturellen Bereich liegen da-
her Funktionsvoraussetzungen für
die Erfüllung der Staatsaufgaben. In-
sofern ist der Staat von der Kultur ab-
hängig, die ihrerseits zur Sicherung
und Einverleibung der grundlegen-
den identitätsverbürgenden Werte
wieder auf den Staat angewiesen ist.“

„Da der oberste verfassungsrecht-
liche Zielwert der Menschenwürde
und die auf ihn bezogene demokra-
tische Herrschaft nur unter bestimm-
ten kulturellen Voraussetzungen rea-
lisierbar sind, erteilt das Grundgesetz
dem Staat auch ohne ausdrückliche
Kulturstaatsklausel einen Kulturauf-
trag.“ (in Steiner/Grimm 1984, S. 80f.;
meine Hervorhebung, M.F.).

Diese Definition ist insofern
tauglich, weil sie zum einen von ei-
nem Kulturbegriff mittlerer Reich-

weite ausgeht. Aus meiner Sicht ist
für unsere Zwecke besonders der
hervorgehobene Einschub relevant,
der davon spricht, dass Werte und
Normen auf symbolische Weise dar-
gestellt werden. Denn hier sind es
insbesondere die künstlerischen
Ausdrucksformen, die abstrakte
Werte und Normen in vergegen-
ständlichter Form gesellschaftlich
wirksam werden lassen. Man muss
sich dabei vorstellen, dass Abstrakta
wie Werte und Normen eben nicht
unmittelbar, sondern eben nur ver-
mittelt über ein entsprechendes Han-
deln, aber auch über Symbole Wirk-
samkeit entfalten können. Dieser Ge-
danke ist durchaus kompatibel mit
den obigen Überlegungen zum „Be-
triebssystem Kultur“. Denn wie
anders sollen Künste (hier: als Sym-
bolisierungen von Werten, Normen
und Identitäten; so auch aktuell die
UNESCO-Konvention zur kulturellen
Vielfalt) in Erscheinung treten, wenn
nicht über Künstlerinnen und Künst-
ler, die produzieren, über ein Publi-
kum, das daran partizipiert und über
Institutionen, in denen sie einen Platz
haben.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Deutschen Kulturrates 

Bei dem Artikel handelt es sich um
die gekürzte Fassung des Vortrags des
Verfassers bei der Tagung des Deut-
schen Kulturrates und der Bundes-
akademie für kulturelle Bildung zum
Staatsziel Kultur vom 04.05. bis
05.05.2006. Der ungekürzte Beitrag
kann unter www.bundesakademie.
de heruntergeladen werden.
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Kulturstaatsklausel ins Grundgesetz?
Die Gelegenheit ist günstig, um ein Paket zu schnüren � Von Ulrich Karpen

Zeit für Reform?
Ob es zu einer verfassungsändern-
den Einfügung einer Kulturstaats-
klausel ins Grundgesetz kommt, ist
ungewiss. Die Gelegenheit ist güns-
tig. Wenn alles gut geht, wird noch in
diesem Jahr die Föderalismusreform
auf den Weg gebracht, die eine um-
fangreiche Novellierung unserer Ver-
fassung erfordert. Da könnte man ein
Paket schnüren und die Kulturstaats-
klausel mit verabschieden. Die En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen Bundes-
tags war sich am vorzeitigen Ende der
15. Legislaturperiode im Jahre 2005 ei-
nig, dass die Formulierung „Der Staat
schützt und fördert die Kultur“ geeig-
net und notwendig sei, das Staatsziel
„Kultur“ im Grundgesetz zu veran-
kern, ebenso wie den Natur- und Tier-
schutz, die in Art. 20a GG Aufnahme
gefunden haben. Dann ist aber Eile
geboten und auch möglich. Denn es
ist schwer vorstellbar, dass die in der
neuen, 16. Legislaturperiode zum
Leben erweckte Enquete-Kommissi-
on einen (wesentlich) abweichenden
Vorschlag machen sollte. In ihrem
Zwischenbericht hatte sie gemeint,
der Satz „Der Staat schützt und för-
dert die Kultur“ bezeichne das Staats-
ziel treffend. Allerdings sind die Vor-
behalte – so scheint es – gegen eine
Kulturstaatsklausel nach wie vor leb-
hafter als bei der Föderalismusre-
form. Das gilt jedenfalls für einige
Länder, deren Zustimmung mit zwei
Drittel der Mitglieder des Bundesra-
tes erforderlich ist. Die Auseinander-
setzung über das Für und Wider ei-
ner solchen Klausel bewegt sich nach
wie vor im Grundsätzlichen, anders
als bei der Bundesratsdebatte. Das
lässt es hilfreich erscheinen, die we-
sentlichen Konfliktlinien noch einmal
auszuziehen.

Jedermann will die Kultur schützen
und fördern
Es ist wichtig, dass man sich im Aus-
gangspunkt einig ist. Jeder hält es für
ebenso selbstverständlich wie uner-
lässlich, dass Deutschland ein „Kul-
turstaat“ ist. Die Pflege und Förde-
rung der Kultur sei im Grunde eine
jedem Staat, nicht nur der Bundes-
republik, vorgegebene und aufgetra-
gene Aufgabe. Roman Herzog meint,
Kultur sei selbstverständlicher Be-
standteil der staatlichen Sorge für
die Wohlfahrt des Volkes, Teil der Ver-
wirklichung des Gemeinwohls. Des-
halb bedürfe dieses Staatsziel keiner
ausdrücklichen Erwähnung in der
Verfassung. „Über die Zwecke des
Königreiches Preußen schweigt die
Verfassung“, schrieb ein Staatsrecht-
ler des 18. Jahrhunderts. Die Ver-
pflichtung des Staates auf das Ge-
meinwohl ist in der Tat in Art. 14, 56
und 64 GG thematisiert. Nein, sagen
die Befürworter einer Verfassungser-
gänzung, was dem Sozialstaat, dem
Natur- und Tierschutz recht sei, sei
der Kultur nur billig. Es sei mehr als
Symbolpolitik, das Grundgesetz zu
ergänzen. Die Kulturschaffenden,
die vielfältigen Staatsleistungen für
die Kultur – für Schulen, Hochschu-
len, Museen, Theater und Orchester
– müssten im Grundgesetz einen
angemessenen Ausdruck finden.
Welche wichtigere Integrationsleis-
tung, die auch eine Aufgabe der Ver-
fassung sei, lasse sich denken als die
Kultur? – Man sieht: Beide Seiten
haben starke Argumente. Es gilt ab-
zuwägen.

Sicherung der Kultur im internatio-
nalen, Europa- und nationalen Recht
Schaut man auf die gesamte Rechts-
ordnung, so gibt es im Internationa-
len, Europäischen und – vor allem –

im deutschen nationalen Recht zahl-
reiche Garantien der Kultur. In der
Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte, die von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen
am 10.12.1948 verabschiedet wurde,
ist die Freiheit der Kultur in den Artt.
26 und 27 thematisiert. Gleiches gilt
für den Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturel-
le Rechte vom 19.12.1966 (Art. 13-
15). Die Europäische Konvention
zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten vom 4.11.1950
schützt in Art. 9 und 10 die Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit und die Freiheit der Meinungs-
äußerung, die ja auch zu einem (wei-
ten) Kulturbegriff gehören. Das Zu-
satzprotokoll vom 20.03.1952 enthält
in Art. 2 das Recht auf Bildung. Der
EG-Vertrag enthält in der Fassung
von Nizza vom 26.02.2001 die wich-
tige Formulierung „Die Gemein-
schaft leistet einen Beitrag zur Ent-
faltung der Kulturen der Mitglied-
staaten unter Wahrung ihrer natio-
nalen und regionalen Vielfalt sowie
gleichzeitiger Hervorhebung des ge-
meinsamen kulturellen Erbes“. In
Deutschland enthalten fast alle Lan-
desverfassungen Kulturstaatsklau-
seln, sei es in Form einer Schutz-
pflicht, sei es ergänzend als Förder-
verpflichtung. Diese Klauseln sind
wichtig, denn Kultur ist nach Art. 31
GG unbestritten zuvörderst Länder-
sache.

Der verfassungsrechtliche Befund
im Grundgesetz
Das Grundgesetz enthält demgegen-
über keine explizite Kulturstaatsbe-
stimmung. Auch die Formel des Bun-
desverfassungsgerichtes (36. Band
der Entscheidungen, S. 321 ff.), die
Kunstfreiheitsgarantie des Art. 5 Abs.

3 GG als „objektive Wertentschei-
dung für die Freiheit der Kunst stellt
dem modernen Staat, der sich im
Sinne einer Staatszielbestimmung
als Kulturstaat versteht, zugleich die
Aufgabe, ein freiheitliches Kunstle-
ben zu erhalten und zu fördern“, be-
deutet nicht mehr als dass der Staat
verpflichtet ist, die Kunst zu fördern.
Eben dies ist als selbstverständlich
bezeichnet worden. In wenig be-
kannten Bestimmungen nehmen
Art. 135 Abs. 4 (Grundlage für die
Errichtung der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz) und Art. 35 Abs. 4 und
7 des Einigungsvertrages positiv zur
Kultur Stellung. Das Grundgesetz
insgesamt ist – wie sich nicht nur
hier zeigt – in seiner strikt demokra-
tischen rechtstaatlichen Form auf
Kompetenzen, Organisation und
Verfahren ausgerichtet. Die Verfas-
sung ist staatsbestimmungsprüde.
Der Sozialstaat kommt nur attribu-
tiv als „sozialer Rechtsstaat“ und als
„sozialer Bundesstaat“ vor. Das frü-
here Wiedervereinigungsgebot der
Präambel hat sich glücklicherweise
erledigt und die wirtschaftspoliti-
sche Staatszielbestimmung des Art.
109 Abs. 2 GG, auf der das Stabilitäts-
gesetz mit dem „magischen Viereck“
beruht, läuft bei 5 Millionen Arbeits-
losen gewissermaßen leer.

Die Ecksteine des Kulturstaates
Andere Verfassungsnormen enthal-
ten wichtige Hinweise auf die Erfül-
lung kultureller Staatsaufgaben zur
Erfüllung des Kulturstaatszieles. Das
gilt für den Menschenwürde-Art. 1
(„Der Mensch lebt nicht vom Brot
allein!“), die Freiheits- und Gleich-
heitsnormen (Art. 2, 3), die Ausbil-

Weiter auf Seite 20
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dungs- und Berufsfreiheit (Art. 12),
den Republikbegriff und das Demo-
kratieprinzip („Staatsbürgerliche
Bildung tut Not!“). Letztlich ist der
Sozialstaat zur Gewährleistung der
Daseinsvorsorge verpflichtet. Da-
seinsvorsorge ist Freiheitsvorsorge
und umfasst im modernen Staat
selbstverständlich die Vorhaltung
von Bildungs- und Wissenschafts-
einrichtungen, freien Zugang zu
Kunstinstitutionen und den Genuss
von Kunst. Zur Daseinsvorsorge in
wirtschaftlich-sozialer wie kulturel-
ler Hinsicht gehört die Hilfe für
Künstler nach Maßgabe der Gesetze
und des Budgets.

Der rechtlichen Rahmenordnung
des Kulturstaates als natürliche Ge-
gebenheit gewissermaßen vorauslie-
gend ist der Umstand, dass der Staat
Kultur nicht selbst schaffen kann.
Das kommt in der Autonomie der
Kultur (Art. 5 Abs. 3 GG) zum Aus-
druck. Es gibt keine Staatskunst. Der
Staat kann Kultur nur schützen, he-
gen, pflegen, fördern. Kultur lebt in
Staatsdistanz. Selbst bei den kultu-
rellen Medien der Staatsrepräsenta-
tion (Hymne, Fahne, Orden, Denk-
mäler, Staatsarchitektur [Reichstag!])
gibt der Staat nur Themen vor, nicht
Art und Form der Ausführung. Ob
dieser staatlichen Zurückhaltungs-
pflicht das Vorgehen in der Recht-
schreibreform entspricht, soll hier
nicht behandelt werden. Staatliche
Kulturverantwortung ist an den
Maßstäben der Neutralität, Nicht-
identifikation, Toleranz und Plurali-
tät zu messen. Inhaltlich-kulturelle
Entscheidungen liegen deshalb in
der Hand von Selbstverwaltungsgre-
mien: Vergaberäte, Jurys, Zuweisung
von Mitteln an künstlerische Dach-
verbände, Fonds usw. Auch die Sub-
sidiarität und Dezentralität der
Kunstförderung ist Verfassungsge-
bot. Der Wettbewerb der Länder in
der Kultur und die starke Stellung der
Städte und Gemeinden ist kenn-
zeichnend für die Kultur in Deutsch-

land. Man kann davon ausgehen,
dass der Bund 1,7 %, die Länder
40,3 % und die Gemeinden 57,9 %
der Kulturausgaben bestreiten. Das
Budget der EU beträgt ungefähr
30,6 Prozent des Haushaltes des Bun-
des.

Eine Staatszielbestimmung im
Grundgesetz? Pro-Argumente
Angesichts dieses dichten Netzes
von Vorschriften zum Schutz und zur
Förderung der Kultur ist die Frage
berechtigt, ob es einer zusätzlichen
ausdrücklichen Staatszielbestim-
mung bedarf. Für eine solche Be-
stimmung spricht, dass die Verfas-
sung um eine nicht direkt umsetzba-
re, aber doch in ihrer Rhetorik, ihrer
Appellfunktion dem Kulturverständ-
nis, der Kulturförderung dienliche
Vorschrift erweitert würde. Eine Kul-
turstaatsklausel könnte politische
Integrationskraft entfalten, Impulse
zugunsten der Kultur geben. Das
rege Interesse an der Debatte um
eine deutsche „Leitkultur“ zeigt, wie
wichtig das Thema für das Land ist.
Eine Kulturstaatsklausel könnte für
einen Ausschnitt von Staatsaufgaben
einen Eindruck von der Fülle der
Herausforderungen verschaffen, de-
nen sich der Staat gegenüber sieht.
Insofern hätte die Vorschrift einen
volkspädagogischen Nutzen. Gewiss
könne eine solche Klausel auch als
Hilfe bei der Auslegung einfachen
Gesetzesrechts dienen. Sie könnte
die Verwaltung bei Ermessensent-
scheidungen beeinflussen, bei der
Abwägung von Handlungs- und För-
derungsmöglichkeiten als Richt-
schnur dienen. Solche Funktionen
gingen über die Wirkung eines Sym-
bols hinaus. Symbolisch wäre die
Funktion der Kulturstaatsklausel als
Hinweis auf Hoffnungen und Erwar-
tungen in Bezug auf Notwendiges,
Wünschbares und „Schönes“.

Eine Staatszielbestimmung im
Grundgesetz? Contra-Argumente
Dieser rhetorische Glanz entspricht
aber nicht dem Stil des Grundgeset-
zes. Dessen Interpretation und An-
wendung erfolgt nicht durch Verhei-
ßungen und Appelle, sondern durch
streng justiziable Rechtsgarantien.

v.l.n.r.: Dr. Karl Ermert (Bundesakademie Wolfenbüttel), Prof. Dr. Paul Raabe (Kulturrat Wolfenbüttel), Dr. Christoph
Helm (Ratsvorsitzender der Stadt Wolfenbüttel), Hajo Cornel (Kulturministerium Brandenburg), Prof. Dr. Wolfgang
Weiß (Kulturdezernent Bremerhaven) bei der Abschlussdiskussion der Tagung in Wolfenbüttel
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Die Klausel könnte Erwartungen
wecken, die sie nicht erfüllen kann.
Ob und wie viel und welche Kultur
gefördert wird, kann eine Kultur-
staatsklausel nicht verordnen. Diese
Fragen werden von Parlamenten und
Regierungen, Gemeinderäten und
Bürgermeistern entschieden. Dabei
steht Kultur im Wettbewerb um knap-
pe Mittel, muss mit anderen Aufga-
ben – Straßenbau, Sport, Ver- und
Entsorgung – rivalisieren. Die Ent-
scheidung erfolgt auch „nach Kassen-
lage“. Es besteht nicht nur die eben
angedeutete Gefahr der Entparla-
mentarisierung der Kulturpolitik zu-
gunsten einer Verfassungsnorm.
Auch kann es zu einer Juridifizierung
kommen. Soll das Bundesverfas-
sungsgericht die letzte Entscheidung
fällen, was dem Kulturstaat dient und
was nicht? Die Gefahr der „Politik
durch Richterspruch“ hat sich für das
Sozialstaatsprinzip in manchen Ur-

teilen realisiert. Da die Kultur in (fast)
allen Landesverfassungen hinrei-
chend bedacht worden ist, befürch-
ten manche Beobachter als Folge ei-
ner Verankerung im Grundgesetz, der
Bundesverfassung, einen Trend zur
Zentralisierung, zur Ausweitung der
Bundeskulturkompetenzen, die die
Verfassung derzeit nur äußerst be-
grenzt vorsieht.

Staatszielbestimmung für die Kul-
tur � Eine neue Formel!
Der Formulierungsvorschlag der En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen Bun-
destags für einen möglichen Art. 20b
GG („Der Staat schützt und fördert
die Kultur.“) ist auf manche Kritik ge-
stoßen. Er verweise unterschwellig
auf den „Kulturstaat“, der zu Missver-
ständnissen in Bezug auf eine eingrei-
fende, richtungsgebende Funktion
des Staates Anlass gebe. Auch sein in

Theorie und Praxis umstritten, ob die
Gemeinden als die Hauptträger der
Kultur „Staat“ seien. Letztlich – und
entscheidend! – müsse die individu-
elle, bürgerbezogene Dimension der
staatszentrierten vorgezogen, jeden-
falls hinzugefügt werden. Es ist der
Mensch, nicht der Staat, der Kultur
„macht“ und „erlebt“, „genießt“.
Diesen Einwänden trägt der folgen-
de Vorschlag einer dreigliedrigen
Staatszielbestimmung „Kultur“ Rech-
nung:
Art. 20b GG: „Kultur ist Auftrag von
Bund, Ländern und Gemeinden“.
“Alle Träger öffentlicher Gewalt schüt-
zen, pflegen und fördern die Kultur.“
“Jedermann ist die Teilhabe an Kul-
turgütern zu ermöglichen.“

Der Verfasser ist Professor
im Fachbereich für öffentliches

Recht und Staatslehre an der
Universität Hamburg 

Schutz der Kultur durch Schutz des Kulturbetriebes?
Wolfenbütteler Tagung diskutiert Staatsziel Kultur � Von Karl Ermert

Fast alle Bundesländer haben eins,
nur der Bund hat keins, nämlich ein
in der Verfassung verankertes
Staatsziel Kultur. Die Enquetekom-
mission �Kultur in Deutschland� des
15. und 16. Deutschen Bundestages
war angesichts dessen in ihrem Zwi-
schenbericht vom 1. Juni 2005 ein-
stimmig der Auffassung, das sei der
Kulturnation Deutschland unwürdig,
und empfahl, den Artikel 20 des
Grundgesetzes zu ergänzen mit der
Formulierung �Der Staat schützt
und fördert die Kultur�. Die Kultur-
schaffenden in Gestalt ihrer Ver-
bände und insbesondere des Deut-
schen Kulturrates unterstützten
die Forderung. Das Feuilleton ver-
hielt sich uneinheitlich, also nor-
mal.

A lle Parteien des Bundestages
schlossen sich der Forderung

jedoch an und blieben auch nach der
zwischenzeitlichen Bundestagswahl
dabei. Man sollte meinen, dann sei
auch eine Grundgesetzänderung ein
Selbstläufer. Das ist aber nicht so.
Denn dazu bedarf es auch einer
Zwei-Drittel-Mehrheit des Bundes-
rates, und dort wurden die üblichen
föderalistischen Bedenkenträger
wach und befürchten, dass sich auf
diese Weise der Bund bloß eine Le-
gitimation für Einmischungen in ge-
nuine Länderangelegenheiten ver-
schaffen wolle. Zwar hatten die Ex-
perten der Enquetekommission be-
teuert, die vorgeschlagene Formulie-

rung sei „föderalismusneutral“, aber
einige Länder wollen nach dem Mot-
to „Wehret den Anfängen“ eben
nicht zustimmen. Also bleibt das
Vorhaben in seiner juristischen und
politischen Bedeutung immer noch
umstritten.

Und es fragt sich ja, was ein so
beschriebenes Staatsziel Kultur
praktisch bedeuten würde, wenn
man es denn hätte. Würde das – z.B.
– heißen, dass Kultur und kulturelle
Bildung zum Bestandteil öffentlicher
Daseinsvorsorge erklärt werden?
Und wenn ja, was bedeutete das?
Was würde für Künstler, Kultur-
schaffende und ihre Einrichtungen
besser, wenn Kultur als Staatsziel in
das Grundgesetz aufgenommen
wird?

Das waren Ausgangslagen und
-fragen zu einer Tagung, die von der
Bundesakademie für kulturelle Bil-
dung in Kooperation mit dem Deut-
schen Kulturrat am 4. und 5. Mai
unter dem Titel „Staatsziel Kultur –
Symbolpolitik oder mehr?“ in Wol-
fenbüttel durchgeführt wurde. Ta-
gungsteilnehmer und Tagungspro-
gramm reflektierten einen großen
Teil der Akteursgruppen und –ebe-
nen in exemplarischer Besetzung.

Abwägungen positiv
beeinflussen

Gitta Connemann, Bundestagsabge-
ordnete und Vorsitzende der Kultur-
enquete, stellte noch einmal die po-

litischen Gründe dar, die die Kom-
mission zu ihrer Empfehlung an den
Bundesgesetzgeber bewogen hatten.
Ein Staatsziel Kultur werde zwar kei-
nen konkreten Nutzenautomatis-
mus bewirken, aber, wenn es um po-
litische und juristische Entscheidun-
gen gehe, die die Künste und Kultur
in Deutschland direkt oder auch in-
direkt betreffen, die Abwägungen
atmosphärisch positiv beeinflus-
sen.

Wolfgang Weiß, Kulturdezernent
von Bremerhaven, referierte aus
dem Kulturausschuss des Deutschen
Städtetages eine einstimmigen Be-
schlusslage pro Kulturstaatszielbe-
stimmung im Grundgesetz. Man er-
hoffe sich davon eine größere Ver-
bindlichkeit auch auf kommunaler
Ebene für kulturelle Aufgaben, die
bislang als freiwillige Leistungen
immer in besonderer Gefahr seien,
den finanziellen Zwangslagen der
Kommunen zum Opfer zu fallen.

Hajo Cornel, Kulturabteilungslei-
ter im brandenburgischen Ministe-
rium für Wissenschaft und Kultur,
berichtete aus der Kultusminister-
konferenz, dass keine ländergemein-
schaftliche Auffassung zu einem
grundgesetzlichen Kulturstaatsziel
bestehe, nicht einmal eine systema-
tische Diskussion finde statt. Er zeig-
te sich skeptisch gegenüber der
praktischen Wirkung einer solchen
Grundgesetz-Bestimmung. Auch die
Staatszielbestimmungen Kultur in
den Länderverfassungen hätten

bislang praktisch nie genützt. Wenn
man aber eine solche Bestimmung
ins Grundgesetz aufnehmen wolle,
solle man auch ehrlich sagen, wor-
um es gehe, nämlich letztlich um
Schutz und Förderung des Kulturbe-
triebes.

Für einen pragmatischen
Kulturbegriff

Max Fuchs, Direktor der Akademie
Remscheid und als Vorsitzender des
Deutschen Kulturrates die Interes-
sen der Kulturschaffenden repräsen-
tierend, plädierte für einen „pragma-
tischen Kulturbegriff“, der nicht nur
die Künste, sondern auch das „Be-
triebssystem Kunst“ umfasst, ohne
ganz ausgrenzend gegenüber einem
weiteren Kulturbegriff zu sein. Er
riet, sich von dem Argument der Kri-
tiker nicht allzu sehr beeindrucken
zu lassen, ein Staatsziel Kultur wer-
de in der vorgeschlagenen Form vor
allem den Kulturschaffenden und
ihrem „Betrieb“, also ihren Betrie-
ben, nutzen. Kunst und Kultur seien
ohne Menschen, die sie machen und
ermöglichen, ohne Orte, wo sie statt-
finden, und vor allem ohne Men-
schen, die sie rezipieren, nicht zu
denken. Die Künste selbst würden in
ihrer freien Ausübung durch Art. 5,3
GG geschützt. Die typische Lebens-
weise der Menschen als Kultur, wie
sie der weite, quasi ethnologische
Kulturbegriff bezeichnet, sei eben-
falls bereits – durch die Menschen-

rechte – geschützt. Der pragmati-
sche Kulturbegriff, der auch der ope-
rativen Kulturpolitik zugrunde liegt,
bezeichne dagegen den Bereich, der
bislang durch das Grundgesetz nicht
geschützt sei. Er riet von einem zu
weiten Kulturbegriff auch deshalb
ab, weil er sonst – zumal in der juris-
tischen Praxis – nicht mehr hand-
habbar, weil nicht mehr abgrenzbar
sein werde. Jeder habe zwar gerne
das Deutungsrecht, was Kultur und
ihr Schutz sei, letztlich, in der Pra-
xis, werde es aber bei den Verfas-
sungsrechtlern liegen.

Die als Experten eingeladenen
Verfassungsjuristen, Ulrich Karpen,
Hamburg, und Hans-Peter Schnei-
der, Hannover, zeigten sich, überein-
stimmend, zunächst skeptisch ge-
genüber einem Staatsziel Kultur. Sie
fragten, wozu der Bund ein solches
Staatsziel noch brauche, wenn es
denn nicht mit Zentralisierungsbe-
strebungen verbunden sein solle.
Der politisch psychologischen Ar-
gumentation, dass das Grundgesetz
einfach eine höhere Bedeutung im
Bewusstsein der Gesellschaft und
der politischen Akteure habe als die
Landesverfassungen, konnten sie
aus der juristischen Fachperspekti-
ve nichts abgewinnen. Sie gestan-
den zwar zu, dass auch Symbolpo-
litik wichtige Politik sei. In der ju-
ristischen Praxis sei ein Staatsziel

Weiter auf Seite 21

Kulturstaatsklausel ins
Grundgesetz?
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Kultur im Grundgesetz – zumal an-
gesichts der in demselben festgeleg-
ten Kulturhoheit der Länder – ledig-
lich für die kulturellen (Rest-)Kom-
petenzen des Bundes von Bedeu-
tung.

Jedermann ist die Teilhabe
an Kulturgütern zu

ermöglichen

Dann setzte eine bemerkenswerte
Diskussion ein, in der die Vertreter
der Kultur“szene“, ihrer Politik, ihrer
Administration in Ländern und Ge-
meinden und ihren Verbänden lern-
ten, ihr bisheriges naives „Urvertrau-
en“ gegenüber der Kraft des Grund-
gesetzes in Bezug auf ein Staatsziel
Kultur sehr zu relativieren. Aber die
Juristen reicherten umgekehrt ihr
Verständnis von Kultur und ihrer Be-
grifflichkeit an und machten sich das
Anliegen der Kulturvertreter zuneh-
mend zu eigen. Wenn man denn
Deutschland als Kulturnation im
Sinne eines Staates mit einem welt-
weit einzigartigen Kulturbetrieb
grundgesetzlich stärken wolle, sei
die von der Enquetekommission vor-
geschlagene Formulierung „Der
Staat schützt und fördert die Kultur“
ein zahnloser Tiger, meinten
schließlich die Juristen. Die Interpre-
tation und Anwendung des Grund-
gesetzes, sagte Ulrich Karpen, erfol-
ge „nicht durch Verheißungen und
Appelle, sondern durch streng justi-
ziable Rechtsgarantien“. Überdies
müsse der föderalistisch differen-
zierten Verantwortung von Bund,
Länder und Gemeinden Rechnung
getragen werden, betonte Hans-Pe-
ter Schneider. Die Länder bis auf
Hamburg haben bereits alle den
Schutz oder auch die Förderung von
Kultur in ihre Verfassungen aufge-
nommen. Die Gemeinden haben de
facto über das Selbstverwaltungs-
recht nach Art 28,2 GG einen eige-
nen Kulturauftrag, auch wenn er
durch die finanzielle Leistungskraft
der Gemeinden beschränkt sei. Nur
dem Bund fehle trotz faktischer Kul-
turverantwortlichkeiten eine ent-
sprechende positive Klausel in sei-
ner Verfassung. Insoweit sei die For-
derung nach einem Staatsziel Kultur
grundsätzlich berechtigt.

Am Ende waren sich Gegner und
Befürworter des Kulturstaatsziels,
Juristen und Kulturvertreter (darun-
ter auch Olaf Zimmermann, Ge-
schäftsführer des Deutschen Kultur-
rates, und Rupert Graf Strachwitz
vom Maecenata-Institut Berlin), sehr
viel näher gekommen und einig: Ent-
scheidend sei es, vom konkreten
Nutzen für den einzelnen Menschen
auszugehen und von seinem Recht
auf kulturelle Teilhabe her zu formu-
lieren. Man müsse überdies vermei-
den, Kultur inhaltlich normativ fest-
zuschreiben oder sich in die Falle
einer etatistischen Kulturstaatsauf-
fassung zu begeben.

Ulrich Karpen schlug am Ende für
einen neuen Art. 20b GG als Formu-
lierung „mit Biss“ vor: „Kultur ist Auf-
trag von Bund, Ländern und Gemein-
den. Alle Träger öffentlicher Belange
schützen, pflegen und fördern die
Kultur. Jedermann ist die Teilhabe an
Kulturgütern zu ermöglichen.“

Auch wenn es politisch schwie-
rig erscheint, die Diskussion über
den Formulierungsvorschlag noch
einmal aufzumachen, der Versuch
sollte gemacht werden. Denn, wie
ein Teilnehmer erinnerte, wer
kämpft, kann verlieren; wer nicht
kämpft, hat schon verloren ...

Der Verfasser ist Direktor der
Bundesakademie für kulturelle

Bildung Wolfenbüttel 

(Die Beiträge der Tagung werden als
Band der Reihe „Wolfenbütteler Aka-
demie-Texte“ der Bundesakademie
komplett dokumentiert.)

Deutsche Begriffskrankheit
Die Leitkulturdebatte offenbart konservative Konzeptlosigkeit � Von Claudia Roth

/ LEITKULTUR

Es gab eine Zeit, da war der Glaube
ans Wort stärker: Wo ein Wort war,
da musste auch eine Sache sein,
die von ihm bezeichnet wird. Deut-
sche Konservative hängen noch
heute an dieser Illusion � und re-
den viel von �Deutscher Leitkultur�.
Sie veranstalten Symposien und
Kongresse, damit die Leitkultur sich
endlich zeige. Vergebens! Das Wort
vor der Sache � da braucht es schon
den Schöpfungsakt! Man muss die
�Leitkultur� erfinden � weil sie uns
wirklich sehr fehlt!

A ber auch nach der letzten Dis-
kussionsrunde hat der Begriff

immer noch die Konsistenz eines
Puddings, den man an die Wand na-
geln will (Peter Lösche). Er bleibt
ohne feste Kontur, ist bestenfalls re-
dundant. Das ist vielleicht auch gut
so. Denn wo es bestimmter wird, da
wird es oft ziemlich reaktionär – oder
noch schlimmer.

Was uns fehlt, das ist nicht Deut-
sche Leitkultur, sondern eine Kultur
der wechselseitigen Anerkennung.
Eine solche Kultur ist sensibel für
Menschen- und Bürgerrechte, ihre
Grundlage ist das Grundgesetz. Sie
kämpft für rechtliche Gleichheit, für
Chancengleichheit und gegen die
Diskriminierung von Frauen, von
Alten von Kranken, von Migranten,
von Lesben und Schwulen – von all
jenen, die nach dem Willen von vie-
len konservativen Deutschen Leit-
kulturalisten ja aus dem Antidiskri-
minierungsgesetz rausfliegen sollen.

Eine Kultur der Anerkennung er-
trägt und fördert Vielfalt. Im Unter-
schied zur Leitkultur braucht sie kei-
ne Zweitkultur, die sie malträtieren
will. Es ist eine Kultur, die einem
weltoffenen Land wie dem „Export-
weltmeister“ Deutschland gut zu
Gesicht steht. Hat sich eigentlich
schon einmal jemand von den Deut-
schen Leitkulturalisten gefragt, wa-
rum internationale Spezialisten so
oft einen Bogen um unser Land ma-
chen und lieber in Ländern arbeiten,
in denen es ihnen nicht so schwer
gemacht wird?

Welche Nuancen lassen sich im
Begriffs-Tohuwabohu um Deutsche
Leitkultur näherhin ausmachen?
Fangen wir mit dem schlimmsten
Fall an, dem, was Neonazis in ihren
„national befreiten Zonen“ durch-
setzen wollen – in Zonen, die in
Wahrheit Angstzonen sind für Men-
schen, die „anders“ aussehen oder
eine andere, „undeutsche“ Meinung
haben. Die Übergriffe der letzten
Wochen, der dramatische Anstieg
der neonazistischen, antisemiti-
schen, rassistischen und fremden-
feindlichen Übergriffe spricht hier
eine deutliche Sprache.

Es gibt leider auch etablierte Po-
litiker, die mit einer deutschnationa-
len Variante von Leitkultur augen-
zwinkernd und doppeldeutig ganz
weit rechts außen punkten wollen.
Jörg Schönbohm fordert zackig: „Wer
zu uns kommt, muss die deutsche
Leitkultur übernehmen“. Solche und
ähnliche Formulierungen sind nicht
zuletzt bei der CSU oder der patrio-
tismusseligen sächsischen CDU
gang und gäbe. Auch Lafontaines
Rede von den „Fremdarbeitern“ oder
Schäubles „blond-und-blauäugig“-
Zitat gehören hier her. Sie zielen
ganz bewusst auf den sprachlichen
Wiedererkennungseffekt. Es geht um
Signale in die rechte Szene hinein.
Das ist nicht akzeptabel.

Die Drohungen gegen Migran-
ten, die sich vielfach anschließen –
Fußfesseln für „verdächtige“ Musli-
me, Ausweisung von Schulkindern
mit schlechten Deutschkenntnissen,
diskriminierende Muslimtests – sind
inzwischen Legion. Was in der
deutsch-nationalen Version von Leit-
kultur letztlich gemeint ist, hat Kon-

rad Adam in einem Leitkultur-Essay
in der „Welt“ herausgestellt: „Was
zählt, ist das, was immer zählte, die
Zugehörigkeit zu einem Volk und ei-
ner Religion, Abstammung und
Glaube also.“

Nach der Wahl im letzten Herbst
hat Norbert Lammert eine modera-
tere Version von Leitkultur in die Dis-
kussion gebracht – und in mehreren
Schritten variiert. Diese Leitkultur
soll keine „deutsche“ Leitkultur sein,
hat Lammert schon bald nach sei-
nem ersten Aufschlag klargestellt. Er
sucht einen Unterschied zu den
deutschnationalen Exponenten –
und das ist gut so.

Lammert will die christlich-jüdi-
sche Tradition aufgreifen – und nach
der Kritik, dass damit Muslime will-
kürlich hinausdefiniert seien, tritt er
inzwischen auch für eine „Einbürge-
rung des Islam“ ein. Insgesamt soll
es um eine Verständigung über ein
Mindestmaß an Verbindlichkeit bei
den gemeinsamen Grundlagen und
Orientierungen gehen. Zwar bleibt
auch damit noch vieles im Vagen,
aber immerhin deutet sich an, dass
der unglückliche Begriff Leitkultur li-
beraler ausgelegt werden soll.

Meine Hauptkritik an einer sol-
chen moderateren Version liegt da-
rin, dass sie entweder nur wieder-
holt, was anderswo längst schon viel
treffender gesagt wurde, oder sich in
Widerspruch mit ihren eigenen An-
sprüchen begibt.

Leitkultur könnte einfach Verfas-
sungskonsens bedeuten – die bloße
Anerkenntnis der grundlegenden
Verfassungsnormen und Prozedu-
ren. Ein solcher Konsens ist sehr
wichtig. Denn staatliche Institutio-
nen können hier allenfalls „Ausfall-
bürgschaften“ übernehmen. Ent-
scheidend ist die Verankerung von
Demokratie und Rechtsstaat in der
Zivilgesellschaft, bei den Bürger-
innen und Bürgern.

Leitkultur könnte auch einen Ver-
fassungspatriotismus meinen, der
mit Blick auf die Verfassung beson-
dere affektiv-rationale Dispositionen
mit umfasst – Einsichten darüber,
warum es gut und richtig ist, diese
Verfassung als Grundlage des Zu-
sammenlebens zu akzeptieren, Ein-
sichten, die eine besondere Wert-
schätzung des Zusammenlebens auf
dieser Grundlage miteinbeziehen.

Aber sowohl beim Verfassungs-
patriotismus wie beim bloßen Ver-

fassungskonsens bliebe unklar, wa-
rum sie in Leitkultur umbenannt
werden sollen. Die alten Begriffe
treffen die Sache besser als das neue
L-Wort auf der Suche nach seinem
Gegenstand.

Die moderaten Leitkulturalisten
halten den Verfassungskonsens und
den Verfassungspatriotismus mögli-
cherweise für zu schwach – die „deut-
schen“ Leitkulturalisten tun das
allemal. Sie wollen stärkere Werthal-
tungen und Orientierungen mobili-
sieren, z.B. solche, die sich aus beson-
deren religiösen und kulturellen Er-
fahrungen ergeben. Und genau an
dieser Stelle heißt es aufgepasst!

Ich glaube zwar, dass auch stär-
kere Intuitionen und Werthaltungen
in den demokratischen Prozess mit
einfließen sollten, aber im Unter-
schied zu den Leitkulturalisten mah-
ne ich mit Blick auf deren Verallge-
meinerungsfähigkeit zu größter Vor-
sicht – und in dieser Vorsicht müss-
te Norbert Lammert mir eigentlich
folgen, wenn er sich nicht in Wider-
spruch zur Verfassung begeben will,
die ja auch für ihn Grundlage sein
soll.

Eine solche Vorsicht bestätigt
und befestigt die Trennlinien, die im
Laufe der Geschichte hier eingezo-
gen wurden – mit Blick auf religiöse
Werte etwa die Säkularisierung des
Staates. Solche Trennlinien schützen
die unverzichtbare Neutralität des
Staates gegenüber seinen Bürger-
innen und Bürgern.

Wer dagegen meint, Glaube oder
ethnische Herkunft als Basis des Zu-
sammenlebens setzen zu können,
der plädiert für ein verhängnisvoll
überzogenes Modell von Verbind-
lichkeit. Er setzt besondere Traditi-
onen und Haltungen, die in pluralen
Gesellschaften nicht von allen geteilt
werden, als allgemein verbindlich.
Der Anspruch hierauf ist das Gewalt-
same an der Deutschen Leitkultur.
Das Grundgesetz steht dem ent-
gegen. Wer diese stärkere Verbind-
lichkeit als allgemeingültige will, der
begibt sich in Widerspruch zum
Grundgesetz.

Dennoch möchte ich aber darauf
bestehen, dass viele besondere,
nicht strikt verallgemeinerungsfähi-
ge Orientierungen eine positive Rol-
le im politischen Prozess spielen
können: Christen können viel für
den Zusammenhalt des demokrati-
schen Gemeinwesens tun. Aber auch

Atheisten, Muslime und viele ande-
re leisten aus ihren Motiven heraus
wichtige Beiträge.

Die verschiedenen Perspektiven,
die hier wirksam sind, können sich
in vielfältiger Weise überlappen. Was
einer Ökologin z.B. als Schutz der
Natur am Herzen liegt, das erscheint
für die Christin vielleicht als Gebot,
die Schöpfung zu erhalten. Und bei
der christlichen Nächstenliebe dürf-
te es Überschneidungen geben mit
dem Wert der Solidarität, wie er zum
Beispiel für Gewerkschafter verbind-
lich ist – oder mit dem Gebot der Ar-
menunterstützung bei Muslimen.

Die plurale und offene Demokra-
tie lebt davon, dass die Verfassung
und die wichtigsten Institutionen
von einem Konsens in der Vielfalt der
Wertorientierungen getragen wer-
den, die mehr umfassen als den
durch Polizei und Justiz garantierten
gesetzlichen Rahmen – und auch
mehr als das, was der Verfassungs-
patriotismus vorsieht. Dafür sind sie
nicht einfach verallgemeinerbar.
John Rawls, einer der einflussreichs-
ten liberalen Denker der USA, ge-
brauchte hierfür den Terminus
„overlapping consensus“: In einer
freiheitlichen Demokratie müssen
wir auf einen solchen Konsens zäh-
len – und an ihm arbeiten. Wir kön-
nen ihn nicht von oben, durch eine
Leitkultur erzwingen. Er muss von
unten wachsen und sich weiter ent-
wickeln – in einer lebendigen Kultur
des Respekts und der wechselseiti-
gen Anerkennung.

Die Verfasserin ist Vorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen und Mit-
glied des Deutschen Bundestags 

Scooter-Fahrer auf einem Jahrmarkt in Berlin. Trifft man die Entscheidung für eine Kultur autonom, oder sitzt man
einfach mittendrin.               Foto: Martin Hufner

Korrektur
Leider ist der Redaktion bei der Quel-
lenangabe des Artikels von Julian
Nida-Rümelin �Zur kulturelle Dimen-
sion der Bildung� in der letzten Aus-
gabe der puk ein Fehler unterlaufen.
Bei dem Text handelt es sich nicht um
die gekürzte Fassung des Eröffnungs-
vortrags beim 18. Kongress der Deut-
schen Gesellschaft für Erziehungswis-
senschaft sondern er entstammt dem
Buch �Humanismus als Leitkultur�,
das kürzlich bei C. H. Beck in Mün-
chen erschienen ist. Wir bitten das
Versehen zu entschuldigen.
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Politiker sollten Fragen der Kunst nicht entscheiden
   puk-Interview mit dem Präsidenten des deutschen P.E.N.-Zentrums Johano Strasser über den Streit um den Heine-Preis für Peter Handke

politik & kultur: Verdient Peter Hand-
ke den Heinrich-Heine-Preis?
Johano Strasser: Ich wäre nicht auf
die Idee gekommen, ihm diesen
Preis zu geben. Die Ausschreibung
nennt zwei Kriterien: Erstens wird an
das Erbe von Heine erinnert, zweitens
ist die Rede von Verdiensten um die
Völkerverständigung. Ich kann an
Handkes Literatur sehr wenig erken-
nen, was mit der Leichtigkeit, der Iro-
nie und der Selbstironie von Heine zu
tun hat. Auch sein Engagement für
Völkerverständigung sehe ich nicht
besonders klar, eher diese verwasche-
nen, teilweise moralisch anfechtbaren
Äußerungen zum Balkankrieg.
puk: Der Stadtrat von Düsseldorf wei-
gerte sich, das Preisgeld für Handke
freizugeben. Ist das sein gutes Recht?
Strasser: Wer eine Jury bestellt, soll-
te ihre Entscheidung akzeptieren.
Wenn man mit der Arbeit der Jury
nicht einverstanden ist, kann man
für das nächste Mal eine andere Jury
berufen. Dieses Recht hat jeder, der
einen Preis auslobt. Aber wenn eine
Entscheidung von einer überstimm-
ten Minderheit kassiert werden
kann, weil sie die besseren Bezie-
hungen zum politischen Establish-
ment hat – das halte ich für keine
gute Lösung. Man hätte die Preisver-
gabe an Handke ertragen müssen.
Der Stadtrat hätte sagen können,
dass er die Entscheidung nicht ganz
versteht, sie aber respektiert.
puk: Die grüne Stadträtin Karin Treb-
ke argumentiert, der Heine-Preis sei
„ein politischer Preis, kein Literatur-
preis“. Stimmt das?
Strasser: Es ist nicht deutlich, ob die
Ausschreibung einen politischen
oder literarischen Preis meint. Of-
fenbar war derjenige, der den Preis
ausgelobt hat, sich darüber nicht im
Klaren. In der Jury sitzen Politiker,
Historiker, Vertreter der Universität,
Literaturwissenschaftler und -kriti-
ker. Diese Vermischung ist der
Hauptgrund für die Misere um die
Preisverleihung.
puk: Gegen die Auszeichnung von
Handke haben einige Zeitungen – lo-
kale wie überregionale – massiv pro-
testiert. Die Jurorin Sigrid Löffler
beklagte daraufhin „die Konstituie-
rung einer Hetz-Meute“. Ist die
Macht der Feuilletons so groß?
Strasser: Es war ein klassisches Bei-
spiel von organisierter Aufregung.
Offenbar haben unterlegene Juroren
gezielt Journalisten „gefüttert“. Den
Versuch, über die Medienberichter-
stattung eine solche Entscheidung
rückgängig zu machen, halte ich
nicht für legitim. Aber er ist in die-
sem Fall gelungen. Für meinen Ge-
schmack waren die meisten öffent-
lichen Stellungnahmen, sowohl die
anklagenden als auch diejenigen, die
Handke verteidigten, nicht sehr lu-
zide und aufklärend. Ich habe mit
großen Staunen verfolgt, wie diese
Debatte ablief. Es geht doch die Welt
nicht unter, wenn Peter Handke ei-
nen solchen Preis bekommt.

puk: Die Begründung der Jury für
Handke besteht aus nur zwei Sätzen.
Ist das nicht ziemlich dürr?
Strasser: Eine so kurze Begründung
ist sehr ungewöhnlich. Wenn eine
Entscheidung aufgrund einer offe-
nen, argumentativen Diskussion ge-
fallen ist, dann weiß man normaler-
weise auch gute Gründe für die Preis-
vergabe anzuführen. Dann kann die
Jury der Öffentlichkeit auch deutlich
machen, was sie sich bei ihrer Ent-
scheidung gedacht hat.
puk: Löffler behauptet, „die meisten“
Juroren seien unvorbereitet in die
Diskussion gegangen, hätten weder
Bücher noch Dossiers gelesen. Ist
das vorstellbar?
Strasser: Das kenne ich so nicht. Ich
bin zum Beispiel in der Jury des Ma-
rieluise-Fleißer-Preises und lese
sorgfältig die gesamte Literatur aller
vorgeschlagenen Autoren. Das sind
manchmal 16 bis 20 Namen. In die-
ser Jury wird inhaltlich um die Preis-
vergabe wirklich gerungen. Wenn ich
überstimmt werde, stehe ich trotz-
dem zu der Entscheidung, weil ich
sie als begründet gelten lassen kann.
Ein Jury-Votum sollte sorgfältig auf
der Basis von Sachverstand und In-
formation erarbeitet werden.
puk: Die unterlegene Partei in der
Heine-Jury kolportiert, Löffler habe
„wortgewaltig“ ihren Kandidaten
Handke quasi durchgepeitscht.
Strasser: Da mache ich Frau Löffler
überhaupt keinen Vorwurf. Es ist
doch Aufgabe aller anderen Juroren,
sich sachkundig zu machen und
gegebenenfalls dagegenzuhalten.
Grundsätzlich meine ich aber: Wenn
in einer Jury eher auf Überwältigung
als auf Überzeugung ausgegangen
wird, ist das eine schlechte Voraus-
setzung. Ich halte nichts davon, in
einer Art Putschversuch eine Ent-
scheidung durchzusetzen. Ich weiß
nicht, ob das hier so war. Es lohnt
sich, sehr gründlich miteinander zu
diskutieren. Dann kann man auch
davon ausgehen, dass alle die Ent-
scheidung mittragen.
puk: Wie kommentieren Sie, dass ei-
nige Juroren öffentlich gegen die
Preisvergabe an Handke auftraten -
also gegen das Mehrheitsvotum des
eigenen Gremiums?
Strasser: Wenn eine Entscheidung
gefallen ist, darf es nicht passieren,
dass einzelne Jurymitglieder sich
davon öffentlich distanzieren. Der
Unernst, mit dem einige die Juryar-
beit betrieben, ging Hand in Hand
mit der Leichtigkeit, mit der sie
hinterher sich von der Entscheidung
distanzierten. Die Überstimmten
und auch die auslobende Stadt Düs-
seldorf hätten das Votum akzeptie-
ren sollen. Wenn eine Jury schlecht
gearbeitet hat, spricht alles dafür, die
Jury neu zu besetzen.
puk: Was wäre denn die ideale Jury?
Beim Ludwig-Börne-Preis entschei-
det ein einziger, Jahr für Jahr wech-
selnder Juror. Da gibt es keine über-
stimmte Minderheit...
Strasser: Das ist kein schlechtes Mo-
dell. Es spricht aber einiges dafür,
dass man größere Jurys hat, damit
unterschiedliche Gesichtspunkte
zur Sprache kommen. Auf jeden Fall
ist wichtig, dass in der Jury Men-
schen sitzen, die auf Augenhöhe
miteinander diskutieren können.
Das wird schwierig in einer Jury, in
der Literaturkritiker und Stadtver-
ordnete sitzen. Die Argumente des
Fachjuroren sind immer von einer
anderen Dignität als die des Kom-
munalpolitikers. Der sitzt dann da
und denkt sich: Ich bin ja nicht so
sachverständig, die werden das
schon wissen. Der nickt dann
möglicherweise etwas ab, ohne es
beurteilen zu können.
puk: Eine Jury aus Literatur-Experten
wäre also das Beste?
Strasser: Oder man sagt: Dies ist ein

explizit politischer Preis! Dann sollte
man nicht Germanisten in die Jury
schicken, dann wären Historiker, Po-
litologen oder Philosophen, meinet-
wegen auch Politiker, eher zuständig.
Ich hoffe, dass die Verantwortlichen
aus diesem Eklat die Schlussfolgerung
ziehen, die Definition des Heine-Prei-
ses zu überdenken. Vor allem müssen
sie klären, ob der Stadtrat sich einmi-
schen soll. Die Debatte sollte jetzt
nicht mit einer Pseudolösung beendet
werden: Man zieht den Preis zurück,
es wird 2006 gar kein Heine-Preis ver-
liehen, und eine neue Jury tritt unter
dem Vorbehalt an: Wenn ihr nicht rich-
tig entscheidet, dann zieht der Stadt-
rat wieder die Notbremse. Das ist nicht
zumutbar. Ich würde in eine solche
Jury nicht gehen.
puk: Julian Nida-Rümelin schlägt
vor, dass Jurys in Zukunft nur eine
Vorschlagsliste erstellen sollen, ana-
log zu Berufungslisten für Hoch-
schulämter. Was halten Sie davon?
Strasser: Wenn man das macht, be-
kommt man auf die Dauer keine
ernstzunehmenden Persönlichkei-
ten für eine Jury. Wer eine kompeten-
te Jury von Leuten mit Rückgrat will,
muss ihnen auch die Entscheidung
überlassen. Die machen doch die
ganze Arbeit. Das sind oft umfängli-
che Beratungen, für die ein Juror vie-
le Bücher lesen muss.
puk: Nida-Rümelin plädiert dafür, ei-
nem Stadtrat das Vetorecht gegen den
Vorschlag einer Jury zu geben; ohne
diese Letztverantwortung von ab-
wählbaren Politikern sei Kulturförde-
rung in der Demokratie illegitim.
Strasser: Im Grundsatz hat er Recht.
Das Kunststück des Kulturpolitikers
besteht darin, das Geld von Leuten,
die mehrheitlich mit Kunst nichts
am Hut haben, für Kunstförderung
auszugeben. Die Verantwortung für
dieses Kunststück tragen in der Tat
die Politiker. Aber man kommt in
Teufels Küche, wenn man jede Jury-
Entscheidung politisch überprüfen
will. Eine gewisse Entlastung der
politischen Entscheidungsträger ist
dringend geboten. Man weiß ja, wie
wenig künstlerischer Sachverstand
in aller Regel in einem Stadtparla-
ment vorhanden ist. Es wäre für die
politischen Instanzen schrecklich,
wenn sie immer das letzte Wort hät-
ten. Es spricht viel dafür, Fragen der
Kunst nicht den Politikern zur Ent-
scheidung vorzulegen.
puk:  Die Jury-Begründung lobte
Handkes „Eigensinn“ und „Rück-
sichtslosigkeit“. Sind das schon
preiswürdige Eigenschaften?
Strasser: Wir dürfen Schriftsteller
nicht zu einer Ausgewogenheit ver-
donnern, die ihre Kreativität behin-
dern würde. Wenn jemand gegen
beklagenswerte Erscheinungen un-
serer Medienöffentlichkeit einen
Gegenakzent setzen will, dann muss
dies aber ein Beharren auf Differen-
zierung sein, auf kluger Genauigkeit.
Dies sehe ich bei einem Teil der In-
terventionen Handkes nicht.
puk: Was ist Ihre Kritik an seinen Ein-
lassungen zu Serbien?
Strasser: Dass er sich nicht klar
darüber ist, ob er als Citoyen oder als
Dichter spricht. Er interveniert in
politische Diskurse, und immer
wenn es schwierig wird, zieht er sich
auf seine poetische Subjektivität zu-
rück. Dies halte ich für ein nicht-le-
gitimes Verfahren. Wenn man als
Schriftsteller zu politischen Fragen
Stellung nimmt, dann muss man in-
tersubjektiv argumentieren, d.h.
man muss seine Sprache auf Ver-
ständigung anlegen. Die entstande-
nen Missverständnisse gehen zum
erheblichen Teil auf das Konto von
Peter Handke. Wir vom P.E.N.-Club
organisieren Schriftsteller, die sich
auch als politische Menschen verste-
hen. Sie unterschreiben in einer Char-
ta, dass sie jederzeit für die Freiheit des

Wortes und für Völkerversöhnung ein-
treten. Es wäre im P.E.N. nicht zuläs-
sig, dass jemand sein Verhältnis zu ei-
nem Kriegshetzer wie Tudjman oder
Milosevic im Unklaren lässt.
puk: Eine FDP-Stadträtin wusste zu
berichten, Handke habe „Mord, Ver-
treibung, Massenfolter und Verge-
waltigung“ relativiert. Ist die Düssel-
dorfer Verwirrung damit komplett?
Strasser: Peter Handke ist kein Be-
fürworter von „ethnischer Säube-
rung“ und politischen Morden. Er
hat sich in vielen Stellungnahmen
dagegen ausgesprochen. Aber er ist
einem Denk- und Sprechmuster er-
legen, das unter Linken häufiger vor-
gekommen ist: „Wenn alle sagen, Mi-
losevic ist der alleinige Schuldige an
der Misere auf dem Balkan, dann
muss ich mich umgekehrt vor Milo-

Handke solle „mundtot“ gemacht
und „exorziert“ werden. Muss Hand-
ke Zensur erleiden?
Strasser: Das halte ich für weit über-
trieben. Von Zensur kann keine Rede
sein. Wir im P.E.N.-Club haben mit
wirklicher Zensur in vielen Ländern
zu tun. Mundtot wird Handke nicht
gemacht. Jede Zeile, die er schreibt,
wird auch in Zukunft publiziert wer-
den, sich sogar gut verkaufen. Ich
glaube nicht, dass ihm die Debatte
nachhaltig geschadet hat. Das war
wohl auch nicht die Absicht derjeni-
gen, die ihn kritisiert haben.
puk: Was sagen Sie zu Handkes Ver-
zicht auf den Heine-Preis?
Strasser: Nach dem politischen Ge-
zerre um die Preisvergabe war diese
Reaktion zu erwarten. Eine Jury, die
nicht zu ihrer Entscheidung steht,

Am 23. Mai verkündet die Jury des
Heine-Preises der Stadt Düsseldorf,
in diesem Jahr den Schriftsteller Pe-
ter Handke auszeichnen zu wollen.
Ihre Begründung lautet: �Eigensin-
nig wie Heinrich Heine verfolgt Pe-
ter Handke in seinem Werk seinen
Weg zu einer offenen Wahrheit. Den
poetischen Blick auf die Welt setzt
er rücksichtslos gegen die veröffent-
lichte Meinung und deren Rituale.�
Am 30. Mai sprechen sich die Frak-
tionen von SPD, FDP und Grünen im
Düsseldorfer Stadtrat gegen die Aus-
zeichnung Handkes aus; auch in der
CDU gibt es keine Mehrheit für
Handke. Am 2. Juni erklären Sigrid
Löffler und Jean-Pierre Lefèbvre ih-
ren Austritt aus der Jury. Am 8. Juni
wird bekannt, dass Peter Handke in
einem Brief an Düsseldorfs Oberbür-
germeister Joachim Erwin auf den
Heine-Preis verzichtet hat.

Dr. Johano Strasser
geb. 1939 in Leeuwarden/Nieder-
lande; 1958�61 Studium am Aus-
lands- und Dolmetscherinstitut der
Universität Mainz; 1961�62 Tech-
nischer Übersetzer bei den Ford-Wer-
ken in Köln; Ab 1962 Studium der
Philosophie in Mainz; 1967 Promo-
tion; 1967�77 Lehrtätigkeit in Groß-
britannien, den Niederlanden und
Deutschland; 1977 Habilitation in
Politikwissenschaft an der FU Ber-
lin; anschließend Arbeit als Privat-
dozent; Seit 1983 freier Schriftstel-
ler: Kurzgeschichten, Gedichte, Ro-
mane, Hörspiele, politische Publizis-
tik; 1995�2002 Generalsekretär
des deutschen P.E.N.-Zentrums, seit
2002 dessen Präsident
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sevic stellen.“ Das muss man aber
nicht. Man hätte sagen können, dass
auf dem Balkan drei nationalistische
Verbrecher am Werk waren. Es hätte
auch unseren Medien angestanden,
das deutlich zu machen. Aber natür-
lich ist unsere Öffentlichkeit so struk-
turiert, dass es im Sinne der Holly-
wood-Dramaturgie einen Oberschur-
ken geben muss, und die anderen
müssen die Guten sein. Dagegen et-
was zu sagen, war richtig von Hand-
ke. Es war jedoch falsch, eine Ehren-
rettung von Milosevic betreiben zu
wollen.
puk: War die Jury in Teilen überfor-
dert, Handkes schriftstellerische Mis-
sion der „Arbeit an einer bewussten
Blickänderung“ – so Sigrid Löffler –
zu begreifen?
Strasser: Diejenigen, die Handke
verteidigen, sagen mit einem gewis-
sen Recht: Schaut euch seine Texte an,
die sind viel komplizierter und diffe-
renzierter, als es jetzt diskutiert wird.
Da ist was dran. Doch der Hauptpunkt
bleibt seine höchst gefährliche Ver-
mischung der Diskursformen. Aller-
dings halte ich die wütenden Reak-
tionen auf Handke zum großen Teil
für übertrieben.
puk: Die größte Aufregung gab es
nicht um einen Text von Handke,
sondern um seine Teilnahme an der
Beerdigung von Milosevic. Ist eine
solche symbolische Handlung für
die Beurteilung eines Künstlers
maßgeblich – zum Beispiel im Hin-
blick auf einen Literaturpreis?
Strasser: Wir können uns nicht
dumm stellen. Auch als Schriftstel-
ler nicht. Wir müssen wissen, dass
dieser symbolische Akt sehr viele
Menschen, die unter Milosevic gelit-
ten haben, schwer verletzen muss.
Ich habe viele Freunde auch in Bel-
grad, die dieser Auftritt  konsterniert
und beleidigt hat. Nun weiß ich, dass
Handke die „verordnete Meinung“
durch die Publizistik immer sehr
scharf kritisiert hat und von dem
Wunsch beseelt war, gegen die Erwar-
tungen der Öffentlichkeit zu handeln.
Aber ein erwachsener Mensch sollte
berücksichtigen, was eine solche
symbolische Handlung auslöst.
puk: Zu den schrillen Tönen der De-
batte gehört Löfflers Unterstellung,

Politiker, die aufgrund öffentlichen
Drucks eine Jury-Entscheidung kas-
sieren, eine peinliche öffentliche Dis-
kussion über den Autor und sein Werk
– das alles ist schwer zu ertragen. Die
grundsätzlichen Fragen freilich, die
der Konflikt aufwirft, werden durch
den Verzicht nicht beantwortet.
puk:  Nun bekommt Handke die
50.000 Euro aus Düsseldorf nicht, er
wird es verschmerzen können. Ist
das System der Literaturpreise insge-
samt kritikwürdig?
Strasser: Es gehört zur Misere von
Literaturpreisen, dass fast immer die-
jenigen ausgezeichnet werden, die
den Preis gar nicht mehr brauchen.
Ich wünsche mir, dass eine Jury nicht
nur daran denkt, wie sie sich eine
Gloriole umhängen kann, indem sie
möglichst berühmte Namen, am
liebsten Nobelpreisträger, noch
einmal auszeichnet. Es gibt viele ta-
lentierte junge Autoren, die ein sol-
cher Preis wahnsinnig beflügeln wür-
de, oder Schriftsteller, die in der Öf-
fentlichkeit zu Unrecht zu wenig be-
achtet werden. Es würde sich lohnen,
in die nicht ausgeleuchteten Ecken
des Literaturbetriebs zu schauen.

Das Gespräch führte Sven Crefeld. 
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Noch sind nicht alle Positionen festgelegt
Erste Bewegung in Sachen Korb II Urheberrecht in der Informationsgesellschaft � Von Olaf Zimmermann

Es ist sehr erfreulich, wenn Abge-
ordnete bekennen, dass sie noch
deutlichen Beratungsbedarf bei ei-
nem Gesetzgebungsverfahren se-
hen und dass ihre eigene Position
noch nicht festgelegt ist. Diese Of-
fenheit der Abgeordneten des Deut-
schen Bundestags beim Parlamen-
tarischen Abend des Deutschen
Kulturrates zum �Entwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informations-
gesellschaft� Mitte Mai hob sich
wohltuend von vielen zur Zeit statt-
findenden Debatten, wie zum Bei-
spiel der Föderalismusreform, ab,
bei denen schon am Beginn der Dis-
kussion das Ergebnis unverrückbar
festzustehen hat.

B ereits in der letzten Legislaturpe-
riode hatte die Bundesregie-

rung einen Referentenentwurf vor-
gelegt, der bei den so genannten be-
teiligten Kreisen auf harsche Kritik
stieß. Der Deutsche Kulturrat hat
sich am 09.11.2004 deutlich zum Re-
ferentenentwurf positioniert und die
vorgesehene Regelung zur Vergü-
tungsabgabe abgelehnt. Der Deut-
sche Kulturrat hat darauf hingewie-
sen, dass die Gefahr besteht, dass die
Urheber die ihnen zustehende ange-
messene Vergütung nach der neuen
Regelung nicht mehr erhalten. Wie
der Deutsche Kulturrat haben sich
auch andere Verbände gegen die vor-
gesehene Regelung zur Vergütungs-
abgabe gewandt. Auf Grund der vor-
gezogenen Neuwahlen wanderte der
Referentenentwurf zunächst in die
Schreibtischschubladen im Justiz-
ministerium und wurde zu Beginn
der laufenden Legislaturperiode
wieder hervorgeholt.

Bemerkenswerter Weise wurde
beim nunmehr vorliegenden zwei-
ten Entwurf eines „Zweiten Gesetzes
zur Regelung des Urheberrechts in
der Informationsgesellschaft“ die
Kritik nicht nur nicht aufgenommen,
es wurde vielmehr die Position der
Urheber nochmals geschwächt.
Nunmehr ist vorgesehen, dass die
Vergütungsabgabe nicht mehr als 5%
des Gerätepreises betragen darf.
Ebenso fällt die Vergütungsabgabe
erst an, wenn zumindest 10% urhe-
berrechtsrelevante Kopien mit ei-
nem Gerät, d.h. einem PC, einem
Scanner, einem Brenner, einem Fax-
gerät usw. erstellt werden. Es ist jetzt
schon abzusehen, dass die Compu-
terindustrie diese 10% zunächst ver-
neinen werden und dann nach lang-
wierigen Verfahren, bei denen beide
Seiten Gutachten anfertigen müs-
sen, eine Einigung zwischen der
Computerindustrie und den Verwer-
tungsgesellschaften, die die Vergü-
tungsabgabe erhalten und dann an
die Künstlerinnen und Künstler wei-
tergeben, erzielt werden kann. Die
Dummen werden die Künstlerinnen
und Künstler sein, die voraussicht-
lich über einen langen Zeitraum auf
ihre Vergütung warten müssen, die
dann auch noch deutlich niedriger
ausfallen dürfte als heute..

Der Deutsche Kulturrat hat sich
einer Stellungnahme am 07.02.2006
deutlich gegen den Entwurf eines
„Zweiten Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informations-
gesellschaft“ gewandt. Der Deutsche
Kulturrat hat in seiner Stellungnah-
me gefordert, dass die Einführung
einer Obergrenze der Vergütungsab-
gabe ersatzlos gestrichen werden
soll. Wenn man sich vergegenwär-
tigt, dass die Bundesregierung selbst
in zwei Vergütungsberichten darauf
verwiesen hat, dass eine Anpassung
der Vergütungssätze, die seit 1985
unverändert bestehen, dringend er-
forderlich ist, wird umso unver-
ständlicher, warum nunmehr die
Vergütung der Künstlerinnen und
Künstler durch die Einführung einer

Obergrenze zusätzlich eingeschränkt
werden soll.

Weil das Thema den Verbänden
der Urheber und der Rechteinhaber
so unter den Nägeln brennt, hat der
Deutsche Kulturrat am 10.05.2006
einen Parlamentarischen Abend zur
Vergütungsabgabe in den Räumen
der Dresdner Bank am Pariser Platz
in Berlin veranstaltet und die Abge-
ordneten über ihre Sorgen und Be-
fürchtungen informiert. Im Mittel-
punkt des Parlamentarischen Abend
stand allein das Thema Vergütungs-
abgabe, obwohl den anwesenden
Mitgliedern des Fachausschusses
Urheberrecht des Deutschen Kultur-
rates sicherlich noch andere The-
men am Herzen lagen.

Sehr erfreulich war die Offenheit
den anwesenden Abgeordneten. Ab-
geordnete aller Fraktionen machten
deutlich, dass ihre Meinungsbildung
noch nicht abgeschlossen ist. Sie zeig-
ten sich offen gegenüber den Argu-
menten aus dem Kulturbereich, ließen
aber keinen Zweifel daran, dass sie
sich ebenso offen die Argumente der
Gegenseite, der Computerindustrie,
anhören werden. Es besteht also noch
Hoffnung, durch gute Argumente die
Abgeordneten zu überzeugen.
Zugleich heißt dies aber auch, in den
Anstrengungen nicht zu erlahmen, die
eigene Position zu vertreten.

Ein kleiner Erfolg wurde zwi-
schenzeitlich auf Seiten der Länder
erreicht. Im Bundesrat haben der
zuständige Rechtsausschuss, der
Wirtschaftsausschuss und der Kul-
turausschuss zwischenzeitlich den
Gesetzesentwurf beraten. Der Kultur-
ausschuss hatte empfohlen, die vor-
gesehene 5%-Regelung zu streichen.
Er machte deutlich, dass die Vergü-
tung der Urheber nicht von den Ge-
schäftsinteressen der Computerin-
dustrie sowie des Handels abhängig
gemacht werden darf. In der Bundes-
ratsberatung am 19.05. 2006 wurde
die Empfehlung des Rechtsaus-
schusses des Bundesrats und Wirt-
schaftsausschusses des Bundesrats
angenommen, die zwar nicht so ein-

v.l.n.r.: Prof. Dr. Ferdinand Melichar, Vorsitzender des Fachausschusses Urheberrecht des Deutschen Kulturrates; Prof.
Dr. Max Fuchs, Vorsitzender des Deutschen Kulturrates; Olaf Zimmermann, Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates
beim Parlamentarischen Abend des Deutschen Kulturrates  in den Räumen der Dresdner Bank Berlin            Foto: Wewer

deutig für eine Streichung der 5%-
Klausel eingetreten sind, aber
immerhin empfehlen, diese Klausel
noch einmal zu überdenken. Damit
kommt auch von Länderseite noch
einmal Bewegung in die Verhand-
lung des Zweiten Korbs.

Bundeskanzlerin Merkel hat jüngst
während ihrer Chinareise unterstri-
chen, dass das Geistige Eigentum an
Bedeutung gewinnen muss. Sie wand-
te sich damit deutlich gegen die in
China weit verbreitete Produktpirate-
rie. Der Schutz des Geistigen Eigen-
tums darf sich aber nicht allein auf das

Patent- und Markenrecht konzentrie-
ren, so wichtig diese Rechte für die
Entwicklung neuer Produkte sind.
Schutz des Geistigen Eigentums heißt
ebenso Schutz der künstlerischen
Werke und eine angemessene Vergü-
tung der Künstlerinnen und Künstler,
wenn die Werke im gesetzlich erlaub-
ten Rahmen privat kopiert werden.

Die Anhörungen zum Entwurf
eines „Zweiten Gesetzes zur Rege-
lung des Urheberrechts in der Infor-
mationsgesellschaft“ werden vor-
aussichtlich in diesem Herbst statt-
finden. Da ist noch viel Zeit, um die

Abgeordneten des Deutschen Bun-
destags und die Öffentlichkeit davon
zu überzeugen, dass die Regelungen
zur Vergütungsabgabe dringend ge-
ändert werden müssen. Im Mittel-
punkt des Urheberrechts müssen die
Künstlerinnen und Künstler stehen.
Das Urheberrecht trägt dazu bei,
dass sie ihre ökonomische Existenz
sichern. Dieses wird der Deutsche
Kulturrat nachdrücklich und un-
missverständlich deutlich machen.

 
Der Verfasser ist Geschäftsführer des

Deutschen Kulturrates. 

Europa und die Kultur
Land in Sicht?! � Von Barbara Gessler

Inmitten der Reflexions-und Diskus-
sionsphase um die Zukunft des Ver-
fassungsvertrags stellt die Europä-
ische Union derzeit unter Beweis,
dass sie zu handeln im Stande ist:
die Einigung über den Finanzrahmen
für die kommende Generation von
Programmen kommt gerade noch
rechtzeitig, um ein Anlaufen der
operationellen Umsetzung ab kom-
mendem Jahr noch zu sichern.

A uch wenn die Ausstattung der
Programme MEDIA 2007 und

KULTUR 2007 mit 755 Millionen für
den audiovisuellen Bereich und 400
Millionen für die kulturelle Zusam-
menarbeit in Europa wesentlich ge-
ringer ausfällt, als sich die Europäi-
sche Kommission und das Europäi-
sche Parlament das gewünscht hat-
ten. Die Europäische Kommission
hat im Zusammenhang mit Kultur
2007 dem Rat gegenüber jedoch ei-
nen Vorbehalt angemeldet, da zu
vermuten ist, dass durch die von ihm
angestrebte Einzelprojektprüfung
im Begleitausschuss, in dem die Ver-
treter der Mitgliedstaaten sitzen,
eine unverhältnismäßige Verzöge-
rung der Abwicklung der einzelnen
Projekte entstehen könnte. Dadurch
würde einem wesentlichen Wunsch
nach Verbesserung im neuen Pro-
gramm, nämlich einer Vereinfa-
chung und größeren Benutzer-
freundlichkeit, schon rein zeitlich
gesehen widersprochen.

Auch über den Vorschlag für ein
Jahr des Interkulturellen Dialogs ha-
ben die Mitgliedstaaten sich poli-
tisch einigen können. Dabei wird
abzuwarten sein, wie und ob auch
den Forderungen des Europäischen
Parlaments nachgekommen werden
wird, etwa mit höchstmöglichen
prozentualen Fördersatz für Projek-
te angeht. Für die Kommission ist es
dabei besonders wichtig, dass das
sowieso nicht gerade üppige Budget
schwerpunktmäßig für Projekte in-
nerhalb der Europäischen Union
verwendet wird, wobei jedoch der
Dialog mit Drittstaaten ebenfalls
aufrecht erhalten werden muss. Dass
konkrete Projekte bereits in den Mit-
teilungstext aufgenommen werden,
ist eher kritisch zu betrachten, denn
dadurch werden möglicherweise die
Chancen für andere Ideen reduziert.
Die Notwendigkeit, über die Aktivi-
täten des Interkulturellen Dialogs
auch hinreichend zu informieren
und zu kommunizieren, sollte
ebenfalls angemessen berücksich-
tigt werden.

Neben ersten konkreten Diskus-
sionen über die Revision der Fern-
sehrichtlinie, über die der Berichts-
entwurf der Europaabgeordneten
Ruth Hieronymi im Juli erwartet
wird, hat die Österreichische Präsi-
dentschaft eine Expertenkonferenz
zum Thema Kreativwirtschaft abge-
halten. Sie steht in der Folge frühe-
rer Präsidentschaften und wird

demnächst, durch die Vorlage einer
von der Europäischen Kommission
in Auftrag gegebenen Studie, neue
Nahrung bekommen. Rechtzeitig
vor Beginn der Deutschen Präsident-
schaft im ersten Halbjahr 2007 soll
dann dieses wichtige Sujet umfas-
sender behandelt werden und die
Möglichkeiten der europäischen
Ebene, hier bestärkend tätig zu wer-
den, eruiert werden. Das Seminar
hatte sich im wesentlichen auch mit
dem Potenzial der Informations-
und Kommunikationstechnologien
in diesem Kontext beschäftigt.

Außerdem haben die Mitglied-
staaten die UNESCO-Konvention
zum Schutz der Vielfalt der kulturel-
len Ausdrucksformen angenommen.

Am Rande der internationalen
Filmfestspiele von Cannes haben
wichtige Vertreter der Film- und In-
haltsbranche, der Internet-Dienste-
anbieter und der Telekommunikati-
onsbetreiber aus der EU und den USA
die „Europäische Film Online-Char-
ta“ gebilligt, die sie selbst gemeinsam
unter der Schirmherrschaft der Euro-
päischen Kommission verfasst ha-
ben. Als weltweit erste ihrer Art nennt
diese Charta Voraussetzungen, die
erfüllt sein müssen, damit Inhaltsan-
bieter und Infrastrukturbetreiber ge-
werbliche Online-Film-Dienste er-
folgreich verwirklichen können. Sie
dient als Bezugsrahmen für künftige
kommerzielle Vereinbarungen sowie
für die langfristige Politik im Bereich

der Online-Inhalte. Sie soll gleichzei-
tig auch der erste Schritt zur Ausar-
beitung einer breit angelegten
„Inhalte Online“-Politik für die ge-
samte Europäische Union sein, über
die die Europäische Kommission im
Oktober 2006 eine Mitteilung vorle-
gen will.

Ebenso wichtig für den audiovi-
suellen Sektor in Europa ist es zu ver-
merken, dass die Europäische Kom-
mission vor kurzem mehrere staat-
liche Beihilferegelungen genehmigt
hat. In zwei Fällen (Polen und Irland)
geht es um die Filmförderung und in
Frankreich um Musikaufnahmen
junger Talente. Im Rahmen der pol-
nischen Beihilferegelung werden
Produktion, Vertrieb und Förderung
von Filmen, die für die polnische
und europäische Kultur von Bedeu-
tung sind, gefördert. In Irland wer-
den für Investitionen in die Filmpro-
duktion Steuervergünstigungen ge-
währt. Mit der französischen Beihil-
feregelung werden Musikproduktio-
nen von eher geringem geschäftli-
chem, aber kulturpolitischem, Inte-
resse unterstützt.

Alles in allem wird aus diesen Ent-
scheidungen deutlich, dass trotz al-
ler Unkenrufe über eine „neo-libera-
le“ Orientierung der europäischen
Ebene Einiges zum Schutz der kultu-
rellen Vielfalt in Europa getan wird.

Die Verfasserin ist Leiterin der EU-
Vertretung in Bonn 
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Weiter auf Seite 25

Übersicht: Arbeitsschwerpunkte des Deutschen Kulturrates seit 1998
Der Zweck des Deutschen Kulturra-
tes ist laut seiner Satzung: der Kul-
tur und den Künsten die gebühren-
de Geltung zu verschaffen und die
Voraussetzungen für ihre Entwick-
lung zu verbessern. Die Aufgaben
des Deutschen Kulturrates werden in
der Satzung beschrieben. Im Folgen-
den wird in Stichworten skizziert,
durch welche Vorhaben der Deut-
sche Kulturrat in den vergangenen
acht Jahren seine satzungsgemäßen
Aufgaben erfüllt hat.

Aufgaben des Deutschen
Kulturrates laut Satzung
und deren Umsetzung
seit 1998

 
a) die Durchführung von Kongressen
und Modellprojekten zu kulturpoli-
tischen Fragen
· Tagung „Kultur grenzenlos“ zur

Kulturpolitik im internationalen
Kontext, 13. bis 15.12.2002 (erste
Debatte zur Frage der Daseinsvor-
sorge, erste Vorstellung einer Idee
einer Konvention Kulturelle durch
kanadische Referentin)

· Beteiligung an der Tagung Eurovi-
sionen des Goethe-Instituts 2003

· Tagung „Kulturelle Bildung in der
Bildungsreformdiskussion“ 29. und
30.09.2004

· Projekt: Kultur in der Informations-
gesellschaft (gefördert durch BMI,
1998-1999)

· Projekt: Weiterbildung in künstle-
rischen und kulturellen Berufen
(gefördert durch BMBF 1996–
1999)

· Projekt: Zukunft der Kulturberufe –
Kulturelle Bildung in der Informa-
tionsgesellschaft (gefördert durch
BMBF 1999-2002)

· Projekt: Konzeption Kulturelle Bil-
dung III (gefördert durch BMBF
2002-2005)

· Projekt: Umsetzung der Konzepti-
on Kulturelle Bildung (gefördert
vom BMBF 2005 – 2008)

· Projekt: Bündelung verbandlicher
Kulturpolitik unter spartenüber-
greifendem Blickwinkel und Poli-
tikberatung durch den Deutschen
Kulturrat e.V. (gefördert vom BKM
seit 1999 jährliches Projekt)

b) die Information der Mitglieder
und die Aktivierung der Öffentlich-
keit im Hinblick auf kulturelle Ent-
wicklungen und kultur- und bil-
dungspolitische Entscheidungen
· von 1997 bis 2002 Erscheinen des

Informationsdienstes „Deutscher
Kulturrat – aktuell“, in dem Stel-
lungnahmen des DKR veröffent-
licht werden und kürzere Artikel er-
scheinen

· seit 2002 Erscheinen der Zeitung
politik und kultur, Veröffentlichung
von Stellungnahme sowie von Bei-
trägen zur Kulturpolitik von Vertre-
tern aus dem Mitgliederspektrum
des Deutschen Kulturrates, von Po-
litikern usw.

· Pressemitteilungen
· seit 2004 Newsletter per Mail, ak-

tuelle Informationen zur Kulturpo-
litik cirka 2 bis 3 mal die Woche

· regelmäßige schriftliche Informati-
on der Sprecher und der Sektions-
geschäftsstellen über aktuelle kul-
turpolitische Ereignisse

· umfängliches Internetangebot
· deutsch-englische Sonderseiten in

politik und kultur zum Thema
GATS und UNESCO Konvention
Kulturelle Vielfalt

· deutsch-englische Beilage zu poli-
tik und kultur unter dem Titel Eur-
opa Kultur Stadt zu Fragen der
Stadtentwicklung in Europa unter
kultureller Perspektive, Anknüp-
fungspunkt war das Bewerbungs-
verfahren zur Kulturhauptstadt Eu-
ropas 2010

· Beilage Kultur Kompetenz Bildung
zu politik und kultur

c) die Diskussion, Erarbeitung und
öffentliche Verbreitung von Analy-
sen, Konzepten, Empfehlungen und
Forderungen und deren Durchset-
zung im kulturellen Bereich,
· Erarbeitung von insgesamt 50 Stel-

lungnahmen seit 1998
· ein breites Themenspektrum wird

abgedeckt, im Folgenden sollen
exemplarisch Handlungsfelder und
verabschiedete Stellungnahmen
vorgestellt werden

· die Stellungnahmen werden in den
Fachausschüssen und adhoc-AG’s
erarbeitet und vom Sprecherrat
diskutiert und verabschiedet

Steuerpolitik sowie Bürger-
schaftliches Engagement

· Bürgerschaftliches Engagement in
Fördervereinen nicht gefährden
(22.03.2006)

· Chance zur umfassenden Reform
des Gemeinnützigkeitsrechts jetzt
nutzen (14.12.2005)

· Bürgerschaftliches Engagement in
der Kultur stärken! (26.09.2003)

· Bürgerschaftlich Engagierte nicht
mit unangemessenen Haftungsrisi-
ken belasten (26.06.2003)

· Kulturelles Engagement stärkt Zi-
vilgesellschaft – Netzwerk bürger-
schaftliches Engagements staats-
fern aufbauen! (18.06.2002)

· Deutscher Kulturrat fordert Artikel-
gesetz: Steuerliche Behandlung
von Kunst und Kultur (12.12.2001)

· Reform des Stiftungsprivatrechts
zügig umsetzen! (10.10.2001)

· Bemessungsgrundlage für so ge-
nannte Ausländersteuer anpassen!
(26.09.2001)

· Besteuerung ausländischer Künst-
ler angemessen und unbürokra-
tisch ausgestalten (14.02.2001)

· Den Kulturaustausch sichern – die
Ausländersteuer reformieren
(13.12.2000)

· Verbesserungen im Stiftungsrecht
sind erforderlich! (15.09.1999)

· Neuer Stellenwert, neue Offenheit
für Kultur auch im Steuerrecht
(19.02.1999)

· Kulturförderung und Steuerrecht
(13.06.1998)

1.Grundtenor der steuerpolitischen
Papiere ist, dass über das Steuer-
recht Kultur indirekt gefördert wer-
den kann, das Engagement der
Bürgerinnen und Bürger soll ge-
stärkt werden, bürokratische Hür-
den sollen abgebaut werden

2.Beratungen im Fachausschuss
Steuern sowie im Fachausschuss
Bürgerschaftliches Engagements

Urheberrecht

· Stellungnahme zum Zweiten Refe-
rentenentwurf eines Zweiten Ge-
setzes zur Regelung des Urheber-
rechts in der Informationsgesell-
schaft (07.02.2006)

· Stellungnahmen zum Referenten-
entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Regelung des Urheberrechts in der
Informationsgesellschaft (09.11.
2004)

· Stellungnahme zu „Die Wahrneh-
mung von Urheberrechten und
verwandte Schutzrechten im Bin-
nenmarkt“ (07.06.2004)

· Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zur Vorbereitung eines
Zweiten Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informations-
gesellschaft (11.12.2003)

· Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zum Referentenentwurf
für ein Gesetz zur Regelung des
Urheberrechts in der Informations-
gesellschaft (19.04.2002)

· Zum Diskussionsentwurf eines 5.
Gesetzes zur Änderung des Urhe-

berrechtsgesetzes (19.02.1999)
· Urheber- und Leistungsschutz-

recht in der Informationsgesell-
schaft (29.09.1998)

1.im Mittelpunkt der Stellungnahmen
zum Urheberrecht steht die Frage,
wie das Urheberrecht an die Anfor-
derungen der Informationsgesell-
schaft angepasst werden kann; Kern-
aussage ist stets, dass das Urheber-
recht auch im digitalen Zeitalter
tauglich ist, Plädoyer für den Schutz
der Urheber und der Rechteinhaber
durch das Urheberrecht unter Be-
rücksichtigung der Schrankenrege-
lungen für Bildung und Wissen-
schaft

2.Beratungen im Fachausschuss Ur-
heberrecht

Soziale Lage der Künstler

· Künstlersozialversicherung stärken
(12.04.2005)

· Deutscher Kulturrat fordert Politik
auf, die soziale Sicherung der
Künstlerinnen und Künstler zu
stärken! (24.06.2004)

· Stellungnahme des Deutschen
Kulturrates zum Entwurf eines
„Zweiten Gesetzes zur Änderung
des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze“
(08.09. 2000)

1.die kultur- und die sozialpolitische
Bedeutung der Künstlersozialversi-
cherung wird herausgestellt und
die Sicherung der Künstlersozial-
versicherung wird gefordert,
zugleich wird darauf gedrungen,
dass Verwerter nicht übermäßig
belastet werden

2.Beratungen in adhoc-AG Soziale
Sicherung

Föderalismus

· Föderalismusreform darf nicht zu
Lasten von Kultur und Bildung ge-
hen (14.12.2005)

· Kulturzuständigkeit ist mehr als
Kulturförderung (24.06.2004)

· Deutsche Kulturstiftung als Chan-
ce?! (17.06.2003)

· Deutscher Kulturrat fordert aktive
Kulturpolitik des Bundes (24.09.
2002)

1.die Bedeutung des kooperativen
Kulturföderalismus für das kultu-
relle Leben wird unterstrichen, der
Bund wird aufgefordert, seine

Kompetenzen selbstbewusst wahr-
zunehmen, die Kulturhoheit der
Länder wird als wichtig herausge-
strichen

2.Beratungen in adhoc-AG Födera-
lismus

Liberalisierung von Dienstleis-
tungen, Daseinsvorsorge

· Deutscher Kulturrat warnt vor Ver-
abschiedung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie (16.12.2004)

· Kultur als Daseinsvorsorge!
(29.09.2004)

· Positionspapier des Deutschen
Kulturrates zum Grünbuch der Eu-
ropäischen Kommission zu Dienst-
leistungen von allgemeinem Inter-
esse (26.09.2003)

· Resolution des Deutschen Kulturra-
tes zu den GATS 2000-Verhandlun-
gen der WTO über bestimmte audi-
ovisuelle Dienstleistungen und Kul-
turdienstleistungen (31.03.2003)

· Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zu den GATS 2000-Verhand-
lungen der WTO über bestimmte
audiovisuelle Dienstleistungen und
Kulturdienstleistungen (16.01.2001)

1.der Doppelcharakter von Kulturgü-
tern und kulturellen Dienstleistun-
gen als Kultur- und als Wirtschafts-
güter wird herausgestrichen, Forde-
rung, dass Kultur von der Liberalisie-
rung im Rahmen des GATS-Abkom-
mens aber auch hinsichtlich des EU-
Binnenmarkts ausgenommen wird

2.Beratungen in adhoc-AG GATS,
Fachausschuss Europa/Internatio-
nales, adhoc-AG Daseinsvorsorge

Kulturelle Bildung

· Chancen der kulturellen Bildung
nutzen! Stellungnahme des Deut-
schen Kulturrates zum Ausbau der
Ganztagsschulen (25.03.2004)

· Nicht an der Nachwuchsförderung
sparen! (26.09.2003)

· Hochschulbibliotheken bluten aus
– Deutschland verliert internatio-
nal des Anschluss (11.01.2001)

· Kulturelle Bildung im digitalen
Zeitalter (15.06.2000)

1.Bedeutung der kulturellen Bildung
für die Persönlichkeitsbildung wird
herausgestrichen, Teilhabe an
Kunst und Kultur soll durch kultu-
relle Bildung verstärkt werden

2.Beratungen im Fachausschuss Bil-
dung

Medien

· Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zur Aufgabenplanung der
Deutschen Welle 2006-2009 (22.06.
2005)

· Kulturelles Profil von 3sat muss er-
halten bleiben (08.04.2005)

· Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zum Entwurf des „Gesetz
zur Änderung des Deutsche-Welle-
Gesetzes“ (24.06.2004)

1.die Bedeutung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks gerade für
den Kulturbereich wird jeweils
betont à eine grundlegende me-
dienpolitische Stellungnahme be-
findet sich zur Zeit in der Erarbei-
tung

2.Beratungen im Fachausschuss
Medien

Europa/Internationales

· Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zum Programm Kultur
2007 (29.09.2004)

· Kulturelle und kulturpolitische He-
rausforderungen der europäischen
Erweiterung (29.04.2004)

· Europäischer Einigungsprozess auf
gemeinsamer kultureller Basis
(24.09.2002)

· Deutscher Kulturrat: EU-Grund-
rechtscharta weiterentwickeln
(12.10.2000)

· Rahmenprogramm der EU-Kultur-
förderung (19.09.1998)

1.Grundaussage der Stellungnah-
men ist, dass Kultur die Basis eines
gelingenden europäischen Eini-
gungsprozesses sein muss

2.Beratung: Fachausschuss Europa/
Internationales

 
Die Stellungnahmen stehen jeweils
nicht allein für sich, sondern sind
eng miteinander verbunden. Am
umfassendsten nimmt die Stellung-
nahme „Kultur als Daseinsvorsorge“
kulturpolitische Fragen auf. Hier
werden sowohl Fragen der kulturel-
len Bildung, des Rundfunks, der
Staatszielbestimmung Kultur als
auch der Grundlage von Kultur als
Daseinsvorsorge angesprochen. Vie-
le Stellungnahmen bauen aufein-
ander auf, einige wenige stehen sin-
gulär.

v.l.n.r:  Gabriele Schulz, Hans Konrad Koch, Olaf Zimmermann, Claudia Schwalfenberg, Annette Schavan, Max Fuchs, Kor-
nelia Haugg, Gisela Steffens bei einem Gespräch mit Ministerin Annette Schavan am 3.5.2006       Foto: Anna-Louise Wewer
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Fortsetzung von Seite 24

 Die Stellungnahmen werden im In-
ternet sowie in den Publikationen
des Deutschen Kulturrates veröf-
fentlicht. Ebenso werden sie den
Abgeordneten des Deutschen Bun-
destags, sofern sie mit der Materie
befasst sind sowie den zuständigen
Ministern und Beamten zugeleitet.

 Die Stellungnahmen des Deut-
schen Kulturrates stoßen in der Po-
litik auf großes Interesse und finden
Eingang in die Beratungen.

 
d) die Einwirkung auf Vorhaben und
Entscheidungsprozesse von politi-
schen Instanzen und Behörden
· Gespräche mit Ministern
· Gespräche mit Abgeordneten des

Deutschen Bundestags und Durch-
führung von Parlamentarischen
Abenden

· in Gesprächen mit den jeweils zu-
ständigen Mitarbeitern der Minis-
terialverwaltung werden Anliegen
vorgebracht (Zusammenarbeit mit
BKM, BMBF, BMWi, BMAS)

· Vertreter der Ministerien arbeiten
als Gäste in den Fachausschüssen
des Deutschen Kulturrates mit

· Leitung der Arbeitsgruppe im Forum
Info 2000 der Bundesregierung (1997
bis 1998), Leitung der Arbeitsgrup-
pe Forum Informationsgesellschaft
der Bundesregierung (1998 bis 2000)

· in den letzten drei Jahren Intensi-
vierung der Kontakte und des Aus-
tauschs mit der KMK

· Verbesserung des Austausches mit
dem Kulturausschuss des Deut-
schen Städtetags

· Gast im Kulturausschuss des Deut-
schen Städte- und Gemeindebun-
des (seit 1997)

· Mitglied im Programmbeirat von
RTL (seit 1998)

· Mitglied im Rundfunkrat der Deut-
schen Welle (seit Anfang der 90er
Jahre)

· Mitglied im Stiftungsbeirat der Kul-
turstiftung des Bundes (seit 2001)

· Mitglied im Kuratorium der Kultur-
stiftung der Länder (bis 2004)

· Mitglied im Arbeitskreis gesell-
schaftlicher Gruppe des Hauses der
Geschichte (seit Anfang der 90er
Jahre)

· Mitglied im Koordinierungsaus-
schusses des Bundesnetzwerks
Bürgerschaftliches Engagements
(seit 2003)

· Mitglied im Vorstand der Initiative
Hören (seit 2003)

· Vorsitzender ist ad personam beru-
fenes Mitglied im Fachausschuss
Kultur der Deutschen UNESCO-
Kommission

· Berufung des Geschäftsführers ad
personam in die Enquete-Kommis-
sion „Zukunft des Bürgerschaftli-
chen Engagements“ des Deut-
schen Bundestags (14. Legislatur-
periode), in die Enquete-Kommis-
sion „Kultur in Deutschland“ des
Deutschen Bundestags (15. Legis-
laturperiode), in die Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ des Deutschen Bundestags
(16. Legislaturperiode)

e) das Eintreten für Kunst- , Publika-
tions- und Informationsfreiheit
· zieht sich als roter Faden durch die

Arbeit
 

f ) die Förderung der demokrati-
schen Gestaltung und der Transpa-
renz kulturpolitischer Entschei-
dungsvorgänge sowie die Stärkung
des Prinzips der Selbstverwaltung im
kulturellen Bereich
· der Deutsche Kulturrat tritt stets für

die Stärkung der Selbstverwaltung
im kulturellen Bereich ein

· er warnt vor staatlicher Einfluss-
nahme

· Durchführung der Treffen der Be-
werberstädte zur Kulturhauptstadt
Europas 2010 auf deren Bitten

· Drängen auf transparente Ent-

v.l.n.r.: Prof. Dr. Max Fuchs, Vorsitzender des Deutschen Kulturrates; Franz Müntefering, Bundesminister für Arbeit und
Soziales; Olaf Zimmermann, Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates bei einem Gespräch im Ministerium am
27.4.2006     Foto: Anna-Louise Wewer

scheidungen und die Einsetzung
einer Jury

 g) die Verbesserung der Koope-
ration in den internationalen Kultur-
beziehungen
· der Deutsche Kulturrat tritt stets für

eine Stärkung der Auswärtigen Kul-
turpolitik ein,

· ein besonderes Anliegen ist dabei
die Stärkung der Mittlerorganisati-
onen

· eine Stellungnahme zur Auswärti-
gen Kulturpolitik ist in Vorbereitung

 Resümee

Die verschiedenen Stellungnahmen,
Resolutionen und Positionspapiere
verdichten sich zu einem anspruchs-
vollen Arbeitsprogramm, welche
zahlreiche Querverbindungen und
Bezüge aufweist. Als wesentliche Dis-
kussionsstränge haben sich in den
letzten Jahren erwiesen:
· Sicherung der kulturellen Infra-

struktur (Stichworte: Liberalisie-
rung, demografischer Wandel

[neue Anforderung])
· Sicherung der ökonomischen und

sozialen Grundlagen der Künstler
und der Kulturwirtschaft (Stich-
worte: soziale Sicherung, Urheber-
recht)

· Stärkung des bürgerschaftlichen
Engagements (Stichworte: Entbü-
rokratisierung, kulturfreundliches
Steuerrecht)

· Sicherung des kooperativen Kultur-
föderalismus (Stichwort: Föderalis-
musreform)
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Aus den Gremien
Der Fachausschuss Bildung traf sich
unter der Leitung seines Vorsitzenden
Christian Höppner am 15.02.2006,
am 21.03.2006 und am 24.05.2006.
Neben dem allgemeinen fachlichen
Austausch und Bericht aus den ver-
schiedenen Arbeitsfeldern der Fach-
ausschussmitglieder befasst sich der
Fachausschuss schwerpunktmäßig
mit der Erarbeitung einer Stellung-
nahme zum Themenbereich „Demo-
grafischer Wandel und kulturelle Bil-
dung“. Der demografische Wandel ist
zum einen eine Herausforderung für
die Anbieter kultureller Bildung, die
sich in der Vergangenheit vor allem auf
die Zielgruppe der Kinder und Jugend-
lichen konzentrierten. Hier stellt sich
die Aufgabe, sich mit neuen Zielgrup-
pen und Konzepten generationsüber-
greifender Arbeit auseinander zu set-
zen. Über diese vor allem publikums-
orientierte Betrachtungsweise hinaus
setzt sich der Ausschuss mit der Frage
auseinander, welche Auswirkungen
eine gesellschaftliche Veränderung, in
der die älteren Menschen die Mehr-
zahl stellen auf Kinder und Jugendli-
che haben. Der Ausschuss plant die
Arbeiten an der Stellungnahme im
Sommer 2006 abzuschließen.

Der Vorstand des Deutschen Kultur-
rates, Prof. Dr. Max Fuchs, Christian
Höppner, Dr. Claudia Schwalfenberg
und der Geschäftsführer des Deut-
schen Kulturrates Olaf Zimmer-
mann trafen am 13.03.2006 den Vor-
sitzenden der Bundestagsfraktion
Die Linke Dr. Gregor Gysi, MdB. Im
Mittelpunkt standen Fragen der in-
ternationalen Kulturpolitik wie das
GATS-Abkommen und die Konven-
tion Kulturelle Vielfalt.

Der Vorsitzende des Deutschen Kul-
turrates, Prof. Dr. Max Fuchs und der
Geschäftsführer Olaf Zimmermann
trafen am 16.03.2006 den Präsiden-
ten des Deutschen Sportbundes
Manfred von Richthofen und den
Generalsekretär des Deutschen

Sportbunds Dr. Andreas Eichler. Im
Mittelpunkt des Gespräches standen
die Forderungen nach dem Staatsziel
Kultur und dem Staatsziel Sport. Die
beiden Vorsitzenden vereinbarten am
27.04.2006 gemeinsam vor die Pres-
se zu treten und für das Staatsziel
Kultur und das Staatsziel Sport zu
werben. Weiter wurde in dem Spit-
zengespräch die Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts angeschnitten.

Der Vorstand des Deutschen Kultur-
rates, der Geschäftsführer und der
Vorsitzende des Fachausschusses
Medien Heinrich Bleicher-Nagels-
mann waren am 29.03.2006 bei der
Intendantin des rbb Dagmar Reim zu
Gast. Im Mittelpunkt stand die inter-
nationale Kulturpolitik und hier
besonders das GATS-Abkommen, das
erheblichen Einfluss auf die Struktur
und Arbeit des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks entfalten kann.

Der Vorsitzende des Deutschen Kul-
turrates Prof. Dr. Max Fuchs und der
Geschäftsführer Olaf Zimmermann
waren am 06.04.2006 beim Kulturaus-
schuss des Deutschen Städtetags ein-
geladen. Sie stellten dort die Arbeit des
Deutschen Kulturrates vor und infor-
mierten über die aktuellen Vorhaben
im Bereich der kulturellen Bildung.

Unter der Leitung seines Vorsitzen-
den Prof. Dr. Peter Raue diskutierte
der Fachausschuss Steuern des Deut-
schen Kulturrates am 27.04.2006 die
Auswirkungen des Erlasses des Bun-
desfinanzministeriums zur Besteue-
rung von Mitgliedsbeiträgen zu För-
dervereinen. Ein weiteres wichtiges
Thema war die Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts.

Der Vorsitzende des Deutschen Kul-
turrates Prof. Dr. Max Fuchs und der
Geschäftsführer Olaf Zimmermann
trafen 28.04.2006 den Bundesminis-
ter für Arbeit und Soziales und Vize-
kanzler Franz Müntefering, MdB. Im

Mittelpunkt des Gespräches stand
die Sicherung der Künstlersozialver-
sicherung und der gemeinsame
Runde Tisch des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales und des
Deutschen Kulturrates. Weiter wur-
de die Föderalismusreform und die
möglichen Auswirkungen auf den
Kulturbereich angeschnitten.

Zu einem Gespräch mit der Bundes-
ministerin für Bildung und For-
schung Dr. Annette Schavan, MdB
trafen sich am 03.05.2006 der Vor-
stand und der Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates. Die gute Zu-
sammenarbeit des Deutschen Kul-
turrates und des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung wur-
de in dem Gespräch noch einmal
bekräftigt. Perspektivisch wurde
über eine Tagung im Rahmen der
deutschen EU-Ratspräsidentschaft
im ersten Halbjahr 2007 gesprochen.

Der Fachausschuss Europa/Internati-
onales des Deutschen Kulturrates trat
am 10.05.2006 unter der Leitung des
Ausschussvorsitzenden Prof. Dr. Max
Fuchs zusammen. Im Mittelpunkt
stand die Auswärtige Kulturpolitik.
Der Stellvertretende Generalsekretär
des Goethe-Instituts und die Kultur-
beauftragte der EKD stellten ihre Ak-
zente und aktuellen Probleme in der
Auswärtigen Kulturpolitik dar. Pers-
pektivisch plant der Ausschuss eine
Stellungnahme zur Auswärtigen Kul-
turpolitik zu erarbeiten, die im Sep-
tember 2006 vorgelegt werden soll.

Der Geschäftsführer des Deutschen
Kulturrates Olaf Zimmermann be-
richtete am 16.05.2006 dem Kultur-
ausschuss des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes aus der aktu-
ellen Arbeit des Deutschen Kulturra-
tes. Mit besonderem Interesse wur-
de die geplante Stellungnahme zum
Themenfeld „Demografischer Wan-
del und kulturelle Bildung“ sowie die
Leitkulturdebatte aufgenommen. 

Debüt mit deutscher Gegenwartsliteratur
Der junge Verlag Tisch 7 aus Köln � Von Andreas Kolb

500 Jahre nach der Erfindung des
Buchdrucks entwickeln sich die digi-
talen Medien in rasendem Tempo hin
zur Trimedialität. Print, Ton und Bild,
trimedial wird die Welt wahrgenom-
men, werden Themen gemacht und
Geschichten erzählt, wird Bewusst-
sein gebildet und unterhalten, wer-
den Bedürfnisse geweckt und befrie-
digt. Doch die klassischen Medien
sind noch quicklebendig. Obwohl die
Stimmung in der Verlagsbranche
schlecht ist, sprechen Fachpresse
und Feuilleton von einem neuen Hype
im Literaturbetrieb. Neue, kleine Ver-
lagshäuser bringen frischen Wind in
die Branche. Sie agieren in den Ni-
schen, die für die Großen nicht ren-
tabel sind, oder für die ihnen die ver-
legerische Courage fehlt. Stellvertre-
tend für den Trend seien hier ein paar
Namen genannt: Heinrich & Hahn,
Wolf Jobst Siedler Verlag, Dörlemann
Verlag, marebuchverlag. Der Litera-
turverlag Tisch 7, vor zwei Jahren von
Bettina Hesse und Frank Niederlän-
der gegründet, zählt noch zu den
Nesthäkchen unter den genannten
Neugründungen: Man ist gerade beim
dritten Programm angelangt.

N ach der Programmkonzeption
gefragt erklärt Niederländer

ganz offen: „Als wir starteten, war
klar, dass Bettina Hesse aufgrund ih-
rer Tätigkeit als Herausgeberin über
einige Kontakte zu Autoren verfügt.“
Bettina Hesse ist eine profunde Ken-
nerin der Literaturszene. Sie arbeite-
te als Autorin, freie Lektorin und He-
rausgeberin, als Dramaturgin und Li-
teratur-Agentin. Sie betreute Werk-
ausgaben von de Sade, Goethe,
Dostojewski und Gogol sowie diver-
se Anthologien mit erotischer Lite-
ratur zeitgenössischer Autoren,
davon „Heiß und innig“ und  „All die
schönen Sünden“ auch als Hörbuch
- zuletzt „Dolce vita - erotische Ge-
schichten aus Italien“ und 2005 „Tie-
rische Liebe“. 2002 erschienen Bet-
tina Hesses Erzählungen „Jahreszei-
ten des Verlangens“. Vor zwei Jahren
schließlich gründete sie zusammen
mit Frank Niederländer den Verlag
Tisch 7.

Ein Verlag dieser Größenordnung
ist überschaubar, es gibt in allen stra-
tegischen Belangen eine intensive
Abstimmung. Dennoch entschieden
sich die beiden Neu-Verleger für eine
klare Aufgabenteilung. Mit ihren
weitverzweigten Kontakten ist Hes-
se für die Programmplanung verant-
wortlich, Niederländer übernimmt
Marketing, Presse, Öffentlichkeitsar-
beit und Vertrieb.

Der studierte Kunstgeschichtler,
Philosoph und Archäologe ist ge-
lernter Verlagskaufmann. Er war als
wissenschaftlicher Mitarbeiter beim

Deutschen Kulturrat und hat dort ver-
schiedene Publikationsprojekte be-
treut. Als Drehbuchautor hatte er auch
Berührungspunkte mit dem Filmge-
schäft. Mitte der Neunziger gründete
er gemeinsam mit einer Partnerin eine
Agentur für Public Relations, deren ge-
schäftsführender Gesellschafter er bis
Ende 2003 war. Nachdem er seine An-
teile an diesem Unternehmen ver-
kauft hatte, gründete Niederländer
mit Hesse den Verlag Tisch 7.

Auf der Leipziger Buchmesse im
Frühjahr 2005 konnte das junge Li-
teraturunternehmen für Aufsehen
sorgen. Man startete mit drei  Veröf-
fentlichungen: „Die Niedertracht der
Musik“ von Alban Nikolai Herbst,
„Sonntage ohne Unterschrift“ von
Thomas Kunst sowie mit dem Ro-
mandebüt „Fehlt denn jemand“ der
bereits für ihre Erzählungen mit dem
Bettina-von-Arnim-Preis ausge-
zeichneten Autorin Doris Konradi.

Inzwischen sind insgesamt elf Ti-
tel erschienen, zwei weitere sind für
den Herbst in Vorbereitung.

Vom großen Medienecho auf die
Neuheiten von Tisch 7 zeugen Artikel
in der Hannoverschen Allgemeinen,
der FAZ, der NZZ und anderen. „Ein
starkes Medieninteresse war nach den
beiden ersten Programmen da. Doch
das wirkt sich nicht im Vertrieb aus“,
so Niederländer. „Das eigentliche Na-
delöhr für einen jungen Verlag ist der
Buchhandel. Es ist eine kleinteilige,
mühevolle Tätigkeit, sich in den Buch-
handlungen zu positionieren.“

In der Hauptsache verlegt Tisch 7
deutsche Gegenwartsliteratur, dar-
unter bekannte Namen, aber auch
junge Autoren mit ihren Debüts. Man
schaut über die Landesgrenzen, nach
Sprachen und Literaturen, von denen
die Tisch-7-Verleger glauben, dass sie
im deutschsprachigen Raum noch un-
terrepräsentiert sind. Dazu zählen
auch der italienische und französische
sowie der skandinavische Raum, we-
niger  der angloamerikanische, um
den sich in Deutschland sehr viele
Verlage bemühen.

In den Regalen der Buchhand-
lungen sind Wiederkennungswerte
gefragt. Die Positionierung der Bü-
cher von Tisch 7 am Markt hat des-
halb auch etwas mit der Buchgestal-
tung zu tun.  „Wir haben von vorne-
herein gesagt: Unsere Bücher muss
man auf den ersten Blick erkennen,
sie müssen eine Marke werden“, sagt
Niederländer.

Bei Tisch 7 folgt die Form dem In-
halt. Angetreten ist Tisch 7 mit hoch-
wertigen Hardcover-Ausgaben. Man
stellte aber bald fest, dass das Lesepu-
blikum zwischen den schön gestalte-
ten Buchdeckeln Romane erwartete.

Das war Hesse und Niederländer
nicht genügend Beweglichkeit: Es

entstand eine Softcover-Reihe unter
dem Titel „Nomaden“. Hier war man
verlegerisch flexibler: man war nicht
auf eine Gattung fixiert, konnte Ex-
perimente machen.

Die dritte Reihe bei Tisch 7 sind
die Sachbücher, die unter dem Titel
„Umlaut“ firmieren. „Umlaut“, so er-
klärt Niederländer, „ist eines der ganz
wenigen deutschen Worte, die in
fremden Sprache übernommen wer-
den. In dieser Reihe interessieren uns
vor allem  Ausdrucksformen unserer
Alltagskultur. Der erste Band etwa
widmet sich dem Phänomen Mode.“

Auch wenn man es sich vorstellen
könnte, bei einem Sachbuch einmal
mit einem Sponsor zusammenzuar-
beiten, Tisch 7 macht ausschließlich
frei finanzierte Bücher. Man will sich
auf dem Markt behaupten. Dass ein

Buchverlag aber nicht nur nach
Marktgesetzen funktioniert, sondern
auch in kulturpolitischen Rahmenbe-
dingungen agiert, ist dem Jungverle-
ger Niederländer bewusst, nicht zu-
letzt aufgrund seiner jahrelangen Er-
fahrung in kulturpolitischer Arbeit.

„Man hört oft den Ruf nach einer
politischeren Literatur. Ich halte das
nicht für notwendig. Aber es wäre
schön, wenn der Literaturbetrieb et-
was politischer wäre. Es ist wenig Be-
wusstsein da, für die Gestaltungs-
möglichkeiten im Bereich der Poli-
tik. Um allerdings politische Rah-
menbedingungen zu beeinflussen
und zu gestalten, muss man ein
Langstreckenläufer sein. Auf der an-
deren Seite gibt es vitale Bereiche,
zum Beispiel in der Zusammenar-
beit mit ähnlich denkenden und ar-
beitenden Verlagen, in denen sich
die Vorhaben schneller umsetzen
lassen, als in der Politik. Das finde
ich interessanter.“

Haben Sie sich nicht schon die
ganze Zeit gefragt, warum der porträ-
tierte Verlag eigentlich Tisch 7 heißt?

Hier die „Tisch-Anekdote“: Die ersten
Gespräche zur Verlagsgründung zwi-
schen Bettina Hesse und Frank Nie-
derländer hatten  in einem kleinen
Kölner Restaurant stattgefunden. Als
es später um den Namen des neuen
Verlags ging, befanden die Gründer
„Hesse & Niederländer“ als zu prosa-
isch, und da partout kein griffiger,
nicht bereits geschützer Name auf-
zutauchen schien, war es die Bedie-
nung in dem genannten Restaurant,
die mit der richtigen Idee kam: „Ihr
habt doch da hinten am Tisch 7 geses-
sen, dann nennt euch doch so.“  Nach
den knapp zwei Jahren seines Beste-
hens biegt sich Tisch 7 inzwischen un-
ter der Zahl und dem Gewicht seiner
Veröffentlichungen. Sollte Ihr Buch-
händler vor Ort noch keine Auswahl
der Tisch-7-Produkte vorrätig halten,
dann finden Sie weitere Informatio-
nen unter www.tisch7-verlag.de  

Tisch 7-Verleger: Bettina Hesse und Frank Niederländer       Foto: Verlag Tisch 7
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Im Folgenden wird auf Bundestags-
drucksachen mit kulturpolitischer
Relevanz hingewiesen. Berücksich-
tigt werden Kleine und Große Anfra-
gen, Anträge, Entschließungsanträ-
ge, Beschlussvorlagen sowie Bun-
destagsprotokolle. Alle Drucksachen
können unter folgender Adresse aus
dem Internet heruntergeladen wer-
den: http://dip/bundestag.de/par-
fors/parfors.htm.

Berücksichtigt werden Drucksachen
zu folgenden Themen:

· Auswärtige Kulturpolitik,
· Bildung,
· Bürgerschaftliches Engagement,
· Daseinsvorsorge,
· Erinnern und Gedenken,
· Europa,
· Informationsgesellschaft,
· Internationale Abkommen mit

kultureller Relevanz,
· Kulturelle Bildung,
· Kulturfinanzierung,
· Kulturförderung nach § 96 Bun-

desvertriebenengesetz,
· Kulturpolitik allgemein,
· Kulturwirtschaft,
· Künstlersozialversicherungs-

gesetz,
· Medien,
· Soziale Sicherung
· Steuerrecht mit kultureller Rele-

vanz,
· Stiftungsrecht,
· Urheberrecht.

Kulturpolitik allgemein

· Drucksache 16/322 (23.12.2005)
Gesetzentwurf der Bundesregierung:
Entwurf eines Gesetzes über die
Deutsche Nationalbibliothek (DNBG)

· Drucksache 16/1058 (27.03.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
(Drucksache 16/885): Ende der An-
schubfinanzierung von Ger-
manSounds

· Drucksache 16/1371 (04.05.2006)
Gesetzentwurf der Bundesregierung:
Entwurf eines Gesetzes zur Ausfüh-
rung des UNESCO-Übereinkom-
mens vom 14.November 1970 über
Maßnahmen zum Verbot und zur
Verhütung der rechtswidrigen Ein-
fuhr, Ausfuhr und Übereignung von
Kulturgut (Ausführungsgesetz zum
Kulturgutübereinkommen -KGÜAG)

· Drucksache 16/1118 (03.04.2006)
Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Kultur und Me-
dien (22.Ausschuss) zu dem Gesetz-
entwurf des Bundesrates (Drucksa-
che 16/238): Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Buchpreisbin-
dungsgesetzes

Auswärtige Kulturpolitik

· Drucksache 16/1000 (21.03.2006)
Unterrichtung durch die Deutsche
Welle: Aufgabenplanung der Deut-
schen Welle 2007 bis 2010

· Drucksache 16/1476 (12.05.2006)
Unterrichtung über die gemäß §
80Abs. 3 und § 92 der Geschäftsord-
nung an die Ausschüsse überwiese-
nen Vorlagen (Einganszeitraum
17.März bis 11.Mai 2006)

Bundestagsdrucksachen

Deutscher Bundestag im Reichstagsgebäude                                                                                                                                                                         Fotonachweis: Deutscher Bundestag

1. Überweisung von Unterrichtun-
gen gemäß § 80 Abs. 3 GO
1.1. Unterrichtung durch die Deut-
sche Welle: Aufgabenplanung der
Deutschen Welle 2007 bis 2010
(Drucksache 16/1000)

Bildungspolitik

· Drucksache 16/985 (16.03.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion die LIN-
KE (Drucksache 16/781): Kritik des
UN-Sonderberichterstatters am
deutschen Bildungssystem

· Drucksache 16/1063 (28.03.2006)
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Den Europäischen
Bildungsraum weiter gestalten –
Transparenz und Durchlässigkeit
durch einen Europäischen Qualifi-
kationsrahmen stärken

· Drucksache 16/1168 (05.04.2006)
Antrag der FDP-Fraktion: Flexible
Konzepte für die Familie – Kinder-
betreuung und frühkindliche Bil-
dung zukunftsfähig machen

· Drucksache 16/1237 (07.04.2006)
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Initiativen
der Bundesregierung zur Weiterent-
wicklung des Bildungsbereichs

· Drucksache 16/1315 (28.04.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache
16/1237): Initiativen der Bundesre-
gierung zur Weiterentwicklung des
Bildungsbereichs

Urheberrecht

· Drucksache 16/1232 (11.04.2006)
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NNIS 90/DIE GRÜNEN: Novellie-

rung des Urheberrechts

· Drucksache 16/1356 (27.04.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache
16/1232): Novellierung des Urhe-
berrechts

· Drucksache 16/1107 (31.03.2006)
Gesetzentwurf der Bundesregierung:
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur
Änderung des Urheberrechtsgesetzes

· Drucksache 16/1173 (zu Drucksa-
che 16/1107) (06.06.2006)
Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung: Entwurf eines Fünften Ge-
setzes zur Änderung des Urheber-
rechtsgesetzes (Drucksache 16/
1107) – Gegenäußerung der Bun-
desregierung zu der Stellungnahme
des Bundesrates

Steuerrecht mit kultureller
Relevanz

· Drucksache 16/1182 (06.04.2006)
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion:
Ermäßigte Umsatzsteuersätze
· Drucksache 16/1349 (28.04.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(Drucksache 16/1182): Ermäßigte
Umsatzsteuersätze

Soziale Sicherung

· Drucksache 16/1213 (07.04.2006)
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Sozialversi-
cherung der Synchronschauspieler
in Deutschland

· Drucksache 16/1367 (02.05.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache
16/1213): Sozialversicherung der

Synchronschauspieler in Deutsch-
land

Föderalismusreform

· Drucksache 16/1062 (27.03.2006)
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Auswirkung
der Föderalismusreform auf das
Berlin-Bonn-Gesetz und die Bun-
desstadt Bonn

Europa

· Drucksache 16/1041
(23.03.2006)
Antwort der Bundesregierung auf
die Kleine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE (Drucksache 16/863): Positi-
on der Bundesregierung zur EU-
Dienstleistungsrichtlinie im Rat
der Europäischen Union
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Gefördert aus Mitteln des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur
und Medien

Kurz-Schluss
Schwarz-Rot-Colt oder Schwarz-Rot-Cold?

Theo Geißler, Herausgeber der „neuen
musikzeitung“ und „Jazzzeitung“ so-
wie Mitherausgeber der puk, Modera-
tor der Radiomagazine „taktlos“ (BR/
nmz) und „contrapunkt“ (BR)

D er Erfolg einer Kolumne wie der
vorliegenden hängt weitge-

hend davon ab, „dass der Autor die
längerfristig generierte, formatierte
Erwartungshaltung der Leser immer
wieder erfüllt“ (Handbuch des er-
folgreichen Meinungs-Journalismus,
Axel-Springer-Verlag, Berlin 1968).
Demnach müsste jetzt – eingedenk
des frei gewählten Themas „Neuer
Patriotismus Deutschlands?“ – der
Text ungefähr wie folgt starten:

Eine Woge frischbrauner Möch-
tegern-Bewusstseins-Gülle überflu-
tet die Bundesrepublik. Generiert in
den First-Class-Büros und exekutiert
in den Colosseen gewissenloser glo-
bal-kapitalistischer Show-Imperialis-
ten schwappt der Müll, in einem
Meer von schwarz-rot-goldnen Fähn-
chen zu ästhetisch freilich angemes-
senem Polyäthylen gerinnend, übers
Land. Bezeichnend, dass unsere weit-
gehend hilf-, rat- und tatenlose Poli-
tik ausgerechnet einer Branche die
gesamtgesellschaftliche Gestaltungs-
Hoheit preisgegeben hat, zu deren
Kerngeschäft der Menschenhandel
gehört: Dem Fußball.

Halt, Stopp, nix da: Solch ein
Kurzschluss-Sammelsurium wäre ja
das allerletzte. Zumal es sich bei dem
erwähnten Flaggen-Meer doch eher
um einen Branding-Erfolg denn um
tiefergehende politische Willens-
Formulierung handelt. Womöglich
noch um eine Spät-Wirkung der an-
sonsten sang- und klanglos versi-
ckerten „Du bist Deutschland“-Kam-
pagne:

Denn: Wer schon will sich nicht
da wohl fühlen, wo er lebt? Allenfalls
die einschlägigen Miesepeter. Und
ist es nicht hoch legitim, solch ein
Wohlgefühl – beispielsweise beim
Public Viewing – mit anderen zu tei-
len? Ihm Ausdruck zu verleihen, in-
dem man Farbe und Flagge bekennt?
Zumal sich die Handelsbeziehungen
mit dem zukünftigen Wirtschafts-
partner Nummer Eins, der Volksre-
publik China, dank des regen Fähn-
chen-Imports dramatisch verbessert
haben dürften.

Ein dickes Lob in diesem Kontext
dem CSU-Bundestagsabgeordneten
Josef Singhammer, der für die Dauer
der Fußball-WM jetzt die Anordnung
kompletter Staatsbeflaggung ge-
fordert hat. Was für eine Geschäfts-
Idee. Nur leider etwas spät, weil der
Fahnentransport von Shanghai nach
Hamburg doch sechs Wochen dau-
ert – und deutsche Produzenten für
die deutsche Fahne einfach zu teuer
sind. Aber manchmal steht ja der
gute Wille für die Tat. Hund sans
scho, unsre Bayern.

Nun geht es also darum, diese
ballgenerierte Wohlfühl-Atmosphä-
re in eine gesellschaftliche Kontinu-
ität überzuführen. Keine ganz einfa-
che Aufgabe angesichts anstehender
Mehrwertsteuer-Erhöhung und der
geplanten Verstaatlichung privater
Krankenkassen. Es handelt sich ganz
klar um einen Bildungsauftrag.

Was Wunder, dass just in diesem
Moment gewohnt übellaunige Funk-
tionäre der hessischen Gewerkschaft
für Erziehung und Wissenschaft wie

die Teufel aus der Schachtel hüpfen
und ein Uralt-Papier an den Schulen
verteilen, welches krampfhaft die
Verfrachtung unserer Nationalhym-
ne ins Museum altlink durchzuargu-
mentieren trachtet. Ja seid Ihr denn
noch gescheit? Da wird endlich mal
wieder gemeinschaftlich gesungen,
und Euch fällt nix besseres ein als
dieser beckmesserisch-historisie-
rende Scheuklappen-Blick. Küm-
mert Euch doch lieber um vernünf-
tige Ess-Gewohnheiten bei Euren
angeblich dauernd vom Burn-Out-
Syndrom bedrohten Mitgliedern!
Und überhaupt: Warum ruft MP
Koch angesichts eines derartigen
Abgrundes von Landesverrat nicht
Freund Schäuble an und holt die
Bundeswehr als ordnende Kraft ins
Bundesland – wenn er selbst seiner
Beamten nicht mehr Herr wird? Die
Soldaten könnten – nach einem
leicht verkürzten Bachelor-Studium
als Kindergärtner und Lehrer…

Autsch. Stopp. Falsch gedacht:
Föderalismus-Reform. Das geht na-
türlich vor. Im Bildungsbereich hat
der Bund ja nix mehr zu melden.
Wirkt nicht nur aus kultureller Sicht
(Diversifikation) sondern auch mit
ökonomischem Blickwinkel sehr
vernünftig. Denn wenn wir dem-
nächst 16 Nationalmannschaften
haben (in vielen Länderministerien
ist die Kultur ja dem Sport auch
schon zugeordnet) steigen natürlich
unsere Chancen, Fussball-Weltmeis-
ter zu werden, nahezu proportional.
Und – angesichts der deutschen
Sammel-Leidenschaft – verbessern
sich die Flaggen-Handelsbeziehun-
gen zur Volksdemokratie China bei
16 Motiven gigantisch…

…, „dass der Autor die längerfris-
tig generierte, formatierte Erwar-
tungshaltung der Leser immer
wieder erfüllt“… Na ja, den Bösen
wurd es wieder grob gegeben, und
die Guten sind ordentlich gelobt. Ist
doch wieder prima geraten das
Glösschen. Sehr selbstzufrieden:

Ihr Theo Geißler 

Zeichnung: Dieko Müller
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KONZEPTION KULTURELLE BILDUNG

Dieter HornungBreitenkultur statt Laienkultur
Wie sich Ehrenamtliche auch in Zukunft für das Kulturelle Leben vor Ort engagieren können
In tausenden Orchestern, Chören, Laien-
spielgruppen und Kulturvereinen engagie-
ren sich mehrere Millionen Menschen � über-
wiegend ehrenamtlich � Tag für Tag für das
kulturelle Leben vor Ort und für die musi-
kalische und kulturelle Betätigung, insbeso-
ndere auch junge Menschen. Sie bilden ei-
nen wesentlichen Teil der kulturellen Brei-
tenarbeit und sorgen damit nicht nur für ein
vielfältiges kulturelles Angebot, sondern er-
möglichen die Teilhabe vieler.

Nach wie vor stehen trotz Verbesserungen in den
vergangenen Jahren viele ehrenamtlich Tätige
im Bereich der Breitenkultur vor großen Heraus-
forderungen und Problemen.

Laienkultur oder Breitenkultur

Der Begriff Laienkultur suggeriert, dass hier je-
mand am Werk ist, der Kultur eben so im Rah-
men seiner begrenzten Möglichkeiten betreibt.
Unter dem aus dem Griechischen kommenden
Begriff �Laie� wird in der Definition des Dudens
auch ein Nichtfachmann verstanden. Diese ne-
gative Belegung des Begriffs  wird den vielen
Aktivitäten und Leistungen der  ehrenamtlich
Tätigen nicht gerecht. Es gibt auch keinen Laien-
sport, sondern Breitensport.
Der Begriff Breitenkultur zeigt auf, dass  Kultur
von vielen, also in der Breite, gepflegt wird. Die-
sem Begriff ist also der Vorzug zu geben.  Er ist
eher geeignet, ehrenamtlich Tätige zu gewinnen,
die ihre Interessen wiederum auch besser in der
Politik, Öffentlichkeit und bei anderen Partnern
vertreten wissen.  In diesem Begriff kommt ja auch
eine größere Gemeinschaft zum Ausdruck.
Als Verband, der sich seit seiner Gründung in 1904
auch mit der Brauchtumspflege beschäftigt, sind
wir sehr dankbar, dass auf diesen Begriff hinge-
wiesen wird. Brauchtumspflege bedeutet nicht Hei-
mattümelei und die Beschäftigung mit dem Alt-
hergebrachten zum Zwecke der Glorifizierung.
Brauchtumspflege bedeutet vielmehr die Fortfüh-
rung des Überkommenen, erinnert sei hier an
Bräuche im Laufe des Jahres, die dazu  beitragen,
dass aus der Geschichte positive Merkmale gezo-
gen werden. So vertritt der Verband neben dem
Naturschutz und der Denkmalpflege � den Grund-
pfeilern der Heimatpflege � auch die Brauchtums-
pflege. Hierzu gehören die Pflege von Regional-
und Minderheitensprachen. Sicherlich gibt es auch
Bräuche, die in dieser Form überdenkenswert sind.

Demografische Entwicklung als
Chance
Sowohl für die Breitenkultur als auch die Brauch-
tumspflege wird die demographische Entwicklung

positiv gesehen. Die älteren Menschen können
sich sinnvoll beschäftigen. Sie können sich im
Verein in die Gesellschaft einbringen.
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass es durch die
Arbeitsplatzsituation � auch bei älteren Mitarbei-
tern � mit der erforderlichen Flexibilität oder auch
durch die Haltung verschiedener Arbeitgeber  mit
der Breitenkultur schwieriger wird.
Es sei ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Brei-
tenkultur und Brauchtumsarbeit eine positive Rolle
für die Integration spielen können. So können Mi-
granten in die Tätigkeit eingebunden werden und
sich der Allgemeinheit z. B. auch mit ihrem Inte-
grationswillen präsentieren. Die Integrationsmög-

lichkeiten werden von den Vereinen angeboten,
dies gebietet schon die Zugangsmöglichkeit der
Allgemeinheit im Sinne des Gemeinnützigkeits-
rechts gem. § 52  Abs. 1 AO. Es muss allerdings
auch  Integrationsbereitschaft vorhanden sein.
Der Kampf der Schul- oder auch Studienabgän-
ger um entsprechende Arbeitsplätze ist allseits
bekannt. Falls sich Jugendliche bereit erklären,
ehrenamtlich auf kulturellem Gebiet tätig zu sein,
so könnte das Engagement sicherlich gefördert
werden, wenn entsprechende Sozialpunkte bei
Prüfungen oder  Einstellungen eine Rolle spie-
len. Zu denken ist auch an Auszeichnungen so-
wie die schulische Einbindung.
Sicherlich muss in diesem Zusammenhang auch
berücksichtigt werden, dass von Jobsuchenden eine
Flexibilität in Bezug auf ihren Wohnort erwartet
wird. Dies wirkt sich auf die regelmäßige ehren-
amtliche Tätigkeit z. B. an ihrem Heimatort aus.

Ganztagsschule � Chance für die
Breitenkultur
Die  neuen  Herausforderungen sind  als Chan-
cen zu begreifen. So besteht für die Breitenkul-
tur die Möglichkeit, dass in offenen Ganztags-
schulen unterstützend Tätigkeiten möglich sind,
z. B. durch die Erlernung von Instrumenten oder
auch die Erweiterung des Sachunterrichts. Der
Begriff �Heimat� ist leider ganz aus dem Voka-
bular der Schulen verschwunden.
Durch die finanziell eng begrenzten Ressourcen
der Kommunen sind diese Angebote nicht kos-
tenlos, sodass insbesondere bei Problemfällen
davon kein Gebrauch gemacht werden kann. Die
zum Teil erheblichen Beiträge führen dazu, dass
Alleinerziehenden oder finanziell schwächer ge-
stellten Familien eine Teilnahme verwehrt bleibt.
Das Kindergeld reicht nicht, um einen Platz in

der offenen Ganztagsschule zu bezahlen. Hierzu
sei angemerkt, dass auch die deutsche Sprache
zu unserem Kulturgut gehört und sich in Bezug
auf die Ganztagsschule eine Chance bietet, die-
se doch ausländischen Kindern besser nahe zu
bringen. Aber auch hier spielt die finanzielle Si-
tuation wieder eine Rolle.
Es werden immer mehr Ganztagsschulen eröff-
net, dieses Geld fehlt für die Bildung, für Lehr-
mittel gerade für Grundschulen oder für Kinder-
gärten. Hier wäre ein Umdenken sinnvoll. Das
Fordern und Fördern  der �kleinen Bürger� ist der
Grundstock für unsere Zukunft.

Zusammenarbeit von Breiten-
kultur und Kultureinrichtungen
Die inzwischen bundesweit zu verzeichnenden
engen finanziellen Möglichkeiten der Kommu-
nen zwingen diese leider zu außergewöhnlichen
Sparmaßnahmen. Oft wird bei Streichungen von
so genannten freiwilligen Leistungen  zuallererst
mit der Kultur begonnen. Es findet dadurch eine
Veränderung statt. Aus ehemaligen Kultureinrich-
tungen mit hauptberuflichen Kräften werden eh-
renamtlich Tätige. Neben dem sozialen Problem
für die gekündigten Mitarbeiter zeigt es sich auch,
dass auch für diesen Sachverhalt der Begriff Laien-
kultur wirklich nicht der richtige Ausdruck ist.
Eine Möglichkeit wäre, dass eine ausgewogene
Aufteilung der Kulturetats zwischen Hauptberuf-
lichen und Ehrenamtlichen erfolgt. Es ist dabei
zu berücksichtigen, dass dies in die kommunale
Selbstverwaltung eingreift. Unabhängig davon ist
die Förderung der Spitzenkultur zu sehen, die
wichtig ist.

DER VERFASSER IST GESCHÄFTSFÜHRER DES
BUND HEIMAT UND UMWELT 

Die Laienkultur gehört zu den Bereichen des kulturellen Lebens, die oftmals verdrängt werden,
die nicht so richtig zum Kulturbetrieb dazugehören und wie längst abgelegte Kleidung an ver-
gangene und nunmehr überwundene Zeiten erinnern. Dass dieses Bild der vitalen Szene der
Laienkultur nicht gerecht wird, wird jeder feststellen, der sich näher mit der Laienkultur oder
besser gesagt Breitenkultur befasst.
Ebenso wie im professionellen Kunstbetrieb gibt es auch hier die Pflege der Tradition, das Verhar-
ren beim Bewährten, genauso gibt es Aufbruchstimmungen, Experimente und Innovationen. Das
Besondere der Breitenkultur besteht darin, dass sie sich an breite Bevölkerungsschichten richtet
und diese auch erreicht. Breitenkultur fußt auf bürgerschaftlichem Engagement. Hier trifft das
Interesse an Kunst, an eigener künstlerischer Tätigkeit und das bürgerschaftliche Engagement
zusammen. Darin liegen die besonderen Potenziale der Breitenkultur.
Kulturelle Bildung hat in der Breitenkultur eine lange Tradition. Es geht darum, immer wieder
Menschen zu gewinnen, die sich engagieren, die mitmachen. Die Gewinnung des Nachwuchses,
egal ob jung oder alt, ist daher eine zentrale Fragestellung für die Organisationen der Breiten-
kultur und der Brauchtumspflege.
Die Fotos zeigen Brauchtumspflege am Niederrhein (Mönchengladbach). Es sind Bilder vom Umzug
der vier Bruderschaften von Neuwerk bei der Kirmes am 28. Mai 2006 in Bettrath.

Alle Fotos: Olaf Zimmermann
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Nicht nur Denkmalpflege betreiben
Anmerkungen des Instituts für niederdeutsche Sprache zur Anhörung der Enquète-Kommission �Kultur in Deutschland�

Reinhard Goltz

Wer von niederdeutscher Kultur spricht, un-
terliegt der Gefahr, belächelt oder gar vor-
verurteilt zu werden. Das mag seine histo-
rischen und ideologischen Ursachen haben
und zudem auf tatsächliche oder künstleri-
sche Ansprüche referieren. Die Gedanken
entfliehen zum rückwärtsgewandten Bauern-
schwank, zur heimatlichen Idylle, zur selbst-
vergessenen Schunkelfröhlichkeit. Doch das
Leben ist anders. Das gilt sowohl für den
Alltag in zahlreichen engagierten Vereinen
und Verbänden als auch für gestalterische
und künstlerische Aktivitäten.

Die niederdeutsche Sprache und die in ihr auf-
gehobene Kultur geraten seit den 1980er Jah-
ren in zweierlei Hinsicht in den Blick. Zum einen
ist ein eklatanter Rückgang der Sprecherzahlen
zu verzeichnen. Der zweisprachige Generatio-
nenvertrag in Norddeutschland wurde weitge-
hend aufgegeben. Wo die Großeltern noch
selbstverständlich die Regionalsprache sprechen,
verfügen die Eltern vor allem über eine passive
Sprachkompetenz, während sie aktiv kaum über
einzelne Versatzstücke hinauskommen; bei den
Kindern schließlich ist auch das Verstehen allen-
falls rudimentär gewährleistet. Geschätzt wird die
Zahl der Plattdeutsch-Sprecher derzeit auf 5 bis
8 Millionen; die letzte Umfrage ist über 20 Jahre
alt, neuere Daten wurden nur regional erhoben,
aber auch sie stimmen wenig hoffnungsfroh.
Niederdeutsch ist vom Sprachentod bedroht.
Bereits 1976 hat der damalige Bundeskanzler
Helmut Schmidt dazu angeregt, über Formen
eines staatlichen Sprachenschutzes nachzuden-
ken: �Das Niederdeutsche ist ein Teil unserer
Kultur mit eigenständiger Prosa und Poesie.
Schon aus diesem Grunde sollte es gepflegt wer-
den. Vielleicht sollten wir nicht nur Naturschutz
und Denkmalspflege betreiben, sondern auch
Sprachschutz.�
Seit 1999 steht die niederdeutsche Sprache in
Deutschland unter dem Schutz der Europäischen
Charta der Regional- oder Minderheitensprachen.
Hiermit ist die völkerrechtliche Anerkennung als
eigenständige und vollwertige Einzelsprache ver-
bunden. Dabei wird anerkannt, dass diese Spra-
che einen Beitrag zur kulturellen Vielfalt in
Deutschland leistet. Das Niederdeutsche genießt
als einzige Regionalsprache in Deutschland somit
den gleichen Status wie das Friesische, das Sorbi-
sche, das Dänische (als Minderheitssprache in
Schleswig-Holstein) und das Roma der deutschen
Sinti und Roma. Damit unterscheidet sich im
sprachpolitischen Kontext das Niederdeutsche
deutlich von den Dialekten des Deutschen.
Die aus dem Status der Regionalsprache für die
Sprechergruppe erwachsenen Rechte sind juris-
tisch, politisch und faktisch bisher nur unzurei-
chend ausgelotet. So lehnt der Bundesbeauftrag-
te für Kultur und Medien mit Verweis auf die Kul-
turhoheit der Länder nach wie vor jegliche För-
derung dieser Sprachgruppe ab, ausdrücklich
auch für solche Projekte, die Bundesland über-
greifend angelegt sind.
Insgesamt acht Bundesländer haben sich mit
Zeichnung der Sprachen-Charta verpflichtet,
Maßnahmen zum Schutz der niederdeutschen
Sprache zu ergreifen: Brandenburg, Nordrhein-
Westfalen und Sachsen-Anhalt wählten den all-
gemeineren Teil 2, während sich Bremen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen
und Schleswig-Holstein für einen detaillierten
Katalog nach Teil 3 entschieden.
Die niederdeutsche Kulturlandschaft bietet wahr-
lich kein homogenes Bild. Allerdings herrscht hier
ehrenamtliches Engagement. Kleinräumige und
überregionale Zuschnitte überlagern und ergän-
zen einander. In ganz Norddeutschland findet sich
mit unterschiedlichen regionalen Abstufungen ein
insgesamt veritables und vielfältiges kulturelles
Angebot, getragen von zumeist überschaubaren
Organisationsstrukturen und mit Beteiligten, für
die Kulturarbeit eine ausgeprägte soziale Kom-
ponente enthält, mit verschiedensten künstleri-
schen Ansprüchen und Wirkungen. Auffällig ist,
dass es sich vielfach um Mitmach-Aktivitäten han-
delt. Hier wird die integrative Kraft kultureller
Angebote oft höher veranschlagt als ein (wie auch
immer zu definierender) künstlerischer Anspruch.
Teilhabe an niederdeutscher Kultur ist oft gleich-
zusetzen mit der Übernahme einer aktiven Rolle.
Das Spektrum der Aktivitäten umfasst weitgehend
traditionelle Sektoren: Theater, Tanz, Gesang,
Regionalgeschichte, Literatur usw. Als Einzugsbe-
reich für derlei Aktivitäten gilt vornehmlich nicht-
urbanes Territorium: das Dorf oder die Kleinstadt
sowie ggf. deren nähere Umgebung. Nicht zu

unterschätzen sind zudem die identitätsstiftenden
Kräfte, welche die jeweils lokale Ausprägung der
verwendeten niederdeutschen Sprache entfaltet.
Steigende Mobilität, verändertes Freizeitverhalten
und neue Formen der Mediennutzung sind längst
als allgemein-gesellschaftliche Erscheinungen be-
schrieben, welche der Attraktivität von traditionel-
len Kultureinrichtungen wenig förderlich sind. Er-
gänzt man diese Feststellung durch das Phäno-
men des rapiden Rückgangs der Regionalsprache
in den meisten Teilen Norddeutschlands, so er-
klären sich rückläufige Mitgliederzahlen und Exis-
tenznöte bei den tragenden regiokulturell oder
regionalsprachlich ausgerichteten Institutionen.
Die Bundesrepublik Deutschland hat durch die
Ratifizierung der europäischen Sprachen-Char-
ta die Verpflichtung übernommen, die nieder-
deutsche Sprache durch �entschlossenes Vorge-
hen� zu fördern. In diesem Bereich mangelt es
bisher an Ansätzen, Staatshandeln im Sinne ei-
ner umfassenden sprachpolitischen und sprach-
planerischen Strategie zu entwickeln. Vor diesem
Hintergrund ist es unverzichtbar, Anreize für Ju-
gendliche zu schaffen, sich intensiver mit der Spra-
che und der in ihr aufgehobenen Kultur zu be-
schäftigen und vor allem: die Sprache selbst zu
erlernen. Als Gegenentwürfe zu einer globalisier-
ten Welt spielen in eine solche Strategie auch Le-
bensprinzipien und Wertvorstellungen hinein, in
denen Faktoren wie �regionale Gebundenheit�
und �Identität� einen hohen Stellenwert besitzen.
Der Erfolg solcher staatlich beförderter Maßnah-
men wird auch davon abhängen, ob es gelingt,
das herrschende Klima mangelhafter gesell-
schaftlicher Anerkennung für ehrenamtliches
Engagement gerade auch im kulturellen Feld zu
neutralisieren. Bei den staatsseitigen Aktivitäten
ist zweifellos noch viel Platz für Kreativität vor-
handen; man denke beispielsweise an die Mög-
lichkeit der Vergabe von Bonus-Punkten im Rah-
men der Studienplatzvergabe.
Neben solchen äußeren Anreizen bilden Ange-
bote zu zeitgemäßen Themen und Formen eine
Grundvoraussetzung für eine Umkehrung mo-
mentaner Tendenzen. Eine Voraussetzung dafür
ist, dass die Jugendlichen ihre Arbeit in selbst-
formulierte Aufgabengebiete einfließen lassen
können, um auf diese Weise zu verantwortlichem
Arbeiten zu gelangen. Hierfür kann der Staat
durchaus eine steuernde Funktion übernehmen.
Wenn es um den Fortbestand der niederdeut-
schen Sprache und der in ihr aufgehobenen Kul-
tur geht, so kommt dem Bildungsbereich beson-
deres Gewicht zu. In diesem Zusammenhang be-
trachten die Organisationen die Bemühungen um

die Einführung der Ganztagsschule als Chance
und gleichzeitig als große logistische und inhalt-
liche Herausforderung. Praktiziert werden unter-
schiedliche Patenschaftsmodelle, etwa für platt-
deutsche Spracherwerbskurse, Tanzkurse, Thea-
terkurse usw. Dringend sind hier regionale und
überregionale Vernetzungen etwa mit Blick auf
Unterrichtsmaterialien sowie hinsichtlich der Aus-
und Fortbildung der Paten zu organisieren. Eine
Grundvoraussetzung für den Erfolg derartiger
Maßnahmen besteht in der Bereitschaft der Schu-
len, sich auf ein solches Miteinander mit den
Paten einzulassen und ihrer Arbeit mit kritischer
Wertschätzung zu begegnen. Dringend zu ver-
meiden ist, dass die Paten vorrangig als kosten-
neutrale Hilfslehrer angesehen werden. Die im
Konzept der Ganztagsschule angelegte Öffnung
erfordert zweifellos ein Umdenken und letztlich
auch neue Zielbestimmungen aller an der Schul-
praxis Beteiligten. Schließlich geht es um eine
alltags- und praxisnahe Form der personellen
und inhaltlichen Bereicherung des Schullebens.
Staatliche Impulse sollten diesen Prozess beglei-
ten. Zudem ist dringend darüber nachzudenken,
wie Anreize für Lehrer geschaffen werden kön-
nen, sich im kulturellen Bereich stärker ehren-
amtlich zu engagieren.

gen mit kulturellen Elementen aus der Heimat
der Migranten stattfindet. Grundsätzlich bieten
die örtlichen Kulturvereine hervorragende Mög-
lichkeiten, gelebte und örtlich verankerte Alltags-
kultur zu erfahren und mitzugestalten. Der Er-
folg ist dabei wesentlich von den Vermittlern ab-
hängig. Auch hier könnten staatliche Anreize und
Impulse zielführend wirken.
Festzustellen ist aber auch, dass die im engeren
Bereich des niederdeutschen Kulturlebens, also
in Feldern wie Theater und Literatur, eine sprach-
liche Hürde zu überwinden ist, an die sich auch
zahlreiche Sprecher des Hochdeutschen nicht
heranwagen. Vor diesem Hintergrund bietet es
sich an, den Fokus auf bestimmte Gruppen zu
lenken, etwa auf russlanddeutsche Migranten mit
niederdeutschem Sprachhintergrund. Besonde-
re Beachtung finden die Sprecher des Plautdiet-
schen, einer sprachgeographisch dem Weichsel-
mündungsgebiet zugehörigen Varietät des Nie-
derdeutschen. Die Träger dieser Sprache siedeln
im gesamten Bundesgebiet, allerdings mit erkenn-
baren Schwerpunkten. Einige hunderttausend
Menschen haben beispielsweise im Raum Det-
mold-Bielefeld-Osnabrück eine neue Heimat ge-
funden. Hier bestehen bereits Verbindungen zu

Die europäische Sprachen-Charta schützt auch
die niederdeutsche Sprache
Den herkömmlichen Vereinen als Kulturträgern
und -vermittlern erwächst durch die Ganztags-
schule insofern eine Konkurrenz, als dass die
Nachmittage der Wochentage als Übungszeiten
weitgehend ausfallen. Dieses organisatorische
Problem ist aber durch Verlagerung und Umor-
ganisation der Arbeit mit Jugendlichen zu lösen,
wobei der Staat aufgefordert ist, Lösungswege
vorzubereiten und zu begleiten.
Selbstverständlich nehmen die niederdeutschen
Vereine entsprechend ihrer jeweiligen Ausrichtung
gesellschaftliche Aufgaben im staatlichen Gemein-
wesen wahr. Gerade in den ländlichen Regionen
sind sie oft die einzigen, die kulturelle Angebote
vorhalten. Daher ist die Arbeit dieser Gruppen für
die kulturelle Grundausstattung in Norddeutsch-
land nicht hoch genug einzuschätzen.
Unter dem Aspekt der Integration deutschstäm-
miger und ausländischer Mitbürger sind die tra-
ditionellen Gruppen gehalten, sich zu öffnen. Das
wird in Feldern wie Musik, Tanz, Trachten, Stadt-
teilkultur in unterschiedlicher Intensität längst
praktiziert. Und zwar in beiden Richtungen, so
dass auch Begegnungen und Auseinandersetzun-

Vereinen, die sich für die Pflege des
einheimischen Platt einsetzen.
Ein weiteres Beispiel mag die Dy-
namik zeigen, welche ursprünglich
kulturbewahrende Einrichtungen

entwickeln können. Die �Dittchen-Bühne� in Elms-
horn wurde als Einrichtung zur Bewahrung und Pfle-
ge des ostpreußischen Niederdeutsch gegründet.
Mittlerweile gibt es allerdings kaum noch Men-
schen, die diese Sprachform beherrschen. Vor die-
sem Hintergrund hat die Laienbühne einen star-
ken integrativen Zweig ausgeprägt mit Beratungs-
angeboten und einem System von Sprachkursen
für Immigranten. Diese Gruppe hat in vorbildlicher
Weise Konsequenzen aus der eigenen Geschichte
gezogen: Selbst erst vor wenigen Jahrzehnten ge-
sellschaftlich integriert, bietet sie nun denjenigen
ihre Hilfe an, die im Integrationsprozess dringend
Unterstützung benötigen. Das Institut für nieder-
deutsche Sprache begrüßt es außerordentlich, dass
die Enquete-Kommission des Deutschen Bundes-
tages �Kultur in Deutschland� auch solche Kultur-
segmente in den Blick nimmt, die weitgehend ohne
das Expertenwissen der Hochkultur auskommen
und in den üblichen Diskursen um �Kultur in
Deutschland� häufig unberücksichtigt bleiben.

DER VERFASSER IST GESCHÄFTSFÜHRER DES
INSTITUTS FÜR NIEDERDEUTSCHE SPRACHE 
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Breitenkultur ist Basiskultur
Bund Deutscher Amateurtheater (BDAT) zur Initiative der Enquète-Kommission

Norbert Radermacher

Der Bund Deutscher Amateurtheater (BDAT)
begrüßt die Initiative der Enquète-Kommis-
sion �Kultur in Deutschland� des Deutschen
Bundestages, die Breitenkultur zum Thema
einer Expertenrunde und Anhörung in Ber-
lin gemacht zu haben.

Die Kommission hat damit ein außerordentlich
wichtiges Themenfeld aufgegriffen, das zwar im
Rahmen einer Großen Anfrage der CDU-Frakti-
on im vergangenen Jahr im Bundestag diskutiert
werden sollte, aber auf Grund der vorgezoge-
nen Bundestagswahlen im Getöse der anderen
Politikfelder völlig untergegangen ist. Dabei ver-
tritt die Breitenkultur in allen Schattierungen und
Kunstsparten cirka 25 Millonen Menschen in
Deutschland, die sich aktiv oder passiv für die
Künste interessieren und engagieren. Auch wenn
der Umfang des wirtschaftlichen Potentials der
Breitenkultur noch wenig untersucht und wissen-
schaftlich fundiert erforscht wurde, so lässt sich
für das Amateurtheater beispielsweise feststel-
len, dass bei jährlich cirka 5 Millionen Zuschau-
ern in rund 5.000 Inszenierungen mehr als 40
Millionen € umgesetzt werden. Das ist der hun-
dertfache Wert der Bundeszuschüsse, die der Ver-
band erhält. Die Mitgliedszahlen, die von den in
Berlin versammelten Vorsitzenden und Präsiden-
ten der Kulturverbände in die Runde geworfen
wurde, waren in der Tat beeindruckend � Deutsch-
land ein Land der Breitenkultur! Dabei gelten
allerdings nicht nur für das breitenkulturelle An-
gebot des Amateurtheaters einige Spezifika, die
sich vorzüglich in die aktuelle gesellschaftliche
Debatte einbinden lassen und Lösungswege auf-
zeigen können.

Hoher Stellenwert des Amateur-
theaters in der kulturellen Bildung
Das Amateurtheater zeichnet sich zum Beispiel
durch eine Generationen übergreifende und Fa-
milien verbindende Zusammenarbeit aus. Exem-
plarisch kann in diesem Zusammenhang die Ar-
beit an den Freilichtbühnen genannt werden, in
denen teilweise seit Generationen ganze Fami-
lien aktiv sind. Vergleichbares gilt sicherlich auch
für das Volkstheater in ländlichen Regionen der
Republik. Dass sich der demographische Wan-
del auf die Amateurtheaterarbeit negativ aus-
wirken wird, ist derzeit in keiner Weise abzuse-
hen. Im Gegenteil � die nationalen und inter-
nationalen Theaterbegegnungen (Festivals, Se-
minare) belegen eine kontinuierliche Nach-
wuchsarbeit.
Das Amateurtheater kann einen wertvollen Bei-
trag im Umgang mit der Problematik des demo-
grafischen Wandels leisten. Innerhalb der Thea-
tergruppen besteht ein selbstverständlicher Ge-
nerationenvertrag, da sich nicht nur ganze Fami-
lie unter dem Dach des Theatermachens integrie-
ren, sondern weil Theaterarbeit immer eine
generationsübergreifende Tätigkeit ist. Die kultu-
rellen Erfahrungen der Älteren werden in der prak-
tischen Arbeit den nachfolgenden Generationen
vermittelt. Im Spiel auf der Bühne lernen die Jun-
gen von den �Alten Meistern�. Neue Bilder und
Sprachcodes der Jüngeren fließen ein in diesen
Dialog der Generationen und fordern zur Ausei-
nandersetzung auf. Amateurtheater kann also als
ein Mehr-Generationen-Modell gelesen werden.

Stärken von Amateurtheater
bewusst machen
Die Debatte über Kunst und Kultur ist in Deutsch-
land leider immer noch eine Debatte der Städte
und Kulturmetropolen. Die breitenkulturellen
Aktivitäten der Verbände finden aber auch und
gerade in kleinen Städten, Gemeinden und Dör-
fern des ländlichen Raums statt, und das nicht
zuletzt deshalb, weil der Atem der Hochkultur das
Land erst gar nicht erreicht. Da weder im Grund-
gesetz noch in anderen gesetzlichen Verordnun-
gen auf Bundesebene eine Bevorzugung der
großstädtischen Räume in Bezug auf Kunst und
Kultur festgeschrieben ist, müssen die Ansprü-
che und Forderungen des ländlichen Raumes
endlich ernst genommen werden.
Die Stärke des Amateurtheaters liegt oftmals in
einer lokalen oder regionalen Verbundenheit
zwischen der einzelnen Bühne und ihrer Stadt /
ihrem Dorf.
Oftmals wird in der aktuellen Bildungsdiskussi-
on über Hemmschwellen gesprochen, die den
Zugang zur Kulturellen Bildung (hier Hochkul-
tur) erhöhen, wenn nicht gar verhindern. Ama-
teurtheater kann dem entgegensetzen, dass es

im Vergleich zu den professionellen Stadt- und
Staatstheatern von einer einzigartigen Hetero-
genität des Publikums geprägt ist. Amateurthea-
ter kann zu Recht für sich in Anspruch nehmen,
kulturelle Bildung zu leisten bei niedriger Hemm-
schwelle. Über diesen Weg gelingt es auch, jun-
ge Menschen für kulturelle und künstlerische
Belange zu interessieren � als Zuschauer, aber
natürlich auch als Aktive.

Amateurtheater wichtig für
Zukunft der Hochkultur
Ein besonderes deutsches Problem ist immer noch
die Berührungsangst zwischen den Kunstsparten
wie auch zwischen den Profis und Amateuren. In
Moskau zum Beispiel sitzen alle Verbände der
darstellenden Künste, gleich ob Profis oder Ama-
teure, unter dem Dach der �Theater Union Russ-
lands� zusammen. So kommt es zu einer vielfäl-
tigen Zusammenarbeit, zu Synergien und inno-
vativen Konzepten.
Im Rahmen der Vorbereitungen zum 10. Welt-
Kindertheater-Fest 2008 in Moskau hatte mich
das Nationale Zentrum Russlands der Internati-
onal Amateur Theatre Association (IATA/AITA)
kürzlich zu einem Informationsbesuch eingeladen.
Gemeinsam mit Vertretern des nicht professionel-
len Theaters besuchte ich die Intendanten und
künstlerischen Leiter vieler großer Theater, zum
Beispiel das Stanislawski-Theater und das Eremi-
tage-Theater. Auf meine Frage, ob man sich vor-
stellen könne, dass die Kinder der Welt ihre Büh-
nen erobern, haben sie mit großer Zustimmung
reagiert, denn für sie war es eine Selbstverständ-
lichkeit, dass die Kinder der Welt auch ihre pro-
fessionellen Bühnen erobern. Für die Moskauer
Theatermacher ist diese Frage existenziell, denn
sie vertreten die These, dass das Theater ohne
Theaterfrühförderung keine Zukunft hat.
Stellen Sie sich vor, ich würde mit der gleichen
Bitte an unsere Intendanten in Berlin, Frankfurt,
Hamburg oder München herantreten � die Türen
würden mir mit Sicherheit nicht so schnell geöff-
net, bzw. die Anfrage würde erst gar nicht ernst
genommen werden. Genau an dieser Stelle setzt
das Missverhältnis zwischen Breitenkultur und pro-
fessioneller künstlerischer Arbeit in Deutschland
an. Es gilt, diese Grenzen schnell zu überwinden,
um neue Konzepte zu entwickeln, die beispiels-
weise mit dem Begriff �Theaterhaus� benannt wer-
den könnten. Ein Theaterzentrum, in dem Profes-
sionelle wie Amateure, Erwachsene, Kinder und
Jugendliche gemeinsam arbeiten.

Neue Strategien gefragt

Die Mitgliedschaft und Mitarbeit des BDAT im Rat
für darstellende Kunst und Tanz (Deutscher Kul-
turrat) ist ein Beispiel für die Möglichkeiten ei-
ner Verzahnung von Amateurkultur und profes-
sionellen Einrichtungen/Institutionen. Hier gilt es
für die Zukunft weitere gemeinsame Ideen zu
entwickeln, gerade unter dem Aspekt sinkender
Zuschauerzahlen. An den Stadt- und Staatsthe-
atern muss erkannt werden, dass der Zuschauer
von morgen auch über das Amateurtheater zu
gewinnen und zu binden ist.
Vorstellbar wäre, dass � deutlich mehr als bisher
� die Bühnen professioneller Häuser, auch Ama-
teurtheaterensembles zur Verfügung gestellt
werden, wie es exemplarisch für die Europäischen
Amateurtheatertage durch das Theater Rudol-
stadt gemacht wird. Diese Öffnung zeigt einen
wertvollen Nutzen für beide Seiten; die Amateu-
re können unter professionellen technischen Be-
dingungen arbeiten, das Theater in Rudolstadt
erreicht über dieses Festival weitere Zuschauer-
kreise, die das Theater bislang nicht besucht ha-
ben. Amateurtheater baut Schwellenängste ab!
Anzuregen wäre darüber hinaus z. B., dass der
durch den Deutschen Bühnenverein ausgelobte
Deutsche Theaterpreis um die Kategorie �Bestes
Amateurtheater�; �Beste Regie im Amateurthea-
ter� usw. erweitert wird.

Bereicherung des schulischen
Bildungssystems
Auch in der Vernetzung von Schule und Ama-
teurtheater, ganz im Sinne der Breitenförderung
besteht eine große Chance, wenn im Rahmen
der curricularen Neugestaltung von schulischen
Bildungsangeboten das Theater als eigenständi-
ges Fach oder als Angebot im Bereich der Ar-
beitsgemeinschaften oder als pädagogische Me-
thode zentrale Berücksichtigung finden würde.
Das Amateurtheater kann als außerschulischer
Bildungsträger gezielt auf die Schulen zugehen,
um entsprechende Bildungs- und Kulturangebo-
te zu machen. Vorstellbar wäre, dass Schüler von
Schulstunden freigestellt werden, wenn sie statt-
dessen Angebote der außerschulischen kulturel-
len Kinder- und Jugendbildung wahrnehmen.
Hier könnten die Amateurtheatergruppen (unter
der Voraussetzung einer fachlichen und päda-
gogischen Betreuung) sich im neu entwickeln-
den Bildungsmarkt positionieren. Festzustellen ist
jedoch, dass Schulen sich keineswegs genügend

den bereits bestehenden Angeboten öffnen. Um
ein solches Angebot zwischen Schulen und Ama-
teurtheatern zu etablieren, müssten entsprechen-
de Mittel für Personal- und Sachkosten zur Ver-
fügung gestellt werden.
Das Amateurtheater könnte im Schulterschluss
mit der Schule einen entscheidenden Beitrag zur
Integration, zum Sprach- und Kulturerwerb und
zum kulturellen Austausch leisten, als Folge davon
auch zur Gewaltprävention und zum Entstehen
einer friedlichen und multikulturellen Schulkultur,
die sich auch auf das schulische Umfeld positiv
auswirken kann. Damit habe ich aus der Sicht des
Amateurtheater die kulturpolitische Dimension der
Breitenkultur in Deutschland an einigen wenigen
Punkten versucht, deutlich zu machen.
Der pragmatischen Aufforderung der Enquète-
Kommission Folge leistend, stelle ich zuletzt ei-
nige Forderungen auf, die alle auf Bundesebene
m. E. leicht umzusetzen und mit großer Wirkung
verbunden wären.
1. Ein �Fonds Breitenkultur� sollte ins Leben ge-
rufen werden, um die Arbeit von Amateuren im
Bereich der Künste stärker zu fördern. Breiten-
kultur fällt oftmals durch die Raster der beste-
henden Fördermodelle (unter anderem Fonds
Darstellende Künste, Fonds Soziokultur) und
kann hier nur in Ausnahmefällen Berücksichti-
gung finden. Ein eigenständiger Fonds im Be-
reich �Breitenkultur/Amateurkünste� könnte hier
Abhilfe schaffen.
2. Ausbau des FSJ Kultur. Bezogen auf bürger-
schaftliches Engagement ist festzustellen, dass der
Kulturbereich oft zu wenig Beachtung findet. So
entfallen auf das Freiwillige Soziale Jahr Kultur
von insgesamt 16.000 Stellen lediglich 300. Ge-
rade im Amateurtheaterbereicht bestehen aber ein
hoher Bedarf und auch die Chance, Jugendliche
über diesen Einsatz an die Kultur zu binden.
3. Die Verpflichtung der öffentlich geförderten
Staats- und Stadttheater, sich engagiert, mit Sys-
tem und Überzeugung für das Kinder-, Jugend-
und Amateurtheater einzusetzen, sollte vertrag-
lich an die finanziellen Zuschussregelungen ge-
bunden werden, so wie es in anderen europäi-
schen Ländern bereits praktiziert wird.
Diese Themen mit großem Nachdruck zu verfol-
gen und an Politik und Gesellschaft immer wieder
zu appellieren, die Forderungen umzusetzen,
bleibt eine zentrale Aufgabe von Verbänden der
Breitenkultur in Deutschland.

DER VERFASSER IST PRÄSIDENT DES BUND DEUT-
SCHER AMATEURTHEATER 
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Fragen nach Modellen für das Überleben von
Vereinsorchestern

Sich aus dem Dickicht der Vorschriften befreien
Politiker beraten über Ehrenamt in der Kultur

Stefan Liebing

Zunehmend rücken die ehrenamtlich ge-
führten Bereiche der Kulturszene in Deutsch-
land in den Blickpunkt des politischen Inte-
resses. Das hat nicht zuletzt mit der aktiven
Interessenvertretung der entsprechenden
Verbände zu tun. Hatte der Deutsche Bun-
destag vor der Neuwahl noch eine Große
Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zu diesem
Thema zu beraten, so hat sich zu Beginn der
neuen Legislaturperiode nun die Enquete-
Kommission �Kultur in Deutschland� der
offenen Fragen auf diesem Gebiet ange-
nommen.

Von Bedeutung ist das Thema der Rahmenbe-
dingungen für Ehrenamt in der Kultur nicht nur
für die Mitgliedsvereine der Bundesvereinigung
Deutscher Musikverbände e.V. und die übrigen
Verbände aus diesem Bereich. Auch die Organi-
sationen der Spitzenkultur müssen ein vitales
Interesse an einer Lösung der Problemfelder ha-
ben. Schließlich stellen die Musikschulen, die
Vereins- und Hobbyorchester ganz wesentlich die
Basis dar, aus der Nachwuchs auch für Institutio-
nen des obersten künstlerischen Segments rek-
rutiert wird.

der Freigrenze zur Körperschaftssteuerpflicht für
gemeinnützige Institutionen und die Umwand-
lung in einen Freibetrag stellen langjährige For-
derungen der Bundesvereinigung dar, die in den
vergangenen Legislaturperioden auch von den
Ehrenamtspolitikern der damaligen Opposition
aufgenommen wurden.
Besonderes Augenmerk, auch das wurde in der
Anhörung der Enquete-Kommission deutlich,
müssen Kulturpolitiker nun auf die geplante Re-
form des Gemeinnützigkeitsrechts richten. Eine
Klarstellung der Definitionen von gemeinnützi-
gen Zwecken ist richtig und notwendig, muss
allerdings ausdrücklich den Musikbereich umfas-
sen. Darüber hinaus ist klarzustellen, dass im
Sinne der Abgabenordnung Musikvereine und
ehrenamtlich geführte Orchester nicht zu den
Vereinen gehören, die der Freizeitgestaltung die-
nen, sondern dass sie einen wichtigen Beitrag zur
kulturellen Grundversorgung in der Fläche leis-
ten. Dies hätte zur Folge, dass Mitgliedsbeiträge
von aktiven und Fördermitgliedern damit endlich
steuerabzugsfähig werden würden. Gerade in
Zeiten zurückgehender öffentlicher Förderung für
ehrenamtliche Initiativen ein nicht zu unterschät-
zender Anreiz für private Mittelakquisition.

Laienkultur deutlich gemacht, dass Abhilfe auf
diesen Gebieten dringend notwendig ist. Wo sich
Ehrenamtliche aus eigener Kasse dagegen ver-
sichern, nicht aus versehentlichen Fehlern in
Haftung genommen zu werden und wo sie somit
für ihr ehrenamtliches Engagement sogar einen
finanziellen Beitrag leisten müssen, sind wir in

Grundsätzlich stehen zwei wesentliche Themen-
felder zur Debatte: Das der zurückgehenden fi-
nanziellen Förderung spielt natürlich eine große
Rolle. Daneben hat die Schaffung geeigneter
rechtlicher und steuerlicher Rahmenbedingungen
eine zumindest gleichgewichtige Bedeutung.
Dass in Zeiten unterdeckter öffentlicher Haus-
halte mit der Forderung nach mehr Geld kaum
ein Blumentopf zu gewinnen ist, versteht sich von
selbst. Andererseits muss die Frage nach einer
vorsichtigen Umverteilung gestattet sein. Bereits
ein Prozent der jährlich vom Bund für Einrich-
tungen der Spitzenkultur ausgeschütteten Steu-
ergelder würden die ehrenamtliche oder nicht-
professionelle Szene massiv voranbringen. Kriti-
ker dieser Forderung mögen die grundsätzliche
Zuständigkeit der Länder für diesen Bereich an-
führen. Dennoch: Themen von bundesweiter
Bedeutung müssen auch auf Bundesebene einen
Platz haben. Die Frage, wie die zahlreichen mo-
tivierten Jugendlichen auch künftig an das Mu-
sizieren herangeführt und dort gehalten werden
können, aber auch Modelle für das Überleben
von Vereinsorchestern nach Stärkung der Ganz-
tagesschule müssen offensiv gestellt und in bun-
desweiten Initiativen beantwortet werden. Dies
bedarf ganz offensichtlich der (nicht nur) finan-
ziellen Unterstützung des Bundes. Im Gegenzug
einige seit Jahrzehnten geförderte Institutionen
auf ihre Innovationskraft hin zu überprüfen,
scheint eine logische Konsequenz.
Eine noch viel größere Rolle spielt der Bund je-
doch bei der Setzung entsprechender juristischer
Rahmenbedingungen. Einen für ehrenamtlich
Engagierte leicht zu verstehenden Rechtsrahmen
zu schaffen, gehört dabei zu den vordringlichs-
ten Aufgaben. Wer als ehrenamtlicher Vereins-
vorsitzender Konzertreisen und Auftritte organi-
siert, sich mit der Finanzierung von Probepha-
sen und Instrumentenkäufen beschäftigt, der ist
schnell gefangen in einem undurchschaubaren
Dickicht an Vorschriften: Körperschafts- und
Umsatzsteuerfragen, GEMA und Urheberrecht,
Sozialabgaben und Künstlersozialkasse, Satzung
und Gemeinnützigkeit � nicht zu vergessen Haf-
tungs- und Versicherungsfragen aller Art. Einen
kleinen gemeinnützigen Verein korrekt zu füh-
ren, kann komplizierter sein als ein Unterneh-
men zu leiten. Insofern ist es schlüssig und kon-
sequent, wenn die Bundesvereinigung Deutscher
Musikverbände e.V. für ein Konzept eintritt, bei
dem gemeinnützige Vereine abhängig von ihrer
Größe unterschiedliche formelle Anforderungen
erfüllen müssen. Eine scharfe Kontrolle der Steu-
erbelastung des ADAC ist ja durchaus sinnvoll.
Aber nicht jede Rechtsvorschrift, die für den ADAC
angemessen ist, ist auch für den Orchesterver-
ein vor Ort notwendig.
Neben dieser grundsätzlichen rechtssystematisch
bedeutsamen Forderung treten die Musikverbän-
de vor allem für eine weitere Klarstellung im
Künstlersozialversicherungsgesetz ein. Ehrenamt-
lich geführte Orchester, die ihren Nachwuchs
aus- und weiterbilden, können wegen dieser
Aktivitäten keinesfalls der Abgabepflicht zur
Künstlersozialkasse unterliegen !
Steuerliche Erleichterungen schließlich spielen
eine weitere gewichtige Rolle: Die Verdopplung

Ein nicht zu unterschätzendes Ri-
siko stellen bildungspolitische
Fehlentwicklungen dar: Eine ver-
stärkte Einführung von Ganztags-

schulangeboten wird zwangsläufig zu einem
Rückgang ehrenamtlichen Engagements von jun-
gen Menschen führen � auch auf kulturellem
Gebiet. Richtig ist, dass ein solches Modell gera-
de den Kulturinstitutionen den Zugang zu neuen
Zielgruppen erleichtern kann. Ehrenamtlich ge-
führten Organisationen wird jedoch häufig die
Personalkapazität fehlen, um professionell qua-
lifizierte Angebote zu den möglichen Tageszei-
ten zu machen. Soll eine massive Benachteili-
gung von gemeinnützigen Vereinen auf diesem
Gebiet verhindert werden, so müssen die Ver-
antwortlichen in den Verbänden schnell praxis-
orientierte Empfehlungen an ihre Mitglieder ab-
geben. Eine schlüssige Konzeption dazu erfor-
dert eine enge Zusammenarbeit der kulturpoliti-
schen Institutionen einerseits und eine öffentli-
che Anschubfinanzierung andererseits.
Zusammenfassend bleibt also festzuhalten, dass
zurückgehende finanzielle Förderung, zuneh-
mende bürokratische Hürden und die aktuellen
Entwicklungen der Bildungspolitik die wesentli-
chen Herausforderungen für ehrenamtliches En-
gagement in der Kultur darstellen. Sie können
nur in einer gemeinsamen Kraftanstrengung von
Orchestern, Verbänden und Kulturpolitikern ge-
meistert werden. Im Rahmen der Anhörung der
Enquete-Kommission haben die Verbände der

einer absurden Situation angekommen. Dage-
gen müssen unsere Entscheidungsträger etwas
tun. Und zwar schnell.

DER VERFASSER IST GENERALSEKRETÄR
DER BUNDESVEREINIGUNG DEUTSCHER
MUSIKVERBÄNDE 

Robust und ready-to-use
Architektur macht Schule regional, national und international

Claudia Schwalfenberg

Was vor über 15 Jahren mit einzelnen Pro-
jekten begann, entwickelt sich mehr und
mehr zu einer Bewegung in die Breite: die
Architekturvermittlung in der Schule � so
zumindest das Fazit einer Veranstaltung der
Bundesarchitektenkammer (BAK) am 27.
April in der Österreichischen Botschaft Ber-
lin. Bestes Beispiel war das neue Heft �Bau-
kultur und Schlossgespenster�, das Thomas
Krüger (Präsident der Bundeszentrale für
politische Bildung) vorstellte. Das Heft er-
scheint in der Reihe �Themenblätter im Un-
terricht� mit 15.000 Klassensätzen pro Aus-
gabe, das heißt allein eine Ausgabe hat gut
400.000 Arbeitsblätter. Einen vergleichba-
ren Sprung der Architekturvermittlung in
eine größere Masse von Schulen hat es in
Deutschland bisher nicht gegeben.

Vermittlung als Dialog

Das Heft der Bundeszentrale ist einer von vielen
Ansätzen, die hoffen lassen, dass die Architek-
turvermittlung in deutschen Schulen vorangeht.
Wie wichtig Architektur für das kulturelle Funda-
ment ist, unterstrich der Österreichische Botschaf-
ter Dr. Christian Prosl in seiner Begrüßung: �Eu-
ropa wäre ohne Architektur eine geistige Wüs-
te�, eine Einschätzung, die BAK-Präsident Prof.
Arno Sighart Schmid bekräftigte: �Ob wir als Zi-
vilgesellschaft bestehen bleiben, hat auch viel mit

Architektur zu tun.� Was aber heißt Architektur-
vermittlung? Ist sie vornehmlich darauf ausge-
richtet, Schüler �seh-, sprach- und entscheidungs-
fähig zu machen�, wie Dr. Barbara Feller (Ge-
schäftsführerin der Architekturstiftung Österreich)
formulierte? Oder muss das Sprechen über Ar-
chitektur auch einen neuen Stellenwert im Be-
rufsfeld der Architekten erhalten, so Feller
ebenfalls? Ist Architekturvermittlung also auch
eine Herausforderung an die Architekten selbst,
sind sie bereit für anspruchvollere Bauherren, wie
Dr. Riklef Rambow von der BTU Cottbus fragte?
Rambow verwies auf einen finnischen Bericht zur
Architekturvermittlung, der als Ziel definiert, das
Verhältnis von Experten und Laien neu zu be-
stimmen.
Gestüzt auf eigene Untersuchungen zur Wahr-
nehmung von Architektur durch Schüler plädier-
te Rambow für eine universitär verankerte Ar-
chitekturdidaktik einerseits, für leicht zugängli-
che (�ready-to-use�) und alltagsrobuste Projekt-
ideen und Materialien andererseits. Ansätze dazu
lieferte die Veranstaltung in Hülle und Fülle.

Best practice und der nächste
Schritt
Dr. Ernst Wagner vom Bayerischen Staatsminis-
terium für Unterricht und Kultus berichtete zum
Beispiel von Direktorentagungen, die Schullei-
tern die Augen für Architektur und deren Beitrag

zum Schulprofil öffnen sollen. Außerdem stellte
Wagner eine Projektreihe zur Lehrerfortbildung
vor, deren Schwerpunkt in der ersten Phase von
2001 bis 2003 (transform2raum) auf dem Gene-
rieren von Best-Practice-Modellen lag und deren
zweite, 2005 begonnene Phase (transform archi-
tektur) auf eine inhaltliche und strukturelle Syste-
matisierung zielt (Curriculum bzw. fächerübergrei-
fende Teams und Schwerpunktschulen).
Hartmut Miksch (Präsident der Architektenkammer
Nordrhein-Westfalen) präsentierte einen Klassiker
unter den Schulprojekten der Länderarchitekten-
kammern: die Reihe Kammer in der Schule (KidS).
Leitidee von inzwischen zwölf Projekten ist es, dass
Schüler ihr schulisches Umfeld nach eigenen Ideen,
mit eigener Kraft und mit fachlicher Unterstützung
durch Architekten verbessern, ob nun eine desola-
te Toilettensituation oder einen trostlosen Schul-
hof. Eine an deutschen Verhältnissen gemessen pa-
radiesische Situation skizzierte Barbara Feller, die
unter anderem die Vermittlungsprogramme der
regionalen Architekturhäuser in Österreich vorstell-
te. In Steiermark und Kärnten zum Beispiel kön-
nen die Schulen auf ein Angebot von acht alters-
spezifischen Modulen zum Thema �RAUM spüren
� (be)greifen � bauen� zurückgreifen. In einem ei-
gens installierten Raumlabor oder in geeigneten
Schulräumen ermöglichen mobile Elemente eine
sinnliche Vermittlung von Raumwahrnehmung und!
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-gestaltung � und das ohne großen Aufwand für
die jeweiligen Lehrer.

Vermittlung durch Vernetzung

Architektur nicht nur isoliert zu vermitteln, son-
dern noch stärker in übergreifende Bildungspro-
zesse wie die UN-Dekade Bildung für nachhalti-
ge Entwicklung einzubringen, regte Prof. Dr. Ger-
hard de Haan an, Vorsitzender des Nationalko-
mitees der UN-Dekade.
Für eine vernetze Architekturvermittlung mach-
ten sich auch die Teilnehmer der abschließen-
den Podiumsdiskussion stark. Isabell Pfeiffer-Po-
ensgen, Generalsekretärin der Kulturstiftung der
Länder, lud Architektenkammern und -verbän-
de ein, regionale Überzeugungsarbeit für eine
stärkere Beteiligung am Schulwettbewerb �Kin-
der zum Olymp!� zu leisten, der dieses Jahr zum
ersten Mal ausdrücklich Architektur einbezieht.
Johann Dieckmann, 1987 bis 2003 Stadtbau-
rat und Kulturdezernent von Hagen, rief dazu
auf, Architektur nicht nur als ästhetisches, son-
dern auch eminent politisches Thema zu begrei-
fen. Thomas Krüger sprach sich dafür aus, bei

potenziellen Vermittlern anzusetzen, sei es
durch eine stärkere Verankerung von Architek-
tur in der Lehrer- und Referendarsausbildung
oder durch Materialien wie das Heft �Baukultur
und Schlossgespenster�.
Dass das Thema des Heftes, der Wiederaufbau
von Gebäuden in historischen Formen, Schüler
anspricht, hatte vorab bereits ein von Architek-
turhistoriker Prof. Dr.-Ing Gert Kähler moderier-
tes Schülertrio gezeigt, das Ismael Alawye, Ipek
Geri und Eva Rommeck von der Menzel-Ober-
schule in Berlin-Tiergarten bestritten hatten.
Prof. Dr. Max Fuchs, Vorsitzender des Deutschen
Kulturrates, rief die Architekten schließlich zu
handfester Lobbyarbeit �im Verteilungskampf um
die knappe Ressource Schulstunde und im Ver-
drängungswettbewerb bei der offenen Ganztags-
schule� auf: �Ohne Ihre Initiative wird es nicht
gehen. Es wird niemand anderen geben, der stell-
vertretend für Sie sagt, jetzt brauchen wir auch
noch Architektur.�

DIE VERFASSERIN IST STELLVERTRETENDE VOR-
SITZENDE DES DEUTSCHEN KULTURRATES UND
SPRECHERIN DES RATES FÜR BAUKULTUR 

! Fortsetzung von Seite 4

Dokumentation der aktuellen Ländersynopse
Umsetzung des Ganztagsschulprogramms der Bundesregierung � eine erste Zwischenbilanz

Gabriele Schulz

Im Jahr 2003 wurde vom Bund und den Län-
dern eine Verwaltungsvereinbarung für das
Investitionsprogramm �Zukunft Bildung und
Betreuung� (kurz IZBB) unterzeichnet. Im
Rahmen dieses Programms stellt der Bund
bis zum Jahr 2007 den Ländern insgesamt
4 Mrd. Euro zum Aufbau und Ausbau von
Ganztagsschulen zur Verfügung.

Die Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung
begleitet als Dachverband der kulturellen Kin-
der- und Jugendbildung im Rahmen des Projek-
tes �Kultur macht Schule� diesen Prozess. Das
Projekt besteht aus folgenden Bausteinen:
· Beratung und Information über gelingende Ko-

operationen, Gesetze und Richtlinien der Bun-
desländer, Fördermöglichkeiten, kulturelle Net-
ze und Beratungsstellen

· Sammlung und Dokumentation von Best-Practice-
Projekten in einer Projektdatenbank, Erarbeitung
von praktischen Arbeitshilfen wie Handreichun-
gen, Planungshilfen und Checklisten

· Unterstützung und Anerkennung durch den
Wettbewerb �Mixed up�, der gute Konzepte für
Kooperationsprojekte auszeichnet

· Konzeptentwicklung durch Bündelung von Kon-
zepten und Erfahrungen der Träger

· Evaluation und Qualität und hieraus folgend
Empfehlungen für zukunftsfähige Strukturen
und Konzepte

Im Rahmen dieses Projektes erschien am 1. Juni
dieses Jahres die Ländersynopse �Kulturelle Bil-
dung und Ganztagsschulen: Rahmenbedingun-
gen und Umsetzung von Kooperationen in den
Ländern� von Viola Kelb. In dieser hervorragen-
den Ländersynopse wird nach einem einheitli-
chen Schema untersucht, inwieweit das IZBB in
den Ländern umgesetzt wurde. Gefragt wurde
dabei nach folgenden Aspekten:
· Ziele der Landesregierung
· Rahmenbedingungen: Recht und Finanzierung

· Investitionsprogramm des Bundes
· Grundlagen des Landes

· Kooperationsmöglichkeiten mit außerschuli-
schen (kulturellen) Partnern

· Praktische Umsetzung
· Beispiele für Kooperationen mit kulturellen

Partnern
· Kooperationen mit anderen Trägern

· Stand des Ganztagsschulausbaus
· Aktuelle Tendenzen und Kommentare
· Informationen, Kontakte, Stellungnahmen und

Kommentare
Die Links, Kontaktadressen und Quellenangaben
erleichtern die eigene Kontaktaufnahme. Die
Ländersynopse zeigt sehr anschaulich wie die
Umsetzung erfolgen kann. Sie ist daher allen,
die sich mit dem Thema Ganztagsschule befas-
sen wärmstens empfohlen. Im Folgenden wird
die praktische Umsetzung, wie sie in der genann-
ten Ländersynopse zu finden ist, dokumentiert:

Baden-Württemberg

Musik
Die Ganztagsschulen arbeiten eng mit den Mu-
sikschulen zusammen. Der Landesverband der
Musikschulen Baden-Württembergs e.V. hat eine
Arbeitsgruppe �Musikschule � allgemein bilden-

de Schule� gegründet, die sich intensiv mit den
Kooperationsmöglichkeiten zwischen Schulen
und Musikschulen beschäftigt und sie in ihrem
Hinweispapier �Die neuen Bildungspläne� zu-
sammengetragen hat. Des Weiteren sind auf der
Website der Landesverbandes umfassende Infor-
mationen zu möglichen Kooperationsangeboten
der Musikschulen im Rahmen der Ganztagsbe-
treuung sowie Beispiele bestehender Kooperati-
onen, Informationen über Fördermöglichkeiten
und Fortbildungen zu finden. Musikverbände
können über das Ministerium für Kultus, Jugend
und Sport öffentlich anerkannte und finanziell
geförderte Dauerkooperationen zwischen Schu-
len und Musikvereinen beantragen. Vorausset-
zung ist die Vorlage eines schlüssigen Konzepts,
das folgende Nachweise liefert: gegenseitige
musikalische Förderung, - Bildung einer dauer-
haften Gemeinschaft von Schule, Eltern und Ver-
einsmitgliedern,
· Bereicherung des Musiklebens in der Heimat-

gemeinde,

· Heranführung von Jugendlichen an ein ehren-
amtliches Engagement.

Darüber hinaus hat das Harmonika-Orchester
Uhlingen im Rahmen des Programms Hou-Dau-
erkooperationen Schule/Verein einen fünfjähri-
gen Kooperationsvertrag mit drei Schulen ge-
schlossen, die durch das Kultusministerium Ba-
den-Württemberg gefördert werden.
Jugendkunstschulen
Die Landesarbeitsgemeinschaft der Jugendkunst-
schulen Baden-Württemberg e.V. zeigt Beispiele
verschiedener Kooperationsmodelle auf:
· Im Rahmen der verlässlichen Grundschule wur-

de zum Weltkindertag als interkulturelles Pro-
jekt eine 5 Meter hohe künstlerisch gestaltete
Weltsäule aus Draht, Pappmaché und Farbe zu
den fünf Kontinenten gebaut. Sie steht heute
vor dem Mercedes Benz Forum in Stuttgart.

· Unter professioneller Leitung wurde ein non-
verbales Kommunikationstraining in diversen
Hauptschulen mit dem Ergebnis einer wesent-
lich besseren Klassengemeinschaft und einfühl-
sameren Beziehungen zwischen Lehrern und
Schülern durchgeführt.

· Der Lernort Kino wurde genutzt, um Filmkunst
zu analysieren und Themen wie Drogen, Ge-
walt, Toleranz, Menschenrechte oder fremde
Kulturen aufzugreifen.

· Ein über ein Jahr angelegtes Kooperationspro-
jekt mit dem Titel �Die vier Temperamente� der
Konrad-Adenauer-Schule in Bruchsal wird von
der Kommune mit 3.000 Euro pro Schuljahr
langfristig unterstützt.

Soziokulturelle Zentren
Auch die Landesarbeitsgemeinschaft der Kulturin-
itiativen und soziokulturellen Zentren in Baden-
Württemberg e.V. kann auf zahlreiche Projektar-
beiten in Kooperation mit Schulträgern verweisen.
Medien
Das am Landesmedienzentrum Baden-Württem-
berg angesiedelte Projekt Media@Culture-Netz-
werk ist ein Projekt des Portals für Medienpäda-
gogik und Medienkultur (Medi@Culture). Dieses
Netzwerk führt Schulen und außerschulische
Partner aus verschiedenen gemeinnützigen und
kommunale Einrichtungen zusammen, die Koo-
perationen in den Bereichen Audio, Video und
Multimedia, Radio, Zeitung und Musik anstreben.
Darüber hinaus liefert das Netzwerk Ansprech-
partner zur technischen und pädagogischen Un-
terstützung bei der Durchführung von Medien-

projekten im Unterricht, bei Projekttagen und
befristeten Arbeitsgemeinschaften sowie bei der
Organisation der Nachmittagsbetreuung.

Bayern

Der Kultur- und Schulservice München (KS:MUC)
vermittelt und begleitet Kooperationsprojekte
zwischen Jugendkulturarbeit und Schule. Paral-
lel wurden der Kultur- und Schulservice Nürnberg
(KS:NUE) sowie eine weitere Servicestelle in Co-
burg (KS:COB) eingerichtet. Die Projekte werden
vom Bayerischen Staatsministerium für Unterricht
und Kultus gefördert. Sie stellen umfassende In-
formationen bereit, �best-practice�-Modellprojekte
vor und entwickeln Arbeitskreise, wie z.B. �Tanz-
projekte machen Schule�. Darüber hinaus haben
die Servicestellen eine Datenbank bestehender
Kooperationsmodelle mit Schulen entwickelt, die
folgende Sparten kultureller Partner vorstellt:
· Bildnerisches, Kunst, Architektur,
· Kultur, Geschichte, Politik, Museum,
· Interkulturelles, Lebens-, Sozialkompetenz,
· Leseförderung, Literatur,
· Medien (Computer, Film, Video, Radio),
· Musik,
· Naturwissenschaft, Technik,
· Spiel, Zirkus, Bewegung,
· Theater, Tanz,
· Umwelt, Natur.
Besonders stark vertreten sind Kooperationen aus
den Sparten �Bildnerisches, Kunst, Architektur�,
�Leseförderung� und �Medien�. Eine Auswahl von
Modellprojekten beschreibt Kooperationen wie
Medien- oder Museumsprojekte.
Die LAG SpuK e.V. (Landesarbeitsgemeinschaft für
Spiel, kulturelle Jugendbildung, Kinder- und Ju-
gendkultur Bayern e.V.) plant ebenfalls eine Da-
tenbank, die ausgewählte Partner für Angebote,
wie Kinder- und Jugendkunstschule, Spielmobil,
Kindermuseum, KinderKunstLabor, Umweltbildung
und Kinder- und Jugendtheater, beinhaltet.
Musik
Der Verband Bayerischer Sing- und Musikschulen
e.V. widmet sich dem Thema �Zusammenarbeit
Musikschule und allgemein bildende Schule� und
stellt im Rahmen seiner Dokumentation �Praxis-
beispiele Musikschule und Schule� zahlreiche
Kooperationsbeispiele von Musikschulen und!
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Dokumentation Ländersynopse

Schulen in Bayern vor. In der Anlage der Doku-
mentation befindet sich die Vorlage des Koope-
rationsvertrages, der organisatorische und kon-
zeptionelle Bedingungen der Zusammenarbeit
zwischen Schule und Musikschule regelt.
Auch die im Landesverband Bayerischer Tonkünst-
ler organisierten Privatmusiklehrer stellen ein qua-
lifiziertes Musikunterrichtsangebot bereit, durch
das die außerschulischen Angebote bereichert
werden und das bei Bedarf in die Ganztagsange-
bote an Schulen einbezogen werden kann.
Spiel
Die Pädagogische Aktion/Spielen in der Stadt e.V.
arbeitet zu unterschiedlichen Themen mit Schu-
len zusammen. Schwerpunkte dabei sind Foto-
grafie, Zirkus, Architektur, Spiel und Sport. Die
Zusammenarbeit mit (Ganztags)schulen reicht
von eintätigen Aktionen über Wochenprojekte bis
hin zu Kooperationen über mehrere Monate.

Berlin

Theater
Das Partnerschaftsprojekt Tusch führt Kooperati-
onen zwischen 22 Berliner Bühnen und 33 Schu-
len durch. Zwischen je einer Berliner Schule und
einem Theater wird eine Partnerschaft geschlos-
sen, innerhalb derer eine intensive, kreative Zu-
sammenarbeit zwischen Künstlern, Theaterpäd-
agogen und den Schülern stattfindet. Die Aktivi-
täten werden sowohl während als auch außer-
halb des Unterrichts durchgeführt. Um einen
möglichst engen Kontakt zwischen Theater und
Schule herzustellen, wird eine Partnerschaft über
mehrere Jahre geschlossen. Ziel ist es, junge
Menschen aktiv in künstlerische Abläufe und
konzeptionelle Prozesse der Theater- und Opern-
häuser einzubinden und durch das unmittelbare
Erleben und Erproben künstlerische, soziale und
kognitive Kompetenzen heranzubilden.
Jugendkunstschulen
Die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) der Jugend-
kunstschulen und anderer kulturpädagogischer
Einrichtungen Berlin e.V. organisiert Kooperati-
onsprojekte zwischen Schulen und außerschuli-
schen künstlerischen Einrichtungen. Die kultu-
relle Angebotsschule Atrium in Berlin Reinicken-
dorf vereint die Bereiche Jugendkunstschule, Li-
teraturwerkstatt und ein Zentrum für Jugendthe-
ater. Das Atrium führt Kooperationen mit Ganz-
tagsgrundschulen durch, z.B. ein Computerkurs
in einer Grundschule, bei dem im Schuljahr
2004/2005 einfache Bildschirmanimationen mit
�Paint� und dem Animationsprogramm �Un-
FREEz� erstellt wurden.
Musik
In Berlin gibt es zahlreiche Kooperationen zwi-
schen Musikschulen und Ganztagsschulen.
Darüber hinaus führen folgende Einrichtungen
in Berlin Kooperationen mit Schulen durch:
· Rockmobil Berlin,
· Hip Hop Mobil Berlin,
· Landesmusikakademie Berlin: Das trommelnde

Klassenzimmer,
· Berliner Philarmoniker: Education Projekte.
Zirkus
Der Circus Cabuwazi � Kinder und Jugendzirkus
e.V. führt Schulprojektwochen im Zirkus durch.
Die Kinder erarbeiten Darbietungen aus den
Bereichen Seiltanz, Akrobatik, Jonglieren oder
�Quatsch machen für Fortgeschrittene�.
Museum
Unter dem Motto �Raus aus der Schule � rein
ins Museum� führt das MACHmit! Museum Ko-
operationsprojekte mit Schulen durch. An der
Ganztagsschule Erika-Mann-Grundschule führt
das MACHmit! Museum seit 2004 als dauerhaf-
ter Kooperationspartner Kinderfilmprojekte
durch.
Netzwerke
Die Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung
(LKJ) Berlin hat eine Arbeitsgruppe �AG Koopera-
tion Schule, Jugend, Kulturarbeit� installiert und
engagiert sich auf dem Gebiet der Vernetzung und
Unterstützung von kulturellen Trägern, die mit
Ganztagsschulen kooperieren oder kooperieren
möchten. In einer Broschüre bietet der Jugend-
KulturService Berlin einen Überblick über knapp
290 außerschulische Einrichtungen, Institutionen
und Veranstalter in Berlin und Umgebung. Zu fin-
den sind u.a. die Rubriken: Kinder- und Jugend-
theater, Musik und Konzerte, Kino und Medien,
Museen und Bildende Kunst, Literatur und Biblio-
theken sowie Zirkus, Spiel und Mobilität.

Brandenburg

Musik
Laut des Landesverbandes der Musikschulen Bran-
denburg e.V. arbeiten einige Musikschulen bereits

seit Jahren mit Schulen zusammen. Die Zusam-
menarbeit mit den Ganztagsschulen soll durch
den Rahmenkooperationsvertrag verstärkt wer-
den. 2003 wurden drei Musikschulen für ihre
Kooperationen mit allgemein bildenden Schulen
vom Landesverband ausgezeichnet.
Neue Medien
Durch die Unterzeichnung der Rahmenvereinba-
rung mit der Landesarbeitsgemeinschaft Multime-
dia e.V. sollen qualifizierte medienpädagogische
Angebote an Ganztagsschulen unterstützt wer-
den. Insbesondere soll auch die Kooperation mit
den 70 �Jugendinfo-Points� des Landes intensi-
viert werden. �Jugendinfo-Points� sind Jugend-
einrichtungen im Land Brandenburg, die über
eine entsprechende technische Ausstattung für
die mediale Arbeit verfügen und ihre inhaltliche
und pädagogische Arbeit an bestimmten verein-
barten Qualitätskriterien ausrichten. Das Institut
für Film und Bild in Wissenschaft und Unterricht
(FWU) bietet als Partner von Medienzentren,
Schulen und Schulträgeren eine länderübergrei-
fende Berater-Stelle für die Erstellung von Medi-
enkonzepten und für die Einrichtung von Wis-
senszentren in der Ganztagsschule.
Bildende Kunst
Eine Grundlage für die Mitarbeit bildender Künst-
ler/-innen in Ganztagsschulen stellt die Rahmen-
vereinbarung zwischen dem Bildungsministerium
und dem Brandenburgischen Verband Bildender
Künstlerinnen und Künstler e.V. dar. Das Bildungs-
ministerium bereitet in Kooperation mit dem
Kulturministerium das Schuljahr 2006/2007 als
�Jahr der künstlerisch-ästhetischen Bildung im
Land Brandenburg� vor.
Netzwerke
Der Brandenburgische Bildungsserver bietet in
seinem �außerschulischen Lernortatlas� eine Zu-
sammenstellung außerschulischer Lernorte, die
nach Themen wie nach Regionen geordnet sind,
u.a. Gedenkstätten, Bildende Kunst, Kultur/Frei-
zeit, Literatur und Medien.

Bremen

Musik
Die Musikschule Bremen führt Bläser- und Gitar-
renklassen in allgemein bildenden Schulen durch.
Unter den Schulen befinden sich vereinzelt auch
Ganztagsschulen.
Kunst- und kulturpädagogische Projekte
Der Verein Quartier e.V. realisiert seit zehn Jah-
ren Kunst- und Kulturprojekte im gesamten Bre-
mer Stadtgebiet. Und vernetzt Künstler/innen und
Kulturschaffende aus den Stadtteilen mit Kultur-,
Sozial- und Bildungseinrichtungen. Quartier e.V.
führt Schulprojekte, wie z.B. das �Fanprojekt�
durch. Ziel dieses Projektes ist die Identifikation
mit der Schulgemeinschaft durch künstlerische
Aneignung. Kooperationen mit Ganztagsschulen
haben bisher nur vereinzelt stattgefunden, der
Verein bemüht sich jedoch um eine verstärkte
Zusammenarbeit. Das Kunst- und Kulturhaus
KUBO hat eine aus bildenden Künstlerinnen und
Künstlern bestehende Projektgruppe mit dem Ti-
tel �Kunst in der Ganztagsschule� ins Leben ge-
rufen. KUBO bietet verschiedene Kurse wie
�Zeichnen�, �Comic-Freies Zeichnen & Trickfilm�
oder �Werkstatt Farbe und Papier� für Ganztags-
schulen an.
Die Bremer Schuloffensive 2000 e.V. verfolgt das
Ziel, die Arbeit der Schulen durch externe Ange-
bote aus den Bereichen Kunst/Kultur, Sport und
Musik zu fördern.
Tanz/Theater
Das Tanzwerk Bremen führt in Kooperation mit
der Landesarbeitsgemeinschaft Darstellendes
Spiel e.V. regelmäßig das Projekt �Whirlschool�
an Bremer Schulen durch. Die Workshops enden
mit einem gemeinsamen �bunten Abend�, an
dem alle Gruppen aus den am Projekt teilneh-
menden Schulen zu einer Aufführung zusammen-
kommen. Unter den Schulen befinden sich ge-
genwärtig nur in geringer Zahl Ganztagsschu-
len. Trotz großer Nachfrage scheitert die Zusam-
menarbeit in den meisten Fällen jedoch an der
Finanzierung der Angebote. Den Ganztagsschu-
len stehen mit 8�10 Euro Stundenlohn zu wenig
Mittel für kulturelle Angebote externer Partner
zur Verfügung.

Hamburg

Musik
Die Staatliche Jugendmusikschule Hamburg führt
zahlreiche Projekte in Kooperation mit Ganztags-
schulen durch. Die Zeitschrift �Tonart� der Staat-
lichen Jugendmusikschule Hamburg stellt Koo-
perationsprojekte, wie Klassenunterricht Klarinet-
te, Gitarrenklassen, Perkussionsklassen und Sa-
xophonklassen vor. Die Landesmusikakademie
Hamburg setzt ihren Schwerpunkt 2005 auf Fort-
bildungen für Gruppenunterricht und Unterrichts-
angebote für die Ganztagsschule.

Theater
Das von der Behörde für Bildung und Sport initi-
ierte und von der Körber-Stiftung unterstützte Part-
nerschaftsprojekt �Tusch� führt Kooperationen zwi-
schen Hamburger Bühnen und Schulen durch.
�Die Schülerinnen und Schüler bekommen durch
die enge Kooperation mit �ihrem� Theater einen
umfassenden Einblick in die faszinierende Welt der
Bühne. Die Jugendlichen lernen nicht nur das kon-
krete Bühnengeschehen, das Entstehen einer Ins-
zenierung und die dramaturgischen Vorarbeiten
kennen, sondern auch die handwerklich-techni-
schen Bereiche, die Öffentlichkeitsarbeit und die
Verwaltung. In der kreativen Auseinandersetzung
mit den Theatermachern entwickeln sie ästheti-
sche Kompetenzen, die ihnen neue Gestaltungs-
möglichkeiten eröffnen. Die Bühnen bieten ihnen
Raum, das Gelernte unter professioneller Anlei-
tung zu erproben und eigene Ideen zu entwi-
ckeln.�.
Soziokultur
Der Facharbeitskreis �Soziokultur macht Schule�
des Landesverbandes Soziokultur arbeitet inten-
siv an der Weiterentwicklung der Kooperation
zwischen Kultur und Schule.
Neue Medien
Ein Arbeitsschwerpunkt des MedienNetzes Ham-
burg liegt auf der Kooperation zwischen Medi-
enpädagogik/Medienkunst und Schule. Das Pro-
jekt �School´s out! Radio� produziert in 15 Schu-
len Radiosendungen mit Schüler/innen. Das Pro-
jekt ermöglicht Kindern und Jugendlichen, selbst
mediale Öffentlichkeit herzustellen. Die Kinder
bilden Teams, lernen technisches und journalis-
tisches Handwerk, hinterfragen die Hamburger
Radiolandschaft und diskutieren über ihr persön-
liches Radiohörverhalten.
Bewegungskultur
Das Projekt �Schule in Bewegung� des Hambur-
ger Forum Spielräume unterstützt interessierte
Schulen dabei, den Außenraum ihrer Schulen als
Lebens-, Erfahrungs- und Lernraum zu gestal-
ten. Dabei wird großer Wert auf die Beteiligung
der Kinder am gesamten Planungs- und Umge-
staltungsprozess gelegt.
Netzwerke
In Hamburg existiert das Kooperationsprojekt
�Netzwerk kulturelle Bildung� des Jugendinfor-
mationszentrums (JIZ), der Landesarbeitsge-
meinschaft Kinder- und Jugendkultur und der
Kulturbehörde Hamburg. Das Projekt widmet
sich dem Kooperationsfeld von Schule und au-
ßerschulischen Partnern. Auf der Webpage
steht eine Datenbank für kulturelle Bildung in
Hamburg zur Verfügung, in der Schulen geeig-
nete Kooperationspartner recherchieren kön-
nen. Über eine Suchmaske sind zahlreiche An-
gebotsbeispiele kultureller Träger in Hamburg
aus den Sparten Kunst, Literatur, Medien, Mu-
sik, Ökologie/Ernährung, Philosophie, Tanz/
Bewegung, Theater, Weltkulturen und Zirkus zu
finden.

Hessen

Musik
Vielerorts in Hessen besteht bereits eine Zusam-
menarbeit zwischen Musikschulen und allgemein
bildenden Schulen. Durch die Rahmenvereinba-
rung soll die Zusammenarbeit in Zukunft weiter
ausgebaut werden. Der Verband deutscher Mu-
sikschulen schlägt folgende Angebote für Ganz-
tagsschulen vor:
· Instrumental und Vokalausbildung,
· Klassenmusizieren,

· Singgruppen und Chöre,
· Ensembles und Orchester,
· Arbeitsgemeinschaften,
· Musiktherapie.
Museum
Der Museumspädagogische Dienst bietet allen
Formen der allgemein bildenden Schulen eine
spannende und lebendige Auseinandersetzung
mit geschichtlichen Themen innerhalb der Schu-
len an. Die Themen werden individuell abgespro-
chen. Die Angebote finden klassenweise oder
innerhalb von Jahrgangsstufenbetreuungen in
Form von Kursen, Workshops und regelmäßigen
Geschichtswerkstätten statt. Die Friedrich-Ebert-
Ganztagsschule in Frankfurt hat an dem bundes-
weiten Projekt schule@museum des Bundesver-
bandes Museumspädagogik e.V. teilgenommen.
Ziel von �schule@museum� ist es, Lehrer/innen
zu motivieren, mit Ihren Schülerinnen und Schü-
lern zusammen das Potenzial von Museen als
Orte vielfältigen kulturellen und künstlerischen
Lernens zu entdecken. In Kooperation mit dem
Museum der Weltkulturen Frankfurt wurde mit
Schülern der 6. bis 8. Klasse das Thema �india-
nische Jugend in Amerika� erarbeitet. In der Re-
gion Fulda haben sich sechs Museen auf die Zu-
sammenarbeit mit Ganztagsschulen vorbereitet.
Die Museen streben dabei die Eigentätigkeit und
das selbstverantwortliche Lernen der Schüler/
innen in neuen Zeitrahmen an.
Kunst- und Kulturangebote
In der Broschüre �Ganztägig arbeitende Schu-
len� des Hessischen Kultusministeriums werden
auch die soziokulturellen Zentren als potenzielle
Kooperationspartner für Ganztagsschulen aufge-
zählt. Konkrete Angebotsbeispiele in Hessen
werden nicht beschrieben. Grundsätzlich können
die Kooperationsprojekte der soziokulturellen
Zentren, z.B. im Bereich Theater oder Musik (Ton-
studio, Band) angesiedelt sein..
Der Arbeitskreis selbstständiger Kultur-Institute e.V.
(AsKI e.V.) ist Träger von 10 in Hessen ansässi-
gen Kultureinrichtungen und engagiert sich für
die kulturelle Bildung an Ganztagsschulen. Am
25.02.2005 wurde eine Fachtagung zum Thema
�Kulturelle Bildung an Ganztagsschulen � Der
ausgefüllte Nachmittag� organisiert.
Die KunstWerkstatt Kassel e.V. stellt seine Räum-
lichkeiten für den Kunst- und Werkunterricht oder
für ein- oder mehrtägige Projekte zur Verfügung.
Darüber hinaus arbeiten KünstlerInnen der Werk-
statt mit Schulen gemeinsam z.B. an der Gestal-
tung der Schulräume und Flure.
Ganzheitliche Nachmittagsangebote
an Frankfurter Schulen
In Frankfurt wird das vom Hessischen Kultusmi-
nisterium unterstützte Modellprojekt �Ganzheit-
liche Nachmittagsangebote an Frankfurter Schu-
len� angeboten. Das Projekt bietet für offene
Ganztagsschulen ein ganzheitliches und verläss-
liches Nachmittagsangebot im Bildungs- und
Freizeitbereich. In den Schuljahren 2003/2004
und 2005/2006 findet das Modellprojekt an 10
Frankfurter Schulen statt.
Theater
Die Landesarbeitsgemeinschaft der Kinder- und
Jugendtheater Südwest (LAG) und die Associati-
on International du Theatre pour l�Enfance et la
Jeunesse (ASSITEJ) arbeiten gemeinsam an ei-
nem Projekt zur Zusammenarbeit von Theater
und Schule. Anhand von Best-Practice-Beispie-
len steht die Weiterentwicklung von Möglichkei-
ten von Kooperationen im Mittelpunkt.!
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Mecklenburg-Vorpommern

Musik
Nach Auskunft des Landesverbands der Musik-
schulen wurden landesweit ca. 25 Kooperatio-
nen zwischen Musikschulen und Ganztagsschu-
len geschlossen.
Jugendkunstschulen
Die Kunstschule Rostock führt fächerübergreifende
Projekte in Ganztagsschulen durch. Die Angebote
werden durch das Programm �Schule plus� finan-
ziert. Im Schuljahr 2004/2005 wurden z.B. die Kurse
�Kinetische Plastik� (Physik und Kunst), �Alte Hand-
werkstechniken� (Geschichte und Kunst, Physik),
�Ströme der Zeit� (Philosophie, Geschichte, Kunst)
oder �Blick ins All� (Philosophie, Geschichte, As-
tronomie, Kunst) durchgeführt.
Tanz
Mit dem Projekt �68-06� führte Perform[d]ance
e.V. in Stralsund ein binationales Tanztheaterpro-
jekt mit Mlodziezowy Dom Kultury in Polen durch.
Geplant sind weitere Kooperationen mit verschie-
denen europäischen Partnern im Bereich �Tanz
an Schulen�, wobei der Erfahrungsaustausch in
Bezug auf Curriculum, Rahmenplangestaltung,
Bewertungskriterien und Unterrichtsmaterialien
im Mittelpunkt steht.

Niedersachsen

Musik
Die Kooperation zwischen Musikschulen und all-
gemein bildenden Schulen fußt in Niedersach-
sen bereits auf einer jahrelangen Tradition. Durch
die Unterzeichnung der Rahmenvereinbarung mit
dem Landesmusikrat und dem Landesverband
der Musikschulen soll insbesondere die Zusam-
menarbeit im Primarbereich intensiviert werden.
Das seit 2001 existierende Aktionsprogramm
�Hauptsache:Musik� des Landesmusikrates wirbt
für die Zusammenarbeit zwischen Schulen und
außerschulischen Institutionen, regt Vernetzun-
gen an und bietet Kooperationsmodelle mit kul-
turellen Einrichtungen, wie den Musikschulen, der
Kirchenmusik, den Hochschulen, Chören, deren
Verbänden oder den Musikvereinen. Ein Schwer-
punkt des Programms stellt die Verbesserung der
musikalischen Arbeit in Grundschulen dar.
Jugendkunstschulen
Seit März 2005 hat die Arbeitsgemeinschaft �Koo-
perationen Kunstschule Schule� des Landesverban-
des der Kunstschulen Niedersachsen e.V. ihre Ar-
beit aufgenommen. Ihr Ziel ist es, Informationen,
Maßnahmen und Kriterien der Zusammenarbeit für
Kunstschulen und Schulen zu erarbeiten.
Zirkus
Das Zirkuspädagogische Zentrum (ZPZ) Hanno-
ver arbeitet seit April 2002 als Geschäftsstelle
der LAG-Zirkus e.V. und hat seinen Sitz in den
Räumlichkeiten der IGS Linden. Das ZPZ führt
landesweit zirkuspädagogische Projekte für schu-
lische und außerschulische Einrichtungen, offe-
ne Zirkus-Kurse für Kinder, Fort- und Weiterbil-
dungen im Bereich �Zirkuspädagogik� und an-
dere Workshops durch.
Theater
Das Theaterpädagogische Zentrum der Emslän-
dischen Landschaft e.V. (TPZ) bietet sich als Koo-
perationspartner für allgemeinbildende Schulen
an. Im Rahmen von Kooperationsverträgen stellt
das TPZ qualifizierte Lehrkräfte zur Verfügung,
die in den Schulen Theater-AG aufbauen oder
im Regelunterricht der Schule tätig sind.
Netzwerke
Das �Kultur macht Schule�-Projekt der Landes-
vereinigung Kulturelle Jugendbildung Niedersach-
sen e.V. stellt eine Projektdatenbank für Koope-
rationen zwischen Ganztagsschulen und kultu-
rellen Partnern in Niedersachsen bereit. Best-
Practice-Beispiele, Ideen für die praktische Um-
setzung und konkrete Anleitungen sollen eine
Angebotstransparenz schaffen, die allen Interes-
sierten wichtige Informationen zu Kooperations-
vorhaben vermitteln.

Nordrhein-Westfalen

Laut Landesvereinigung Kulturelle Jugendarbeit
(LKJ) NRW führten die kulturellen Träger aus dem
Mitgliederspektrum der LKJ im Jahr 2005 rund 150
Angebote mit offenen Ganztagsgrundschulen
durch. Einige Beispiele für diese Angebote sind:
· Literatur: Plapperschlange � Werkstatt zum

Sprechen, Hören und Schreiben; 1 mal in der
Woche, 90 Minuten, Kunterbunt Schule in Du-
isburg,

· Musik: Musikalische Bewegungsspiele � Interna-
tionale Tänze, Musik aus aller Welt; 1 mal in der
Woche, 90 Minuten, Bürgerschule in Vlotho,

· Kreatives Gestalten: Kunstprojektgruppe � 2 mal
in der Woche, 60 Minuten, Kath. Grundschule

St. Josef in Grevenbroich/Jugendkunstschule
Grevenbroich,

· Akrobatik und Jonglage: 1 mal in der Woche,
90 Minuten, Frenzelschule (Schule für Lernbe-
hinderte)/Jugendkunstschule balou in Dort-
mund.

Spartenübergreifende Kulturprojekte
Der kulturpädagogische Dienst AKKi e.V. (Aktion
und Kultur mit Kindern) aus Düsseldorf gestaltet
Projekte an offenen Ganztagsschulen. Seit 2003
unterbreitet Akki zwei Duisburger Grundschulen
fünf mal pro Woche ein spartenübergreifendes
Angebot mit den Schwerpunkten Tanz, Theater,
Akrobatik, Musik und bildende Kunst. Die Work-
shops stehen unter Mottos wie z.B. �Schulrevue�
und werden durch regelmäßige Präsentationen
der Ergebnisse in einen Gesamtzusammenhang
gebracht. AKKi gestaltet den kompletten Ganz-
tag der beiden Schulen und arbeitet eng verzahnt
mit dem schulischen Partner. Auch die Jugend-
kunstschule im Kreativ-Haus e.V. in Münster bie-
tet im Rahmen des offenen Ganztages sparten-
übergreifende Workshops aus den Bereichen Kin-
deratelier, Theatergruppe, HipHop, Sambatanz,
Zirkus und Akrobatik an. Die Konzeption des Kre-
ativ-Hauses orientiert sich eng an den Bedürfnis-
sen der Kinder und grenzt sich von den Lehrplä-
nen der Schule ab. Die Kooperationen sind dau-
erhaft angelegt. Die Fachabteilung Kultur der Stadt
Velbert gestaltet als Träger der Kulturgrundschule
Nierenhof den Ganztag mit unterschiedlichsten
kulturpädagogischen Angeboten aus. Die
Bon.Bosco-Schule in Eschweiler bildet als offene
Ganztagsschule ein Netzwerk mit Museen, Gale-
rien und Künstlern/innen und ist damit zur ersten
Jugendkunstschule der Stadt geworden.
Innerhalb dieser Kooperationen stellt die kultu-
relle Jugendbildung nicht nur einen Teilbereich dar,
sondern bildet den Schwerpunkt des Ganztages
Tanz
Das NRW Landesbüro Tanz vermittelt Tanzpäda-
gogen/innen, die kreativen Kindertanz an Grund-
schulen anbieten. Ziel ist, neben der Verbesse-
rung der motorischen Koordination, vor allem die
Förderung der Zusammenarbeit in Gruppen und
der Konzentration. Seit dem Schuljahr 2003/
2004 führt das Landesbüro Tanz-AG in offenen
Ganztagsgrundschulen durch. Außerdem werden
Fortbildungen für die Tanzpädagogen/innen or-
ganisiert. Eine wissenschaftliche Auswertung des
Projekts führt die Deutsche Sporthochschule Köln
durch. Laut Projektleiterin Linda Müller besteht
eine steigende Nachfrage der Schulen an den
Tanzangeboten.
Jugendkunstschulen
Angebote von Jugendkunstschulen sind in zahl-
reichen offenen Ganztagsschulen integriert. Die
Jugend-Kunstschule Rodenkirchen beispielsweise
bietet an der Kölner offenen Ganztagsschule-

Freiligrathstraße Kurse zum Thema Bildhauerei
aus Holz oder Stein an.
Musik
Zahlreiche Musikschulen kooperieren in Nord-
rhein-Westfalen mit den offenen Ganztagsschu-
len. Darüber hinaus ist die Landesarbeitsgemein-
schaft Musik NRW sehr aktiv auf dem Feld der
Kooperationen mit Ganztagsschulen. Das Projekt
�Musik und Bewegung in der Offenen Ganztags-
schule� stellt Arbeitshilfen zur Verfügung und
führt landesweit 13 Kooperationsprojekte mit
offenen Ganztagsschulen und Schulen im Sek.-
1-Bereich durch. Der Verband deutscher Musik-
schulen e.V. setzt seine Schwerpunkte auf Koo-
perationen von Musikschulen und allgemein bil-
denden Schulen in Nordrhein-Westfalen sowie
auf Kultur- und bildungspolitische Fragestellun-
gen im Bereich Musik. In einer landesweiten
Modellprojektreihe in offenen Ganztagsschulen
hat die Landesarbeitsgemeinschaft Musik NRW
(LAG Musik NRW) 2005 in Kooperation mit der
Deutschen Sporthochschule Köln, der Universi-
tät zu Köln, der Hochschule für Musik Köln, dem
Jugendförderkreis Dortmund und der Offenen
Jazz Haus Schule, Köln die Sparten Musik und
Bewegung zusammengeführt. In insgesamt zehn
Projekten wurden in spielerischen Übungen Lie-
der, Tänze und Bewegungsabläufe einstudiert,
Geräusche und Bewegungsabläufe, z.B. eines
Fließbandes einer Flaschenfabrik pantomimisch-
rhythmisch imitiert oder Musikinstrumente als
Tanzbegleitung ausprobiert.
Literatur
Die Landesarbeitsgemeinschaft Jugend und Lite-
ratur NRW e.V. unterbreitet Angebote zur Lese-
förderung an offenen Ganztagsgrundschulen.
Unter Mottos wie zum Beispiel �Detektive und
Krimi� wird eine kreative Auseinandersetzung mit
Literatur initiiert.
Neue Medien
Mit der e-nitiative.nrw unterstützen 54 lokale e-
teams u.a. bei der Entwicklung von Medienkon-
zepten sowie Medienangeboten für die
(Ganztags)schulen sowie der Filmbildung in
Schulen und außerschulischen Einrichtungen und
beraten darüber hinaus Schulen und Schulträ-
ger bei ihrer IT-Ausstattung. Unter der Leitung
des Medienzentrums Rheinland wird die e-
nitiative.nrw landesweit von zwei Standorten als
koordiniert. Die Medienberatung NRW koordi-
niert die Initiative Bildungspartner NRW � Biblio-
thek und Schule. Sie präsentiert mögliche Koo-
perationspartner, stellt Informationen zu orga-
nisatorischen Fragen sowie Konzepte zu Ange-
boten in der offenen Ganztagsschule und Mus-
terverträge etc. zur Verfügung.
Netzwerke
Die Landesvereinigung Kulturelle Jugendarbeit
(LKJ) NRW e.V. engagiert sich aktiv für die För-

derung kultureller Angebote in Schulen und setzt
sich für dessen Einführung, Umsetzung und Ver-
stetigung ein. Im Mitgliederspektrum der LKJ
NRW finden landesweit über 690 Kooperationen
mit Schulen statt.

Rheinland-Pfalz

Musik
In Rheinland-Pfalz kooperieren zahlreiche Mu-
sikschulen mit Ganztagsschulen. Auf dem Ganz-
tagsschulserver des Ministeriums für Bildung,
Frauen und Jugend wird ein repräsentatives Pra-
xisbeispiel dargestellt: �Stellvertretend sei hier die
Grundschule Eisenberg genannt, die einen
Schwerpunkt auf die musikalische Förderung legt.
Der Grundschule ist es ein zentrales Anliegen,
Kinder an Vereine in Eisenberg heranzuführen
und ein weiteres Musizieren über die Grundschul-
zeit hinaus zu ermöglichen. So musizieren derzeit
64 Prozent derjenigen, die in Bläserklassen wa-
ren, in Vereinen der Umgebung und 27 Prozent
in den weiterführenden Schulen. Ein Beispiel für
eine Aktion war die �Nacht der Musik�: Vom 22.
auf den 23. April 2005 spielten die Schülerinnen
und Schüler der Bläserklasse gemeinsam mit der
Eisenberger Blaskapelle. Die Musiker des schul-
eigenen Blasorchesters der vierten Klassen der
Grundschule lernten ein bestehendes Orchester
kennen und probten miteinander bis in die Nacht.
Die Leitung der musikalischen Nacht übernah-
men Musikpädagogen, die von Lehrkräften, er-
fahrenen Musikern und ausgebildeten Orches-
terleiterinnen und -leitern der Blaskapelle Eisen-
berg unterstützt wurden. Durch diese Zusammen-
arbeit zwischen Grundschule und Verein gelang
es, die über 35 Musikerinnen und Musiker so zu
motivieren, dass sie drei Kompositionen komplett
neu einstudierten und des Musizierens nicht
müde wurden.�.
Neue Medien
Seit Sommer 2002 engagieren sich das Bildungs-
zentrum BürgerMedien (BZBM) in Kooperation mit
dem Landesmedienzentrums Rheinland-Pfalz in
rheinland-pfälzischen Ganztagsschulen. Zur Zeit
nutzen 13 Ganztagsschulen im Land die Möglich-
keit, eine Video-AG am Nachmittag von einer/m
Medienpädagin/ en des BZBM betreuen zu lassen.

Saarland

Tanz
Die Landesarbeitsgemeinschaft Tanz im Saarland
e.V. berichtet von drei durchgeführten Projekt-
kooperationen im Schuljahr 2004/2005. Im Rah-
men von Arbeitsgemeinschaften und Projekten
finden Tanzangebote in Ganztagsschulen statt,
die seit Juni 2005 durch das Landesjugendamt
finanziert werden. Weitere Projekte sind in Pla-
nung, die Anfrage der Schulen ist groß.
Mus-e
Acht Saarländische Grundschulen beteiligen sich
am deutschlandweiten �Mus-e Projekt� der Yehu-
di-Menuhin Stiftung. �Mus-e� arbeitet mit Künst-
lern verschiedener Nationen zusammen, die in
Grundschulen kulturelle Projekte aus den Berei-
chen Musik, bildende Kunst, Tanz und Theater
durchführen. 1999 ist das �Mus-e Projekt� mit 39
Schulen in Nordrhein-Westfalen gestartet. Die mit
�Mus-e� zusammen arbeitenden Schulen gehö-
ren heute teilweise zu den durch das IZBB geför-
derten offenen Ganztagsschulen. Die Mus-e Pro-
jekte finden im Gegensatz zu den meisten kultu-
rellen Angeboten in Ganztagsschulen innerhalb
der vormittäglichen Unterrichtsstruktur statt.
Kunst macht Schule
Das Projekt �Kunst macht Schule� des Kultusmi-
nisteriums veranstaltet seit 2001 Projektwochen
an Schulen. Die teilnehmenden Schulen bewer-
ben sich jährlich für die Projekte. Fest vertraglich
vereinbarte Kooperationen mit Ganztagsschulen
gibt es in diesem Projekt nicht.

Sachsen

Zirkus
Die Kindervereinigung Dresden e.V. hat als Trä-
ger des Kinderzirkus Chaos im Rahmen des Pro-
jektes �Zirkus macht Schule� im Schuljahr 2003/
2004 mit einer Mittelschule in Dresden koope-
riert. Diese Kooperation wurde eingestellt. Das
Projekt �Zirkus macht Schule� wird nicht weiter-
geführt. Aktuell führt die Kindervereinigung Dres-
den e.V. im Rahmen einer offenen Ganztags-
grundschule in Dresden zweimal pro Woche
Spielangebote mit zirkuspädagogischen Elemen-
ten durch.
Musik
Der Landesverband Rhythmische Erziehung Sach-
sen e.V. engagiert sich im Bereich �Kooperatio-
nen� und hat 2006 in Zusammenarbeit mit vier
Grundschulen aus Dresden, Leipzig und Markers-
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Kulturelle Bildung auf die Europäische Agenda
Nachklänge zur Konferenz �Promoting Cultural Education in Europe� in Graz 2003
Unter dem Titel �Promoting Cultural Educa-
tion in Europe� fand vom 8. bis 10. Juni in
der österreichischen Kulturhauptstadt Euro-
pas des Jahres 2003, Graz, eine Konferenz
von 130 VertreterInnen aus Kultur- und Bil-
dungspolitik, sowie von unterschiedlichstem
AkteurInnen aus dem kulturellen Bildungs-
bereich aller EU-Mitgliedsstaaten statt. Das
Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur nutzte damit das öster-
reichische EU-Präsidentschaftshalbjahr, um
den europaweit in der politischen Zustän-
digkeit sehr diffusen Bereich der Kulturel-
len Bildung deutlich in den Blick zu nehmen
und deutlich einen festen Platz auf der eu-
ropapolitischen Agenda einzufordern. Ös-
terreich griff damit die eigene Initiative in
dieser Richtung während seiner letzten Rats-
präsidentschaft 1998 auf, die zwischenzeit-
lich vor allem von den Niederlanden in Form
der Gründung eines europaweiten Netz-
werks der für Kulturelle Bildung zuständi-
gen RegierungsbeamtInnen (www.culture-
school.net) und mit zwei bemerkenswerten
Fachkonferenzen weitergetragen worden
war. Schwerpunkt war in Graz die Betonung
des Beitrags Kultureller Bildung zu Partizi-
pation, Innovation und Qualität in Europa.

Die bei der EU-Kommission für Kultur zuständi-
ge Direktorin Christine Boon-Falleur betonte u.a.
in ihrer Eröffnungsansprache die große Wichtig-
keit, die die Kommission den verschiedenen Be-
reichen der Kulturellen Bildung beimisst: Sie
nahm dabei ausdrücklich auch den jugendpoli-
tischen Aspekt in den Blick und ermunterte aus-
drücklich dazu, noch mehr Phantasie und kon-
krete Vorschläge zu entwickeln, wie die Trennung
von Kultur-, Bildungs- und Jugendbereich noch
durchlässiger gemacht werden kann. Sie gestand
gleichzeitig freimütig ein, dass auch innerhalb
der Generaldirektion Bildung und Kultur in Brüs-
sel die bereichsübergreifende politische Zusam-

menarbeit dieser Abteilungen besser funktionie-
ren könnte, was hoffentlich ab 2007 durch fest
verankerte Bestimmungen in dieser Richtung in
den neuen Bildungs- und Kulturprogrammen
besser gelingen wird. Auch setzte sie große Hoff-
nungen auf neue Initiativen im Rahmen des Eu-
ropäischen Jahres des interkulturellen Dialogs
2008; ein Thema bei dem bereichsübergreifen-
de Vorhaben der Kulturellen Bildung von größ-
ter Wichtigkeit seien.
Susanne Keuchel vom Zentrum für Kulturforschung
präsentierte in einem Vortrag wesentliche Ergeb-
nisse des deutschen Jugendkultur-Barometers und
betonte davon abgeleitet die politische Heraus-
forderung, dass der Grad aktiver kultureller Teil-
habe junger Menschen immer noch ganz wesent-
lich vom sozialen Herkunftsmilieu und vom Bil-
dungsniveau beeinflusst werden. Sie gab den po-
litisch Verantwortlichen und den AkteurInnen der
kulturellen Bildungsarbeit mit auf den Weg, ne-
ben all den teilweise hektischen Reaktionen auf
die PISA-Studie, diesen Aspekt nicht zu verges-
sen, sondern bewusst und aktiv gegenzusteuern.
Anna Magraner, Mitarbeiterin der EU-Kommissi-
on und früher für die Umsetzung des europäi-
schen �Connect�-Programms verantwortlich, wies
in ihrem Beitrag auf die aktuell im Auftrag der
Generaldirektion für Bildung und Kultur erstellte
europaweite Studie zu Fragen der Kulturellen
Bildung hin, deren Ergebnisse Ende des Monats
auf den Internet-Seiten der EU-Kommission ver-
öffentlicht werden sollen. Von dieser Bestands-
aufnahme auf nationaler und internationaler
Ebene in Europa verspricht sie sich vielfältige
Anregungen für weitere best-practice-Vorhaben
und politische Initiativen zur Stärkung kulturel-
ler Bildungsarbeit in Europa.
Der Vorsitzende des Deutschen Kulturrats und der
Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Ju-
gendbildung (BKJ), Max Fuchs, stellte in seiner
keynote unter dem Stichwort �Qualität� sieben
wesentliche Aspekte heraus und betonte vor al-
lem sehr deutlich, dass auch Qualitätsstandards

in der Kulturellen Bildung immer abhängig von
politischen Kontexten sind. Evaluation und Qua-
litätsentwicklung haben immer sowohl die Di-
mension eines Fach- als auch eines Machtdis-
kurses. Mit aus diesen Gründen hält er es für
geboten, über Forschungs- und Evaluationsme-
thoden nachzudenken, die den vielschichtigen
Qualitäten Kultureller Bildung auch in der Breite
gerecht werden können. Nur mit solchen Studi-
energebnissen kann nach seiner Ansicht der
PISA-zentrierten Bildungsdiskussion in Europa
eine neue Qualität unter Berücksichtigung so-
wohl der künstlerischen Schulfächer als auch
anderer Formen der außerschulischen kulturel-
len Bildungsarbeit gegeben werden.
Dieser Vorschlag traf bei den europäischen Ta-
gungsteilnehmerInnen auf reges, auch skepti-
sches Interesse, wie sich im Rahmen eines Work-
shops zeigte, bei dem von Max Fuchs und Rolf
Witte der Kompetenznachweis Kultur der BKJ
vorgestellt und lebhaft diskutiert wurde.
Zum Abschluss versuchte Michael Wimmer, Ge-
schäftsführer von EduCult in Wien, in seiner Funk-
tion als general-rapporteur der Tagung die wesent-
lichsten Punkte der sehr vielschichtigen Diskussio-
nen zusammenzustellen. Er stellte die klare Forde-
rung nach mehr quantitativer und qualitativer Wir-
kungsforschung im Bereich der Kulturellen Bildung
auf, um in der politischen Diskussion nicht noch
über Jahre hinaus als marginales Feld zwischen
allen Stühlen der Kultur- und Bildungspolitik sitzen
zu müssen. Er forderte von den Akteuren der kul-
turellen Bildungsarbeit eine aktive Nutzung der
neuen EU-Programme ab 2007, und hier vor al-
lem der neu geschaffenen Möglichkeiten der be-
reichsübergreifenden Zusammenarbeit und Finan-
zierung. Allen nationalen VertreterInnen von Bil-
dungs- und Kulturministerien gab er abschließend
die dringende Bitte mit auf den Weg, mehr natio-
nale politische Gestaltung für Kulturelle Bildung zu
wagen und fest zu implementieren, um auf dieser
Basis überhaupt auf europäischer Ebene zu einer
besseren Verständigung und gemeinsamen Stra-

tegie kommen zu können. Er möchte Ergebnisse in
diesen Fragen sehr gerne vor der nächsten öster-
reichischen EU-Ratspräsidentschaft sehen � diese
steht nämlich erst wieder im Jahr 2018 an.

DER VERFASSER IST BILDUNGSREFERENT FÜR IN-
TERNATIONALE JUGENDKULTURPOLITIK BEI DER
BUNDESVEREINIGUNG KULTURELLE KINDER-
UND JUGENDBILDUNG (BKJ) IN REMSCHEID. 

bach im Erzgebirge die Kinderoper �La mia ope-
ra� inszeniert.
Netzwerke
Auf einer CD-ROM und auf der Homepage
www.kuenstlerinnen-in-schulen.de stellen sich
ver.di-Künstlerinnen und -Künstler aus Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen vor. Sie bieten ihre
Fähigkeiten Lehrern, Erziehern und Bildungsträ-
gern an, die Kindern und Jugendlichen die prak-
tische Begegnung mit Musik, Literatur, Bildender
Kunst, Tanz, Theater und den Neuen Medien er-
möglichen möchten. Mit ihren Kurzporträts und
Arbeitsproben geben sie einen Überblick über
ihre künstlerischen Angebote.

Sachsen-Anhalt

Musik
Der Landesverband der Musikschulen Sachsen-
Anhalt e.V. führt im Rahmen des Projektes �Mu-
sisch-ästhetische Bildung, Zusammenarbeit von
Musikschulen mit allgemein bildenden Schulen�
Kooperationen mit Ganztagsschulen durch. Ziel
des Projektes �Musisch-ästhetische Bildung� ist
es, Kindern und Jugendlichen, die aus den un-
terschiedlichsten Gründen keinen Zugang zu
Angeboten der Musikschulen haben, ein Musi-
kerleben zu ermöglichen und sich musisch-kre-
ativ auszuprobieren sowie Interessen und Nei-
gungen zu entdecken. Die Angebote sind für die
Schüler/innen kostenfrei. Seit August 2004 koo-
perieren insgesamt 51 Grundschulen, 7 Sekun-
darschulen und 6 Gymnasien mit insgesamt
25 Musikschulen im Land Sachsen-Anhalt.
Darunter befinden sich ca. 5 Ganztagsschulen.
Die Aktion Musik � Gesellschaft zur Förderung
junger Musiker e.V. führt im Rahmen des Pro-
gramms �Soziale Komponente� musik- und me-
dienpädagogische Projekte durch. Im Schuljahr
2004/2005 haben landesweit sechs Projektkoo-
perationen und eine feste Kooperation stattge-
funden. Die Angebote bieten Einblicke in die
Bereiche Schlagzeug, Gitarre, Lichttechnik, Ge-
sang die digitale Verarbeitung von Musikstücken.
Pro Schüler wird ein Kostenbeitrag von 4 Euro
erhoben.
Theater
Das vom Kultusministerium Sachsen-Anhalt un-

terstützte Projekt �KLaTSch! Kulturelles Lernen an
(Off) Theatern und Schulen� des Landeszentrums
�Spiel & Theater� Sachsen-Anhalt e.V. arbeitet seit
2004 in elf Einzelpartnerschaften zwischen Schu-
len und freien Theatern: �Ein zentraler Aspekt
dieser Partnerschaften beruht auf der Förderung
eines lebendigen Austausches zwischen den je-
weiligen Schülern einer Schule und den freien
Theaterleuten einer konkreten Bühne. Die Schü-
ler erhalten neue Ausdrucksmöglichkeiten sowie
tiefe Einblicke in das Bühnengeschehen. Den
Teilnehmern soll dabei nicht nur Darstellendes
Spiel näher gebracht werden; darüber hinaus
sollen sie den ganzen Theaterbereich mit all sei-
nen Facetten kennen lernen� von der Organisa-
tion, der Entwicklung einer Inszenierung über
Masken- und Bühnenbild, Kostümschneiderei,
Licht-, Ton- und Bühnentechnik bis hin zu Ver-
waltung und Öffentlichkeitsarbeit.�. Im Schuljahr
2004/2005 ist eine Ganztagsschule unter den
Kooperationspartnern des Projektes. Das Landes-
zentrum �Spiel & Theater� strebt den weiteren
Ausbau der Zusammenarbeit mit Ganztagsschu-
len ausdrücklich an.
Museum
Um Schulklassen und andere Besucher in Muse-
en oder Gedenkstätten Sachsen-Anhalts noch
besser betreuen zu können, unterstützt das LISA
(Landesinstitut für Lehrerfortbildung, Lehrerwei-
terbildung und Unterrichtsforschung von Sach-
sen-Anhalt) seit einiger Zeit die Bemühungen um
die Ausgestaltung außerschulischer Lernorte. Im
LISA entwickeln Lehrkräfte � in Abstimmung mit
dem jeweiligen Museum � museumspädagogi-
sche Konzepte, die den speziellen Bedürfnissen
des Lernortes entsprechen. LISA berät und wirkt
bei der Umsetzung des Lernortkonzeptes mit,
erstellt und erprobt Medien und Materialien und
übernimmt seine Wirkung als Multiplikator in der
Region und in Schulen.
�Kultur in Schule und Verein�
Im Rahmen der seit 2001 existierenden Förder-
struktur �Kultur in Schule und Verein� werden
Kooperationsprojekte zwischen freien Trägern
und Schulen gefördert. Bewilligungsbehörde zur
Förderung ist das jeweilige staatliche Schulamt.
Gefördert werden können:
· künstlerische Ausstellungen und Kunstprojekte
· Veranstaltungen zur Leseförderung
· Projekte des Kinder- und Jugendtheaters
· Projekte im Bereich der Musik
· Multimediaprojekte mit kulturellem Inhalt
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· Projekte zur Pflege und Vermittlung von Mund-
arten

· Traditions- und Brauchtumspflege im Kinder
und Jugendbereich

· Die Schaffung von Möglichkeiten für die Infor-
mation und Präsentation aus dem künstleri-
schen Schaffen der Vereine in den Schulen (z.B.
Ausstellungswände), Informationstafeln, Schau-
vitrinen etc.

Schleswig-Holstein

Musik
Die Musikschulen in Schleswig-Holstein führen
vereinzelt Streicher- und Bläserklassen an Ganz-
tagsschulen durch.
Bildungsstätten
Nach Information der LKJ Schleswig-Holstein
führen Bildungsstätten, wie die Internationale
Bildungsstätte Jugendhof Scheersberg oder das
Kinder und Jugendkulturhaus Röhre in Lübeck
Kooperationen mit Ganztagsschulen durch.
Netzwerke
Die Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung
(LKJ) Schleswig-Holstein stellt aus ihrem Mitglie-
derspektrum Kontaktadressen von Trägern, Ein-

richtungen und Personen zur Verfügung, die In-
teresse an gemeinsamen Projekten mit Schulen
haben und dafür geeignet sind. Auf dem Lan-
desbildungsserver Schleswig-Holstein steht eine
�Datenbank Kooperationspartner� zur Verfü-
gung.

Thüringen

Laut Arbeitsstelle für Schuljugendarbeit am
Staatlichen Schulamt Jena bieten ca. 40 Ganz-
tagsschulen im Rahmen des IZBB kulturelle An-
gebote an. Das der LKJ Thüringen e.V. ange-
schlossene Projekt �Ability� arbeitet in Thürin-
ger Schulen mit dem Ziel, Schlüsselkompeten-
zen gezielt zu fördern und berufliche Orientie-
rung zu erleichtern.
Dies geschieht durch spielerische und theater-
pädagogische Methoden. Im Schuljahr 2004/
2005 fand das Projekt �Ability� an neun Pro-
jekttagen in der RS Parkschule Weimar statt.
Die Schule hat sich zum folgenden Schuljahr
als offene Ganztagsschule beworben. Weitere
Schulen, mit denen die LKJ kooperiert, haben
die Bewilligung zur Ganztagsschule nicht er-
halten.

Rolf Witte


